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Die Beiträge in diesem Band gehen zurück auf die viel beachtete, 
öff entliche Ringvorlesung »Integration von Zuwanderern – Erfah-
rungen, Modelle, Perspektiven« im Wintersemester 2008/2009 am 
Institut für Politikwissenschaft der Universität Bremen. Die Veran-
staltung stieß bei Studierenden, Universitätsangehörigen, Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern von Behörden sowie in der Öff entlichkeit 
und in den Medien auf große Resonanz. Kooperationspartner war die 
Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales der 
Freien Hansestadt Bremen.
Die damals gehaltenen Vorträge sind jetzt in dem vorliegenden 
Band mit gleichnamigem Titel versammelt. Eingeleitet wird dieser 
mit Ausführungen zur Integrationspolitik in Bremen im Rahmen 
des Nationalen Integrationsplanes. Danach folgen zehn Beiträge zu 
folgenden Bereichen: 1. Übergreifende Integrationskonzepte, 2. In-
tegration auf kommunaler Ebene, 3. Arbeitsmarktintegration, 4. Er-
ziehung und Sprache als zentrale Faktoren der Integration und 5. Ein-
bürgerung als Instrument der politischen Integration.
Damit wird ein weiter Bogen der Integration gespannt, wobei 
nicht nur die strukturelle, sondern auch die anderen Dimensionen 
der Integration berücksichtigt werden. Theoretische Überlegungen, 
empirische Befunde und statistische Daten fi nden gleichermaßen 
Eingang in die Analysen. Der Band verdeutlicht, dass die Vermittlung 
von »Identifi kation, Teilhabe und Verantwortung« ein grundlegendes 
und übergreifendes Anliegen eines demokratischen Wohlfahrtsstaats 
ist, wobei alle gesellschaftlichen Gruppen in den Prozess der Integra-
tion einzubeziehen sind.
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Stefan Luft und Peter Schimany
Gesellschaft und Integration. 
Einführung in die Thematik des Bandes
Stefan Luft/Peter Schimany
POLITISCHER KONSENS ÜBER INTEGR ATION
Seit Beginn der 1980er Jahre gehört es zum politischen Konsens in 
der Bundesrepublik Deutschland, dass sich die dauerhaft und recht-
mäßig in Deutschland lebenden Zuwanderer in die Gesellschaft in-
tegrieren sollen.1 So wurden seit Jahrzehnten erhebliche öff entliche 
Ausgaben zur Förderung der Integration von Zuwanderern – sowohl 
Ausländern als auch Aussiedlern – getätigt. Die Sprachprogramme 
in der Bundesrepublik der vergangenen Jahrzehnte dürften »weltweit 
zu den größten staatlich organisierten Sprachprogrammen gehört ha-
ben« (Böcker/Thränhardt 2003: 6). Bund, Länder, Kommunen und 
Wohlfahrtsverbände haben hier Milliarden-Beträge investiert (Fuchs/
Wollmann 1987; Unabhängige Kommission Zuwanderung 2001: 
204ff .).
Nach Verabschiedung des umstrittenen neuen Staatsangehörig-
keitsrechts 1999 stand mit dem Aufenthaltsgesetz (2004) und den 
1 | Bereits 1983 formulier te der damalige Bundesinnenminister Friedrich 
Zimmermann (CSU): »Wichtiges Ziel der Ausländerpolitik ist die Integration 
der hier auf Dauer lebenden Ausländer. Integration bedeutet nicht Verlust 
der eigenen kulturellen Identität. Sie setzt aber voraus, dass die Ausländer 
sich um die Beherrschung der deutschen Sprache bemühen, unsere Grund-
ordnung respektieren und sich soweit an die hiesigen Verhältnisse anpas-
sen, dass ein reibungsloses Zusammenleben möglich ist« (Der Bundesmi-
nister des Innern 1983: 3)
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darin vorgesehenen Integrationskursen, dem »Nationalen Integra-
tionsplan« und einem zweiten »Integrationsgipfel« im Bundeskanz-
leramt im Jahr 2008 das Thema »Integration« erneut an prominenter 
Stelle auf der politischen Tagesordnung (Weinmann 2008). Über die 
Bedeutung der »Integration« von Zuwanderern besteht über alle poli-
tischen Verlautbarungen Einigkeit.2 Der Begriff  wird allerdings im 
Wesentlichen ex negativo bestimmt: »mangelnde Beherrschung der 
deutschen Sprache, Schwächen in Bildung und Ausbildung, höhere 
Arbeitslosigkeit und die fehlende Akzeptanz von Grundregeln unse-
res Zusammenlebens bis hin zur Verletzung von Gesetzen, nicht zu-
letzt von Frauenrechten« (Bundeskanzleramt 2006: 2ff .). 
Positiv gewendet bleibt die inhaltliche Bestimmung dagegen 
vage. Erfolgreiche Integration wird verstanden als »Identifi kation, 
Teilhabe und Verantwortung«. Grundlage für ein zu entwickelndes 
gemeinsames Verständnis von Integration müssten »neben unseren 
Wertvorstellungen und unserem kulturellen Selbstverständnis unse-
re freiheitliche und demokratische Ordnung (sein), wie sie […] im 
Grundgesetz ihre verfassungsrechtliche Ausprägung fi ndet« (ebd.). 
Hier fangen aber bereits die defi nitorischen Schwierigkeiten an: Was 
ist unter »unseren Wertvorstellungen« und »unserem kulturellen 
Selbstverständnis« zu verstehen? Welche Einigkeit wird man an-
gesichts der Modernisierungsschübe in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts und den ambivalenten Auswirkungen von Individuali-
sierung noch erzielen können? Auf welches Leitbild können sich in 
einer funktional diff erenzierten, kulturell pluralistischen Gesellschaft 
die Bürgerinnen und Bürger noch verständigen?
BESTIMMUNG VON INTEGR ATION
Der Begriff  »Integration« wird sowohl im politischen Raum als auch 
in den Sozialwissenschaften kontrovers diskutiert (Lange/Schimank 
2004; Mammey 2005; Imbusch/Rucht 2005; Imbusch/Heitmeyer 
2008). Auf gesellschaftlicher Ebene kann es sowohl ein Übermaß als 
auch einen Mangel an Integration geben. »Überintegration« bedeu-
tet, dass die Teilsysteme durch das Ganze blockiert werden, was zur 
2 | Integration ist »eine politische Schlüsselaufgabe« (Bundeskanzleramt 
2006: 1) und eine »Aufgabe von nationaler Bedeutung (Nationaler Integrations-
plan 2007: 12).
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Lähmung des Gesamtsystems führt – wie in den früheren sozialis-
tischen Staaten (Lange/Schimank 2004:14). »Desintegration« würde 
im Extremfall sogar zum Zerfall einer Einheit führen. Sowohl Über-
integration als auch Desintegration gehen mit einem Verlust an Frei-
heitsgraden einher. Insofern kann eine Politik der »Deregulierung« 
auch als Reduktion von Integration verstanden werden.3 
Gesellschaftliche Integration kann nur annäherungsweise be-
stimmt werden. Sie stellt nach Schimank (2008: 554)
»eine Balance zwischen Des- und Überintegration dar, einen mittleren 
Ordnungszustand, der durch ein Zuviel oder Zuwenig an Ordnung gestör t 
werden kann. Gesellschaftliche Integration ist damit auch ein Zeitpunkt-
relativer Maßstab. Aussagen darüber sind nur sinnvoll, wenn der Gesell-
schaftszustand zum Zeitpunkt t1 integrier ter bzw. weniger integrier t als 
zum Zeitpunkt t0 ist. Man ver fügt über keinen absoluten, außerhistorischen 
Maßstab für das angemessene Niveau gesellschaftlicher Integration.«
Dies erklärt, warum Integration meist nur in Fällen erheblicher Ab-
weichungen thematisiert wird, denn: »Gelungene Integration fällt 
in den Routinen des Alltags nicht weiter auf« (Lange/Schimank 
2004:13).
Im Aufenthaltsgesetz (§ 43, Abs. 2 AufenthG) postuliert der Ge-
setzgeber als Zweck der »Integrationskurse«, dass Ausländer an 
die Sprache, die Rechtsordnung, die Kultur und die Geschichte in 
Deutschland herangeführt werden. Sie sollen dadurch mit den Le-
bensverhältnissen im Bundesgebiet so weit vertraut werden, dass sie 
ohne die Hilfe oder Vermittlung Dritter in allen Angelegenheiten des 
täglichen Lebens selbständig handeln können. Integrationsleistun-
gen auf individueller Ebene wie der Erwerb der Sprache des Aufnah-
melandes sind Voraussetzungen selbst bestimmten Handelns. Das 
gilt für den Alltag, der ohne fremde Hilfe bewältigt werden soll. Und 
es gilt darüber hinaus für die Entscheidungsfreiheit, sich den mit-
gebrachten kulturellen Zusammenhängen gegenüber in spezifi scher 
Weise eher bewahrend oder eher distanzierend zu verhalten. 
In einer modernen Gesellschaft kann nicht von einer einheitli-
chen und statischen Kultur gesprochen werden. Eine Integration in 
3 | Der Konflikt um die Sinnhaftigkeit einer solchen Politik, um die Frage, 
wer ihre Profiteure sind und welche gesellschaftlichen Folgen sie hat, ge-
hört zu den zentralen Kontroversen der vergangenen Jahre.
STEFAN LUFT/PETER SCHIMANY12
die Kultur des Aufnahmelandes kann daher – so bereits Hoff mann-
Nowotny 1973 in seiner Arbeit zur Lage von Arbeitsmigranten in der 
Schweiz – nur heißen,
»dass die Einwanderer an die ihrer jeweiligen Schichtlage entsprechende 
Subkultur assimilier t sind. Angesichts der marginalen strukturellen Position 
der Einwanderer in der Schweiz muss der von ihnen realistischerweise zu er-
wartende Assimilationsgrad immer mit Bezug auf die Subkultur der unteren 
Unterschicht des Einwanderungslandes betrachtet werden und kann nicht 
an den Idealen der dominierenden Mittelschichtkultur gemessen werden« 
(Hoffmann-Nowotny 1973: 176). 
Die Integration einer Zuwanderergruppe wäre dann erreicht, »wenn 
sie ihren Minoritätscharakter verloren hätte, mit anderen Worten 
Unterprivilegierung und Überprivilegierung nicht mehr mit zuge-
schriebenen Merkmalen zusammenfi elen« (ebd.: 194). Das Ziel von 
Integrationspolitik muss darin bestehen, allen dauerhaft und recht-
mäßig in Deutschland lebenden Personen unabhängig von ihrer 
Herkunft gleiche Teilhabechancen zu ermöglichen. Ungeachtet von 
Herkunft und Religion sollen sie die Möglichkeit haben, sich ein-
zugliedern. Einerseits müssen die staatlichen Institutionen Integra-
tionsbedingungen bieten (Makroebene), andererseits müssen sich 
Zuwanderer selbst um Eingliederung aktiv bemühen (Mikroebene). 
Demnach könnten als Hinweise auf eine sich vollziehende Integra-
tion ähnliche Ergebnisse für Einheimische wie für Zuwanderer in 
den verschiedenen Bereichen vor allem der strukturellen Integration 
sein, Bereiche also, die einem »Integrationsmonitoring« methodisch 
relativ unproblematisch zugänglich sind (Statistisches Bundesamt 
2005; Siegert 2006). 
INTEGR ATION UND ARBEITSMARK T
Wenn Integrationspolitik die Schaff ung möglichst großer Chancen-
gleichheit und die »Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnis-
se im Bundesgebiet« (Art. 72, Abs. 2 GG)4 bedeutet, dann sind die 
4 | Hierzu auch Art. 106, Abs. 3, 2, der die Verteilung des Steueraufkom-
mens zwischen Bund und Ländern an dem Ziel orientier t, die »Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet« zu wahren.
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Rahmenbedingungen dafür eher schwieriger geworden. So wird seit 
der Wiedervereinigung ein immer größerer Teil der arbeitsfähigen 
Bevölkerung weitgehend vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Der 
Übergang vom Fordismus zum Postfordismus, Rationalisierung, De-
industrialisierung, der Wandel hin zur Wissens- und Dienstleistungs-
gesellschaft, die Auslagerung von Arbeitsplätzen in die Peripherie, 
die Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse – all dies sind Stichworte 
eines Strukturwandels, der zu einer abnehmenden Arbeitsmarktin-
tegration geführt hat und vorwiegend Geringqualifi zierte in prekäre 
Arbeitsverhältnisse drängt. Das gilt prinzipiell für alle entwickelten 
Staaten, wie z.B. Frankreich (Estèbe 2005: 94ff .).
Seit Mitte der 1970er Jahre hat sich die Zuwanderung in die 
Bundesrepublik Deutschland vom Bedarf des Arbeitsmarktes weit-
gehend abgekoppelt. Zuwanderer weisen seitdem überdurchschnitt-
lich hohe Arbeitslosenquoten auf, wobei die Arbeitslosenquote türki-
scher Staatsangehöriger seit Ende der 1970er Jahre an der Spitze der 
größeren Zuwanderergruppen liegt (Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales 2007: 244f.). Die Bundesrepublik verzeichnete in den 
vergangenen Jahren mehr als eine halbe Million arbeitsloser auslän-
discher Arbeitnehmer, zuzüglich noch einmal rund 300.000 Perso-
nen aus der »stillen Reserve«. Dies geht vor allem auf den Abbau von 
industriellen Arbeitsplätzen zurück, die in erster Linie von un- und 
gering qualifi zierten Arbeitnehmern besetzt wurden. Die Struktur-
veränderungen auf dem Arbeitsmarkt wirken sich insbesondere für 
Zuwanderer nachteilig aus:
»Fallen Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe weg, so verlieren mehr 
Ausländer ihr Beschäftigungsverhältnis als Deutsche. Gelingt […] hingegen 
eine wir tschaftliche Revitalisierung zugunsten neuer Industrien und einem 
Ausbau des Dienstleistungssektors, so haben sie wiederum aufgrund ihrer 
minderen Qualifikation geringe Chancen, eine neue Anstellung zu finden« 
(Friedrichs 1998: 253).
Schulische und berufl iche Qualifi kation sind für die Integration in 
den Arbeitsmarkt von zentraler Bedeutung. Die Einbindung von Zu-
wanderern aus Staaten außerhalb der Europäischen Union (EU) in 
den Arbeitsmarkt geht seit Jahren zurück (Böltken/Gatzweiler/Mey-
er 2002: 405; OECD 2004: 100). Aufgrund der spezifi schen Alters-
struktur werden in den kommenden Jahren aber mehr Ausländer 
(vor allem türkische Staatsangehörige) in den Arbeitsmarkt eintreten 
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als aus Altersgründen ausscheiden. Als ein seit Jahrzehnten gültiger 
Erfahrungssatz des deutschen Arbeitsmarktes gilt: »Niedrige Qualifi -
kation – hohes Arbeitsmarktrisiko« (Reinberg/Hummel 2005: 1). Seit 
Jahren liegt die Arbeitslosenquote bei den Geringqualifi zierten mit 
26 % fast drei Mal so hoch wie bei Personen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung (9,7 %) und über sechsmal höher als bei Akademi-
kern. »Weder ein Niedriglohnsektor noch ein Wirtschaftswachstum 
in realistischen Größenordnungen allein werden die Probleme der 
Geringqualifi zierten auf dem Arbeitsmarkt lösen können« (Reinberg/
Hummel 2005: 3). Für immer größere Gruppen der Gesellschaft, 
häufi g unzureichend qualifi zierte Zuwanderer und ihre Nachkom-
men, stehen aufgrund des wirtschaftlichen Strukturwandels immer 
weniger Arbeitsplätze zur Verfügung. Gleichzeitig sinkt bei den vor-
handenen Arbeitsplätzen der Anteil an unbefristeten Vollzeitstellen, 
während der Anteil an Teilzeit- und geringfügigen Beschäftigungen 
steigt (Grabka/Frick 2008: 104).
Die Nettoeinkommen der privaten Haushalte sind seit Anfang der 
1990er Jahre gesunken (Datenreport 2008: 149). Gleichzeitig hat die 
Einkommensungleichheit in den vergangenen Jahren in Deutsch-
land zugenommen. Die Diskrepanz zwischen hohen und niedrigen 
Einkommen ist gewachsen – stärker sogar als in den USA. Ein realer 
Anstieg ist nur bei hohen und höchsten Einkommen zu verzeichnen 
(DIW 2007). Die Einkommensmittelschicht schrumpft kontinuier-
lich, die untersten Schichten wachsen (Grabka/Frick 2008: 103). Die 
Gruppen, die dauerhaft an den Rand gedrängt und von wichtigen 
Teilhabechancen ausgeschlossen werden, werden größer, so dass sich 
die Gesellschaft zunehmend spaltet.
Von der wirtschaftlichen und sozialen Auseinanderentwicklung 
in Deutschland sind Zuwanderer am stärksten betroff en. Eine Studie 
von Miegel/Wahl/Schulte (2008: 31) zur Einkommensentwicklung in 
Deutschland kommt zu dem Ergebnis, dass sich seit Mitte der 1980er 
Jahre die Einkommensposition von Migranten spürbar verschlechtert 
hat. Hierbei zeigen sich große Unterschiede zwischen den einzelnen 
Zuwanderergruppen. So gehören mehr als die Hälfte der Zuwande-
rer aus Drittstaaten und über 40 % der Migranten aus der Türkei 
und dem ehemaligen Jugoslawien der untersten Einkommensgruppe 
(DIW 2005: 83f.).
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INTEGR ATION UND R AUM
Integration – so das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung – 
besteht in der Chancengleichheit für Deutsche und Zuwanderer in 
allen Teilräumen des Bundesgebietes. Das Ziel sind gleichwertige 
regionale Lebensbedingungen für Deutsche und Zuwanderer. Am 
Ende des Integrationsprozesses sollten keine Unterschiede in den 
Lebenschancen und -bedingungen bestehen, die nur auf den Status 
›deutsch‹ oder ›nicht deutsch‹ bzw. eine entsprechende ethnische 
Herkunft zurückzuführen sind (Böltken/Gatzweiler/Meyer 2002: 
397).
Was die soziale Struktur der städtischen Bevölkerung anbelangt, 
so sind seit über 30 Jahren gegenläufi ge Tendenzen festzustellen: 
Die sozialräumliche Polarisierung und die soziale »Entmischung« 
der Wohnbevölkerung nehmen zu (Häußermann 2001a: 63ff .; Fried-
richs/Triemer 2008: 34ff .; Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung 2009). Soziale und ethnische Segregation stehen 
in einem engen Zusammenhang. »Die ethnische Segregation ist 
umso höher, je höher der Anteil der Migranten in einer Stadt ist und 
je höher der Anteil der Sozialwohnungen ist« (Friedrichs 2008: 402). 
Dies ist zum einen auf sozial-selektive Stadt-Umland-Wanderungen 
(»Suburbanisierung«) zurückzuführen. Vor allem Familien der Mit-
telschicht haben die Städte verlassen, so dass das Umland der Groß-
städte zur »Familienzone der mobilen Mittelschichten« geworden ist 
(Kersting 2005: 253). Zum anderen spielen Strukturveränderungen 
auf dem Arbeitsmarkt eine Rolle, die – wie bereits ausgeführt – vor 
allem gering qualifi zierte Zuwanderer benachteiligen.
Hinzu kommt die Zuwanderung, die mit einem Niederlassungs-
prozess in den sozial schwachen Stadtvierteln verbunden war. Die 
»Gastarbeiter« und ihre Familien wurden über den Wohnungsmarkt 
und andere Mechanismen in Stadtviertel abgedrängt, in denen be-
reits die einheimischen sozial Schwachen lebten. In der Konsequenz 
ist ethnische Konzentration in Stadtvierteln heute häufi g gleichbe-
deutend mit Armut und Kinderreichtum (ILS 2006). Statistisch be-
trachtet ist »Familie« heute in den Städten die Lebensform von sozial 
Benachteiligten und Migranten. Allgemein gilt: Je niedriger Einkom-
men und Bildungsniveau sind, desto größer ist die Wahrscheinlich-
keit, in ethnisch segregierten Gebieten zu leben (Janßen/Schroedter 
2007: 468).
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Im zurückliegenden Jahrzehnt ist es zu einer »sozioökonomi-
schen Verfestigung« gekommen, was in den einschlägigen Vierteln in 
steigenden Sozialhilfedichten zum Ausdruck kommt (Schönwälder/
Söhn 2007: 24f.). Immer mehr Stadtteile sind von Armutssegregation 
geprägt und drohen zu »kippen«. Zudem ist eine Auseinanderent-
wicklung von armen und wohlhabenden Stadtteilen zu beobachten 
(ILS 2006). Die Entmischung nimmt vor allem in kleinräumlichen 
Einheiten (unterhalb der Ebene von Stadtteilen) zu. Die Verbindung 
von sozialer und räumlicher Ungleichheit kommt nicht nur in der 
zunehmenden Verbreitung von Armutsvierteln, sondern auch in der 
Bildung von »Reichenvierteln«, zum Ausdruck. Sie schließen sich 
teilweise von der städtischen Umgebung als »gated communities« ab 
(Wehrheim 2006: 175ff .). Im Gegensatz dazu haben die sozial schwa-
chen Stadtteile, denen auch die allermeisten ethnischen Kolonien 
zuzurechnen sind, benachteiligende Wirkungen für ihre Bewohner. 
Zahlreiche Mechanismen wirken dort zusammen, so dass eine Ku-
mulation von Benachteiligungen vorliegt, die sich kausal kaum ent-
wirren lässt (Friedrichs 2008: 392; Dangschat 2007: 34ff .).
Die großen Städte werden in Zukunft ihre geschichtliche Rolle als 
»gigantische Integrationsmaschinen« (Häußermann/Oswald 1997: 
11) nur mehr sehr eingeschränkt übernehmen können. Gleichzeitig 
wird die Zahl marginalisierter einheimischer wie ausländischer Be-
wohner erheblich zunehmen. Bei sinkender Aufnahmekapazität des 
Arbeitsmarktes und wachsenden sozialen Problemen spricht vieles 
dafür, dass sich die Konfl ikte in den Städten weiter verschärfen wer-
den. Gleichzeitig verlieren die Städte zunehmend die politische und 
ökonomische Kraft, die Konfl ikte einzugrenzen oder gar zurückzu-
drängen.
Zusammenfassend stellen Strohmeier/Kersting (2003: 238f.) 
fest:
»Der größere Teil der nachwachsenden Generation wächst in den großen 
Städten unter Lebensbedingungen auf, die die alltägliche Er fahrung der 
Normalität von Armut, Arbeitslosigkeit, sozialer Ausgrenzung und Apathie, 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen, gescheiter ten Familien, möglicher-
weise auch Gewalt und Vernachlässigung beinhalten. Kinder in den Armuts-
stadtteilen er fahren eine abweichende gesellschaftliche Normalität. […] 
Die Mehrheit der Kinder in den großen Städten wird künftig unter solchen 
Voraussetzungen aufwachsen. Sie werden, wenn es gut geht, vielleicht Fä-
higkeiten erwerben, die ihnen das Überleben in dieser abweichenden Nor-
EINFÜHRUNG IN DIE THEMATIK DES BANDES 17
malität ermöglichen, sie haben jedoch kaum eine Chance, die Nützlichkeit 
jener Kompetenzen, die das ›Humanvermögen‹ ausmachen, Solidarität, 
Empathie, Ver trauensfähigkeit und Vertrauenswürdigkeit, zu er fahren […] In 
der Verfügung über dieses ›kulturelle‹ Kapital und in der Verfügung über das 
›soziale Kapital‹ bei Bedarf hilfreicher sozialer Beziehungen – und weniger 
im Mehrbesitz an ökonomischem Kapital – liegt der entscheidende Star t-
vorteil von Kindern aus bürgerlichen Mittelschichten.«
Der wirtschaftlich starke Teil der Bevölkerung kann zwar immer 
wieder (bei der Wahl der Wohnung oder der Schule) seine Abwande-
rungsoptionen nutzen, mittel- und langfristig kann er aber den ge-
sellschaftlichen Folgen – auch seiner Entscheidungen – nicht auswei-
chen. In Zeiten zunehmender Polarisierungen wird es entscheidend 
darauf ankommen, ob die Politik über die Kraft verfügt, diese Einsicht 
zu vermitteln und die gesellschaftlichen Fliehkräfte zu bändigen.
INTEGR ATION IN DER WIRTSCHAF TSKRISE
Durch die gegenwärtige globale Finanz- und Wirtschaftskrise werden 
massenhaft Arbeitsplätze wegfallen (Projektgruppe Gemeinschafts-
diagnose 2009: 39ff .). Gleichzeitig werden die Steuereinnahmen 
drastisch zurückgehen. Wegbrechenden staatlichen Einnahmen ste-
hen hingegen steigende Ausgaben gegenüber: Konjunkturprogram-
me, Mehrausgaben für Transferleistungen. Dies wird sich in einer 
rapide steigenden Neuverschuldung auswirken. Zeitgleich haben 
sich Bund und Länder als Ergebnis der Föderalismus-Kommission II 
massive Ausgabenrestriktionen (»Schuldenbremse«) auferlegt (Deut-
scher Bundestag, Drucksache 16/12410). Das dort formulierte Konso-
lidierungsziel wird »die Gebietskörperschaften und die Sozialversi-
cherungen vor harte Entscheidungen« stellen (ebd.: 79). Damit wird 
sich die Schere zwischen Handlungserfordernissen und Handlungs-
möglichkeiten weiter öff nen. So ist es äußerst unwahrscheinlich ge-
worden, dass die Beschlüsse des »Bildungsgipfels« 2008 umgesetzt 
werden, wonach die Bildungsausgaben bis 2015 auf zehn Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes gesteigert werden sollen (Ulbricht 2009). 
Die Chancen, der Desintegration und daraus resultierenden Vertei-
lungskonfl ikten entgegenzuwirken, stehen zumindest aus dieser Per-
spektive schlecht. Umso wichtiger ist es zu verdeutlichen, dass die 
Vermittlung von »Identifi kation, Teilhabe und Verantwortung« ein 
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grundlegendes und übergreifendes Anliegen eines demokratischen 
Wohlfahrtsstaates ist, wobei alle gesellschaftlichen Gruppen in den 
Prozess der Integration einzubeziehen sind.
ZUM AUFBAU DES BANDES
Eingeleitet wird der Band mit Ausführungen zur Integrationspolitik 
in Bremen im Rahmen des Nationalen Integrationsplanes. Die weite-
ren zehn Beiträge lassen sich folgenden Bereichen zuordnen:
I. Übergreifende Integrationskonzepte,
II. Integration auf kommunaler Ebene,
III. Arbeitsmarktintegration,
IV. Erziehung und Sprache als zentrale Faktoren der Integration und
V. Einbürgerung als Instrument der politischen Integration.
Damit wird ein weiter Bogen der Integration gespannt, wobei nicht 
nur die strukturelle, sondern auch die anderen Dimensionen der In-
tegration berücksichtigt werden. Theoretische Überlegungen, empi-
rische Befunde und statistische Daten fi nden gleichermaßen Eingang 
in die Analysen.
Zu den einzelnen Beiträgen
Den fünf Bereichen vorangestellt wird der Beitrag von Ingelore Rosen-
kötter. In ihren Ausführungen stellt die Senatorin für Arbeit, Frauen, 
Gesundheit, Jugend und Soziales des Landes Bremen kurz die Integ-
rationspolitik in Bremen vor.
Wie sie darlegt, sind 13 % der Bevölkerung Ausländer und 27 % 
haben einen Migrationshintergrund – womit Bremen über dem 
bundesdeutschen Gesamtdurchschnitt von rund 19 % liegt. Ange-
sichts dieser Zahlen sei es off ensichtlich, dass Deutschland ein Ein-
wanderungsland ist, auch wenn diese Zuschreibung jahrzehntelang 
politisch nicht gewollt war. Heute aber ist sich die Politik dessen 
bewusst, dass Integration nicht dem Zufall überlassen bleiben darf. 
Integrationspolitik ist daher Ausdruck von politischem Willen und 
Verantwortungsbereitschaft im Handeln. Dies schlägt sich nieder in 
gesetzlichen Grundlagen, umsetzungsorientierten Zielen, der Über-
prüfbarkeit der Ergebnisse sowie verbindlichen Konzeptionen und 
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Selbstbindungen durch Selbstverpfl ichtungen, wie sie im Nationalen 
Integrationsplan (NIP) festgelegt sind.
Wie die Senatorin weiter ausführt, will das Land Bremen die 
Handlungsspielräume anhand von Leitbildern optimieren. Hier-
zu zählen »Integration durch Sprache und Bildung«, »Integration 
durch Ausbildung, Beschäftigung und Selbständigkeit«, »Integration 
durch soziale Stadtentwicklung und Förderung des sozialen Zusam-
menlebens«, »Integration durch Interkulturelle Öff nung« und »In-
tegration durch Partizipation und bürgerschaftliches Engagement«. 
Integrationspolitik in Bremen konzentriert sich somit nicht nur auf 
die strukturelle und soziale Integration von Migranten, sondern sie 
nimmt über das Konzept der Interkulturellen Öff nung auch Einfl uss 
auf die Institutionen der sozialen Dienste. Damit wird der Integration 
als zweiseitigem Prozess Rechnung getragen.
I. Übergreifende Integrationskonzepte
Der Bereich »Übergreifende Integrationskonzepte« versammelt drei 
Beiträge, die sich mit den Konzepten »Multikulturalismus« und 
»Interkulturelle Öff nung« sowie mit der Frage nach der »Steuerungs-
fähigkeit von Integration durch Recht« beschäftigen.
In seinem Beitrag »Integration von Immigranten, Multikultura-
lismus und der Wohlfahrtsstaat im internationalen Vergleich« be-
schäftigt sich Ruud Koopmans mit dem Zielkonfl ikt von Gleichheit 
und Diversität. Seit etwa 2000 haben multikulturelle Konzepte für 
die Integration viel von ihrer Ausstrahlung verloren. Hierbei spielen 
die Niederlande eine zentrale Rolle, da sie lange als Inbegriff  gelun-
gener Integration galten, inzwischen aber als Musterbeispiel für das 
Scheitern der Multikulturalismuspolitik angesehen werden. Vor die-
sem Hintergrund fragt der Autor, was falsch gelaufen ist und welche 
Lehren daraus für die Integrationspolitik gezogen werden können. 
Hierbei werden die Niederlande mit sieben anderen europäischen 
Einwanderungsländern verglichen.
Koopmans zufolge hatte der Zugang zu gleichen Rechten – ein-
schließlich des Zugangs zu Leistungen des Wohlfahrtsstaates in Ver-
bindung mit der Förderung kultureller Diversität – nicht intendierte 
Folgen für die soziökonomische Integration von Immigranten. Damit 
wird die zentrale Prämisse über kulturelle Rechte in Frage gestellt, 
wonach die Anerkennung kultureller Unterschiede, die Gewährung 
kultureller Rechte und der Schutz gegen kulturelle Diskriminierung 
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wirksame Gegengewichte gegen kulturelle Vorurteile und die soziale 
Ausgrenzung darstellen.
Dieser Prämisse widersprechen Fakten, so der Autor weiter, wo-
nach in den Niederlanden keineswegs die soziale Ungleichheit zwi-
schen Einheimischen und Zuwanderern verringert wurde. Vielmehr 
sind die Migranten in sozioökonomischer Hinsicht weit hinter der 
einheimischen Bevölkerung zurückgeblieben – trotz weit reichender 
kultureller Anerkennung und der Rechte, die sie genießen. Zudem 
zeigen andere europäische Einwanderungsländer, die der niederlän-
dischen Kombination von multikultureller Einwanderungspolitik und 
großzügigem Wohlfahrtsstaat am nächsten kommen, wie Schweden 
und Belgien, ähnlich ungünstige Integrationsergebnisse im Vergleich 
mit Ländern, die entweder eine weniger inklusive Einwanderungs-
politik haben, wie Deutschland und Österreich, oder wohlfahrtsstaat-
liche Leistungen stark begrenzen, wie Großbritannien.
Der Begriff  »Multikulturalismus« wird verwendet, um entweder 
die politische Vorgehensweise von Integration oder um den Anstieg 
von gesellschaftlicher Heterogenität als Folge von Zuwanderung zu 
beschreiben. Auf der Grundlage des ersten Begriff sverständnisses 
zeigt der Autor auf, inwieweit sich integrationspolitische Ansätze in 
europäischen Haupteinwanderungsländern unterscheiden. Anschlie-
ßend werden Unterschiede zwischen den Staaten hinsichtlich Inklu-
sivität und Versorgungsniveau des Wohlfahrtsstaates sowie der Art, 
wie Wohlfahrtsstaatsregime mit der Einwanderungspolitik interagie-
ren, erörtert. Danach werden die Integrationsergebnisse hinsichtlich 
Erwerbstätigkeit und räumlicher Segregation (sowie Kriminalität) 
überprüft. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass eine multikulturel-
le Politik, die keine starken Anreize für das Erlernen der Sprache des 
Gastlandes und für interethnische Kontakte bietet, gleichzeitig aber 
über einen inklusiven und großzügigen Wohlfahrtsstaat verfügt, eine 
geringe Beschäftigungsquote und einen hohen Grad an räumlicher 
Segregation (sowie eine Überrepräsentation von Migranten unter den 
Straftätern) zur Folge haben.
Mit Blick auf die Arbeitsmarktintegration kommt der Verfasser 
zu folgendem Befund: Länder, die entweder einen eingeschränkten 
Wohlfahrtsstaat oder eine restriktive resp. assimilierende Integra-
tionspolitik haben, weisen die höchsten Beschäftigungsquoten von 
Migranten auf. Dagegen zeigen Länder, die einen großzügigen Wohl-
fahrtsstaat mit leichtem Zugang zu gleichen Bürgerrechten und be-
grenztem Assimilierungsdruck verbinden, niedrige Beschäftigungs-
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quoten von Migranten. Hinsichtlich der Segregation im Wohnbereich 
kommt der Autor zu dem Schluss, dass es einen Zusammenhang 
zwischen multikultureller Integrationspolitik und sozialer Segrega-
tion zu geben scheint. Im Gegensatz dazu zeigen Länder, die mehr 
Nachdruck auf die Assimilation legen, eher gemäßigte Niveaus der 
räumlichen Segregation.
Abschließend betont Koopmans, dass sich die Schlussfolgerungen 
nur auf den Zusammenhang von sozioökonomischer Partizipation 
und Gleichheit beziehen. Staatliche Unterstützung und Anerken-
nung von kulturellen Diff erenzen sind gleichwohl von Relevanz. Die 
referierten Befunde, die nicht durchgängig von empirischer Evidenz 
sind, machen aber deutlich, dass es in der Multikulturalismus-Dis-
kussion nicht genügt, sich hauptsächlich nur mit abstrakten gesell-
schaftlichen Rechten und deren Anerkennung zu beschäftigen. Es 
ist gleichermaßen wichtig, Integrationspolitik unter dem Aspekt von 
struktureller und sozialer Integration zu betrachten.
Auch Tatiana Lima Curvello greift den Zusammenhang von Inte-
gration und Multikulturalismus auf. In ihrem Beitrag befasst sie sich 
mit »Chancen und Grenzen der Interkulturellen Öff nung«. Bereits 
im Jahr 1994 wurden »Empfehlungen zur interkulturellen Öff nung 
sozialer Dienste« formuliert. Heute wird Interkulturelle Öff nung 
(IKÖ) als ein wichtiges Konzept der integrationspolitischen Praxis 
betrachtet. Im Nationalen Integrationsplan (NIP) wird IKÖ als ein 
zentrales integrationspolitisches Instrument angesehen. Der »Ers-
te Fortschrittsbericht« zum NIP zeigt, dass sich Bundesländer und 
Kommunen verstärkt um Maßnahmen zur IKÖ bemühen. Der An-
satz der IKÖ ist Bestandteil einer systematischen Steuerung, die auf 
einen Paradigmenwechsel in der deutschen Einwanderungs- und In-
tegrationspolitik zurückzuführen ist. Bis heute liegt aber weder eine 
präzise Begriff sdefi nition vor, noch ist klar, welche integrativen Wir-
kungen von dem Ansatz zu erwarten sind.
Seit Mitte der 1970er Jahre passen Qualifi kationen und Kompe-
tenzen der Mehrheit der Einwanderer in die europäischen Wohl-
fahrtsstaaten nicht mehr zu den Arbeitsmarktanforderungen. Durch 
Rationalisierung und Modernisierung der Arbeitsprozesse und die 
Entwicklung zur Wissensgesellschaft besteht nur noch eine begrenzte 
Nachfrage nach gering qualifi zierten Arbeitskräften. Gleichwohl setzt 
sich die Einwanderung Niedrigqualifi zierter über die Familienzu-
sammenführung fort. Aufgrund der unzureichenden Arbeitsmarkt-
integration vollzieht sich Integration nicht »naturwüchsig«, weil eine 
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Selbststeuerung der Integration über den Arbeitsmarkt nicht funk-
tioniert.
Vor diesem Hintergrund wird IKÖ als Steuerungsinstrument dis-
kutiert. Mit dem Integrationsgipfel und der Islamkonferenz bekommt 
der politische Wille, Integration zu gestalten, eine neue Qualität. Mit 
dem NIP wird versucht, Integrationsprozesse über Programme, Mo-
bilisierung und Sanktionen zu steuern. Dabei gibt es zwei Adressa-
ten: die Migranten, die mit Sprach- und Orientierungskursen an die 
Aufnahmegesellschaft heranzuführen sind, und die Institutionen der 
Aufnahmegesellschaft, die sich interkulturell öff nen sollen. Erstens 
soll der Anteil an Mitarbeitern mit Migrationshintergrund erhöht 
werden; zweitens sollen die Zugangsbarrieren zu den öff entlichen 
Dienstleistungen gesenkt werden; drittens sollen die Wohlfahrts-
verbände stärker mit Migrantenorganisationen zusammen arbeiten; 
viertens schließlich sollen die Mitarbeiter in den Institutionen durch 
Fortbildung interkulturelle Kompetenz erwerben.
Defi niert man IKÖ als Anpassungsprozess von Institutionen an 
eine durch Migration veränderte Gesellschaft, dann bedeutet IKÖ, 
dass diese Institutionen die Arbeit so gestalten müssen, dass sie ihre 
Aufgaben auch unter den Bedingungen einer Zuwanderungsgesell-
schaft erfüllen. IKÖ ist demnach nicht eine Integrationsmaßnahme 
unter anderen, sondern eine übergeordnete Aufgabe im Rahmen 
einer systematischen Integrationspolitik. Die entscheidende Frage 
ist, ob Zugänge und Eff ekte von Institutionen auf Migranten so ge-
staltet werden können, dass sie die negativen Wirkungen unzurei-
chender Arbeitsmarktintegration aufgrund mangelnder Erziehung, 
Bildung und Ausbildung kompensieren können. Aber auch andere 
öff entliche Institutionen stehen vor neuen Herausforderungen, in-
dem verschiedene Arbeitsfelder, Berufsgruppen und Organisations-
ebenen mit der Zuwanderungsgesellschaft konfrontiert sind. Hierbei 
sind die Institutionen auf ein besonderes Fachwissen im Sinne eines 
Innovationsmanagements angewiesen.
Trotz der Unbestimmtheit von IKÖ sind viele Institutionen da-
bei, sich interkulturell zu öff nen. Es werden Aktivitäten wie Inter-
kulturelles Lernen oder Diversity Management durchgeführt – die 
aber möglichst keine Kosten und Aufwand erfordern sollen. Vielfach 
bleibt unklar, was durch die IKÖ mit welchen Maßnahmen erreicht 
werden soll. Es ist nicht nachvollziehbar, wie durch interkulturelles 
Kompetenztraining oder die Einstellung von Mitarbeitern mit Migra-
tionshintergrund etwa der Abbau von Zugangsbarrieren erreicht wer-
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den kann. Damit stellt sich die Frage, warum der Ansatz der IKÖ, der 
im integrationspolitischen Diskurs so erfolgreich ist, konzeptionell 
so wenig bietet.
IKÖ, so die Autorin, wird vor allem als Anpassung an die Ideen 
des Multikulturalismus praktiziert, was eine innovative Integrations-
politik erschwert. Die Probleme weiter Teile der Migranten, vor allem 
in den Bereichen Bildung, Ausbildung und Arbeitsmarkt, werden 
nach wie vor auf mangelnde Kompetenz im Umgang mit kulturellen 
Unterschieden und auf Diskriminierung in diesen Bereichen zurück-
geführt. Dementsprechend wird die Lösung der Probleme in inter-
kulturellen Weiterbildungen und Sensibilisierungstrainings gesucht. 
Für die Interaktionen mit langjährig hier lebenden oder mit hier ge-
borenen und aufgewachsen Migranten, ist vor allem aber nicht die 
unterschiedliche kulturelle Herkunft relevant, sondern eine durch 
Marginalisierung geprägte Lebenslage.
Matthias Kötter geht der Frage nach, inwieweit Recht Integration 
befördert und welche Steuerungsfähigkeit das Recht für Integrations-
prozesse hat. In einer Demokratie ist die gesellschaftliche Integration 
permanenter Prozess, der die Bevölkerung insgesamt betriff t. Integ-
ration bedeutet Eingliederung einzelner Teile in ein größeres Gan-
zes. Sie erfolgt durch die Herstellung »struktureller Einheit«. Völlige 
soziale Inklusion und Homogenität bleiben in einer demokratischen 
und off enen Gesellschaft aber unerreichbare Ziele.
Unter Integrationsaspekten ist zu klären, ob soziale Exklusion aus 
der Sicht von Minderheiten oder der Mehrheitsgesellschaft vorliegt. 
Demzufolge zielen Integrationsanforderungen entweder auf Partizi-
pation oder auf Anpassungsleistungen. In beiden Fällen kommt dem 
Recht eine besondere Bedeutung zu. Denn es ist das zentrale Steue-
rungsmittel zur Bewältigung von Ordnungskonfl ikten in modernen 
Gesellschaften. Dies gilt auch für den Sachbereich der gesellschaftli-
chen Integration. Die Rechtsordnung enthält diesbezüglich explizites 
Integrationsrecht wie die Regelungen der §§ 43-45 des Aufenthaltsge-
setzes. Daneben bestehen implizite Integrationsregelungen, die auf 
bestimmte Integrationsanforderungen etwa bei der Einbürgerung 
verweisen. Insgesamt bildet das Integrationsrecht eine komplexe Re-
gelungsstruktur aus, die Statusrecht (Aufenthalts- und Staatsangehö-
rigkeitsrecht), Sozial- und Bildungsrecht sowie Verfahrensrecht be-
inhaltet. Es erstreckt sich über alle Verbands- und Rechtsebenen von 
der kommunalen Satzung bis hin zu europa- und völkerrechtlichen 
Regelungen des Ausländer- und Flüchtlingsrechts.
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In seinen weiteren Ausführungen wirft der Autor die Fragen auf, 
in welchen Situationen Recht im Sachbereich der gesellschaftlichen 
Integration zur Anwendung kommt, und welche strukturellen Vor-
aussetzungen bestehen müssen, um Integration durch Recht zu steu-
ern. Diskutiert werden Aspekte wie »Rechtskultur statt Leitkultur«, 
»Normative Sozialisation« und »das Recht als Ordnungs- und Hand-
lungsstruktur«.
Die Homogenität der liberalen Gesellschaft erschöpft sich in 
einem Konsens über Grundwerte. Das Recht ist aber immer eingebet-
tet in die anderen Kulturen der Gesellschaft: die Moral, die politische 
Kultur, Religionen und sonstige historisch gewachsene Pfadabhängig-
keiten. Das Recht ist von der Kultur geprägt und prägt seinerseits die 
Kultur. In diesem Sinne verweist die Rechtskultur auf die politische 
Kultur und den Wertkonsens einer Gesellschaft und bietet ihrerseits 
einen normativen Rahmen für diese. Forderungen nach einer über 
die Orientierung an den rechtlichen Normen der Gemeinschaft hin-
ausgehende Homogenität der Gesellschaft zielen dagegen ins Leere. 
Werteordnungsmodelle wie die »Leitkultur« werden dem Ordnungs-
zweck liberaler Gesellschaften nicht gerecht. Allein die Befolgung des 
Rechts und die Anerkennung der Verfassung muss das Ziel kulturel-
ler Integration in einer off enen und heterogenen Gesellschaft sein.
Aus rechtlicher Perspektive ist das Ziel aller Integrationsan-
strengungen, den Einzelnen in die Lage zu versetzen, sich jederzeit 
rechtskonform zu verhalten und dies auch zu wollen. Integration zur 
Rechtsbefolgung muss daher auch das Ziel haben, Personen aus an-
deren Kulturkreisen das in Deutschland geltende Recht zu vermit-
teln.
Wenn die Kompetenz zur Rechtsbefolgung das Produkt des Pro-
zesses normativer Sozialisation ist, das Erlernen und die Verinnerli-
chung der in der Gesellschaft geltenden Regeln, dann erfordert auch 
Integration einen solchen Prozess. Das Zuwanderungsgesetz greift 
diese Erkenntnis mittels Integrationskurse auf. Das Gesetz verfolgt 
u.a. das Ziel, die »Integration von rechtmäßig auf Dauer im Bundes-
gebiet lebenden Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle und ge-
sellschaftliche Leben der Bundesrepublik Deutschland« zu fördern. 
Mit dem in § 43 des Aufenthaltsgesetzes vorgesehenen »Integrations-
kurs« sollen Migranten an »die Sprache, die Rechtsordnung, die Kul-
tur und die Geschichte in Deutschland« herangeführt werden. Die im 
Rahmen des Integrationskurses zu vermittelnden Inhalte sind Teil 
des entsprechenden Sozialisierungsprozesses, mit deren Hilfe Mig-
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ranten die Anerkennung der deutschen Rechtsordnung ermöglicht 
werden soll. Trotz der intensiven Einwirkung auf die Identität von 
Migranten erscheinen Integrationsmaßnahmen ohne Alternative. 
Noch weiter gehende Anpassungsanforderungen fi nden jedoch keine 
Rechtfertigung in der Verfassung.
Gesellschaftliche Integration wirft die Frage auf: Wie ordnet und 
organisiert sich eine moderne Gesellschaft, die sich ihrer kulturellen 
Heterogenität und sozialen Diff erenzierungen bewusst ist? Als maß-
gebliche Steuerungsinstanz kommt das Recht auch im Sachbereich 
sozialer Integration zur Anwendung, wobei es zwei Leistungen zu er-
bringen hat: Es muss die jeweils in Teilen der Gesellschaft geltenden 
sozialen Normen integrieren und Normenkollisionen vermeiden; 
und es muss die erforderlichen Voraussetzungen dafür schaff en, dass 
das Recht auch befolgt wird. Dementsprechend liegt der Fokus auf 
Prozessen normativer Sozialisation, auf der Gestaltung von Bildungs- 
und Sozialisationsprozessen, in deren Rahmen die Bürger in die Ge-
sellschaft hineinwachsen bzw. an diese herangeführt werden.
II. Integrationskonzepte auf kommunaler Ebene
Der Bereich »Integrationskonzepte auf kommunaler Ebene« enthält 
zwei Beiträge. Stephan Articus beschäftigt sich mit den »Herausfor-
derungen kommunaler Integrationspolitik« und Christian Mayer dis-
kutiert Aspekte der »Segregation in Nordrhein-Westfalen«.
In seinem Beitrag betont Stephan Articus, dass in vielen Groß-
städten der Anteil von Personen mit Migrationshintergrund weit 
überdurchschnittlich hoch ist. Für Städte ist das Zusammenleben 
von Menschen verschiedener Kulturen häufi g charakteristisch. Viele 
Städte beschäftigen sich traditionell und gegenwärtig besonders mit 
den Anforderungen der Integration. Inwieweit gesellschaftliche Inte-
gration gelingt, entscheidet sich vor allem in den Städten. In seinen 
weiteren Überlegungen geht der Autor der Frage nach, was Integra-
tion heißt und wie diese funktioniert. Schlecht integriert zu sein ist 
nur selten das Ergebnis monokausaler Defi zite oder der Addition sin-
gulärer Verhaltensfehler. Integration entsteht aus vielfältigen Kombi-
nationsmöglichkeiten von Zusammenleben, Zusammenarbeiten und 
Zusammengehören. Alles ist Gestalten, ist zueinander Verhalten von 
Menschen und daher auch veränderbar.
Anschließend geht der Autor auf »Integrationsdefi zite« ein. 
Hierzu zählen neben Sprachproblemen vor allem Defi zite auf der 
STEFAN LUFT/PETER SCHIMANY26
strukturellen Ebene, die sich auch statistisch abbilden lassen wie Bil-
dungs- und Berufsabschlüsse, Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit 
sowie Einkommen und Transferzahlungen. Erwähnung fi ndet auch 
die sozialräumliche Segregation, wobei ein deutlicher Indikator für 
das weitere Voranschreiten der Konzentration von Menschen mit Mi-
grationshintergrund in den städtischen Ballungsräumen die Tatsache 
ist, dass einzelne Schulen nur noch Kinder nichtdeutscher Herkunft 
verzeichnen.
Vor dem Hintergrund der Integrationsdefi zite werden die »Hand-
lungsfelder städtischer Integrationspolitik« aufgezeigt. Hierzu zählt 
insbesondere der Bereich »Bildung«, wobei die Kommunen vor al-
lem im Bereich der frühkindlichen Bildung originäre Kompetenzen 
haben. Der Ausbau an Betreuungsangeboten für Kinder unter drei 
Jahren hat in den vergangenen Jahren eine gewaltige Dynamik er-
fahren, während der Ausbau der Ganztagsschulen noch am Anfang 
steht. Strukturell geht es um die Entwicklung einer kommunalen Bil-
dungslandschaft und inhaltlich um einen ausgewogenen Dreiklang 
von Bildung, Erziehung und Betreuung im Bildungswesen. Die kom-
plexen und erweiterten kommunalen Verantwortlichkeiten bedürfen 
daher auch eines erweiterten Verständnisses von der »Schule in der 
Stadt«. Parallel hierzu wurden Konzepte entwickelt, um Eltern aus 
Migrantenfamilien die Bedeutung eines frühzeitigen Spracherwerbs 
zu verdeutlichen und um die Sprachkompetenz der Eltern zu stärken. 
Niedrigschwellige Kurse wie »Mama lernt Deutsch« bilden eine wich-
tige Ergänzung zu den Integrationskursen des Bundes.
Breiten Raum nimmt der Bereich »Sozialräumliche Segregation« 
und der »Umgang mit ethnischer Segregation« ein. Der Autor verweist 
darauf, dass abweichend vom Idealbild sozial und ethnisch gemisch-
ter Quartiere, sich in vielen Städten Wohnquartiere mit sehr hohem 
Migrantenanteil entwickelt haben, wobei die ethnische Segregation 
mit hoher sozialer Segregation einhergeht. Ethnische Konzentration 
wird somit begleitet von der Ballung sozialer Probleme in bestimm-
ten Stadtvierteln. Vieles spricht dafür, dass diese Entwicklung sich 
weiter fortsetzt. Die Zahl der Haushalte mit Migrationshintergrund 
nimmt weiter zu, während die Steuerungspotenziale der Städte auf-
grund rückläufi ger Sozialwohnungsbestände mit Belegungsrechten 
abnehmen. Hinzu kommt, dass den Städten mit dem Verkauf kom-
munaler, staatlicher und industriell verbundener Wohnungsunter-
nehmen traditionelle Partner für ihre Stadtentwicklungspolitik und 
damit Möglichkeiten zur sozialräumlichen Streuung verloren gehen.
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Ein weiterer Abschnitt betriff t die interkulturelle Öff nung (IKÖ) 
der Verwaltung als wesentlicher Bestandteil einer Integrationsstrate-
gie. Die Kommune, so der Autor, ist nicht nur zentrales Steuerungs-
organ kommunaler Integrationsarbeit, sondern auch bedeutendes 
Praxisfeld und wichtiger Arbeitgeber. IKÖ bezieht sich daher auf Kun-
denfreundlichkeit, Öff nung der Angebote für Zuwanderer, Aus- und 
Fortbildung des Personals sowie Qualifi kation und Beschäftigung 
von Migranten gleichermaßen. Angesprochen wird auch der Bei-
trag der Städte zum Nationalen Integrationsplan (NIP). Städte setzen 
sich seit Jahrzehnten mit den Folgen von Zuwanderung auseinander 
und bemühen sich um eine gelingende Integration vor Ort. Dagegen 
wurde auf Landes- und Bundesebene lange an der Nicht-Einwande-
rungsland-Doktrin festgehalten, was einen pragmatischen Umgang 
mit den Herausforderungen der Zuwanderung verhinderte. Der NIP 
trägt nun aber dazu bei, dass die Integration von Zuwanderern künf-
tig auf allen Ebenen die angemessene Bedeutung erfährt.
Abschließend werden vom Autor Probleme angesprochen, die 
einer Integration auf kommunaler Ebene entgegenstehen. Erstens 
wirken die früheren Verweigerungen noch immer nach. Zweitens 
gibt es massive Finanzierungs- und Effi  zienzprobleme in den föderal 
organisierten Systemen öff entlicher Dienstleistungen. Und drittens 
ist politischer und gesellschaftlicher Grundkonsens über die Sozial-
politik, über den Umgang mit sozialen Problemen und über eine 
gerechte Gesellschaftsordnung derzeit nicht gegeben. Immer mehr 
Aufwendungen für soziale Unterstützung stehen wachsende Proble-
me der sozialen Exklusion gegenüber. Der Autor lässt aber keinen 
Zweifel daran, dass Integration keineswegs nur als ein Problemthe-
ma anzusehen ist; vielmehr handelt es sich um ein »großartiges de-
mokratisches Entwicklungsprojekt«.
Christian Meyer beschäftigt sich in seinem Beitrag mit der »so-
zialen, ethnischen und demographischen Segregation in Städten 
Nordrhein-Westfalens«. Seine Ausgangsüberlegung lautet, dass der 
demographische und sozioökonomische Wandel die Entwicklung 
der Städte gravierend beeinfl usst. Segregierte Armut könnte dazu 
führen, dass bestimmte Stadtteile von positiven Entwicklungen abge-
hängt und einzelne Bevölkerungsgruppen durch eine verstetigte Se-
gregation dauerhaft von der gesellschaftlichen Teilhabe ausgegrenzt 
werden.
Das Merkmal »Segregation« meint eine auf den Raum bezoge-
ne ungleichmäßige Verteilung von Bevölkerungsgruppen. »Segrega-
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tion« als Prozess beschreibt den Vorgang der Entmischung von Be-
völkerungsgruppen und das Entstehen homogener Nachbarschaften 
in städtischen Teilräumen. Segregationsprozesse lassen sich danach 
unterscheiden, ob es sich um eine freiwillig angestrebte (aktive) oder 
um eine durch Diskriminierung oder andere Restriktionen erzwun-
gene (passive) Segregation handelt. Hinsichtlich der Formen residen-
tieller Segregation kann zwischen der sozialen, der ethnisch(-religiö-
sen) und der demographischen diff erenziert werden.
Die räumliche Betrachtung des demographischen Wandels lässt 
für die Städte in Nordrhein-Westfalen – entsprechend ihrer Attraktivi-
tät – eine Gleichzeitigkeit von Wachstum und Schrumpfung erken-
nen. Eine gesellschaftliche Internationalisierung fi ndet sich vor allem 
im großstädtischen Raum, und dort wiederum in Stadtteilen von 
geringerer Wohnqualität. In schrumpfenden Städten lässt sich eine 
zunehmende Polarisierung der Bevölkerung nach der sozialen Lage 
feststellen, wobei die räumliche Segregation durch selektive Wande-
rungen verstärkt wird. Benachteiligte Quartiere müssen aber nicht 
eo ipso schrumpfende Stadtbereiche sein, da negative Binnenwande-
rungssalden durch eine positive natürliche Bevölkerungsentwicklung 
bzw. durch relativ hohe Geburtenraten kompensiert werden können.
Wie der Autor zeigt, lagen bis Ende der 1980er Jahre im Wesent-
lichen nur zweidimensionale Muster der Verteilung der Wohnbevöl-
kerung in den Städten vor. In erster Linie war die demographische 
und soziale Segregation feststellbar. Die ethnische Segregation war 
kein eigenständiger Faktor, sondern war Teil der Armutssegregation. 
Im weiteren Zeitverlauf ist jedoch der Zusammenhang dieser drei 
Dimensionen stärker geworden. Das bedeutet, dass die meisten Mig-
ranten heute in Stadtteilen leben, in denen auch die meisten margi-
nalisierten Deutschen leben. In den größeren Städten leben in diesen 
Stadtteilen auch die meisten Familien mit Kindern. Mittlerweile ist 
der Ausländeranteil das statistisch bedeutendste Unterscheidungs-
merkmal der Stadtteile geworden, denn er ist zugleich ein Armuts-
indikator und ein Indikator für die demographische Struktur eines 
Stadtteils. In den untersuchten Städten gibt es deutliche Zusammen-
hänge zwischen ethnischer und sozialer Segregation. In Gebieten 
mit bestehenden sozialen Problemlagen ist es im letzten Jahrzehnt 
zu einer Verfestigung der Situation gekommen, worauf zunehmen-
de Sozialhilfedichten hinweisen. Eine Verfestigung von Armut lässt 
sich vor allem in jenen Stadtteilen erkennen, die bereits benachteiligt 
waren.
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Die Frage, welchen Einfl uss Segregation auf die gesellschaftliche 
Integration von Personen mit Migrationshintergrund hat, ist, wie der 
Autor betont, diff erenziert zu beurteilen. Segregation kann als Vor-
aussetzung für Integration angesehen werden, da Integration wesent-
lich über die Binnenintegration befördert wird. Sozialräumliche Pola-
risierung kann bis zu einem gewissen Grad positive Eff ekte haben. 
Bei einem hohen Ausmaß von Segregation überwiegen allerdings 
die negativen Eff ekte. Ethnische Segregation für sich allein stellt zu-
mindest in Deutschland kein Problem für die Stadtgesellschaft dar. 
Erst die Überlagerung mit sozialer Segregation lässt problematische 
Strukturen entstehen, die zur Verfestigung tendieren.
Angesichts des Ausmaßes von Segregation, so das Fazit des Au-
tors, sind die Fördermittel des ressortübergreifenden Handlungs-
ansatzes »Soziale Stadt« und der Städtebauförderung weiterhin auf 
hohem Niveau erforderlich. Die Umsetzung integrierter und stadt-
teilbezogener Erneuerungsansätze setzt voraus, dass die Kommunen 
konzeptionell und fi nanziell handlungsfähig bleiben.
III. Arbeitsmarktintegration
Der Bereich »Arbeitsmarktintegration« beinhaltet zwei Beiträge. Im 
ersten Artikel werden der Zusammenhang von Migration und demo-
graphischem Wandel aus ökonomischer Perspektive sowie Elemente 
einer unter wirtschaftlichen Aspekten gesteuerten Migration disku-
tiert. Der zweite Artikel stellt die Situation von Migranten auf dem 
Arbeitsmarkt dar, wobei auch auf Bildung und Ausbildung als Vor-
aussetzungen von Arbeitsmarktintegration eingegangen wird.
Hans-Dietrich von Loeff elholz erörtert in seinem Beitrag Einfl üsse 
von Migration und Demographie auf die Wirtschaftstätigkeit eines 
Landes. Zunächst wird dargestellt, dass beide Faktoren Megatrends 
sind. Anschließend wird skizziert, welche Herausforderungen mit 
dem demographischen Wandel in ökonomischer Hinsicht einher-
gehen. Danach werden anhand von Daten wichtige Ursachen und 
Wirkungen der Zuwanderung auf zentrale wirtschaftliche Indika-
toren dargestellt. Ein weiterer Abschnitt befasst sich mit ökonomi-
schen Auswirkungen im Kontext der Erweiterung der Europäischen 
Union.
Abschließend wird diskutiert, inwieweit die Migrationspolitik zu 
einer modernen demo-ökonomischen Handlungsoption umgestaltet 
wurde. Im globalen Wettbewerb richtet die moderne Migrationspoli-
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tik ihre Steuerung der Zuwanderung nach ökonomischen Kriterien 
und demographischen Erfordernissen aus. Das »Managing Migra-
tion« zur Gewinnung von hoch qualifi zierten Zuwanderern soll nicht 
nur unter ökonomischen Aspekten vorteilhaft sein, sondern auch die 
demographische Situation verbessern und die Belastungen durch die 
Integration der Zuwanderer verringern. »Managed Migration« als 
Anwerbung qualifi zierter Arbeitskräfte kennzeichnet die Diskussion 
über moderne Migrationsregime und den Umbau nationaler Migra-
tionspolitik.
In Deutschland setzte nach allgemeiner Auff assung eine mo-
derne Migrationspolitik erstmals mit der Greencard-Initiative der 
Bundesregierung im März 2000 ein. Ein weiterer Schritt erfolgte 
mit dem Zuwanderungsgesetz. Dieses steuert und begrenzt per Auf-
enthaltsgesetz seit Januar 2005 – unter Aufrechterhaltung des seit 
1973 geltenden Anwerbestopps für ausländische Arbeitskräfte aus 
Drittstaaten – die Arbeitsmigration insbesondere nach den jeweiligen 
wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen des Landes.
Mit dem »Richtlinienumsetzungsgesetz« vom August 2007, mit 
dem elf asyl- und aufenthaltsrechtlich relevante EU-Richtlinien in 
nationales Recht umgesetzt wurden, wurde neben der Erleichterung 
des Zuzugs von Selbständigen auch eine Vereinfachung des Zulas-
sungsverfahren für Forscher aus Drittstaaten eingeführt. Gleichzeitig 
wurde mit Blick auf die hohen Integrationsbedarfe für Familienan-
gehörige im Rahmen des allgemeinen Ehegattennachzugs, der seit 
langem den weit überwiegenden Anteil aller Zuwanderer aus Dritt-
staaten darstellt, das Erfordernis einfacher Sprachkenntnisse vor der 
Einreise nach Deutschland eingeführt.
Im August 2007 beschloss das Bundeskabinett Erleichterungen 
beim Zuzug von Bewerbern aus den neuen EU-Staaten mit Inge-
nieurberufen in den Fachrichtungen Maschinen-, Fahrzeugbau und 
Elektrotechnik sowie beim Zugang ausländischer Absolventen deut-
scher Hochschulen durch Verzicht auf individuelle Vorrangprüfung. 
Im Juli 2008 beschloss das Bundeskabinett zudem das Aktionspro-
gramm »Beitrag der Arbeitsmigration zur Sicherung der Fachkräfte-
basis in Deutschland«. Dieses sieht eine weitere Öff nung des Arbeits-
marktes für Hochqualifi zierte vor. Die rechtliche Umsetzung erfolgte 
im Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz und in entsprechenden Ver-
ordnungen, die Anfang 2009 in Kraft getreten sind. Danach wird 
auf die Vorrangprüfung für Akademiker aus den neuen EU-Staaten 
generell verzichtet. Ferner wird u.a. die Mindesteinkommensgrenze 
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für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis an Hochqualifi zierte 
abgesenkt.
Im Juni 2009 wurde die Richtlinie des Europäischen Rates über 
die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaats-
angehörigen zur Ausübung einer hoch qualifi zierten Beschäftigung 
verkündet. Die Richtlinie setzt gemeinsame Mindeststandards für die 
Aufnahme von Fachkräften fest, die eine »Blue Card« erhalten kön-
nen. Das Ziel ist, die Zulassung hochqualifi zierter Arbeitskräfte und 
ihrer Familien zu erleichtern, um die Gemeinschaft als dynamischen, 
wissensbasierten Wirtschaftsraum weiter zu entwickeln.
Schließlich gehört, wie der Autor ausführt, zu einem modernen 
Migrationsregime auch ein Punktesystem, das die bisher praktizier-
ten nachfrageorientierten Systeme ergänzt. Ein Punktesystem als 
angebotsorientiertes Regime zielt darauf ab, jene Zuwanderer zu 
identifi zieren, die aufgrund des sektoralen Strukturwandels benötigt 
werden. Insofern ist ein Punktesystem nicht als zusätzliches Einwan-
derungsangebot, sondern in erster Linie als Lenkungsinstrument der 
Zuwanderung nach Arbeitsmarkterfordernissen und wirtschaftlichen 
Interessen zu verstehen.
Wie der Verfasser abschließend betont, kann die Zuwanderung 
aber nur einen sehr begrenzten Beitrag zur Bewältigung des wirt-
schaftlichen und demographischen Wandels leisten. Insofern kommt 
den internen Handlungsoptionen, wie der Erhöhung der Erwerbsbe-
teiligung von Jüngeren, Frauen und Älteren sowie von hier lebenden 
Migranten vorrangige Bedeutung zu. Eine Erhöhung der Erwerbsbe-
teiligung von Migranten setzt Bemühungen um deren Arbeitsmarkt-
integration voraus.
Der Beitrag der Autorengemeinschaft beleuchtet die Arbeitsmarkt-
integration von Migranten. Wie die Autorinnen und Autoren ein-
leitend ausführen, hängt die Akzeptanz von Migranten von ihrer 
erfolgreichen Integration in Gesellschaft und Arbeitsmarkt ab. Die 
Arbeitslosigkeit von Ausländern ist in Deutschland jedoch rund dop-
pelt so hoch wie die der Inländer – bei gleichzeitig deutlich gerin-
gerer Erwerbsbeteiligung. Die Arbeitsmarktprobleme von Migranten 
und ihren Nachkommen hängen stark vom Grad der Bildung und 
der Ausbildung ab. Ausländer sind in Deutschland im Durchschnitt 
deutlich geringer qualifi ziert als Inländer. Eine Erhöhung der Qua-
lifi kation von Migranten und ihrer Nachkommen ist deshalb eine 
Schlüsselfrage für die Integration in den Arbeitsmarkt.
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Wie Bildung und Ausbildung die Arbeitsmarktchancen von Mi-
granten beeinfl ussen, zeigt sich an folgenden Daten. Ausländer ver-
fügen in Deutschland im Durchschnitt über einen deutlich geringe-
ren Bildungsabschluss als Inländer. Sie sind vor allem in der Gruppe 
ohne Hauptschul- und ohne berufl ichen Bildungsabschluss überpro-
portional repräsentiert. Die niedrigen Schulabschlüsse schlagen sich 
insbesondere bei ausländischen Männern in einer niedrigen und sin-
kenden Ausbildungsbeteiligung nieder. Insgesamt weisen Migranten 
eine deutlich geringere Erwerbstätigenquote und eine deutlich höhe-
re Erwerbslosigkeit auf. Das hohe Arbeitslosigkeitsrisiko spiegelt sich 
auch in einer höheren Langzeitarbeitslosigkeit wider.
Die statistischen Analysen der Autoren belegen, dass alle Migran-
tengruppen am Arbeitsmarkt schlechter positioniert sind als Inlän-
der. Unter allen Migranten weisen vor allem Ausländer eine geringere 
Erwerbsquote auf; zudem sind sie häufi ger erwerbslos. Ferner zeigt 
sich, dass zwar das Arbeitslosigkeitsrisiko mit steigenden Bildungs-
abschlüssen deutlich abnimmt, dieser Befund jedoch nicht im selben 
Ausmaß für Spätaussiedler gilt.
Trotz der beschriebenen Integrationsdefi zite lässt sich anhand der 
Analysen ein sichtbarer Integrationsfortschritt dokumentieren. So be-
sitzen Personen mit Migrationshintergrund der zweiten und dritten 
Generation bessere Arbeitsmarktchancen als die Elterngeneration. 
Für Spätaussiedler lässt sich zudem ein zunehmender Integrations-
fortschritt mit der Dauer des Aufenthalts in Deutschland beobachten. 
Im Kontext von Diversity Management – als Teil der Interkulturellen 
Öff nung einer Strategie von Integrationspolitik – zeigt sich zudem, 
dass die Chancen eines erfolgreichen Überganges von der Ausbil-
dung in den Beruf mit der kulturellen Vielfalt in einer Region steigen. 
Off enbar erleichtert ein kulturell off enes Klima in der Region sowohl 
Arbeitgebern als auch Arbeitnehmern die erfolgreiche Integration 
von ausländischen Jugendlichen in den Arbeitsmarkt.
Für die Autoren ergeben sich für die Integrationspolitik folgende 
Schlussfolgerungen: Anhand der Migrationspolitik kann die Quali-
fi kationsstruktur von Migranten – und damit zu einem gewissen 
Grad auch die Qualifi kationen ihrer Nachkommen – beeinfl usst 
werden. Die Integrationspolitik kann die Kosten für die Integration 
in den Arbeitsmarkt senken. Eine erfolgreiche Integration von Mig-
ranten in den Arbeitsmarkt bildet die Grundlage einer dauerhaften 
gesellschaftlichen Integration. Gleichzeitig erhöht eine erfolgreiche 
Arbeitsmarktintegration die Akzeptanz von Migranten bei der einhei-
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mischen Bevölkerung. Die Probleme der Arbeitsmarktintegration von 
Ausländern und ihren Nachkommen sind eng mit der Integration in 
das Bildungssystem verknüpft. Eine erfolgreiche Arbeitsmarktinteg-
ration erfordert deshalb erhebliche bildungspolitische Anstrengun-
gen. Gerade vor dem Hintergrund des demographischen Wandels 
gewinnt eine bessere Bildung und Ausbildung von Migranten und 
ihrer Nachkommen an Bedeutung. Der Anteil dieser Gruppe an den 
Erwerbspersonen wird weiter steigen, da in den nächsten Jahren we-
sentlich mehr Migranten in den Arbeitsmarkt eintreten, als altersbe-
dingt austreten. Eine Vergrößerung des Humankapitals setzt somit 
eine bessere Arbeitsmarktintegration voraus.
Migranten werden nach Ansicht der Autoren aber verschiedent-
lich auch nicht entsprechend ihrem Qualifi kationsniveau eingesetzt. 
Im Ausland erworbene Qualifi kationen werden nicht vollständig oder 
zeitverzögert anerkannt. Hinzu kommt, dass vorhandene Fähigkei-
ten der Migranten, wie etwa Mehrsprachigkeit besser genutzt werden 
sollten. »Bilingualität« ist u.a. auch Thema des folgenden Bereichs.
IV.  Erziehung und Sprache als zentrale Faktoren
der Integration
Der Bereich »Erziehung und Sprache als Faktoren der sozialen und 
kulturellen Integration« beinhaltet zwei Beiträge. Hartmut Esser dis-
kutiert den Zusammenhang von »Integration und Multikulturalität « 
und Haci Halil Uslucan behandelt »Jugendliche Gewalt und familiäre 
Erziehung in interkulturellen Kontexten«.
»Assimilation« als zwangsläufi ge Form der Integration wird zu-
gunsten von »Multikulturalität« – im Sinne einer Zugehörigkeit einer 
Person zu mehreren Kulturen – immer wieder neu in Frage gestellt. 
Hartmut Esser geht der Relevanz von »Multikulturalität« anhand der 
»Bilingualität« nach und fragt, welche Vorteile damit für die Integra-
tion in Bildung und Arbeitsmarkt verbunden sind.
»Multikulturalität« kann Verschiedenes bedeuten. Erstens kann 
sie als Spezialfall der sozialen Integration gelten. Die multiple Inklu-
sion ist eine von vier Konstellationen. Die drei anderen Typen sind 
die Marginalität, die Segmentation und die Assimilation. Diese Zu-
gehörigkeiten können sich auf unterschiedliche Eigenschaften be-
ziehen. Die wichtigsten Eigenschaften für die Sozialintegration von 
Migranten sind die Sprache, soziale Netzwerke und Identifi kationen. 
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Entsprechend sind Bilingualität, gemischte Netzwerke und Mehr-
fach-Identitäten Fälle der multiplen Inklusion.
Zweitens kann man unter Multikulturalität die ethnische Viel-
falt eines gleichrangigen Nebeneinanders verschiedener ethnischer 
Gruppen mit unterschiedlichen kulturellen Eigenschaften verstehen. 
Die Multikulturalität als ethnische Vielfalt unterscheidet sich damit 
von der kulturellen Homogenität und der ethnischen Schichtung. 
Die ethnische Vielfalt meint somit Heterogenität in den kulturellen 
Eigenschaften und Gleichrangigkeit in den Lebenschancen. Drittens 
kann man unter Multikulturalität die institutionelle, politische und 
soziale Unterstützung von multipler Inklusion und ethnischer Viel-
falt durch die Aufnahmegesellschaft verstehen.
Vor diesem Hintergrund geht es in dem Beitrag um die Bezie-
hungen dieser unterschiedlichen Bedeutungen der Multikulturalität 
untereinander und zur Integration von Migranten generell. Insbe-
sondere wird der Frage nachgegangen, wie bedeutsam die multiple 
Inklusion von Migranten und die kulturelle Off enheit der Aufnahme-
gesellschaft für die Entstehung von ethnischer Vielfalt bzw. für die 
Verhinderung von ethnischer Schichtung sind.
Geht man davon aus, dass ethnische Vielfalt ein von vielen Men-
schen geteilter normativer und politischer Bezugsrahmen ist, dann 
stellt sich die Frage, wie diese Konstellation ermöglicht und aufrecht 
erhalten werden kann. Ethnische Vielfalt ist aber nicht ohne struk-
turelle Assimilation, ohne Angleichung in den Lebenschancen und 
in der gesellschaftlichen Positionierung zu erreichen. Assimilation 
bedeutet dabei Angleichung im Mittelwert zwischen den Gruppen. 
Strukturelle Assimilation wäre demnach dann gegeben, wenn die ver-
schiedenen ethnischen Gruppen im Durchschnitt die gleiche Bildung 
und gleiche Arbeitsmarktchancen hätten.
Hier kommen nun die beiden anderen Verständnisse von Multi-
kulturalität, die multiple Inklusion und die kulturelle Off enheit der 
Gesellschaft, ins Spiel. Damit stellen sich zwei Fragen: Ist die multip-
le Inklusion etwa in Form der Bilingualität von Vorteil für die struktu-
relle Assimilation in Form des Bildungs- und Arbeitsmarkterfolges? 
Und hilft die kulturelle Off enheit der Gesellschaft eine ethnische 
Schichtung im Bildungs- und Arbeitsmarktbereich zu vermeiden? 
Hinter beiden Fragen stehen unterschiedliche Perspektiven der Erfas-
sung des Integrationsgeschehens und der anzuratenden praktischen 
Integrationsmaßnahmen.
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Wie der Autor ausführt, zeigen empirische Befunde, dass die eth-
nischen Ressourcen wie Bilingualität und multikulturelle Beziehun-
gen wie intraethnische Kontakte nicht die erhoff ten Wirkungen für 
den Bildungs- und Arbeitsmarkterfolg haben. Vielmehr gelte es, den 
Zweitsprachenerwerb und möglichst früh interethnische Kontakte zu 
fördern. Vermutete Eff ekte der Bilingualität auf die schulischen Leis-
tungen liegen so gut wie nicht vor. Eff ekte der Zweisprachigkeit sind 
letztlich Eff ekte der Zweitsprachenkompetenz. Auch für den Arbeits-
markt zeigt sich, dass »kulturübergreifende Kompetenzen« wie die 
Mehrsprachigkeit kaum von Vorteil sind. Die vorliegenden Ergebnis-
se bestätigen, dass für den Arbeitsmarkterfolg neben der Bildung und 
der Betriebserfahrung vor allem die Zweitsprachenkenntisse relevant 
sind.
Die im Zuge der Kritik an den traditionellen Assimilationsmo-
dellen entwickelten Hypothesen, dass die ethnischen Ressourcen 
– speziell die multiple Inklusion – die Integration von Migranten 
mehr unterstütze als die »Assimilation«, haben sich nicht erhärten 
lassen: Die multiple Inklusion – in Sprache, Netzwerken und Identi-
täten – wirkt sich weder auf die schulischen Leistungen, noch auf den 
Arbeitsmarkterfolg merklich aus. Auch die kulturelle Öff nung der 
Bildungssysteme und eine Abkehr vom gegliederten Schulsystem än-
dert daran nicht viel. Wie der Autor abschließend betont, stellen sich 
Eff ekte noch am ehesten durch Beeinfl ussung der familiären Umwelt 
und durch die Eröff nung von möglichst frühzeitigen interethnischen 
Kontakten ein.
Der Beitrag von Haci Halil Usculan thematisiert »Jugendliche Ge-
walt und familiäre Erziehung in interkulturellen Kontexten«. Aggres-
sion und Gewalt Jugendlicher stehen im Mittelpunkt des öff entlichen 
und politischen Interesses. Sind zudem jugendliche Migranten in die 
Vorfälle involviert, wird rasch die Frage nach einer gelungenen bzw. 
misslungenen Integration gestellt.
Eine Auseinandersetzung mit den Ursachen jugendlicher Gewalt 
muss auch die Institution Familie mit einbeziehen. Von der Fami-
lie gehen die bedeutendsten Impulse für die Sozialisation junger 
Menschen aus. Sowohl für die Entstehung als auch für die Verfes-
tigung von Verhaltensauff älligkeiten haben sich folgende Aspekte 
als relevant herausgestellt: erstens ein hohes Ausmaß an elterlicher 
Uneinigkeit und fehlender Gemeinsamkeit in der Ausübung der Er-
zieherrolle, zweitens ein wenig kontrollierendes und inkonsistentes 
Disziplinierungsverhalten der Eltern, schließlich drittens ein elter-
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licher Erziehungsstil, der sich durch geringe emotionale Nähe und 
Unterstützung sowie durch harte elterliche Erziehungsgewalt aus-
zeichnet.
Mehrere Studien weisen auf eine stärkere Gewaltbelastung von 
Jugendlichen nichtdeutscher Herkunft hin, vor allem von türkisch- 
und arabischstämmigen im Vergleich zu deutschen Jugendlichen. 
Die Befunde lassen sich jedoch nur schwer verallgemeinern, da nicht 
geklärt wird, ob die unterschiedlich starken Gewaltbelastungen auf 
einer Erziehung beruhen, die kulturell bedingte Gewalt begünstigt, 
oder auf den Minderheitenstatus und eventuell damit einhergehende 
soziale Faktoren zurückzuführen ist.
Vor diesem Hintergrund ist der Autor der Frage nachgegangen, 
wie elterliche Erziehung mit häuslicher Gewalterfahrung im interkul-
turellen Kontext verschränkt ist. Hierbei wurden sowohl die Jugendli-
chen befragt als auch die Elternperspektive einbezogen. In der Studie 
wird berichtet, wie deutsche und türkische Jugendliche ihre familiale 
Erziehung einschätzen, welche häuslichen Gewalterfahrungen vor-
liegen und welcher Zusammenhang zwischen elterlicher Erziehung 
und jugendlicher Gewalt besteht.
Im Hinblick auf die sozialpolitisch relevante Frage der Integration 
der Eltern von Migrantenjugendlichen zeigt sich, dass sich besonders 
die Integration der Mütter als ein entscheidender Moderator für die 
Gewalterfahrung von Jugendlichen erweist. Zudem dürfte die höhere 
Gewaltbelastung von türkischen Familien und Jugendlichen wesent-
lich mit dem Einfl uss des Migrations- und Minderheitenstatus zu-
sammenhängen. Migrantenfamilien stehen generell vor der Heraus-
forderung, zusätzlich zur alltäglichen Gestaltung des Familienlebens, 
auch ihr Verhaltensrepertoire zu erweitern. Der Widerspruch, sich 
einerseits in die Mehrheitsgesellschaft zu integrieren, andererseits 
kulturelle Wurzeln nicht völlig aufzugeben, gestaltet sich in der Er-
ziehung als schwierig. Belastungen und Spannungen ergeben sich 
für Eltern und Kinder gleichermaßen.
V. Einbürgerung als Instrument der politischen Integration
Der letzte Bereich hat das Thema »Einbürgerung als Instrument der 
politischen Integration« zum Inhalt. Der Beitrag von Stefan Luft be-
schäftigt sich mit der Staatsangehörigkeitspolitik und wirft die Frage 
auf, in welchem Zusammenhang die Einbürgerung und der Prozess 
der Integration stehen.
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Das Staatsangehörigkeitsrecht regelt, wer einem Staatsvolk ange-
hört, wer dessen Mitgliedschaft erwerben kann und unter welchen 
Bedingungen dieser Erwerb möglich ist. Das Thema Staatsangehörig-
keit ist daher im Kontext von Integration in der politischen Debatte 
und in der wissenschaftlichen Diskussion ein zentrales Thema. Wie 
die Geschichte zeigt, wurde das Staatsangehörigkeitsrecht nach politi-
schen Erfordernissen geregelt. Dabei wurden das Abstammungsprin-
zip (ius sanguinis) und das Geburtsrecht (ius soli) selten ausschließ-
lich und durchgehend angewandt, vielmehr waren Mischformen die 
Regel. Wie der Autor ausführt, lässt sich die These der Kontinuität 
eines ethno-nationalen Selbstverständnisses in Deutschland nicht 
aufrecht erhalten.
Während Einbürgerungen bis Ende der 1980er Jahre eher zu-
rückhaltend erfolgten, wurde in den 1990er Jahren der Erwerb der 
deutschen Staatsbürgerschaft erleichtert. Im Rahmen der Reform des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes im Jahr 2000 wurde das Abstammungs-
prinzip im Staatsangehörigkeitsrecht um das Geburtsrecht erweitert. 
Das Ziel einer erleichterten Einbürgerung wurde jedoch nur teilweise 
erreicht. Zum einen ist der Erwerb einer doppelten oder mehrfachen 
Staatsbürgerschaft weiterhin grundsätzlich nicht möglich; zum an-
deren besteht eine Optionspfl icht, nach der in Deutschland geborene 
Jugendliche ausländischer Eltern bis zum 23. Lebensjahr sich zwi-
schen der deutschen und ihrer anderen Staatsangehörigkeit entschei-
den müssen.
Vor diesem Hintergrund geht der Autor der Frage nach, warum 
von dem Rechtsanspruch auf Einbürgerung relativ wenig Gebrauch 
gemacht wird und die Einbürgerungszahlen in den vergangenen 
Jahren zurück gegangen sind. Diskutiert wird, ob die Einbürgerung 
bereits zu Beginn der Integration stehen kann, gleichsam, um die 
Integration zu befördern, oder ob der Erwerb der deutschen Staats-
bürgerschaft Integrationsleistungen voraussetzt. Damit verknüpft ist 
die Frage, inwieweit zu den Einbürgerungsvoraussetzungen ganz we-
sentlich ausreichend deutsche Sprachkenntnisse sowie Wissen über 
Staat, Gesellschaft und Kultur gehören. Ein hohes Maß an soziokul-
tureller Integration geht off ensichtlich mit einem gesteigerten Inter-
esse an Einbürgerung einher. Ein kausaler Zusammenhang zwischen 
Einbürgerung und Integration besteht jedoch nicht. Abschließend 
kommt der Autor zu dem Fazit, dass das Staatsangehörigkeitsrecht 
als ein grundlegendes Thema der Integrationspolitik in einem trans-
parenten Verfahren und unter Abschätzung langfristiger Folgen zu 
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behandeln ist. Der Umgang mit diesem Thema in den vergangenen 
Jahren genügte diesen Ansprüchen nicht.
Resümee und Ausblick
Vom Ende des Zweiten Weltkrieges bis heute wandelte sich Deutsch-
land vom Aus- zum Einwanderungsland. Die letzte Auswanderungs-
welle des 20. Jahrhunderts fand bis Mitte der 1950er Jahre statt und 
umfasste auch viele ehemalige Flüchtlinge und Vertriebene. Im Jahr 
1955 wurde die deutsch-italienische Anwerbevereinbarung über die 
Entsendung von Arbeitskräften geschlossen. Es folgten weitere Ver-
träge mit Spanien und Griechenland (1960), mit der Türkei (1961), 
Portugal (1964), Tunesien und Marokko (1965) sowie Jugoslawien 
(1968). Zum Abschluss der »Anwerbeverträge« drängte nicht nur die 
deutsche Wirtschaft, auch die Entsendeländer waren an einem kon-
trollierten Arbeitslosenexport und am Einkommenstransfer zur Ver-
besserung ihrer Zahlungsbilanz interessiert. Die »Gastarbeiterperio-
de« in der Bundesrepublik Deutschland endete mit der »Ölkrise« und 
dem darauf folgenden »Anwerbestopp« 1973. Dieser führte kurzfristig 
zu einer Abnahme der ausländischen Erwerbspersonen, danach stieg 
die ausländische Bevölkerung im Wege des Familiennachzuges aber 
wieder an und verstärkte den Wandel von der Gastarbeiter- zur Ein-
wandererexistenz mit einem dauerhaften Aufenthaltsanspruch (Bade 
2009: 17). Gleichzeitig setzte sich über die Familienzusammenfüh-
rung die Zuwanderung niedrig Qualifi zierter fort. Die Zuwanderer-
bevölkerung wurde über drei Jahrzehnte durch die Arbeitsmigration 
geprägt. Erst Ende der 1980er Jahre wanderten in großer Zahl Aus-
siedler und Spätaussiedler aus Osteuropa sowie in geringem Umfang 
auch Juden aus den GUS-Staaten zu.
Nach 1945 hatte sich mit dem »Fordismus« ein neues industrielles 
Ordnungsmodell herausgebildet. Grundlage waren die standardisier-
te Massenproduktion, die Annahme stetig steigender Nachfrage und 
gewerkschaftlich erkämpfte Lohnzuwächse. Der Erfolg des westdeut-
schen Sozialstaates beruhte auf dem Kompromiss von Staat, Kapital 
und Arbeit. Mitte der 1970er Jahre setzte jedoch die »dritte indust-
rielle Revolution« ein, die zu einem wirtschaftlichen Strukturbruch 
führte, an dem der Ostblock schließlich scheiterte und der in West-
europa die Fundamente des Konsensliberalismus untergrub. Ganze 
Industriebranchen brachen ein, Bergbau, Stahl- und Textilindustrie 
kamen in die Krise, un- und angelernte Arbeitsplätze fi elen weg und 
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Massenarbeitslosigkeit wurde zur erneuten Realität. Was folgte war 
ein Wandel der Industrie- und Arbeitskulturen sowie der Übergang 
zur »Dienstleistungs-« und »Risikogesellschaft« (Doering-Manteuf-
fel/Raphael 2008).
Trotz anhaltender Zuwanderung und sich verstärkender Integra-
tionsprobleme blieb eine konsistente politische Reaktion darauf aus. 
Erst Ende der 1990er Jahre wurde zum ersten Mal in der Geschich-
te der Bundesrepublik Deutschland seitens der Politik festgestellt: 
»Deutschland ist schon längst zum Einwanderungsland geworden« 
(zitiert nach Meier-Braun 2006: 206). Seitdem hat sich vieles verän-
dert. Heute sind Migration und Integration zentrale politische The-
men, und Migrations- und Integrationspolitik werden pragmatisch 
betrieben. Mit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts (2000), 
der Einführung der Green Card (2000), dem Zuwanderungsgesetz 
(2005), dem Integrationsgipfel, dem Nationalem Integrationsplan 
und der Deutschen Islamkonferenz (ab 2006) sowie dem bundesein-
heitlichen Einbürgerungstest (2008) ist in den letzten zehn Jahren 
mehr geschehen als in den vier Jahrzehnten zuvor.
Zunehmend hat sich die Einsicht durchgesetzt, worauf die For-
schung seit Anfang der 1970er Jahre hinweist (Albrecht 1972), dass 
die Migrationspolitik den Integrationsprozess beeinfl ussen kann und 
dass Integration ein wechselseitiger und langfristiger Prozess ist. Die 
vorliegenden Aufsätze spiegeln diese Einsicht wider. Sie zeigen, dass 
Integrationserfolge das Ergebnis von Engagement und Geduld sind. 
Sie zeigen aber auch, dass heutige Integrationsprobleme mitunter 
Folge früherer Versäumnisse und Indikator einer gesamtgesellschaft-
lichen Integrationsproblematik sind. Nachfolgend werden einige zen-
trale Aussagen der Beiträge noch einmal herausgestellt.
Im globalen Wettbewerb richtet eine moderne Migrationspolitik 
die Steuerung der Zuwanderung nach ökonomischen Kriterien und 
demographischen Erfordernissen aus. Ein Instrument im Sinne von 
»Managing Migration« ist die vom Europäischen Rat 2009 einge-
führte »Blue Card«. Das Ziel ist, die Zulassung hoch qualifi zierter 
Arbeitskräfte und ihrer Familien aus Drittstaaten zu erleichtern, um 
die Gemeinschaft als dynamischen, wissensbasierten Wirtschafts-
raum weiter zu entwickeln. Die Zuwanderung kann aber nur einen 
sehr begrenzten Beitrag zur Bewältigung des wirtschaftlichen und 
demographischen Wandels leisten. Insofern kommt den internen 
Handlungsoptionen, wie der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von 
Jüngeren, Frauen und Älteren sowie von hier lebenden Migranten 
STEFAN LUFT/PETER SCHIMANY40
vorrangige Bedeutung zu. Intergenerationale Vergleiche zeigen, dass 
Personen mit Migrationshintergrund der zweiten und dritten Gene-
ration bessere Arbeitsmarktchancen besitzen und auch eine höhere 
Erwerbsbeteiligung aufweisen als die Elterngeneration.
Im Hinblick auf die Integrationspolitik und den gesellschaftli-
chen Wandel ist zwischen Konzept und Prozess zu unterscheiden. 
Was den Prozess der Gesellschaftsentwicklung betriff t, so haben sich 
in Deutschland im Zuge des Wanderungsgeschehens multikulturelle 
Gesellschaftsstrukturen im Sinne von ethnischer Vielfalt herausge-
bildet, die sich zunehmend weiter ausdiff erenzieren (besonders aus-
geprägt in Stadtteilen, in denen sich vermehrt verschiedene Zuwan-
derergruppen niedergelassen und eine eigenethnische Infrastruktur 
geschaff en haben). Dagegen hat es in Deutschland auf Bundesebene 
eine multikulturelle Gesellschaftspolitik als Konzept nie gegeben. Der 
Vergleich von westeuropäischen Staaten zeigt, dass eine multikultu-
relle Politik, die keine starken Anreize für das Erlernen der Sprache 
des Gastlandes und für interethnische Kontakte bietet, gleichzeitig 
aber über einen inklusiven und großzügigen Wohlfahrtsstaat verfügt, 
eine geringe Beschäftigungsquote und einen hohen Grad an räumli-
cher Segregation zur Folge hat. Die Befunde machen zudem deutlich, 
dass es in der Multikulturalismus-Diskussion nicht genügt, sich mit 
abstrakten gesellschaftlichen Rechten und deren Anerkennung zu 
beschäftigen. Genauso wichtig ist es, Integrationspolitik unter dem 
Aspekt von struktureller und sozialer Integration zu betreiben.
Multikulturalität bezieht sich auch auf die ethnische Vielfalt eines 
gleichrangigen Nebeneinanders verschiedener ethnischer Gruppen 
mit unterschiedlichen kulturellen Eigenschaften. Ethnische Vielfalt 
in diesem Sinne ist aber nicht ohne strukturelle Assimilation, ohne 
Angleichung in den Lebenschancen und in der gesellschaftlichen 
Positionierung zu erreichen. Positive Eff ekte auf den Erwerb von Bil-
dung ergeben sich durch die Beeinfl ussung der familiären Umwelt 
und durch die Ermöglichung frühzeitiger interethnischer Kontakte. 
Auch für die Entstehung und die Verfestigung von Verhaltensauff äl-
ligkeiten spielt die Familie eine zentrale Rolle. Bildungsorientierung 
und Gewaltvermeidung hängen somit stark vom familiären Umfeld 
ab.
Inwieweit soziale Integration gelingt, entscheidet sich vor allem 
in den Städten. Städte setzen sich seit Jahrzehnten mit den Folgen 
von Zuwanderung auseinander und bemühen sich um eine gelingen-
de Integration vor Ort. In Deutschland stellt ethnische Segregation 
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an sich kein Problem für die Stadtgesellschaft dar. Erst die Überla-
gerung mit sozialer Segregation lässt problematische Strukturen 
entstehen, die zur Verfestigung tendieren. In Stadtvierteln, wo die 
ethnische Konzentration von der Ballung sozialer Probleme begleitet 
wird, stehen immer mehr Aufwendungen für soziale Unterstützung 
den wachsenden Problemen aufgrund sozialer Exklusion gegenüber. 
Mittlerweile ist der Migrantenanteil das statistisch bedeutendste 
Unterscheidungsmerkmal der Stadtteile geworden, denn er ist zu-
gleich ein Armutsindikator und ein Anzeiger für die demographische 
Struktur eines Stadtteils.
Integration ist ein zweiseitiger Prozess. Sie ist – wie Albrecht 
(1972:262) unter Bezugnahme auf Taft (1953) ausführt – als Vorgang 
zu begreifen, der in der Konvergenz voneinander abweichenden Be-
zugsrahmen durch Interaktion zwischen Gastgebern und Einwan-
derern besteht. Bade (2009: 17) betont daher auch, dass gelungene 
Integration nicht nur Integrationsbereitschaft bei der Zuwanderungs-
bevölkerung, sondern auch die Akzeptanz bei der Mehrheitsgesell-
schaft voraussetzt. Die Akzeptanz von Migranten hängt wiederum 
von ihrer erfolgreichen Integration in Gesellschaft und Arbeitsmarkt 
ab. Integration erfordert daher nicht nur eine Politik des »Fördern 
und Fordern«, sondern auch eine interkulturelle und institutionelle 
Öff nung.
Im Bereich der sozialen Integration spielt das Recht als maß-
gebliche Steuerungsinstanz eine zentrale Rolle. Die Kompetenz zur 
Rechtsbefolgung ist das Ergebnis der Verwirklichung von in der Ge-
sellschaft geltenden Regeln. Das Zuwanderungsgesetz greift diese 
Erkenntnis mittels Integrationskurse auf. Das Gesetz verfolgt u.a. 
das Ziel, die »Integration von rechtmäßig auf Dauer im Bundesge-
biet lebenden Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle und ge-
sellschaftliche Leben der Bundesrepublik Deutschland« zu fördern. 
Über die Orientierung an den rechtlichen Normen hinausgehende 
Werteordnungsmodelle werden dem Integrationszweck moderner 
Gesellschaften dagegen nicht gerecht. Ziel kultureller Integration in 
einer off enen und heterogenen Gesellschaft muss die Befolgung des 
Rechts und die Anerkennung der Verfassung sein.
Integrationspolitik konzentriert sich nicht nur auf die strukturelle 
und soziale Integration von Migranten, sondern sie nimmt über das 
Konzept der Interkulturellen Öff nung auch Einfl uss auf die Institu-
tionen der sozialen Dienste. Interkulturelle Öff nung ist daher nicht 
eine Integrationsmaßnahme unter anderen, sondern eine überge-
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ordnete Maßnahme im Rahmen der integrationspolitischen Praxis. 
Schließlich stellt die Einbürgerung ein wichtiges Instrument der In-
tegrationspolitik dar. Politische Integration und »Staatsbürgerschaft« 
werden mit Blick auf die Ressource »Migranten« sowohl in den Ent-
sendeländern als auch in den Aufnahmeländern neu bewertet (Schi-
many/Schock 2009a: 21; 2009b: 358f.). 
Gemäß der im Rahmen der Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts 2000 eingeführten Optionsregelung müssen in Deutschland 
geborene Kinder nichtdeutscher Eltern mit der Volljährigkeit (und 
spätestens bis Vollendung des 23. Lebensjahres) entscheiden, ob sie 
die deutsche oder ausländische Staatsangehörigkeit behalten wollen. 
Die neue Bundesregierung ist laut Koalitionsvertrag bestrebt, bis-
herige Erfahrungen mit dieser Regelung auf möglichen Verbesse-
rungsbedarf hin zu überprüfen. Zudem sollen »unverhältnismäßige 
Hemmnisse auf dem Weg zur Einbürgerung« beseitigt werden.
Forschungsergebnisse zeigen, dass das Bekenntnis zur Demo-
kratie, die Lebensstilanpassung und die Beherrschung der deutschen 
Sprache sowohl von Deutschen als auch von Ausländern und Ein-
gebürgerten als zentrale Einbürgerungskriterien angesehen werden. 
Ethnische und abstammungsbezogene Merkmale haben dagegen an 
Bedeutung verloren. Zudem wird die von Ausländern befürwortete 
doppelte Staatsangehörigkeit von Deutschen nicht mehr so stark ab-
gelehnt (Worbs 2009: 11ff .). Auch im Kontext der politischen Integ-
ration überwiegt zunehmend nüchterner Pragmatismus. Eingefor-
dert werden Integrationsleistungen und die Identifi kation mit dem 
Rechtsstaat, nicht aber auf Abstammung und Geburt beruhende Zu-
gehörigkeiten.
Wie Bade (2009: 17) darlegt, bestätigen alle aktuellen Untersu-
chungen, dass Deutschland im Vergleich mit den anderen modernen 
Einwanderungsländern Europas keinen Anlass hat, die Integration 
als gescheitert anzusehen. Im Gegenteil: Viele andere Länder benei-
den Deutschland in manchen Feldern um Integrationserfolge und 
bemühen sich, Konzepte und Maßnahmen zu übernehmen. Nicht 
zu übersehen ist aber auch, dass Integrationspolitik keine nur auf 
Migranten bezogene Politik sein kann, sondern dass Integration ein 
gesamtgesellschaftliches Anliegen ist. Hierauf weisen Befunde zur 
sozialen Exklusion hin (Heitmeyer 2010), die verdeutlichen, dass In-
tegration ein prinzipiell unabgeschlossener Prozess ist.
Was allgemein als »akkulturative Situation« beschrieben wird, 
ist nicht nur die alltägliche Lage moderner Gesellschaften, sondern 
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sie ist strukturell sogar erforderlich. Die Beziehungen eines Sozial-
systems zu anderen Sozialsystemen sind strukturierte Beziehungen. 
Wandlungen in einem System haben daher auch Einfl uss auf die je-
weils anderen Systeme. Dies ist der entscheidende Grund für die re-
lative Instabilität von modernen Gesellschaften und für ihre Tenden-
zen zum sozialen Wandel. Vor diesem Hintergrund wird Integration 
dann zu einem »normalen« Prozess. In seiner modernen Bedeutung 
bezieht sich der Begriff  »Integration« nicht auf einen kulturellen 
Homogenisierungsprozess. Integration versteht sich damit als ein 
Konzept, dass losgelöst ist von der Bindung an eine nationale oder 
ethnische Monokultur. Integration bezieht sich vielmehr auf die Ge-
nerierung eines Möglichkeitsraumes, in dem durch die Vermittlung 
und Aneignung neuer Wissensbestände selbständige Lebensformen 
geschaff en werden. In einem umfassenden Verständnis erstreckt sich 
Integration auf gesellschaftspolitische Wandlungspotenziale, die ge-
nerell auf eine soziale Ent-Exklusion und speziell auf eine ethnische 
Ent-Schichtung abzielen.
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I.  Übergreifende 
Integrationskonzepte

Die bremische Integrationspolitik 
im Kontext des Nationalen 
Integrationsplanes
Ingelore Rosenkötter
Ich freue mich, gemeinsam mit dem Institut für Politikwissenschaft 
der Universität Bremen die Ringvorlesung »Integration von Zuwan-
derern – Erfahrungen, Modelle, Perspektiven« eröff nen zu können. 
Es ist mir eine besondere Freude, Ihnen, den Studierenden und den 
zahlreichen Gasthörerinnen und Gasthörern, heute in aller Kürze die 
bremische Integrationspolitik vorstellen zu können.
Zunächst einige Vorbemerkungen: In Deutschland leben rund 
7,3 Mio Ausländer, das sind rund 9 %, während 15,3 Mio. Menschen 
einen Migrationshintergrund besitzen. In Bremen ist dies ähnlich: 
70.000 Ausländer leben in der Stadt Bremen, das sind 13 %, aber 
148.000 Menschen haben einen Migrationshintergrund. Das sind 
27 % unserer Bevölkerung, in jüngeren Altersgruppen und in eini-
gen Stadtregionen, z.B. in Tenever, sind es zwischen 30 und 62 %. Es 
ist also nicht zu bestreiten: Deutschland ist ein Einwanderungsland, 
auch wenn diese Charakterisierung jahrzehntelang politisch nicht ge-
wollt war. Folge dieser Verdrängung war, dass keine systematische 
staatliche Integrationspolitik entwickelt wurde. Fehler wurden aber 
auch auf Seiten der Migranten gemacht. Viele ausländische Arbeit-
nehmer glaubten, nach einigen Jahren Arbeit in Deutschland in ihre 
Herkunftsländer zurückkehren zu können, ohne sich um Integration 
und Sprachkenntnisse bemühen zu müssen. Wir wissen um das gro-
ße Handikap für alle, deren Rückkehrwünsche sich letztlich zerschla-
gen haben.
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Heute wissen wir auch, dass Integration nicht dem Zufall überlas-
sen bleiben darf. Die Instrumente für eine erfolgreiche Integrations-
politik sind deshalb ein klares politisches Wollen und eine Verände-
rungsbereitschaft im Handeln, möglichst gesetzliche Grundlagen, 
umsetzungsorientierte Ziele, Überprüfbarkeit der Ergebnisse sowie 
verbindliche Konzeptionen und Selbstbindungen durch Selbstver-
pfl ichtungen.
Ich bin froh darüber, dass wir bundesweit ab dem Jahr 2000 neue 
Wege eingeschlagen haben. Zum einen mit der Vorbereitung auf das 
Zuwanderungsgesetz, das am 1.1.2005 in Kraft trat und das Integra-
tion erstmals gesetzlich verankerte. Zum anderen mit der Berechti-
gung und Verpfl ichtung für Einwanderer, Integrationskurse zu be-
suchen, mit der zentralen Platzierung eines migrationsspezifi schen 
Beratungsangebotes (Migrationserstberatung) und der Auff orderung 
zur Entwicklung eines bundesweiten Integrationsprogramms. Wei-
tere wichtige Impulse gaben die diversen Integrationsgipfel und der 
Nationale Integrationsplan.
Mit dem Nationalen Integrationsplan haben wir es geschaff t, die 
Integrationsinitiativen des Bundes, der Länder, der Kommunen und 
der Bürgergesellschaft erstmals auf eine gemeinsame Grundlage zu 
stellen. Der Plan wurde im Dialog mit Vertreterinnen und Vertretern 
aller staatlichen Ebenen, der wichtigsten nichtstaatlichen Organisa-
tionen und der Migrantinnen und Migranten aus Migrantenselbstor-
ganisationen und aus religiösen Verbänden erarbeitet. Das besondere 
ist, dass sich alle Beteiligten am Nationalen Integrationsplan ver-
pfl ichtet haben, geeignete Maßnahmen für eine bessere Integration 
zu ergreifen und umzusetzen. 
Im Zuge dieser Selbstverpfl ichtungen beteiligt sich zum Beispiel 
der Bund am Ausbau der Betreuungsplätze für unter 3jährige Kinder 
und er hat die Integrations- und Orientierungskurse weiter ausge-
baut. Die Länder richten ihre Aktivitäten stärker auf Integrationsde-
fi zite aus und bauen die frühe Förderung in Kindertagesstätten, die 
Sprachförderung, die Elternarbeit oder die Ganztagsschulen aus. Die 
Kommunen haben sich beispielsweise verpfl ichtet, die Interkulturel-
le Öff nung der Verwaltung voranzutreiben.
Es hat lange gebraucht, bis sich die Erkenntnis durchsetzte, dass 
Kommunen, Länder, Bund und zivilgesellschaftliche Akteure klare 
Handlungsgrundlagen und Strategien brauchen, um Integration vo-
ranzubringen. Wir wissen heute, dass Integrationskonzepte wichtige 
Motoren für bessere Integration sein können. Sie bringen Integration 
DIE BREMISCHE INTEGRATIONSPOLITIK 53
voran, weil sie Ziele festlegen, im Dialog erarbeitet werden und ein 
gemeinsames Wollen abbilden. Die bremische Integrationspolitik hat 
diese Verbindlichkeit durch inzwischen drei Konzeptionen zur Inte-
gration von Zuwanderern und Zuwanderinnen im Lande Bremen 
(2000, 2003 – 2007 und 2007 – 2011) zum Ausdruck gebracht. Die 
in dieser Legislaturperiode gültige Konzeption zur Integration (2007- 
2011), wurde, wie die Vorgängerkonzeptionen, vom Senat beschlos-
sen. Damit wird deutlich, dass sie »top down« gewollt ist. Entwickelt 
wurde sie jedoch dezentral (»bottom up«), ihre Entwurfsfassungen 
wurden transparent vorgestellt und fachöff entlich begleitet. Damit 
ist die größtmögliche Umsetzungschance gegeben, weil eine große 
Identifi kation aller Beteiligten mit den selbst entwickelten Zielen ent-
standen ist. 
Mit den Leitbildern »Integration durch Sprache und Bildung«, 
»Integration durch Ausbildung, Beschäftigung und Selbständigkeit«, 
»Integration durch soziale Stadtentwicklung und Förderung des so-
zialen Zusammenlebens«, »Integration durch Interkulturelle Öff -
nung« und »Integration durch Partizipation und bürgerschaftliches 
Engagement« wollen wir die Handlungsspielräume in unseren Land 
optimieren. Hierzu gehören
die schnellere Integration von Neuzuwanderern• 
die Konzentration auf Sprach- und Bildungsprozesse in Vorschule • 
und Schule 
die Stärkung von Stadtteilen und Nachbarschaften• 
das Verständnis von Integration als Regelaufgabe• 
die Interkulturelle Öff nung und Kompetenzentwicklung sowie• 
die stärkere Vernetzung von Akteuren und Projekten vor Ort, um • 
Synergien zu erreichen.
Integrationspolitisch kann sich Bremen an vielen Stellen gut sehen 
lassen. Das gilt für die Konsequenzen in Vorschule und Schule nach 
den Pisa-Ergebnissen, den hohen Anteil selbständiger Migranten, die 
weitgehende Konfl iktfreiheit in den Stadtquartieren trotz partieller 
Segregation, die positiven Beispiele der Interkulturellen Öff nung in 
der Altenhilfe und bei den Auszubildenden im Öff entlichen Dienst 
sowie die hohen Beteiligungsquoten an den Integrationskursen, die 
auf eine erhebliche Bildungsmotivation der Migrantinnen und Mig-
ranten hinweisen.
Dennoch bleiben wichtige Aufgaben für Bremen zu erledigen: In 
der vorschulischen Erziehung wollen wir die Beteiligungsquoten und 
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die Sprachförderangebote erhöhen und die Elternarbeit und Familien-
bildung ausbauen. In der schulischen Bildung sind die Abgängerquo-
ten Jugendlicher ohne Hauptschulabschluss massiv zu senken, am 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sind die Bemühungen weiter fortzu-
setzen, den berufl ichen Einstieg beziehungsweise Wiedereinstieg der 
Migrantinnen und Migranten zu erhöhen. Die Interkulturelle Öff -
nung des Öff entlichen Dienstes muss durch die weitere Einstellung 
von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen mit Migrationshintergrund, 
insbesondere bei den Auszubildenden, weiter vorankommen. Auch 
soll die interkulturelle Kompetenz der Beschäftigten durch Fortbil-
dungsangebote erhöht werden.
Im Sozialraum, also in den Stadt- und Ortsteilen Bremens, sind 
aus meiner Sicht zweifellos noch Beteiligungsdefi zite festzustellen, 
die in den kommenden Jahren aufgehoben werden müssen. Dies gilt 
für die Beteiligung im ehrenamtlichen Engagement ebenso wie die 
Mitwirkung in den politischen Gremien und den sonstigen Beteili-
gungsfeldern der Stadt. Ich bin überzeugt, dass erfolgreiche Integra-
tionspolitik eine aktive Bürgergesellschaft benötigt und letztlich ihre 
Kraft aus der Verantwortung und dem Engagement aller Beteiligten 
gewinnt. 
Wir werden deshalb unseren Weg fortsetzen, eine zielgerichtete 
Integrationsarbeit zu leisten. Und wir werden uns weiter am Prozess 
der Fortentwicklung des Nationalen Integrationsplanes beteiligen. 
Der nächste Schritt wird dort eine bundesweite Indikatorenbildung 
sein, die zu einer besseren und vergleichbaren Überprüfbarkeit der 
Ergebnisse führen soll. Gleichzeitig wollen wir die guten Beispiele 
aus den Ländern und Kommunen austauschen, so voneinander ler-
nen und die integrationspolitische Entwicklung voranbringen.
Der Zielkonflikt von Gleichheit 
und Diversität 
Integration von Immigranten, 




Seit Anfang des 21. Jahrhunderts haben »multikulturelle« Herange-
hensweisen an die Integration von Immigranten viel von ihrer Be-
liebtheit verloren. In dieser Entwicklung spielt der Fall der Nieder-
lande eine entscheidende Rolle, da dieser Staat lange als der Inbegriff  
für gelungenen Multikulturalismus galt, inzwischen aber als Muster-
beispiel für das Scheitern einer solchen Politik betrachtet wird. Was, 
wenn überhaupt, lief also beim niederländischen Multikulturalismus 
schief, und was können wir daraus generell für die Integrationspolitik 
lernen? 
Wir werden an diese Fragestellung herangehen, indem wir den 
niederländischen Fall mit sieben anderen europäischen Einwande-
rungsländern vergleichen. Unsere Argumentation lautet, dass der 
Zugang zu gleichen Rechten, inklusive des unbeschränkten Zugangs 
zu Leistungen des Wohlfahrtsstaates in Verbindung mit einem hohen 
Grad an Förderung kultureller Diversität, unbeabsichtigt negative 
1 | Eine englischsprachige Version dieses Beitrags ist erschienen im Jour-
nal of Ethnic and Migration Studies, Jahrgang 36 (2010), Heft 1, S. 1-26. 
Der Autor dankt Mela Walser und Lutz Exner für die deutsche Übersetzung.
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Auswirkungen auf die sozioökonomische Integration von Immigran-
ten hatte. Die Analyse stellt eine zentrale Prämisse in der Literatur 
über multikulturelle Rechte in Frage. Dieser Sichtweise zufolge 
stellen die Anerkennung kultureller Unterschiede, die Gewährung 
spezieller, kultureller Rechte und der Schutz gegen kulturelle Diskri-
minierung eff ektive Gegengewichte gegen kulturelle Vorurteile und 
Ausgrenzung in Immigrationsgesellschaften dar, in denen eine sozio-
ökonomische Marginalisierung ethnischer Minderheiten stattfi ndet 
(z.B. Kymlicka 1995; Young 1990).
Dieser Prämisse widersprechen Fakten, die belegen, dass die 
Niederlande weit davon entfernt sind, ein Land zu sein, das die so-
zioökonomischen Ungleichheiten zwischen Immigranten und Ein-
heimischen erfolgreich reduziert hat, sondern vielmehr zu den euro-
päischen Einwanderungsländern zu zählen ist, in denen Immigranten 
sozioökonomisch am weitesten hinter der einheimischen Bevölke-
rung zurückbleiben, trotz der relativ weitgreifenden Anerkennung 
und der Rechte, die sie genießen. Zudem zeigen diejenigen anderen 
europäischen Einwanderungsländer, die der niederländischen Kom-
bination von multikultureller Einwanderungspolitik und großzügi-
gem Wohlfahrtsstaat am nächsten kommen – Schweden und Belgien 
–, ähnlich ungünstige Integrationsergebnisse, vergleicht man sie mit 
Ländern, die entweder eine weniger inklusive Integrationspolitik, 
wie etwa Österreich oder Deutschland, oder einen relativ schmalen 
Wohlfahrtsstaat, wie etwa Großbritannien, haben. Die Analyse unter-
stützt die Idee, dass zwischen einerseits der Aufrechterhaltung eines 
inklusiven Wohlfahrtsstaates mit hohem Versorgungsniveau und 
andererseits einer Politik des Multikulturalismus, die Immigranten 
wohlfahrtsstaatliche Leistungen leicht zugänglich macht, ein »pro-
gressives Dilemma« (Goodhart 2004; siehe auch Phillips 1999; Barry 
2001) besteht. 
Es ist wichtig zu betonen, dass wir, wenn wir in dieser Arbeit von 
Multikulturalismus sprechen, uns auf eine bestimmte Art von politi-
scher Herangehensweise an den Umgang mit kultureller Heteroge-
nität durch Immigration beziehen, und nicht etwa auf diese Hetero-
genität an sich. Wie Banting and Kymlicka (2006: 9) argumentierten, 
wird der Begriff  Multikulturalismus oft gebraucht, um sowohl die 
politische Herangehensweise als auch den tatsächlichen Anstieg der 
Heterogenität als Konsequenz von Immigration zu beschreiben. Es 
ist jedoch wichtig, diese beiden Bedeutungen auseinanderzuhalten, 
damit Unzulänglichkeiten bestimmter politischer Maßnahmen nicht 
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mit Defekten von Immigration und Vielfalt an sich verwechselt wer-
den können. 
Wir werden die Niederlande mit denjenigen westeuropäischen 
Ländern vergleichen, die seit den 1950er Jahren die wichtigsten Ein-
wanderungsziele gewesen sind, nämlich mit Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, der Schweiz, Schweden, Österreich und 
Belgien. Wir beziehen hier den ausgesprochen anderen Kontext euro-
päischer Staaten wie Spanien, Italien und Irland, die erst jüngst zu 
wichtigen Einwanderungszielen geworden sind, nicht mit ein. Auch 
die klassischen Immigrationsländer außerhalb Europas, wie etwa Ka-
nada oder die USA, werden in dieser Analyse nicht berücksichtigt, da 
diese Staaten eine sehr viel längere und sehr unterschiedliche Ein-
wanderungsgeschichte haben und eine viel selektivere Integrations-
politik betreiben, die den Vergleich mit europäischen Staaten verzer-
ren würde. 
Im Folgenden werden wir zuerst aufzeigen, inwiefern sich die 
integrationspolitischen Ansätze in den europäischen Haupteinwan-
derungsländern unterscheiden. Anschließend erörtern wir Unter-
schiede zwischen den Staaten in Bezug auf die Inklusivität und das 
Versorgungsniveau des Wohlfahrtsstaates sowie die Art und Weise, 
in der die Wohlfahrtsstaatsregime mit der Integrationspolitik inter-
agieren. Die Erwartungen, die sich von dieser vergleichenden Politik-
analyse herleiten, werden dann mit länderübergreifendem Datenma-
terial über Integrationsergebnisse in Bezug auf die Erwerbstätigkeit, 
räumliche Segregation und Haftraten überprüft. Die Ergebnisse deu-
ten darauf hin, dass multikulturelle Politik, die keine starken Anreize 
für das Erlernen der Sprache des Gastlandes und für interethnische 
Kontakte bietet, in Verbindung mit einem inklusiven und vergleichs-
weise großzügigen Wohlfahrtsstaat eine geringe Beschäftigungs-
quote, einen hohen Grad an räumlicher Segregation und eine relativ 
starke Überrepräsentation von Immigranten unter verurteilten Straf-
tätern zur Folge hat. 
INTEGR ATIONSPOLITIK IN VERGLEICHENDER PERSPEK TIVE 
Viele vergleichende Studien über Staatsangehörigkeit und Integra-
tionspolitik haben sich auf die Regelungen zum Erwerb der Staats-
bürgerschaft konzentriert (z.B., Brubaker 1992; Cinar 1994; Kleger 
and D’Amato 1995; Safran 1997). Der Erwerb der Staatsbürgerschaft 
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ist ein entscheidender Faktor für den Zugang von Migranten zu Bür-
gerrechten, da dieser eine formale Gleichheit vor dem Gesetz mit sich 
bringt. Zusammen mit Schweden und Belgien gehören die Nieder-
lande zu den europäischen Staaten mit den höchsten Einbürgerungs-
raten, während Deutschland, die Schweiz und Österreich traditionell 
niedrige Einbürgerungsraten haben.2 
Der Zugang zu Bürgerrechten beginnt und endet nicht mit dem 
Erwerb der Staatsbürgerschaft. Wenn wir T.H. Marshalls (1950) drei 
Kategorien der Rechte berücksichtigen – zivilrechtliche, politische und 
soziale –, haben die westlichen Länder die meisten Bürgerrechte auf 
alle Einwohner ausgedehnt. Eine Ausnahme bildet die Verurteilung 
für schwerwiegende Straftaten, die zu einem Verlust der Aufenthalts-
genehmigung und Ausweisung des Ausländers führen kann. Einige 
Staaten, wie etwa Deutschland und die Schweiz, haben diesbezüglich 
relativ strenge Regeln, während die Möglichkeiten zur Ausweisung 
von Ausländern in Frankreich und den Niederlanden begrenzter sind 
(Koopmans et al. 2005: 42-43). 
Viele soziale Rechte sind sowohl Staatsbürgern als auch Ein-
wohnern anderer Nationalität zugänglich, aber eine langfristige Ab-
hängigkeit von Sozialhilfe kann den Zugang zu einem sicheren Auf-
enthaltsstatus oder zur Einbürgerung in manchen Staaten, wie etwa 
Deutschland und der Schweiz, versperren (siehe z.B. Bauböck 1995; 
Guiraudon 2000; Koopmans et al. 2005). Die politischen Rechte zu 
wählen und bei einer Wahl zu kandidieren, werden dagegen Nicht-
Staatsbürgern in der Regel nicht eingeräumt (Layton-Henry 1990), 
aber in einigen Staaten, wie etwa den Niederlanden und Schweden, 
können Drittstaatsangehörige in Kommunalwahlen wählen und ge-
wählt werden. 
Rassismus und Diskriminierung können bei der Umsetzung 
gleicher Rechte wichtige Barrieren darstellen. Die niederländische 
Antidiskriminierungs-Gesetzgebung schneidet gemeinsam mit der 
2 | Die Einbürgerungsrate in den Niederlanden erreichte ihren Höhepunkt 
1996, als nicht weniger als 11 % aller ausländischen Einwohner im Laufe 
eines Jahres eingebürgert wurden. Unter den hier verglichenen Staaten ha-
ben die Niederlande (6,9 %) die höchste Einbürgerungsrate nach Schweden 
(7,9 %). Belgien (6,7 %) folgt dicht hinter den Niederlanden (Quelle: Migra-
tion Information www.migrationinformation.org/; eigene Berechnungen 
auf Basis der Einbürgerungszahlen aus dem Jahr 2002 und der Anzahl aus-
ländischer Einwohner aus dem Jahr 2001).
DER ZIELKONFLIK T VON GLEICHHEIT UND DIVERSITÄT 59
Großbritanniens im Vergleich mit den meisten anderen europäi-
schen Einwanderungsländern gut ab (Niessen und Chopin 2002; Ko-
opmans et al. 2005: 45-49). Die niederländische Situation unterschei-
det sich von der britischen insofern, als dort die Diskriminierung aus 
religiösen Gründen vollständig durch die gesetzlichen Regelungen 
und die Rechtsprechung abgedeckt ist, während in Großbritannien 
besonders von muslimischen Organisationen schon seit langem be-
klagt wird, dass die Antidiskriminierungsgesetze im Rahmen des 
»Race Relations Act« nur schwer gegen Diskriminierung aufgrund 
religiöser Unterschiede angewandt werden können (Modood 1988). 
Ein Beispiel für den niederländischen Ansatz ist eine Gerichtsver-
handlung aus dem Jahr 2007, in der die Entscheidung einer lokalen 
Behörde aufgehoben wurde, einer Frau die Sozialhilfe zu verweigern, 
weil sie einen vollständigen Gesichtsschleier trug. Zur Begründung 
war vom Sozialamt angegeben worden, dass die Frau de facto nicht 
beschäftigungsfähig sei, da es für Kollegen oder Kunden nicht mög-
lich sei, Gesicht und Augen der Frau zu sehen.3 Obschon dies ein 
extremer Fall ist, veranschaulicht die Situation dieser Frau eine Art 
und Weise, wie Multikulturalismus in Verbindung mit einem relativ 
großzügigen Wohlfahrtsstaat zu sozioökonomischer Marginalisie-
rung führen kann. Wenn der Auslegung religiöser Pfl ichten durch 
die Betroff ene Vorrang vor der Sorge der örtlichen Behörden um ihre 
Vermittlungsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt eingeräumt wird, hat 
das aller Wahrscheinlichkeit nach zur Folge, dass die Frau ihr Leben 
lang von Sozialhilfe abhängig sein wird. Die Tatsache, dass sie dazu 
bereit ist, hängt wiederum mit dem Sozialleistungsniveau der Nieder-
lande zusammen, das sie (in Verbindung mit anderen Formen der 
Unterstützung für gering Verdienende, wie etwa Mietzuschüssen) 
nicht zu einem Leben in elender Armut verdammt. 
Der vom British Council und der Migration Policy Group entwi-
ckelte Index für Migrations- und Integrationspolitik (MIPEX) ermög-
licht eine vergleichende Bewertung des Grades an gesetzlicher Gleich-
heit von Immigranten in 25 EU-Mitgliedsstaaten sowie in Norwegen, 
der Schweiz und Kanada.4 Ein Staat erzielt hohe Werte auf dem In-
dex, wenn Einwanderer einfach und mit minimalen Ausgangsvoraus-
setzungen gleiche Rechte erreichen können. Der Index erfasst 140 
3 | Siehe www.elsevier.nl/nieuws/nederland/artikel/asp/artnr/15
6391/rss/true/index.html, Stand 20. September 2007.
4 | Siehe www.integrationindex.eu, Stand 17. Oktober 2007.
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Indikatoren in sechs Bereichen: Zugang zur Staatsbürgerschaft, lang-
fristige Aufenthaltsgenehmigungen, Anti-Diskriminierung, Familien-
zusammenführung, Arbeitsmarktzugang und politische Beteiligung. 





































































































Österreich  39  3.47 –
Schweiz  50  3.33  -0.85
Deutschland  53  2.48  -0.20
Frankreich  55  1.83  -0.52
Großbritannien  63  2.68  0.31
Niederlande  68  1.57  0.76
Belgien  69  1.73 –
Schweden  88  1.25 –
Tabelle 1 zeigt die Gesamtauswertung der acht Staaten der gegenwär-
tigen Studie. Es stellt sich heraus, dass Schweden den höchsten Grad 
an gesetzlicher Gleichheit von Immigranten aufweist, gefolgt von 
Belgien und den Niederlanden. Diese Staaten sind nicht nur die drei 
ersten in Tabelle 1, sondern auch im größeren MIPEX-Vergleich von 
28 Staaten. Die drei deutschsprachigen Länder Deutschland, Schweiz 
und Österreich zeichnen sich durch einen relativ hohen Grad der Un-
gleichheit zwischen Immigranten und Nicht-Immigranten aus. Öster-
reich nimmt eine besonders niedrige Position in der Rangliste dessen 
ein, was die Autoren als »beste Integrationspraktiken« bezeichnen. 
Unter den 28 Staaten belegt es den 26. Platz. Was als »beste Praktik« 
bezeichnet werden kann, hängt, wie wir im Folgenden noch sehen 
werden, stark davon ab, ob man sich auf eine formelle Rechtsgleich-
heit oder eine praktische, ergebnisorientierte Gleichheit bezieht. 
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Die dritte Spalte der Tabelle vermittelt einen Eindruck von der 
Stabilität der Unterschiede zwischen den Staaten über die Zeit, in-
dem die MIPEX-Werte von 2007 mit dem Legal Obstacles to Integra-
tion Index (LOI) verglichen werden, der von Waldrauch und Hofi nger 
(1997) für das Jahr 1995 zusammengestellt wurde. Trotz der Turbu-
lenzen und Kontroversen um die Immigration und Integration in den 
letzten Jahren sind die Unterschiede zwischen den Ländern in der 
Zeit zwischen 1995 und 2007 erstaunlich stabil geblieben. Schweden, 
Belgien und die Niederlande belegten in beiden Jahren die ersten drei 
Plätze, obwohl 1995 die Niederlande noch vor Belgien an zweiter Stel-
le standen. Österreich und die Schweiz wurden in beiden Jahren als 
die Länder eingestuft, die Immigranten die geringste Gleichheit ge-
währten, und Frankreich blieb in der Mitte des Spektrums. Der ein-
zige größere Unterschied zwischen den beiden Aufstellungen betriff t 
Großbritannien, das im 1995er LOI-Index schlechter als Frankreich 
und Deutschland abschnitt. Waldrauch und Hofi nger selbst äußerten 
allerdings Zweifel an der Gültigkeit dieses Ergebnisses, was haupt-
sächlich an der Tatsache liegt, dass im britischen Common Law viele 
Immigrantenrechte zwar nicht formell in die Gesetzgebung aufge-
nommen, aber von der Rechtsprechung festgelegt worden sind. Da-
raus schließen die Autoren, dass Großbritannien als »methodologi-
sches Problemkind« im LOI-Index als restriktiver wahrgenommen 
werden könnte, als es tatsächlich ist. (Waldrauch und Hofi nger 1997: 
279). Ein weiterer Grund dafür, dass Großbritannien auf dem 2007er 
Index als Staat erscheint, der mehr Gleichheit bietet, liegt darin, dass 
der LOI-Index keine Antidiskriminierungsgesetze berücksichtigte, 
ein Gebiet, auf dem Großbritannien im Vergleich mit vielen anderen 
Staaten gut abschneidet. 
Abgesehen von dieser Dimension der individuellen Gleichheit, 
unterscheiden Koopmans et al. (2005) eine zweite Dimension der Im-
migrantenrechte in Bezug auf kulturelle Rechte, die ihnen als Gruppe 
zugestanden werden, und kulturelle Pfl ichten, deren Erfüllung der 
Staat Immigranten im Gegenzug zur Gewährung voller Bürgerrechte 
auferlegt. Während es bei Staatsbürgerschaft als Dimension der indi-
viduellen Gleichheit, die von den MIPEX- und LOI-Indices gemessen 
wurde, um eine Gleichbehandlung von Einwohnern ungeachtet ihrer 
Rasse, ethnischen Zugehörigkeit, Religion, Nationalität oder ihres 
kulturellen Hintergrundes geht, bezieht sich die kulturelle Dimen-
sion der Staatsbürgerschaft auf unterschiedliche Rechte und Institu-
tionen, die auf der Zugehörigkeit zu einer Rasse, einer Kultur oder 
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einer religiösen Gruppe basieren. Diese zweite Dimension der Staats-
bürgerschaft ist zum Mittelpunkt der philosophischen Diskussionen 
um Multikulturalismus und Assimilation geworden (z.B. Kymlicka 
1995; Joppke and Lukes 1999; Parekh 2002). Koopmans et al. (2005) 
prüften die folgenden Bereiche für die Dimension der Staatsbürger-
schaft in Bezug auf kulturelle Rechte: 
1.  Kulturelle Bedingungen für die Einbürgerung
2. Erlaubnis islamischer religiöser Praktiken außerhalb öff entlicher 
Einrichtungen (Aufruf zum Gebet, Schlachtung von Tieren, Be-
erdigung) 
3. Kulturelle Rechte und Vorschriften in öff entlichen Einrichtungen 
(Islamschulen und Religionsunterricht, Duldung des Kopftuches, 
spezielle Programme im öff entlichen Rundfunk und Fernsehen)
4. Recht zur politischen Vertretung (spezielle beratende Körperschaf-
ten) 
5. Gruppenspezifi sche Fördermaßnahmen auf dem Arbeitsmarkt. 
Die letzte Spalte von Tabelle 1 zeigt die Gesamtpunktzahl (auf einer 
Skala von -1 bis + 1) der fünf Länder, die in der Studie von Koopmans 
et al. berücksichtigt wurden. Die Niederlande erscheinen dort als 
das Land, das den Einwanderern die größte Spanne an kulturellen 
Rechten eingeräumt hat. Großbritannien steht an zweiter Stelle, 
und Deutschland belegt eine mittlere Position. Frankreich und die 
Schweiz sind die beiden Staaten, die am off ensichtlichsten zu einer 
assimilationistischen Position tendieren, indem sie Immigranten 
relativ wenig kulturelle Rechte einräumen und einen relativ hohen 
Grad an kultureller Anpassung in öff entlichen Einrichtungen verlan-
gen. Frankreich ist das einzige Land, in dem ein klarer Kontrast zwi-
schen den beiden Dimensionen der Staatsbürgerschaft besteht, da es 
bezüglich der Dimension der individuellen Gleichheit relativ inklusiv 
ist, aber der Einräumung kultureller Rechte abgeneigt ist. 
Das Fehlen anderer systematischer Studien über die kulturelle Di-
mension der Staatsbürgerschaft macht es schwierig genau aufzuzei-
gen, wie es sich für andere Staaten, die nicht unter diesen fünf sind, 
verhält. In der Literatur wird Schweden als der Staat herausgestellt, 
der der Art von multikultureller Politik, wie sie in den Niederlanden 
zu fi nden ist, am nächsten kommt (siehe Alund und Schierup 1991; 
Runblom 1994; Soininen 1999). Belgien hat mit den Niederlanden 
eine Geschichte sozialer und religiöser Segmentierung gemeinsam, 
die als »Versäulung« bekannt ist (Lijphart 1968; Huyse 1987) und zu 
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einem Ansatz der segmentierten Eingliederung von Immigranten ge-
führt hat. In Belgien gibt es jedoch wichtige Unterschiede zwischen 
den beiden Sprachgebieten – so folgt das wallonische Gebiet eher 
einem Ansatz im französischen Stil, während Flandern stärker vom 
multikulturellen, niederländischen Ansatz beeinfl usst ist (z.B., Bou-
setta et al. 1999; Gsir et al. 2005). Soweit möglich, werden wir daher 
das Datenmaterial über die beiden Teile Belgiens separat auswerten. 
Einige Beispiele aus verschiedenen Gesellschaftsbereichen sollen 
die niederländische Politik in Bezug auf die kulturellen Rechte von 
Einwanderern illustrieren. Im Bereich der Erziehung (siehe Koop-
mans et al. 2005: 57-61) waren die Niederlande einer der wenigen 
europäischen Staaten, die den Unterricht der »eigenen Sprache und 
Kultur« komplett staatlich subventionierten, bis das Programm 2004 
eingestellt wurde. Religionsunterricht für religiöse Minderheiten 
wird noch immer an öff entlichen Schulen angeboten, und das nieder-
ländische Bildungssystem hat es Muslimen und Hindus ermöglicht, 
dutzende komplett staatlich subventionierte konfessionelle Schulen 
zu gründen, die in den Niederlanden weiter verbreitet sind als in allen 
anderen europäischen Staaten (obgleich diese selbst in den Nieder-
landen lediglich einen geringen Prozentsatz aller muslimischen und 
hinduistischen Kinder erfassen).
Der öff entliche Rundfunk und das Fernsehen sind in den Nieder-
landen gesetzlich verpfl ichtet, zwanzig Prozent ihrer Sendezeit für 
Programme zu reservieren, die auf ethnische Minderheiten ausge-
richtet sind, einige davon in den Sprachen der Immigranten.5 Noch 
2002 sendete das nationale öff entliche Fernsehen eine Sendung für 
Kleinkinder parallel in vier Sprachen: niederländisch, türkisch, ara-
bisch und berberisch.6 Zusätzlich gibt es subventionierte muslimi-
sche und hinduistische Rundfunkanstalten, die für einige Stunden 
in der Woche religiöse Programme für das öff entliche Radio und 
Fernsehen produzieren, ebenso wie dutzende Programme des öf-
fentlichen Lokalfernsehens, die auf eine Vielzahl ethnischer Gruppen 
zugeschnitten sind und von der staatlich subventionierten Rundfunk-
5 | Siehe die Jahresberichte ›Multiculturele programmemering‹ der öf-
fentlichen Rundfunkanstalten, z.B. http://pics.portal.omroep.nl/upnos
/ZakoiolHC_RAP_MC2004_21.pdf, Stand 22. September 2007
6 | Siehe www.omroep.nl/nps/circuskiekeboe/, Stand 22. Septem-
ber 2007.
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anstalt Multicultural Television Netherlands (MTNL) produziert wer-
den.7
Seit der 1980er Jahre haben die Niederlande eine Reihe von För-
derprogrammen für den öff entlichen Sektor umgesetzt (wie etwa das 
Etnische Minderheden bij de Overheid Programm), einige davon für spe-
zifi sche Berufe, wie die Polizei oder das Militär.8 Der niederländische 
Staat hilft Türken mit doppelter Staatsbürgerschaft, die bei der nie-
derländischen Polizei oder dem Militär angestellt sind, sogar dabei, 
ihre Pfl icht gegenüber ihrem Herkunftsland zu erfüllen, indem er 
ihnen (seit 2002) einen zinsfreien Kredit von € 6.000 sowie zwanzig 
Tage bezahlten Urlaub anbietet, um ihrer Wehrpfl icht in der Türkei 
nachzukommen.9 Ein weiteres aktuelles Beispiel für Förderung ist 
das Programm Mozaiek der niederländischen Forschungsgesellschaft 
(NWO), die seit 2004 Promotionsprogramme und Stipendien fi nan-
ziert, die für Studenten mit Migrationshintergrund aus ethnischen 
Minderheitsgruppen reserviert sind.10 Fördermaßnahmen im priva-
ten Sektor sind sehr viel begrenzter. Anders als bei den Programmen 
im öff entlichen Sektor gab es hier keine Regelung zur bevorzugten 
Einstellung, sondern lediglich eine Pfl icht für Arbeitgeber, Maßnah-
men zur Erhöhung des Minderheitenanteils in der Belegschaft zu 
entwickeln und Bericht darüber zu erstatten. Das Programm wurde 
2004 eingestellt.11
Einige Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau haben spezielle 
Projekte für ethnische und religiöse Gruppen aufgebaut, wie etwa ein 
Mehrgenerationenhaus für Hindus in Den Haag (2006 fertiggestellt) 
sowie eine Sozialwohnsiedlung für ältere Muslime (2002). Deren 
»muslimischer« Charakter ist an der Ausrichtung der Toilettensitze 
(nicht nach Mekka gerichtet) und an der Einteilung der Wohnungen 
in »private« und »öff entliche« Räume zu erkennen, in deren Mitte 
7 | Siehe die Website der MTNL (www.mtnl.nl), Stand 22. September 
2007.
8 | Zum EMO-Programm, siehe Smeets (1993). Für berufliche Förderung 
in der Armee, siehe http://archief.trouw.nl/artikel?REC=9e55716d9
701ec471c5b8a7b9a345d71, Stand 9. Oktober 2007.
9 | Siehe http://mpbundels.mindef.nl/33_serie/205/33_205_
b110.htm, Stand 25. September 2007.
10 | Siehe www.nwo.nl/subsidiewijzer.nsf/pages/NWOP_5RNBJK, 
Stand 22. September 2007.
11 | Siehe www.wetsamen.nl, Stand 22. September 2007.
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sich die Küche befi ndet, was de facto der Frau des Hauses ermöglicht, 
die Männer im öff entlichen Teil zu bedienen, ohne von ihnen gese-
hen zu werden.12 Schließlich subventioniert der niederländische Staat 
ein weites Spektrum an Immigrantenorganisationen auf ethnischer 
und religiöser Basis, und hat deren Vorsitzende in repräsentative Räte 
für jede wichtige ethnische Gruppe kooptiert, die eine wichtige bera-
tende Funktion innehaben.13 
WOHLFAHRTSSTA ATSREGIME IN
VERGLEICHENDER PERSPEK TIVE
In diesem Aufsatz vertreten wir den Standpunkt, dass die Auswirkun-
gen von Integrationspolitiken auf die sozioökonomische Stellung von 
Immigranten in hohem Maße von der Struktur des Wohlfahrtsstaates 
beeinfl usst werden. Esping-Andersen unterscheidet drei Typen des 
Wohlfahrtsstaates, ausgehend von ihrem »Dekommodifi zierungs-
grad«, der besagt, inwieweit ein Recht auf Sozialleistungen besteht 
und ob eine Person ihre Existenzgrundlage erhalten kann, ohne vom 
Markt abhängig zu sein (1990: 21-22). Dekommodifi zierung umfasst 
sowohl die Reichweite der Ansprüche an den Wohlfahrtsstaat als auch 
das Niveau dieser Leistungen. In Esping-Andersens Typologie haben 
›sozialdemokratische‹ Wohlfahrtsstaaten den höchsten, »liberale« 
Wohlfahrtsstaaten den geringsten und »konservative« Wohlfahrts-
staaten einen mittleren Grad an Dekommodifi zierung. Von den acht 
in dieser Abhandlung analysierten Staaten gehört Schweden dem 
sozialdemokratischen Typ an, Großbritannien (gemeinsam mit bei-
spielsweise den USA, Kanada und Australien) ist dem liberalen Typ 
zuzuzählen, und Frankreich, Deutschland und die Schweiz sind kon-
servative Wohlfahrtsstaaten. Österreich, Belgien und die Niederlande 
schwanken zwischen dem konservativen und dem sozialdemokrati-
schen Typ, je nachdem, welchen Aspekt der Dekommodifi zierung 
man berücksichtigt, und natürlich je nach der etwas willkürlichen 
12 | Siehe www.woonconsultancy.nl/13.html und marokko.nl/
archief/moslimhuizen.wekken.afkeuring.html, Stand 22. September 
2007.
13 | Für zwei Beispiele beratender Körperschaften, siehe für Türken unter 
www.iot.nl und die kürzlich (2004) hinzugekommene beratende Körper-
schaft für Chinesen unter www.ioc-ch.nl, Stand 22. September 2007.
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Entscheidung, wo man die Grenze zwischen einem Typ und dem 
anderen zieht (siehe Esping-Andersen 1990: 50, 52, 70-72, 74). Die 
Auswertung der acht Staaten gemäß Esping-Andersens Index ist in 
Tabelle 2 zu sehen. 
Tabelle 2: Indikatoren der Inklusivität und des Leistungsniveaus
des Wohlfahrtsstaats 
Dekommodifi zie-










Schweiz 29.8 15.8 45.6
Frankreich 27.5 20.9 48.4
Deutschland 27.7 20.9 48.6
Österreich 31.1 22.0 53.1
Niederlande 32.4 23.3 55.7
Belgien 32.4 23.5 55.9
Schweden 39.1 23.9 63.0
Esping-Andersens Datenmaterial bezieht sich auf die 1980er Jahre, 
was die Frage aufwirft, ob sich die Unterschiede zwischen den Wohl-
fahrtsstaaten seitdem geändert haben. Scruggs Analyse (2006) von 
Datenmaterial aus dem Jahr 2002, die ebenfalls in der Tabelle 2 prä-
sentiert wird, zeigt einen hohen Grad an Stabilität in der Rangordnung 
der Staaten. Die einzige Veränderung bezieht sich auf die Schweiz, 
die 1980 ein durchschnittliches Dekommodifi zierungsniveau hatte, 
aber 2002 die zweitniedrigsten Werte für die »erwarteten Leistun-
gen« erreichte. Werden die beiden Indikatoren in einem Summenin-
dex zusammengefasst (siehe letzte Spalte der Tabelle 2), können wir 
den Schluss ziehen, dass in der Zeit zwischen 1980 und 2002 Groß-
britannien das bei weitem am wenigsten dekommodifi zierte Wohl-
fahrtsstaatssystem hatte und dass Schweden der großzügigste und 
inklusivste Wohlfahrtsstaat war. Die anderen Staaten liegen näher an-
einander, wobei die Schweiz, Frankreich und Deutschland dichter an 
Großbritannien liegen, und Österreich, die Niederlande und Belgien 
mehr an Schweden heranreichen. 
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Warum sollte die »Dekommodifi zierung« des Wohlfahrtsstaates 
oder die »Großzügigkeit der Leistungen« für die sozioökonomische 
Stellung von Immigranten im Vergleich zu Nicht-Immigranten von 
Bedeutung sein? Wir werden drei Gründe darlegen, warum Wohl-
fahrtsstaatsregime Auswirkungen auf das sozioökonomische Gefälle 
zwischen Immigranten und Nicht-Immigranten haben können. Der 
erste kann von Borjas (1989) bekannter und empirisch bestätigter 
Hypothese abgeleitet werden (z.B. Van Tubergen 2004), dass Immig-
ranten mit einem geringeren Bildungsniveau und der damit einherge-
henden schwächeren Stellung auf dem Arbeitsmarkt dazu tendieren, 
in Staaten auszuwandern, in denen das Einkommen relativ gleichmä-
ßig verteilt ist, die also benachteiligten Gruppen einen relativ guten 
Schutz gegen wirtschaftliche Not bieten. Immigration in Staaten mit 
relativ inklusiven und großzügigen Wohlfahrtsstaaten wird also »ne-
gativ selektiert«, während Staaten mit größerer sozialer Ungleichheit 
ein attraktiveres Ziel für gebildete Immigranten darstellen. 
Zweitens, wenn sie einmal im Immigrationsland angekommen 
sind, hängt die Entscheidung von Immigranten, ob sie in die Steige-
rung ihres Humankapitals investieren sollten oder nicht, um einen 
Arbeitsplatz zu fi nden (oder um Arbeitslosigkeit vorzubeugen) von 
ähnlichen Gesichtspunkten ab (Chiswick und Miller 1995: 248-249). 
In Wohlfahrtsstaaten mit einem niedrigen Versorgungsniveau ist die 
ökonomische Einschränkung, die mit einer Abhängigkeit von Sozial-
hilfeleistungen assoziiert wird, größer, und es besteht ein starker An-
reiz für Immigranten, in die Steigerung ihrer Arbeitsmarktchancen 
zu investieren, durch Aneignung von Sprachkenntnissen, Bildung 
und den Erwerb von Wissen über die Aufnahmegesellschaft und das 
Knüpfen von Beziehungen zur Wohnlandbevölkerung. In großzügi-
gen Wohlfahrtssystemen dagegen können Immigranten mit mangel-
haftem Human- und Sozialkapital einen relativ ordentlichen Lebens-
standard aufrechterhalten, ohne solche Anpassungsleistungen zu 
vollbringen. 
Diese Tendenz kann von einem dritten Mechanismus, der sub-
jektiven Wahrnehmung des Sozialleistungsniveaus, verstärkt werden. 
Selbst in relativ großzügigen Wohlfahrtsstaaten ist es sicherlich kein 
Luxus, von staatlicher Hilfe abhängig zu sein. Es ist jedoch wahr-
scheinlich, dass die subjektive Wahrnehmung des Lebensstandards, 
der mit der Abhängigkeit von Sozialhilfeleistungen assoziiert ist, bei 
Einheimischen anders ausfällt als bei Immigranten, besonders für 
solche der ersten Generation. Deprivation ist immer relativ (Gurr 
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1970) und abhängig vom Vergleich einer gegenwärtigen Situation mit 
der eigenen Vergangenheit oder der Situation von Bezugsgruppen. 
Für Einheimische stellen andere, aber besser gestellte Einheimische 
die relevante Vergleichsgruppe dar, und daher ist es wahrscheinlich, 
dass die Abhängigkeit von Sozialhilfe als eine starke Quelle relativer 
Deprivation angesehen wird. Sowohl für Immigranten als auch für 
Einheimische wird die Abhängigkeit von Sozialhilfeleistungen im 
Vergleich mit einer früheren Situation, in der sie noch im Einwande-
rungsland berufstätig waren, negativ abschneiden (wie sehr negativ, 
hängt vom Wohlfahrtssystem ab). Für Immigranten ist diese Quel-
le der relativen Deprivation allerdings im Kontext der europäischen 
Wohlfahrtsstaaten nicht immer relevant, weil eine beträchtliche Zahl 
(besonders Flüchtlinge) sofort in die Abhängigkeit von Sozialhilfe 
fällt, ohne jede vorhergehende berufl iche Anstellung. Im Jahr 2002 
zum Beispiel waren in den Niederlanden jeweils 40, 34 und 33 Pro-
zent der neu zugewanderten Immigranten aus Afghanistan, dem 
Irak und Somalia von Sozialversicherungs- und Sozialhilfeleistungen 
abhängig (CBS 2004: 122).
Mit oder ohne vorhergehendes Arbeitsverhältnisses im Einwan-
derungsland wird die gegenwärtige Situation von Immigranten auch 
relativ zu ihrer früheren wirtschaftlichen Situation (oder der ihrer 
Eltern) in ihrem Herkunftsland bewertet. Selbst für Sozialhilfeemp-
fänger wird dieser Vergleich wahrscheinlich positiv ausfallen, da ihr 
Einkommen aus Sozialleistungen vermutlich weit höher ist als das, 
was sie in ihrem Herkunftsland verdienten, selbst wenn man die hö-
heren Lebenshaltungskosten im Einwanderungsland berücksichtigt. 
Außerdem werden Immigranten ihre wirtschaftliche Situation mit 
der ihrer Familienmitglieder, Freunde und Nachbarn vergleichen, die 
im Herkunftsland zurückgeblieben sind. Dieser Vergleich fällt eben-
falls häufi g vorteilhaft aus, selbst bei jenen, die von Sozialhilfe abhän-
gig sind. Alles in allem ist die relative Deprivation als Anreizfaktor, 
um in den Aufbau von Humankapital zu investieren, wahrscheinlich 
für Immigranten wesentlich geringer als für Einheimische, und zwar 
umso kleiner, je höher das Versorgungsniveau ist, das ein bestimmtes 
Wohlfahrtssystem bietet. Mit anderen Worten: Wir erwarten, dass das 
sozioökonomische Gefälle zwischen Immigranten und Nicht-Immig-
ranten in vergleichsweise großzügigen Wohlfahrtsstaaten wie Schwe-
den am höchsten und in liberalen Wohlfahrtsstaaten wie Großbritan-
nien am niedrigsten ist. 
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DAS ZUSAMMENSPIEL VON INTEGR ATIONSPOLITIK
UND WOHLFAHRTSSYSTEMEN
Integrationspolitik und Wohlfahrtssysteme interagieren über eine 
Anzahl verschiedener Mechanismen. Erstens bestimmt die Integra-
tionspolitik den Zugang zu gleichen Rechten im Allgemeinen, und 
daher auch zu Sozialleistungen. In all den westeuropäischen Staa-
ten, die hier in Betracht gezogen wurden, sind wohlfahrtsstaatliche 
Rechte prinzipiell allen legalen Einwohnern zugänglich, jedoch kann 
die Abhängigkeit von Sozialhilfe negative Konsequenzen haben, wie 
etwa hinsichtlich der Möglichkeit, einen Ehepartner aus dem Her-
kunftsland nachzuholen, oder eine sicherere Aufenthaltserlaubnis zu 
erlangen. In einigen Staaten, wie Deutschland und der Schweiz, kann 
eine »selbst verschuldete« lange Abhängigkeit von Sozialleistungen 
zumindest theoretisch zur Abschiebung führen. Solche Nachteile 
einer Sozialhilfeabhängigkeit können vermieden werden, indem sich 
ein Immigrant einbürgert, aber einige Länder (z.B. Deutschland) ma-
chen es zur Bedingung für die Einbürgerung, nicht von Sozialleistun-
gen abhängig zu sein. Auf Grund dessen wird Sozialhilfeabhängigkeit 
in Ländern wie Österreich, Deutschland und der Schweiz, in denen 
die Staatsbürgerschaft schwierig zu erlangen ist, mit viel größeren 
Nachteilen und Risiken assoziiert als in Ländern mit einem System 
der off enen Staatsbürgerschaft, wie Frankreich, Großbritannien, den 
Niederlanden, Belgien und Schweden, wo die meisten Immigranten 
keine negativen Konsequenzen aufgrund ihrer Sozialhilfeabhängig-
keit befürchten müssen. 
Zweitens könnte die kulturelle Dimension der Integrationspolitik 
Konsequenzen für die Humankapitaldefi zite haben, mit denen Im-
migranten in den Arbeitsmarkt eintreten. Politische Maßnahmen, 
die sprachliche und kulturelle Assimilierung anstreben, üben Druck 
auf Immigranten aus, sich Fertigkeiten und Wissen anzueignen und 
soziale Kontakte zu knüpfen, die ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
erhöhen. Multikulturelle politische Maßnahmen hingegen, die die 
eigene Sprache und Kultur der Immigranten fördern und sie dazu 
stimulieren, sich an ihrer ethnischen Gemeinschaft zu orientieren, 
könnten die unbeabsichtigte Konsequenz haben, sprachliche Defi zite 
und das Fehlen kultureller Sozialkompetenz zu verfestigen. Darüber 
hinaus kann die multikulturalistische Betonung des Bezugs auf die 
eigene Gruppe und die Bewahrung ihrer Sprache und Kultur der Ent-
wicklung sozialer Kontakte mit Einheimischen über ethnische Gren-
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zen hinweg abträglich sein und die Immigranten so einer wichtigen 
Quelle für Sozialkapital berauben, da die Einheimischen die Schlüs-
sel zum Großteil des Wissens und der Ressourcen zur erfolgreichen 
Integration in den Arbeitsmarkt in der Hand haben. 
Die positiven Auswirkungen des Spracherwerbs auf die Arbeits-
marktbeteiligung sind in zahlreichen Studien belegt worden (z.B. 
Chiswick und Miller 1995; Dustmann und Fabbri 2003; van Tubergen 
et al. 2004). Chiswick und Miller (1995: 257-258) zitieren australische 
Studienergebnisse, die zeigen, dass die Englischkenntnisse unter 
Immigrantengruppen abnahmen, nachdem 1960 der Unterricht in 
Minderheitensprachen in der Schule eingeführt wurde. Sie stellen 
die Hypothese auf, dass die Ursache darin liegt, dass eine Politik des 
sprachlichen Pluralismus die Wahrscheinlichkeit reduziert, dass Eng-
lisch zu der Sprache wird, die in Immigrantenfamilien zuhause ge-
sprochen wird. 
Granovetter (1973) betont generell die Wichtigkeit des Aufbaus 
von Netzwerken für den Zugang zum Arbeitsmarkt. Die Personen, 
mit denen Netzwerke geknüpft werden, sollten »größeres Wissen 
und Einfl uss« (Wegener 1991: 60) besitzen. Aus diesem Grund sind 
soziale Kontakte mit Einheimischen für einen Immigranten generell 
wertvoller, um seine Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt zu ver-
bessern, als soziale Kontakte mit anderen Immigranten, da es wahr-
scheinlich ist, dass diese den selben Mangel an sozialem Wissen und 
Einfl uss haben. Niederländische Studien zeigen, dass tatsächlich ein 
positiver Zusammenhang zwischen der Arbeitsmarktbeteiligung von 
Immigranten und dem Grad, in dem sie soziale Kontakte mit ethni-
schen Niederländern pfl egen, besteht (z.B., Dagevos 2001; Engbersen 
2003). Über direkte Bemühungen um sozioökonomische Mobilität 
hinaus, können Kontakte mit Einheimischen auch indirekte Auswir-
kungen haben, da sie das Erlernen der Mehrheitssprache fördern. 
Chiswick und Miller (1995) haben zum Beispiel herausgefunden, 
dass die Heirat mit einem einheimischen Ehepartner und das Le-
ben in einer Gegend mit niedriger Konzentration von Menschen mit 
demselben ethnischen Hintergrund starke Prädiktoren für Wohn-
landsprachkompetenz darstellen. Die negativen Auswirkungen des 
Lebens in einer Gegend mit vielen Menschen desselben ethnischen 
Hintergrunds auf den Spracherwerb sind am größten für Immigran-
ten, die ein geringeres Bildungsniveau aufweisen und schon daher 
ein größeres Risiko der Arbeitslosigkeit haben (Chiswick und Miller 
1995: 263). 
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Länderübergreifende Vergleiche zur Kompetenz bezüglich der 
Sprache des Gastlandes gibt es kaum; die verfügbaren Daten deu-
ten jedoch in Richtung eines negativen Zusammenhanges zwischen 
multikultureller Politik und der Wohnlandsprachkompetenz. Eine 
niederländische Studie (Dagevos et al. 2007: 45-46), die Türken in 
Deutschland und den Niederlanden vergleicht, zeigt, dass 52 Prozent 
der Türken in Deutschland die deutsche Sprache gut beherrschen (19 
Prozent schlecht oder gar nicht), wohingegen nur 39 Prozent der nie-
derländischen Türken die niederländische Sprache gut beherrschen 
(28 Prozent schlecht oder gar nicht). Ersanilli und Koopmans (2007) 
verglichen Türken in den Niederlanden, Deutschland und Frankreich 
und fanden heraus, dass niederländische Türken die Sprache ihres 
Wohnlandes am wenigsten nutzen und gleichzeitig am wenigsten 
Probleme mit der türkischen Sprache haben. Türken in Frankreich 
haben eine signifi kant höhere Sprachkompetenz in der Sprache ihres 
Wohnlandes, nutzen diese häufi ger in Gesprächen mit Freunden, 
Ehepartnern, Kindern und Eltern und haben größere Schwierigkei-
ten mit dem Türkischen als ihre Landsleute in Deutschland oder den 
Niederlanden.
Die gleiche Studie von Ersanilli und Koopmans (2007) bietet auch 
seltene länderübergreifende Vergleiche über den Grad der sozialen 
Kontakte zwischen türkischen Einwanderern und den Mitgliedern 
der ethnischen Mehrheit. Nach Aspekten ihres persönlichen Um-
feldes befragt, gehen französische Türken signifi kant häufi ger mit 
Personen der ethnischen Mehrheit aus und empfangen diese auch 
häufi ger als Gäste bei sich zu Hause. Deutsche Türken haben hin-
gegen signifi kant mehr Kontakte zur ethnischen Mehrheit an ihrem 
Arbeitsplatz als französische und niederländische Türken (bezogen 
auf diejenigen, die eine Arbeitsstelle haben oder hatten). Private und 
berufl iche Kontakte zusammengenommen, haben niederländische 
Türken den geringsten Zugang zu interethnischem Sozialkapital. Wie 
wir im Folgenden sehen werden, bestätigen die Ergebnisse hinsicht-
lich räumlicher Segregation den relativ geringen Grad sozialer Kon-
takte zwischen Immigranten und ethnischer Mehrheit in den Nieder-
landen sowie einen eingeschränkteren Grad der sozialen Segregation 
in Frankreich und Deutschland. 
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ANMERKUNG ZUR UNTERSCHIEDLICHEN 
ZUSAMMENSE T ZUNG DER IMMIGR ANTENBE VÖLKERUNG 
IN DEN VERSCHIEDENEN L ÄNDERN
Angesichts der Tatsache, dass es bedeutende Unterschiede im Grad 
der Integration zwischen den Immigranten verschiedener Herkunfts-
länder gibt, könnten die gesammelten Daten zu Erwerbstätigkeit, 
Segregation und Kriminalität von der Zusammensetzung der Immi-
grantenbevölkerung beeinfl usst sein. Einige Autoren sind der Mei-
nung, dass die vergleichsweise schwache sozioökonomische Integra-
tion von Immigranten in den Niederlanden daraus resultiert, dass das 
Land mehr und schlechter ausgebildete Immigranten aufgenommen 
hat als andere europäische Länder (z.B. Doomernik 1998; Böcker und 
Thränhardt 2003). Wäre dies richtig, könnten länderübergreifende 
Unterschiede ganz einfach der unterschiedlichen Zusammenset-
zung der Immigrantenpopulationen in den verschiedenen Ländern 
geschuldet sein und hätten wenig mit Integrationspolitik und wohl-
fahrtsstaatlichem System zu tun. 
Allerdings scheint diese Erklärung nicht auf die Ergebnisse zur 
niederländischen Integration zuzutreff en und passt auch nicht zu 
dem allgemeinen Muster der Unterschiede zwischen den Einwande-
rungsländern, auf das wir im Folgenden stoßen werden, wonach die 
Niederlande mit Schweden und Belgien eine relativ geringe Beschäf-
tigungsquote, starke Segregation der Wohnbevölkerung und hohe 
Kriminalitätsraten unter Immigranten gemein haben. Das statistische 
Kompendium über Bestand und Veränderung der Immigrantenpopu-
lationen, zusammengestellt von Lederer (1997: 202ff .), zeigt, dass die 
Niederlande im Zeitraum von 1960 – 1994 eine höhere Netto-Pro-Kopf-
Einwanderungsrate hatten als Belgien, Frankreich und Großbritannien. 
Aber die Netto-Einwanderung in Schweden, Österreich, Deutschland 
und der Schweiz übertraf das Niveau der Niederlande. Aus den verfüg-
baren statistischen Daten geht nicht hervor, dass die Niederlande mehr 
gering gebildete Immigranten aufgenommen haben. Van Suntum und 
Schlottböller (2002: 25-27, 179) legen vergleichende Daten über Unter-
schiede im Ausbildungsniveau von nichtwestlichen Immigranten und 
einheimischer Bevölkerung vor und zeigen, dass der Rückstand der 
Immigranten in den Niederlanden größer ist als in Großbritannien 
und Schweden. In Deutschland, Frankreich, Belgien und Österreich 
sind nichtwestliche Immigranten im Vergleich zur einheimischen Be-
völkerung jedoch weniger gut ausgebildet als in den Niederlanden. 
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Gleichwohl wird in den nachfolgenden Analysen, wenn möglich, 
um die Unterschiede in der Zusammensetzung der Immigranten-
populationen kontrolliert. Die Arbeitsmarkt-Daten beziehen sich nur 
auf Immigranten aus Nicht-EU-Ländern, damit der Tatsache Rech-
nung getragen wird, dass in manchen Ländern (wie der Schweiz) ein 
relativ großer Teil der Immigranten aus EU-Ländern kommt, wäh-
rend in anderen (wie den Niederlanden) ein relativ großer Teil von au-
ßerhalb der EU stammt. Darüber hinaus liegen vergleichende Daten 
zur Partizipation am Arbeitsmarkt vor, die sich auf spezifi sche eth-
nische Gruppen fokussieren. Vergleichende Daten zur räumlichen 
Segregation stehen jeweils gesondert für einige ethnische Gruppen, 
wie Marokkaner und Türken, zur Verfügung. Lediglich die Inhaftie-
rungsdaten erlauben keine Aufschlüsselung nach spezifi schen Her-
kunftsländern oder -regionen.         
ARBEITSMARK TINTEGR ATION VON IMMIGR ANTEN IM 
INTERNATIONALEN VERGLEICH
Aus den Argumenten und Ergebnissen zu Integrationspolitik und 
wohlfahrtsstaatlichen Systemen, die im Vorhergehenden diskutiert 
wurden, können wir folgende Hypothesen hinsichtlich der Beschäfti-
gungsquote der Immigranten herleiten: 
1. Die Beschäftigungsquote der Immigranten (in Relation zur einhei-
mischen Bevölkerung) wird in den relativ großzügigen Wohlfahrts-
staaten des »sozialdemokratischen« Typs (Schweden) geringer 
sein, in Ländern mit ›liberalen‹ Wohlfahrtsstaaten (Großbritan-
nien) höher sein, während sie in Ländern mit »konservativen« 
Wohlfahrtsstaaten (Deutschland, Frankreich, Schweiz, Österreich, 
Belgien, Niederlande) dazwischen liegen wird.
2. Die Beschäftigungsquote der Immigranten wird höher sein in Län-
dern, in denen gleiche Bürgerrechte schwerer zu erreichen sind 
(Österreich, Schweiz, Deutschland), geringer sein, wo gleiche Bür-
gerrechte einfacher zu erreichen sind und der Druck zu kultureller 
Assimilation gering ist (Großbritannien, Schweden, Niederlande, 
Belgien-Flandern). In den Ländern, in denen individuelle Rechte 
leicht zu erreichen sind, der kulturelle Assimilationsdruck jedoch 
hoch ist (Frankreich, Belgien-Wallonien), werden mittlere Werte 
erreicht.
Hypothese 1 und 2 kombiniert führen zu: 
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3. Die Interaktion zwischen Wohlfahrtsstaaten und Integrationspoli-
tik ist multiplikativ: Länder, die entweder einen eingeschränkten 
Wohlfahrtsstaat mit geringem Fürsorge-Level (Großbritannien) 
aufweisen oder eine restriktive Integrationspolitik betreiben, die 
die Rechte der Immigranten von kultureller Assimilation und 
Vermeidung der Abhängigkeit vom Wohlfahrtsstaat (Österreich, 
Schweiz, Deutschland) abhängig macht, werden eine relativ hohe 
Beschäftigungsquote der Immigranten aufweisen. Im Gegensatz 
dazu werden Länder, die über einen vergleichsweise großzügigen 
Wohlfahrtsstaat verfügen und eine multikulturelle Integrations-
politik verfolgen (Schweden, Niederlande; Belgien-Flandern), eine 
relativ niedrige Beschäftigungsquote der Immigranten erreichen. 
Länder, die einen vergleichsweise großzügigen Wohlfahrtsstaat 
mit einer Integrationspolitik kombinieren, die leicht individuelle 
Rechte gewährt, jedoch einen hohen Assimilationsdruck ausübt, 
werden eine mittlere Beschäftigungsquote unter Immigranten er-
reichen (Frankreich, Belgien-Wallonien). 
Hypothese 2 und 3 widersprechen der politischen Philosophie des 
Multikulturalismus, die annimmt, dass Immigranten um so besser 
integriert werden, je einfacher und schneller sie offi  zielle Gleichbe-
rechtigung erlangen und je mehr sie ihre kulturelle Identität und ihre 
Bräuche bewahren und entwickeln können. Gingen wir von dieser 
Annahme aus, müssten wir das genaue Gegenteil der oben genannten 
Hypothese vorhersagen, nämlich eine relativ hohe Beschäftigungs-
quote der Immigranten in Ländern wie den Niederlanden und Schwe-
den, und eine geringe Beteiligung in Ländern wie Deutschland und 
Österreich, wo Immigranten auf stärkere Barrieren zu einer offi  ziel-
len Gleichberechtigung treff en, oder in Ländern wie Frankreich, wo es 
nur wenig Raum für die Anerkennung kultureller Unterschiede gibt. 
Tabelle 3 zeigt die Beschäftigungsquoten der Bevölkerung im Alter 
von 15 bis 64 Jahren (den Anteil der Personen dieser Altersgruppe, 
die erwerbstätig sind) und vergleicht Einheimische und Personen, 
die in Nicht-EU-Ländern geboren sind. Da das absolute Niveau der 
Netto-Beschäftigungsquote von der Wirtschaftslage und der Art des 
Sozialversicherungssystems des jeweiligen Landes abhängt, ist der 
aussagekräftigste Vergleichsmaßstab die Beschäftigungsquote von 
nicht in der EU geborenen Immigranten in Relation zu der der Ein-
heimischen. Diese wird in der letzten Spalte der Tabelle dargestellt. In 
nur einem Land, nämlich Österreich, gibt es fast keinen Unterschied 
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in der Arbeitsmarktpartizipation der beiden Gruppen. Deutschland, 
die Schweiz und Großbritannien stehen auch relativ gut da, sowie in 
etwas geringerem Maße auch Frankreich und Belgien-Wallonien. Die 
Niederlande, Schweden und der fl ämische Teil Belgiens haben die re-
lativ niedrigsten Beschäftigungsquoten von Nicht-EU-Immigranten. 
Wenn wir Frauen und Männer getrennt betrachten, ist die Reihenfol-
ge der Länder nahezu die gleiche, mit der Ausnahme, dass Schweden 
und die Niederlande bei den männlichen Immigranten die Plätze tau-
schen.
Tabelle 3: Arbeitsmarktbeteiligung (Beschäftigungsquoten) in Prozent
der Bevölkerung von 15-64-Jährigen, Durchschnittswerte für 1999-2004 
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Niederlande 75.1 57.8 0.77




Quellen: Eurostat, Labour Force Survey, eigene Berechnung, für Deutsch-
land: Sozioökonomisches Panel, eigene Berechnung. Daten für das zweite 
Quartal 1999-2004. 
* Daten für Deutschland: Jahresdurchschnitt 1999-2004; 
** Daten für die Schweiz: Zweites Quartal 2003-2004.
Obwohl wir den Vergleich auf Immigranten aus Nicht-EU-Ländern 
begrenzt haben, ist es immer noch möglich, dass die Unterschiede 
zwischen den Ländern teilweise oder insgesamt den verschiedenen 
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Zusammensetzungen der Population der Nicht-EU-Immigranten 
zugeschrieben werden müssen. Jedoch sind einige gesicherte Ver-
gleichsdaten zu spezifi schen Immigrantengruppen verfügbar, die 
nicht anzeigen, dass Kompositionseff ekte bei den Unterschieden im 
Ländervergleich, wie wir sie in Tabelle 3 fi nden, eine wichtige Rolle 
spielen. In einer Studie, die Immigranten aus dem früheren Jugo-
slawien in Schweden und Österreich vergleicht, fi ndet Kogan (2003: 
607) heraus, dass Exjugoslawen in Österreich mit höherer Wahr-
scheinlichkeit im Erwerbsleben aktiv sind als einheimische Österrei-
cher (84 Prozent zu 72 Prozent), wohingegen die Exjugoslawen in 
Schweden viel seltener im Erwerbsleben aktiv sind als einheimische 
Schweden (54 Prozent zu 85 Prozent). Euwals et al. (2006: 30) haben 
einen ähnlichen Vergleich zu türkischen Immigranten in Deutsch-
land und den Niederlanden durchgeführt, in der sie die Blinder-Oa-
xaca-Dekompositionsmethode anwandten, um die Unterschiede zwi-
schen Einheimischen und türkischen Immigranten zu errechnen, 
die nach Alter und Ausbildungsgrad standardisiert wurden. In beiden 
Ländern liegt die standardisierte Beschäftigungsquote der türkischen 
Immigranten unter der der Einheimischen. Die Unterschiede zwi-
schen Türken und Einheimischen sind jedoch in den Niederlanden 
(21 Prozent bei Männern und 20 Prozent bei Frauen) viel größer als in 
Deutschland (6 Prozent bei Männern und 7 Prozent bei Frauen). 
Wenn wir zu den Hypothesen, die wir am Anfang dieses Kapitels 
formuliert haben, zurückkehren, können wir zu dem Schluss kom-
men, dass diese von den Vergleichsdaten weitgehend bestätigt wer-
den. Übereinstimmend mit Hypothese Nummer 1 zeigt Großbritan-
nien mit seinem liberalen wohlfahrtsstaatlichen System eine relativ 
gute Integration der Nicht-EU-Immigranten auf dem Arbeitsmarkt, 
wohingegen der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaat Schweden mit 
einer relativ schwachen Arbeitsmarktintegration verknüpft ist. Die 
Wohlfahrtstaatsperspektive erklärt jedoch nicht, warum Österreich, 
Deutschland und die Schweiz sogar eine noch höhere Erwerbstätig-
keit von Immigranten als Großbritannien aufweisen, und warum die 
Niederlande und Flandern genauso schlecht dastehen wie Schweden. 
Diese Abweichungen lassen sich mit der zweiten Hypothese 
gut erklären, die besagt, dass die Beschäftigungsquote von Immig-
ranten negativ zusammenhängt mit der Leichtigkeit, eine offi  zielle 
Gleichstellung zu erreichen, und dem Fehlen eines starken Druckes 
zu kultureller Assimilation. Diese integrationspolitische Erklärung 
ist wiederum mit der Abweichung in Großbritannien konfrontiert, 
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das Immigranten ein relativ hohes Maß an Gleichstellung und An-
erkennung kultureller Unterschiede zugesteht, aber immer noch ein 
relativ hohes Niveau der Integration auf dem Arbeitsmarkt erreicht. 
Daher bringt die kombinierte Hypothese 3 die besten Ergebnisse: 
Länder, die entweder einen eingeschränkten Wohlfahrtsstaat oder 
eine restriktive und assimilierende Integrationspolitik haben, weisen 
die höchsten Beschäftigungsquoten von Immigranten auf. Dagegen 
zeigen Länder, die einen großzügigen Wohlfahrtsstaat mit leichtem 
Zugang zu gleichen Bürgerrechten und begrenztem Assimilierungs-
druck verbinden (Schweden, die Niederlande und der fl ämische Teil 
Belgiens), die niedrigsten Beschäftigungsquoten von Immigranten. 
SEGREGATION IM WOHNBEREICH
IM INTERNATIONALEN VERGLEICH
Bei der Betrachtung der räumlichen Segregation ist es weniger nahe 
liegend, einen Eff ekt des Wohlfahrtsstaates zu erwarten. Einerseits 
verringert ein starker Wohlfahrtsstaat die Einkommensunterschiede, 
was die Möglichkeiten der Immigranten auf dem Wohnungsmarkt 
verbessern könnte. Andererseits haben wir gesehen, dass Immigran-
ten in starken Wohlfahrtsstaaten häufi ger dazu neigen, ökonomisch 
inaktiv zu sein, was wiederum ihre Möglichkeiten auf dem Woh-
nungsmarkt einschränken würde, weil es sie von billigen oder sub-
ventionierten Unterkünften abhängig macht, die für gewöhnlich in 
bestimmten Vierteln konzentriert sind. 
Eine Erwartung kann hinsichtlich des Eff ekts der Integrations-
politik formuliert werden. Segregation ist nicht nur von den fi nanziel-
len Möglichkeiten bestimmt, sondern auch von der kulturellen Vor-
liebe, sowohl von der Minderheit der Immigranten als auch von der 
einheimischen Mehrheit, zwischen Menschen der gleichen Ethnizität 
oder Religion zu leben. Auch wenn die freiwillige Selbst-Segregation 
der Immigranten eine Rolle spielen mag, hat die Präferenz der ethni-
schen Mehrheit im Allgemeinen den größeren Einfl uss auf die Struk-
tur der Segregation. Die Angehörigen der Mehrheit haben auf Grund 
höherer Einkommen und besserer Kenntnis des Wohnungsmarktes 
mehr Möglichkeiten zu wählen, wo sie wohnen wollen. In manchen 
Fällen – wie etwa den Niederlanden – bevorzugt das Wohnungsverga-
besystem diejenigen, die bereits länger in der Stadt wohnen. Unsere 
These ist, dass die Neigung, unter Menschen der gleichen Ethnizität 
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zu leben, sowohl unter den Immigranten als auch unter der Mehr-
heitsbevölkerung durch eine Integrationspolitik gestärkt wird, die As-
similation ablehnt und die Immigranten dazu ermutigt, ihre eigenen 
Bräuche zu bewahren. Eine Politik, die kulturelle Unterschiedlichkeit 
betont, kann zu einer Entfremdung der Mehrheitsbevölkerung von 
den Minderheiten beisteuern, weil Sprachprobleme und andersarti-
ge Bräuche dazu führen, dass sich die Einheimischen in Vierteln, in 
denen sich viele Immigranten ansiedeln, weniger »zuhause« fühlen 
(siehe z.B. Sniderman und Hagendoorn 2007). Die Leithypothese 
dieses Absatzes ist daher:
4. Die räumliche Segregation von Immigranten wird in Ländern mit 
multikultureller Integrationspolitik, wie den Niederlanden, Schwe-
den, Großbritannien und Belgien, stärker ausgeprägt sein, und in 
Ländern, die die Assimilation der Immigranten in die kulturelle 
Mehrheit stärker betonen, wie Österreich, Deutschland, Frank-
reich und der Schweiz, weniger deutlich hervortreten. 
Räumliche Segregation ist im internationalen Vergleich nur schwer 
zu untersuchen. Zu den üblichen Problemen der unterschiedlichen 
Zusammensetzung der Immigrantenpopulationen kommt, dass Se-
gregationsdaten abhängig von der Größe der räumlichen Einheiten 
(Stadtteile, Stadtbezirke u.s.w.) sind, in denen die Indices errechnet 
werden (siehe z.B. Musterd und de Winter 1998; Musterd 2005). Die-
ses Problem ist jedoch handhabbar, da für einige Städte Daten zu Ag-
gregationen verschiedener Größenordnung verfügbar sind, die zei-
gen, dass die Wahl der Größeneinheit der Untersuchung nur wenig 
Auswirkung auf die daraus resultierenden Segregations-Indices hat.14 
Tabelle 4 zeigt Daten zu einer Auswahl von ethnischen Gruppen in 
Städten der acht Länder, die in diesem Aufsatz diskutiert werden. 
14 | Die Segregationsindices in Tabelle 4 für Bangladescher in Birming-
ham und London beziehen sich auf die Ebene von »wards« (ungefähr 10.000 
Einwohner, der untere Wert) oder alternativ auf der Ebene von »enumeration 
districts« (ungefähr 500 Einwohner, der obere Wert) als Einheit der Unter-
suchung. Die Segregationsindices für Türken in Amsterdam beziehen sich 
auf drei Ebenen der räumlichen Segregation und unterscheiden nach 1.216 
Flächenrastern (der obere Wert) beziehungsweise 389 oder 93 Stadtvier-
teln (mit identischen unteren Werten des Segregationsniveaus). Siehe Mus-
terd 2005: 333-334.
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Antwerpen – Nordafrikaner 70
Bradford – Bangladescher 70
Birmingham – Bangladescher 68-79
Birmingham – Pakistaner 66
London –Bangladescher 63-75
Stockholm –Türken 60
Bradford – Pakistaner 60
Brüssel – Marokkaner 59
Stockholm – Iraner 57
Stockholm – Somalier 56
Den Haag – Türken 53
Den Haag – Minderheiten 52
Rotterdam – Türken 50
London – Pakistaner 49
Den Haag – Marokkaner 48
London – Schwarze Kariben 45
Birmingham – Schwarze Kariben 42
Rotterdam – Minderheiten 42
Amsterdam – Marokkaner 42
Amsterdam – Türken 40-45
Den Haag – Surinamer 39
Amsterdam – Surinamer 34
Zürich – Türken * 34
Amsterdam – Minderheiten 33
Ile de France – Marokkaner * 33
Ile de France – Algerier * 32
Düsseldorf – Türken 30
Wien– Ausländer 30
Düsseldorf – Marokkaner 28
Frankfurt – Marokkaner 27
Bern – Muslime 27
Rotterdam – Surinamer 26
Lille – Nichtfranzosen 25
Paris – Algerier 23
Frankfurt – Türken 19
München – Ausländer 12
Quellen: Murdie und 
Borgegard 1998 
(Stockholm, Türken 
und Somalier); Gächter 
2005 (Bern); Heye and 
Leuthold 2004 (Zürich); 
Préteceille 2006 (Ile de 
France); alle anderen 
Daten von Musterd 
2005. Alle Zahlen sind 
Segregations-Indices, 













Die Ergebnisse in der Tabelle verdeutlichen zwei Punkte: Zum einen 
gibt es wesentliche Unterschiede zwischen ethnischen Gruppen. So-
wohl in Großbritannien als auch in den Niederlanden ist der Grad der 
Segregation bei Gruppen mit muslimischem Hintergrund viel höher 
als bei Schwarzen aus der Karibik (Surinamern in den Niederlanden). 
In Stockholm (siehe Murdie and Borgegard 1998: 1879) lassen sich 
ähnliche Unterschiede zwischen muslimischen Gruppen wie Türken, 
Somaliern und Iranern auf der einen Seite und europäischen Immig-
ranten (in der Tabelle nicht dargestellt) wie Polen (Segregations-Index 
20) und Jugoslawen (31) auf der anderen Seite feststellen. Ähnliches 
fi nden wir in Paris vor: Algerier (23) leben in stärkerer Segregation 
als Portugiesen (Segregations-Index 12; siehe Musterd 2005: 334). 
Diese Unterschiede zwischen den Gruppen bestätigen das oben ge-
nannte Argument, dass Segregation mit dem Grad der kulturellen 
Diff erenz zusammenhängt. Als ein Ergebnis der Kombination aus 
Selbst-Segregation und Abwendung der Mehrheit, leben die kulturell 
verschiedeneren, muslimischen Gruppen stärker räumlich getrennt 
vom Rest der Bevölkerung als europäische Immigranten oder post-
koloniale Immigranten aus der Karibik, die für gewöhnlich fl ießend 
Niederländisch oder Englisch sprechen und meistens einen christ-
lichen Hintergrund haben. 
Zum zweiten sind – selbst wenn wir Ursprungsland oder -region 
der Immigrantengruppen konstant halten – bedeutende Unterschie-
de zwischen einzelnen Städten und Ländern zu beobachten. Diese 
Unterschiede sind weithin im Einklang mit den Erwartungen, die 
in Hypothese 4 formuliert wurden. Wenn wir die Türken untersu-
chen, stellen wir fest, dass diese die höchsten Segregationsraten in 
Stockholm und den drei holländischen Städten haben, wohingegen 
sie in Zürich, Düsseldorf und Frankfurt gleichmäßiger verteilt über 
die Stadt leben. Eine weitere Schweizer Stadt, Bern, fällt in das glei-
che Muster, obwohl sich hier die Daten auf Muslime insgesamt be-
ziehen. 
Immigranten aus dem Maghreb (Libyer, Tunesier, Marokkaner, 
Algerier) leben in Antwerpen und Brüssel am stärksten segregiert, 
gefolgt von den drei holländischen Städten. Deutlich niedrigere Se-
gregationsniveaus der Maghrebiner fi nden sich in Düsseldorf und 
Frankfurt, wie auch in Paris und der Ile de France, der Region di-
rekt um Paris herum. Das letzte Ergebnis ist bemerkenswert ange-
sichts des Eindruckes, der durch die Unruhen in den Banlieux 2006 
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entstanden ist, dass urbane französische Regionen durch besonders 
hohe ethnische Segregationslevel charakterisiert seien. 
Schließlich können wir in einigen Städten die Segregation aller 
Minoritäten oder Ausländer zusammengenommen vergleichen. Die-
se Ergebnisse entsprechen den gleichen Mustern wie jene für Türken 
und Maghrebiner. In den drei holländischen Städten sind die Segre-
gationsniveaus am höchsten, etwas niedriger in Wien und deutlich 
niedriger in Lille und München. In Bezug auf Großbritannien ist es 
lediglich möglich, die karibischen Migranten dort und in den Nie-
derlanden zu vergleichen. Diese Gegenüberstellung zeigt höhere 
Niveaus der Segregation in britischen als in holländischen Städten. 
Vergleicht man die britischen Zahlen für Pakistaner und Banglade-
scher mit den muslimischen Gruppen in anderen Ländern, bestätigt 
sich, dass britische Städte stark segregiert sind: auf oder über dem 
Niveau von Antwerpen, Brüssel und Stockholm. 
Angesichts des hohen Niveaus räumlicher Segregation in Belgien, 
Schweden, den Niederlanden und Großbritannien können wir aus 
diesem Abschnitt den Schluss ziehen, dass es einen Zusammenhang 
zwischen multikultureller Integrationspolitik und sozialer Segrega-
tion zu geben scheint. Im Gegensatz dazu zeigen Länder, die mehr 
Nachdruck auf Assimilation gelegt haben, eher gemäßigte Niveaus 
der räumlichen Segregation. In Schweden, Belgien und den Nieder-
landen sind hohe Niveaus der räumlichen Segregation mit geringer 
Partizipation am Arbeitsmarkt verbunden, während in Großbritan-
nien eine starke ethnische Segregation neben einer relativ hohen Be-
schäftigungsquote steht. Dennoch sind diejenigen Gruppen, die in 
Großbritannien die stärkste Segregation aufweisen – Pakistaner und 
Bangladescher –, auch diejenigen, die die niedrigste Arbeitsmarkt-
beteiligung haben (Modood et al. 1997). Dies bestätigt, dass die Ver-
bindung zwischen Arbeitsmarktbeteiligung und Segregation auch in 
Großbritannien besteht, nur dass sie auf einem allgemein höheren 
Niveau der Arbeitsmarktbeteiligung in Erscheinung tritt, was dem 
weniger großzügigen System des Wohlfahrtsstaates in diesem Land 
geschuldet ist. 
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KRIMINALITÄTSR ATEN IM INTERNATIONALEN VERGLEICH: 
DER ANTEIL VON IMMIGR ANTEN AN INHAF TIERTEN
Wenn es einen Aspekt zur Integration gibt, der geeignet ist, Fremden-
feindlichkeit zu mobilisieren, ist das die angebliche oder tatsächliche 
Verbindung von Immigranten mit Kriminalität. Es gibt verschiedene 
Gründe, warum viele Immigrantengruppen quer über Europa höhere 
Kriminalitätsraten aufweisen als der Bevölkerungsdurchschnitt. Im-
migranten sind überproportional häufi g arbeitslos und arm, und sie 
haben eine viel jüngere Bevölkerungsstruktur als der Rest der Bevöl-
kerung. Das sind wohlbekannte Risikofaktoren für kriminelles Ver-
halten. Zusätzlich mag ein Teil der Überrepräsentation der Immig-
ranten unter den Verurteilten den Diskriminierungstendenzen von 
Polizei und Justiz geschuldet sein. 
Uns geht es folglich nicht darum, dass Immigranten eher zu 
Kriminalität neigen als andere Bürger. Uns interessiert, in welchem 
Ausmaß es internationale Unterschiede in der Rate der Überreprä-
sentation von Immigranten unter Inhaftierten gibt. Da die Wahr-
scheinlichkeit, in kriminelles Verhalten verstrickt zu werden, stark 
mit der sozioökonomischen Stellung einer Person verbunden ist, lau-
tet unsere Hypothese:
5. Die Länder mit einer niedrigen Beschäftigungsquote unter Immi-
granten sind auch die, in denen Immigranten stärker unter den 
Inhaftierten überrepräsentiert sind. 
Tabelle 5 zeigt den Anteil der Ausländer an den Inhaftierten in Rela-
tion zum Anteil der ausländischen Bürger an der Gesamtbevölkerung 
eines Landes. Bedauerlicherweise sind keine Inhaftierungsdaten auf 
Basis von Ethnizität oder Geburtsland verfügbar. Tabelle 5 beinhaltet 
jedoch alternative Statistiken für zwei Länder, die auf den im Ausland 
geborenen Inhaftierten in den Niederlanden und den Inhaftierten 
nach Rassenzugehörigkeit in Großbritannien basieren. Obwohl diese 
verschiedenen Maßstäbe einen starken Einfl uss auf die absoluten In-
haftierungsraten (erste Spalte der Tabelle) ausüben, beeinfl ussen sie 
das Maß, das uns hier interessiert, nicht stark, nämlich den relativen 
Grad der Überrepräsentation der Immigranten unter den Inhaftier-
ten (dritte Spalte der Tabelle). 
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Tabelle 5: Anteil der Ausländer an den Inhaftierten, 2002-2004 (für 
die Niederlande auch die im Ausland geborenen Inhaftierten, für 



























































































53.0 % 9.5 % 5.6 123
Schweden 27.2 % 5.4 % 5.0 81
Belgien 40.9 % 8.3 % 4.9 88
Frankreich 21.4 % 5.6 % 3.8 91
Schweiz 70.5 % 19.1 % 3.7 81
Österreich 33.0 % 9.4 % 3.5 110
Deutschland 29.9 % 8.8 % 3.4 98
England und 
Wales 




18.0 % 7.5 % 2.4 141
Quellen: International Centre for Prison Studies; Home Office (Minderheiten 
UK); Dienst Justitiële Inrichtingen (im Ausland Geborene NL); OECD Zahlen 
beziehen sich auf die ausländische Bevölkerung.
(siehe www.kcl.ac.uk/depsta/rel/icps/worldbrief/europe.html, Stand 18. 
Dezember 2007)
Die Abweichung zwischen den Ländern ist stark. Die Überrepräsen-
tation von Häftlingen mit Immigrationshintergrund ist in den Nie-
derlanden mit Abstand am stärksten. Dort ist ihr Anteil an den In-
haftierten, abhängig von der ausgewählten statistischen Grundlage, 
sechs bis acht Mal so hoch wie in der Gesamtbevölkerung. Im Gegen-
satz dazu sind in Großbritannien Ausländer und rassische Minder-
heiten nur zwei bis drei Mal so häufi g im Gefängnis. Die Unterschie-
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de zwischen den Ländern, die wir in Tabelle 5 gefunden haben, sind 
denen bei den Beschäftigungsquoten sehr ähnlich. Neben den Nie-
derlanden schneiden auch Schweden und Belgien in beiden Punkten 
schlecht ab, wohingegen die Überrepräsentation von Immigranten 
in Deutschland und Österreich, und in geringerem Ausmaß in der 
Schweiz, vergleichsweise niedriger ist.15 Frankreich befi ndet sich in 
beiderlei Hinsicht in der Mitte.   
Alternativ könnte man argumentieren, dass eine starke Überre-
präsentation von Immigranten in den Gefängnissen nicht so sehr 
vom unterschiedlichen Grad der Beteiligung von Immigranten an 
Verbrechen, sondern von der allgemeinen, landesweiten Rate der In-
haftierungen in den Ländern verursacht ist. Eine ähnliche Rate von 
inhaftierten Immigranten müsste dann zu einer starken Überreprä-
sentierung in Ländern führen, die eine allgemein niedrige Inhaftie-
rungsrate haben. Umgekehrt könnte man auch argumentieren, dass 
eine von einer hohen Inhaftierungsrate gekennzeichnete Sicherheits-
politik auf Immigranten unverhältnismäßig einwirkt, und deshalb 
die Überrepräsentation der Immigranten unter den Inhaftierten dort 
höher sein wird, wo die allgemeinen Inhaftierungsraten hoch sind. 
Wie die letzte Spalte von Tabelle 5 zeigt, ist keine dieser alternativen 
Erklärungen gültig, weil es keinen wie auch immer gearteten Zusam-
menhang zwischen allgemeiner Inhaftierungsrate und dem Grad der 
Überrepräsentation der Immigranten gibt. 
SCHLUSSFOLGERUNGEN
Die Erfahrungen der in dieser Arbeit berücksichtigten nordwest-
europäischen Einwanderungsländer lassen sich als ein natürliches 
Experiment mit der Integration von Neueinwanderern und der Hand-
habung von kultureller Vielfalt betrachten. Die ehemals ethnisch ver-
hältnismäßig homogenen Länder wurden in etwa zur gleichen Zeit 
zu Einwanderungsländern – in den 1950er und 1960er Jahren. Mit 
Ausnahme von Großbritannien, wo postkoloniale Zuwanderer aus 
der Karibik und Südasien überwogen, rekrutierte sich der Großteil 
15 | Das Schweizer Ergebnis sollte mit Vorsicht interpretier t werden. Da 
der Anteil von Ausländern an der Schweizer Bevölkerung sehr viel höher ist 
als in anderen Ländern (siehe die zweite Spalte von Tabelle 5), ist die Über-
repräsentationsrate von einem Deckeneffekt beeinflusst.
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der Immigranten aus den Mittelmeerländern inklusive der muslimi-
schen Regionen des Maghreb und der Türkei. 
In den Anfangszeiten der Gastarbeiteranwerbung waren die Prak-
tiken der Eingliederung, die die verschiedenen Länder entwickelten, 
ziemlich ähnlich. Sie begannen zu dem Zeitpunkt voneinander ab-
zuweichen, als klar wurde, dass Einwanderung ein dauerhaftes Phä-
nomen geworden war. Einige Länder mit einer eher ethnischen Tra-
dition von Staatsbürgerschaft, wie Deutschland, Österreich und die 
Schweiz, errichteten hohe Barrieren für die Migranten, die die vollen 
Bürgerrechte erlangen wollten, und machten das Bleiberecht von 
Leistungen auf dem Arbeitsmarkt und Vorstrafenfreiheit abhängig. 
Außerdem machten diese Länder wenig Zugeständnisse an die kultu-
rellen Besonderheiten der Einwanderer. Andere Länder wie die Nie-
derlande und Schweden wählten die entgegen gesetzte Richtung und 
argumentierten, dass Integration am besten erreicht werden könne, 
indem Immigranten der Zugang zu den vollen Bürgerrechten leicht 
gemacht würde, ihr Bleiberecht selbst im Fall von Abhängigkeit von 
Sozialhilfe oder strafrechtlicher Verurteilung gesichert würde und 
staatliche Unterstützung und Schutz ihrer Sprachen, Kulturen sowie 
ihrer ethnischen Organisationen und Institutionen gewährt würden. 
Frankreich verfolgte eine Kombination von individueller Gleichbe-
rechtigung und Zurückhaltung bei der Anerkennung und Förderung 
von Unterschiede zwischen kulturellen Gruppen. 
Jetzt, mehrere Jahrzehnte nachdem diese verschiedenen politi-
schen Linien umgesetzt wurden, können wir erkennen, wie sich diese 
unterschiedlichen Vorgehensweisen auf die Ergebnisse der Integra-
tion in einer Vielzahl von Bereichen, wie etwa Arbeitsmarkt, Segrega-
tion und Kriminalität, niedergeschlagen hat. Die Niederlande spielen 
in diesem natürlichen Experiment eine entscheidende Rolle, weil sie 
die Regeln des Multikulturalismus als einer Philosophie der Integ-
ration (Favell 1989) in einem Maße wie kein anderes europäisches 
Land umsetzten. Wenn wir die Ergebnisse der niederländischen In-
tegrationspolitik als Testfall dafür ansehen, ob staatlich geförderter 
Multikulturalismus ein erfolgreiches Rezept für die Integration von 
Einwanderern sein kann, ist das Ergebnis ziemlich ernüchternd. Auf 
der Grundlage der multikulturellen Philosophie hätten die Nieder-
lande vergleichsweise erfolgreich darin sein müssen, die Probleme 
der Integration zu lösen und Ausschluss und Segregation zu bekämp-
fen. Ganz im Gegenteil sehen sich die Niederlande einer niedrigen 
Arbeitsmarktbeteiligung, starker Segregation und einer vergleichs-
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weise hohen Kriminalitätsrate unter Einwanderern gegenüber. Die 
Niederlande teilen diese enttäuschenden Ergebnisse mit zwei Län-
dern, die einer ähnlichen Integrationsphilosophie gefolgt sind – 
Schweden und Belgien. Im Gegensatz dazu schneiden diejenigen 
Länder, die nach den Annahmen der multikulturellen Philosophie 
mit besonders akuten Integrationsproblemen geschlagen sein sollten 
– Österreich, Deutschland und die Schweiz –, besser ab, ob wir nun 
die Beschäftigungsquoten, das Niveau der Segregation oder die In-
haftierungsraten betrachten.
Wir haben betont, dass es wichtig ist, die Interaktion zwischen 
multikultureller Integration und dem Wohlfahrtsstaat zu bedenken. 
In Ländern mit einem begrenzten Wohlfahrtsstaat, wie etwa Groß-
britannien und den klassischen Einwanderungsländern, werden Ein-
wanderer im Großen und Ganzen von der Marktdisziplin gezwungen, 
es aus eigener Kraft zu schaff en. Auch wenn einige in ethnischen 
Nischen überleben mögen, sind doch die meisten gezwungen, sich 
sprachliche und kulturelle Fähigkeiten anzueignen, um ihren Lebens-
unterhalt zu verdienen. In Ländern wie den Niederlanden, Schwe-
den und Belgien jedoch waren Einwanderer in der Lage, ohne diese 
Anpassungen mit Hilfe von Wohlfahrtsunterstützung zu überleben. 
Die im Vergleich zu den klassischen Einwanderungsländern wie 
etwa den USA weniger toleranten Reaktionen gegenüber Einwande-
rern in europäischen Wohlfahrtsstaaten müssen ebenfalls in diesem 
Kontext gesehen werden. Fehlt ein starker Wohlfahrtsstaat, erscheint 
Einwanderung den meisten Menschen eher vorteilhaft, da sie Dienst-
leistungen und Produkte zu niedrigen Kosten verfügbar macht. Aber 
angesichts der Abhängigkeit vom Wohlfahrtstaat, die multikulturelle 
Politik in Staaten wie den Niederlanden, Schweden und Belgien her-
vorgebracht hat, werden Einwanderer dort nicht notwendigerweise 
als ökonomische Bereicherung angesehen (siehe für die Niederlande 
z.B. Lakeman 1999; van Dalen 2001; Ederveen et al. 2004: 52 ff ).
Warum erzielten manche europäische Länder bessere Ergeb-
nisse? Großbritannien zeigte günstige Ergebnisse hinsichtlich des 
Arbeitsmarktes und der Kriminalitätsrate, hat jedoch eine ausgepräg-
te räumliche Segregation. Die Tatsache, dass gebürtige Briten und vor 
allem muslimische Einwanderer häufi g stark voneinander getrennt 
leben, wurde in den letzten Jahren Thema kontroverser Debatten in 
Großbritannien. Diese nahmen ihren Anfang mit dem Community 
Cohesion Report (Home Offi  ce 2001), der die ethnischen Krawalle 
in nordenglischen Städten im Sommer 2001 mit der hohen Kon-
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zentration von Muslimen dort begründete. Seither haben einheimi-
sche Terroristenzellen, die ihren Ursprung in solchen segregierten 
Gemeinden haben, weiteren Treibstoff  für diese Debatten geliefert. 
Dennoch kann Großbritannien als ein Land angesehen werden, dass 
multikulturelle Politik betrieben hat – wenn auch im Vergleich zu den 
Niederlanden in begrenzter Form –, ohne negative sozioökonomi-
sche Ergebnisse zu produzieren, mit der Ausnahme der räumlichen 
Segregation. Zur Begründung haben wir argumentiert, dass Großbri-
tannien über ein weniger großzügiges Wohlfahrtssystem verfügt als 
die kontinentalen, nordwesteuropäischen Staaten, mehr als diese die 
Selbstverantwortung des Einzelnen betont und mehr Arbeitsplätze 
im Niedriglohnsektor geschaff en hat. Eine ergänzende Erklärung für 
die vergleichsweise besseren britischen Ergebnisse mag sein, dass die 
britische Einwandererpopulation stark von postkolonialen Gruppen 
dominiert ist, die bereits vorher sprachlich und kulturell mit dem Ein-
wanderungsland verbunden waren.
Die deutschsprachigen Länder haben ihr vergleichsweise gutes 
Abschneiden auf anderem Wege erreicht. Obwohl sie – zumindest 
Deutschland und Österreich – über ein relativ großzügiges und um-
fassendes Sozialsystem verfügen, macht ihr restriktives Ausländer-
recht die Einbürgerung und Aufenthaltsgenehmigung abhängig von 
Leistung und Verhalten. Einwanderer, die langfristig von Sozialhil-
fe abhängig werden, riskieren ihre Ausweisung, zumindest ist dies 
aber eine Hürde auf dem Weg zu einem sicheren Aufenthaltsstatus. 
Auch mit einer Verurteilung für Straftaten, selbst relativ geringfügi-
ge, riskiert ein Einwanderer in diesen Ländern seinen Aufenthalts-
status bzw. verwirkt den Zugang zu einem sicheren Bleibestatus. Auf 
eine Art haben die Wohlfahrtsstaaten dieses Typs die Disziplin, die 
der Markt den Immigranten in Ländern wie Großbritannien oder 
den Vereinigten Staaten auferlegt, durch Disziplinierung mittels des 
Staats ersetzt. Im Kontrast dazu waren die niederländischen und 
schwedischen Herangehensweisen, die Einwanderern umfassende 
Rechte inklusive unbeschränktem Zugang zur ganzen Bandbreite 
der Leistungen des Wohlfahrtsstaates angeboten haben, ohne dafür 
im Gegenzug viel zu verlangen, sicherlich gut gemeint; anstatt jedoch 
auf den Ambitionen und der Energie der Einwanderer aufzubauen, 
wurden diese oft genug zu passiven Kunden eben dieses Wohlfahrts-
staates gemacht.
Um solche Ergebnisse zu verhindern, könnten die europäischen 
Länder den Zugang zu und den Umfang von Sozialleistungen und so-
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zialer Sicherung begrenzen und sich auf diese Weise Großbritannien 
oder den Vereinigten Staaten angleichen. Ein Schritt der Niederlande 
in diese Richtung aus jüngster Zeit war die Abschaff ung der Sozial-
hilfeberechtigung für alle unter 27-Jährigen. Eine weitere politische 
Maßnahme, die von vielen europäischen Ländern übernommen wur-
de – und nicht zufällig in den Niederlanden zuerst vorgestellt wurde 
–, ist der stärkere Nachdruck auf sprachliche und, bis zu einem ge-
wissen Grad, kulturelle Anpassung in Form von verpfl ichtenden In-
tegrationskursen für sowohl neu angekommene Einwanderer wie für 
diejenigen, die von Sozialhilfe abhängig sind. Eine letzte mögliche 
politische Antwort wäre der Weg in Richtung der deutschsprachigen 
Länder, d.h. das Abhängigmachen des Zugangs zu den vollen Bürger-
rechten von Verhalten und Leistung.
Wir betonen, dass die ernüchternden Schlussfolgerungen, die 
diese Arbeit aus dem Multikulturalismus als Strategie der Integra-
tionspolitik zieht, sich lediglich auf seine Eff ekte auf die sozioöko-
nomischen Partizipation und Gleichheit beziehen. Es mag sein, dass 
multikulturelle Politikansätze aus anderem Blickwinkel sehr erfolg-
reich gewesen sein könnten, beispielsweise wenn man die politische 
Beteiligung von Einwanderern betrachtet (z.B. Fennema und Tillie 
1999). Weiterhin wurden berechtigte normative Gründe vorgetragen 
(unter vielen anderen Kymlicka 1995; Carens 2000; Parekh 2002), 
warum staatliche Unterstützung und Anerkennung von kulturellen 
Diff erenzen an sich wertvoll sind. Die Daten, die in dieser Arbeit 
präsentiert werden, lassen jedoch erkennen, dass bei der Abwägung 
solcher politischen Ansätze – zumindest im Kontext von entwickelten 
Wohlfahrtsstaaten – die Zielkonfl ikte mit sozioökonomischer Partizi-
pation und Gleichheit in Betracht gezogen werden müssen. Norma-
tive Theoretiker des Multikulturalismus haben die Tendenz, sich fast 
ausschließlich mit abstrakten gesellschaftlichen Rechten und deren 
Anerkennung zu beschäftigen. Es ist aber gleichermaßen notwendig 
und von normativem Gewicht, die konkreten Ergebnisse von Integra-
tionspolitik im Hinblick auf Arbeitsmarkt, Partizipation, Gleichheit 
und Segregation zu betrachten.
Wenn uns die europäische Erfahrung eines lehrt, dann dies: Im 
Umgang mit den komplexen Themen Diversität und Gleichheit in 
Einwanderungsgesellschaften können wir nicht einfach annehmen, 
dass das, was aus einer normativ-rechtlichen Perspektive vorzuziehen 
wäre, auch von einem ergebnisorientierten Standpunkt aus praktisch 
effi  zient sein wird.
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Interkulturelle Öff nung wird seit einigen Jahren als ein wichtiges 
Konzept in der integrationspolitischen Praxis betrachtet. Im Nationa-
len Integrationsplan (NIP) wird Interkulturelle Öff nung inzwischen 
als ein wesentliches integrationspolitisches Instrument angesehen. 
Der »Erste Fortschrittsbericht« zum Nationalen Integrationsplan 
zeigt, dass besonders die Bundesländer sich um Maßnahmen zur 
interkulturellen Öff nung bemühen. Während im Nationalen Integra-
tionsplan die interkulturelle Öff nung noch kein eigenständiges Hand-
lungsfeld darstellt, wird sie im Fortschrittsbericht mit der Überschrift 
»Interkulturelle Öff nung und Toleranzförderung« von den Ländern 
als eigenes Handlungsfeld neu aufgenommen. In Nordrhein-Westfa-
len ist die interkulturelle Öff nung eines der drei Aufgabenfelder, mit 
denen die 119 seit Anfang 2007 geförderten Integrationsagenturen 
das Integrationsmanagement im Land betreiben sollen. 
Dieser Ansatz der interkulturellen Öff nung ist Bestandteil einer 
systematischen Steuerung (Nationaler Integrationsplan 2007: 7), die 
auf einen Paradigmenwechsel in der deutschen Einwanderungs- und 
Integrationspolitik zurückzuführen ist. Er beruht auf der Erkennt-
nis, dass sich Integration nicht von selbst, also naturwüchsig ergibt. 
Deutschland defi niert sich nunmehr seit einigen Jahren als Einwan-
derungsland und erklärt Integration als ein relevantes politisches 
Thema und Handlungsfeld, das der Steuerung bedarf.
TATIANA LIMA CURVELLO96
Ich werde in diesem Aufsatz den Ansatz der interkulturellen Öff -
nung in den Kontext dieses Versuchs einer systematischen Steue-
rung von Integrationsprozessen stellen. Dabei werde ich darstellen, 
dass interkulturelle Öff nung zwar als Integrationsinstrument in 
politischen Integrationsprogrammen1 als eine der wichtigsten Maß-
nahmen gesehen wird, aber dass wir darin weder eine klare Begriff s-
defi nition der interkulturellen Öff nung fi nden noch Ausführungen 
darüber, welche integrative Wirkung man sich von diesem Ansatz 
erwartet.
Als nächsten Schritt versuche ich die interkulturelle Öff nung in-
tegrationspolitisch systematisch einzuordnen und defi niere interkul-
turelle Öff nung als eine Anpassung von Institutionen, Behörden und 
Verwaltungen an die Anforderungen der Einwanderungsgesellschaft. 
Das bedeutet, dass die Bereiche Bildung, Ausbildung, Soziales usw. 
nicht um eine neue Aufgabe, die Integration von Migranten, berei-
chert werden müssen, sondern lediglich in die Lage versetzt werden 
sollen, ihre alten und bewährten Aufgaben unter neuen Bedingungen 
nach wie vor erfüllen zu können. Das bedeutet vor allem die Anpas-
sung ihrer Fachlichkeit an eine veränderte soziale Umwelt.
Es wird herausgearbeitet, dass interkulturelle Öff nung Mitte der 
90er Jahre durchaus in dem eben beschriebenen Sinne artikuliert 
wurde (Empfehlungen 1994), dass aber die Entwicklung, die der An-
satz in den darauf folgenden Jahren genommen hat, sich in einem 
diskursiven Feld abgespielte, das für ein solches pragmatisches Vor-
gehen nicht off en war.
Die exorbitante Aufgabe, die dieser Anspruch auf Steuerbarkeit 
der Integration darstellt, und somit die Erwartungen, die mit der 
interkulturellen Öff nung verbunden werden, werden aber erst fass-
bar, wenn wir den besonderen Kontext, in dem sich die Aufgabe der 
Integration in einem modernen Wohlfahrtsstaat wie Deutschland 
stellt, mit dem Kontext vergleichen, in dem sich die Integration von 
Einwanderern aus Europa in die klassischen Einwanderungsländer 
wie USA oder die Länder Südamerikas vollzogen hat. Und mit die-
sem Vergleich werde ich beginnen.
1 | Das Gleiche gilt für die Integrationskonzepte, die immer mehr Kom-
munen und einige Länder für die Gestaltung ihrer Integrationsaufgaben ent-
wickeln oder entwickeln lassen.
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Besonderheiten der Integration in
europäischen Wohlfahrtsstaaten 
In den klassischen Einwanderungsländern korrelierte die Nachfrage 
nach Einwanderung im 19. und 20. Jahrhundert mit den Moderni-
sierungsschüben, die zu dieser Zeit im Gange waren. Die Einwande-
rer aus Europa brachten die dafür notwendigen Qualifi kationen und 
Kompetenzen mit, die gebraucht wurden. So wurden z.B. gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts, als im brasilianischen Südosten der Anbau von 
Kaff eeplantagen in großem Umfang betrieben wurde, die Lohnarbei-
ter vor allem aus Italien geholt. Die Lohnarbeit war für Anbau, Ernte 
und Verarbeitung von Kaff ee für den Export die eff ektivere Arbeits-
form gegenüber der Sklavenarbeit, die bis 1888 die vorherrschende 
Arbeitsform war, aber nicht die für die Anforderungen dieses Arbeits-
prozesses notwendige Arbeitsorganisation und die erforderlichen 
Fertigkeiten bereitstellen konnte.2 Weitere Modernisierungsschü-
be korrelierten ebenfalls mit Einwanderungswellen aus Europa, so 
dass auch der Industrialisierungsprozess und die Entwicklung des 
tertiären Sektors überhaupt erst durch die Einwanderung in Gang 
gekommen sind und von ihren Qualifi kationen, Kompetenzen und 
Fertigkeiten getragen wurde. (Prado Junior 1973) Dieser Prozess ging 
in Brasilien und auch in anderen Ländern Lateinamerikas bis in die 
50er Jahre des 20. Jahrhunderts.
Dass sich die Einwanderer den Bedingungen des Einwanderungs-
landes anzupassen hatten, stand für sie außer Frage. Es war ein un-
ausgesprochener Konsens, dass sie die Qualifi kationen, die sie aus 
ihren Herkunftsländern mitgebracht hatten, nur in den laufenden 
Modernisierungsprozess einbringen konnten, wenn sie auch be-
reit waren, sich den Spielregeln der Aufnahmeländer anpassen. Die 
Kommunikation mit den Herkunftsländern beschränkte sich auf 
Briefkontakte und auf Informationen, die mit erheblicher Zeitverzö-
gerung in der neuen Heimat ankamen. Der Kulturschock und das 
2 | Nach der Sklavenbefreiung durch das Gesetz »Lei Aurea« im Jahr 
1888, die mit dem Niedergang der Zuckerproduktion im Nordosten Brasi-
liens zusammenfiel, waren die ehemaligen Sklaven, die bei der Sklavenar-
beit nicht als Lohnabhängige eingesetzt wurden, nach der Abschaffung der 
Sklaverei praktisch aus dem Arbeitsprozess ausgeschlossen. Die Versor-
gung durch die Großgrundbesitzer, die im Status als Sklave inbegrif fen war, 
verloren sie damit auch.
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Gefühl der Entwurzelung, die zu jeder Migration gehören, wurden 
irgendwie verarbeitet (Flusser 1992) oder auch weckgesteckt, ohne 
dass man darüber sprach. Und der Verlust3 der Heimat wurde in der 
Regel durch die Chancen kompensiert, die sich in der neuen Heimat 
boten. Die Integration lief über die Möglichkeit der sozialen Mobili-
tät, die der Modernisierungsprozess in diesen Ländern seinen Ein-
wanderern bot.4 Wenn man in einem solchen Kontext von Integra-
tion spricht, kann man sagen, dass sie naturwüchsig gelaufen ist, sie 
hat sich durch die Strukturen auf dem Arbeitsmarkt sozusagen selbst 
gesteuert. Man hat sich arrangiert, weil alteingesessene und Einge-
wanderte sich gegenseitig brauchten, eine Auseinandersetzung über 
Integration fand in der Regel5 nicht statt.
Ganz anders ist der Kontext der Einwanderung in die westeuro-
päischen Wohlfahrtsstaaten seit Ende der 1950er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts. Die Nachfrage nach Einwanderern entsprach der Nach-
frage nach niedrigqualifi zierten Arbeitskräften. Diese Nachfrage 
hielt sich in Deutschland genauso wie in den anderen europäischen 
Wohlfahrtsstaaten (Koopmans 2008) wie den Niederlanden, Belgien, 
Schweden oder Frankreich bis Mitte der 1970er Jahre. Durch Ratio-
nalisierung und Modernisierung der Arbeitsprozesse und die gesell-
schaftliche Entwicklung in Richtung Wissensgesellschaft sowie durch 
die Entwicklung in der Arbeitsmarktpolitik, die fast keinen Spielraum 
oder Anreiz für einen Niedriglohnsektor im Dienstleistungsbereich 
bildete, bestand keine Nachfrage mehr nach diesen Arbeitskräften. 
Trotzdem ging die Einwanderung Niedrigqualifi zierter über die Fa-
milienzusammenführung weiter.
Auch bezogen auf den Zusammenhang zwischen gesellschaft-
licher Entwicklung und den Qualifi kationen und Fertigkeiten der 
3 | Dieser Verlust wurde durch die kathartische Wirkung einer Alltags-
kultur aufgefangen, die in der Musik am prägnantesten war. Über den Tango 
ist in diesem Zusammenhang am meisten geschrieben worden (Reichardt 
1981: 27-40).
4 | Für die jüdische Einwanderung in Lateinamerika hat Elkin (2000) 
diesen Prozess eindringlich beschrieben.
5 | Interessant in diesem Zusammenhang sind die Kontroversen zwi-
schen or thodoxen Juden aus Osteuropa und Juden aus Westeuropa über die 
angemessene Schulform für ihre Kinder. Die Alternative war: konfessionelle 
Schulen oder Schulen, die den Anschluss an die Eliten der Aufnahmeländer 
möglich machten (Elkin 2000).
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Einwanderer ist die Situation in Ländern wie Deutschland eine voll-
kommen andere als die in den klassischen Einwanderungsländern. 
In diesen Ländern passten die Qualifi kationen und Fertigkeiten der 
Einwanderer, die über die Jahre gekommen waren, zu der Entwick-
lung, die sich in diesen Länder vollzog. Diese Situation dauert bis 
heute an, auch wenn nicht in der gleichen Größenordnung wie im 
19. und in der ersten Hälfte des 20 Jahrhundert, während die Qua-
lifi kationen und Kompetenzen der Mehrheit der Einwanderer in die 
europäischen Wohlfahrtsstaaten seit Mitte der 70er Jahre nicht mehr 
zu den Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt passen.
Wir hatten oben erwähnt, dass sich in den klassischen Einwan-
derungsländern die Integration der Einwanderer naturwüchsig voll-
zogen hat. Es gab in diesen Ländern – wohl gerade deshalb – keine 
Integrationsdebatte, und wenn sich einige eingewanderte Gruppen 
in Parallelgesellschaften zurückgezogen haben, wie die Amish in den 
USA oder wie jahrelang die Japaner in Brasilien, so stellte das kein 
besonderes Problem dar. Diese Gruppen waren trotz ihres Rückzugs 
in die eigene Community in Fragen der Bildung und auch wirtschaft-
lich integriert. In diesen Ländern gab es auf jeden Fall keinen Dis-
kurs über Einwanderung und Integration. Die meisten Einwanderer 
kamen aus europäischen Ländern, die sich bereits auf dem Weg zur 
Modernisierung befanden. Viele hatten die Binnenmigration in ihren 
Herkunftsländern vom Land zur Stadt durchgemacht und hatten 
bereits Erfahrungen mit Anpassungsprozessen, die moderne Gesell-
schaften ihren Individuen abverlangen. Auch wenn die Einwande-
rung in die Länder Lateinamerikas oder die USA eine weit größere 
Anpassung verlangte als eine Binnenmigration vom Land zur Stadt 
in der alten Heimat, z.B. durch das Erlernen einer fremden Sprache, 
herrschte bei den meisten Einwanderern die Grundhaltung vor, dass 
die Anpassung an die neuen Bedingungen höchstes Gebot war. Auch 
die Einwanderer, die aus den eher traditionellen Gesellschaften Ost-
europas kamen, übernahmen diese Haltung, auch wenn es ihnen we-
sentlich schwerer fi el, wohl nicht zuletzt auch motiviert durch den 
gesellschaftlichen Erfolg, den andere Einwanderungsgruppen auf-
wiesen, die gar nicht erst versucht hatten, übertrieben an tradierten 
kulturellen Formen festzuhalten. (Elkin 2000)
Bei der heutigen Einwanderung in Länder wie Deutschland ha-
ben wir eine umgekehrte Situation. Die meisten Einwanderer kom-
men aus ländlichen Gebieten, aus eher traditionellen Gesellschaften, 
in denen teilweise sogar ein zumindest diskursiver Entmodernisie-
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rungsprozess im Gange ist. Im Gegensatz dazu befi nden sich die 
wichtigsten Einwanderungsländer Europas in einem Zustand der 
Hypermoderne mit ihren Merkmalen aus Komplexität und Indivi-
dualität, Selbstrefl exion, Frustrationstoleranz, Planung, Eff ektivität 
usw. als Voraussetzung für gesellschaftlichen Erfolg. Wenn Individu-
en, die in ländlichen Gebieten traditioneller Gesellschaften soziali-
siert wurden, in einen modernen gesellschaftlichen Kontext migrie-
ren, bedeutet das eine große Zumutung für ihre Psyche (Berger u.a. 
1975: 123-138). Auf diese Herausforderung mit Regression (Wurmster 
1993: 128-182) und Rückzug zu reagieren, liegt auf der Hand. Vor al-
lem dann, wenn die Integration in den Arbeitsmarkt fehlt, die bis 
jetzt in allen Einwanderungsländern der Transmissionsriemen zur 
Aufnahmegesellschaft war.
Die Besonderheiten werden im integrationspolitischen 
Diskurs nicht beachtet
Leider haben wir bis heute keinen integrationspolitischen Diskurs, 
der der Komplexität der Anforderungen gewachsen wäre und aus 
dem sich eine zukunftweisende Integrationspolitik ableiten ließe. Das 
Thema Einwanderung und Integration wurde (und wird teilweise im-
mer noch) dazu benutzt, politische und ideologische Abgrenzungen 
zu inszenieren. Die multikulturalistische Politik, die jahrelang in der 
integrationspolitischen Auseinandersetzung die Deutungshoheit in-
nehatte, hat zwar im öff entlichen politischen Diskurs an Einfl uss ver-
loren. Sie wird inzwischen von Teilen der Fachöff entlichkeit und der 
Medien als mitverantwortlich für die katastrophalen Integrationsleis-
tungen angesehen, wirkt aber bei sehr vielen Integrationsmaßnah-
men noch nach. Diese Politik hat sich sozusagen als Beobachtungs-
perspektive auf die Einwanderer verselbstständigt und materialisiert 
sich bis heute in allen möglichen Integrationsmaßnahmen, vor allem 
in solchen, bei denen es um interkulturelle Öff nung geht (Lima Cur-
vello 2008: 241-257). Wir kommen später darauf zurück.
Der Diskurs, der diese Politik begleitet, ist semantisch so artiku-
liert, dass er die regressive Haltung, die sich aus der Kollision zwi-
schen Tradition und Moderne fast zwangsläufi g für Einwanderer in 
einer ersten Phase der Einwanderung einstellt, nicht nur verstärkt, 
sondern zu perpetuieren scheint. Er zeichnet sich dadurch aus, dass 
er auf Bewahrung der Herkunftsidentität setzt, die Verweigerung der 
Anpassung an die Anforderungen der Gesellschaft, in die man einge-
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wandert ist, legitimiert und eine Identität als Opfer konstruiert (Luft 
2006: 375-414, Sander 2008: 84-91). Diese Perspektive, die Situation 
der Einwanderer zu deuten, hat nicht nur Eingang in einen großen 
Teil von Integrationsaktivitäten gefunden und liefert sozusagen die 
Interpretationsmuster, auf deren Grundlage Integrationsmaßnah-
men entwickelt und durchgeführt werden. Viele Einwanderer und 
ihre Verbände, vor allem türkische und einige muslimische, haben 
sich diese Deutung als Orientierung und als politisches Programm 
zu eigen gemacht. Eine solche Orientierung verstärkt Regression und 
Rückzug aus der Mehrheitsgesellschaft und vererbt diese Haltung 
von einer Generationen auf die nächste – mit dem Ergebnis, dass ein 
großer Teil von Einwanderern auf eine negative Wahrnehmung ihrer 
Umwelt festgelegt ist und keinen Blick für die Möglichkeiten hat, die 
die Aufnahmegesellschaft ihnen bietet. Mit dieser Haltung fällt eine 
Integration schwer. Auch wenn Integration von dem größten Teil der 
Einwanderer gewollt wird, kann sie nur stattfi nden, wenn sie lernen, 
mit den Spielregeln der Aufnahmegesellschaft umzugehen und sich 
auf den schmerzhaften Prozess einlassen, den eine Anpassung un-
weigerlich mit sich bringt.
Diese Gegenüberstellung der europäischen und der klassischen 
Einwanderungsländer macht nicht nur deutlich, dass sich in Europa 
Integration nicht naturwüchsig ergeben kann, sondern sie zeigt auch, 
dass vor allem die Rahmenbedingungen nicht gerade günstig sind, 
damit Integration überhaupt gelingen kann. Kein europäisches Land 
hat dafür bis jetzt eine angemessene Problemdefi nition und eine ihr 
entsprechende Lösung gefunden.
Interkulturelle Öffnung als ein Steuerungsinstrument
Es gibt seit einigen Jahren in Deutschland den Anspruch, den Inte-
grationsprozess politisch zu organisieren. Mit dem Integrationsgip-
fel, mit dem Nationalen Integrationsplan und mit der Islamkonferenz 
bekommt der politische Gestaltungswille eine neue Qualität. Diese 
wird symbolisch aufgeladen, und es wird versucht, ins öff entliche Be-
wusstsein zu rücken, »dass Integration von Migranten eine genera-
tionenübergreifende und keine vorübergehende Problemstellung ist« 
(Bommes 2007: 3-5). Gerade der Nationale Integrationsplan soll In-
tegrationsprozesse über Programme, Mobilisierung und Sanktionen 
steuern. Dabei gibt es zwei Adressaten, einmal die Migranten selbst, 
die mit Sprachkursen und Orientierungskursen an die Aufnahme-
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gesellschaft herangeführt werden sollen. Neuzuwanderer, die nach 
dem Gesetz verpfl ichtet sind, diese Kurse zu besuchen, müssen mit 
Sanktionen rechnen, wenn sie dieser Verpfl ichtung nicht nachkom-
men. Bei Einwanderern, die schon lange hier leben und ebenfalls des 
Deutschen nicht mächtig sind, verfügt der Staat über keine Mittel, sie 
zum Sprachunterricht zu zwingen (Bommes 2007: 3-5). Hier bleibt 
nur der Weg der Mobilisierung. Ob sie bei den Adressaten wirkt, das 
ist ein anderes Kapitel.
Die anderen Adressaten sind die Institutionen der Aufnahmege-
sellschaft, die dahingehend mobilisiert werden, sich interkulturell zu 
öff nen. Gerade den Sozialstations- und Integrationsinstanzen wird 
dabei eine besondere Verantwortung auferlegt. Aber was ist genau 
damit gemeint? Wenn wir die Aspekte, die im Nationalen Integra-
tionsplan mit der interkulturellen Öff nung beschrieben werden, 
zusammenfassen, erfahren wir erstens, dass der Anteil an Mitarbei-
tern mit Migrationshintergrund erhöht werden soll; zweitens, dass 
die Zugangsbarrieren zu den öff entlichen Dienstleistungen gesenkt 
werden sollen und drittens, dass der traditionelle non profi t-Bereich 
aufgefordert wird, stärker mit Migrantenorganisationen zusammen-
zuarbeiten. Viertens sollen die Mitarbeiter in den Institutionen über 
Qualifi zierungsmaßnahmen interkulturelle Kompetenz erwerben.
In einer durch die Bundesregierung organisierten konzertierten 
Aktion aus Bund, Ländern, Kommunen und Nichtregierungsorgani-
sationen verpfl ichten sich nun alle Beteiligten im Nationalen Integ-
rationsplan unter anderem zur interkulturellen Öff nung. Der Druck 
auf freie Träger, die Vergabe von Fördermitteln an die Bereitschaft 
zur interkulturellen Öff nung zu knüpfen, wird im Nationalen Integ-
rationsplan zwar erwogen (Nationaler Integrationsplan 2007: 175), ist 
aber in der Praxis, zumindest was die Bundesmittel betriff t, nicht in 
die Tat umgesetzt worden. Trotzdem erhält »Interkulturelle Öff nung« 
im Nationalen Integrationsplan bei aller Vagheit der inhaltlichen Be-
schreibung so etwas wie eine offi  zielle Aura.
In Anbetracht der Popularität, die der Begriff  der interkulturellen 
Öff nung in der Integrationspolitik gerade bei den Ländern und Kom-
munen hat, kommt man sich inzwischen ein wenig wie ein Spielver-
derber vor, wenn man innerhalb einer Diskussion um interkulturelle 
Öff nung nach einer klaren Begriff sbestimmung fragt. Oder wenn 
man danach fragt, wie sich die interkulturelle Öff nung in einen syste-
matischen Ansatz der Integrationspolitik einordnen lässt. Ist sie eine 
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Integrationsmaßnahme unter vielen, oder kommt ihr als Konzept ein 
übergeordneter Stellenwert zu?
Wenn man aber interkulturelle Öff nung dahingehend defi niert, 
dass sie ein Anpassungsprozess von Institutionen, Behörden und 
Verwaltungen6 an eine durch die Einwanderung veränderte Gesell-
schaft ist, was ja auch die ursprüngliche Intention des Konzepts war 
(Empfehlungen 1994), dann bedeutet interkulturelle Öff nung nichts 
anderes, als dass die Institutionen ihre Arbeit so zu gestalten haben, 
dass sie ihre alten und bewährten Aufgaben auch unter den Bedin-
gungen der Einwanderungsgesellschaft erfüllen.
Wie lässt sich interkulturelle Öffnung in
die Integrationspolitik systematisch einordnen?
Wenn man Integration als ein politisch-gesellschaftliches Ziel fasst, 
bedeutet Integration die Angleichung der Lebenslagen und die kul-
turelle und soziale Annäherung zwischen Einheimischen und Mig-
ranten. Der Weg zu diesem Ziel vollzieht sich über einen komple-
xen Prozess, der auf einer analytischen Ebene in vier Dimensionen 
(Heckmann 2005) beschrieben werden kann.
Die erste ist die strukturelle Dimension, die beinhaltet, dass Ein-
wanderer einen Mitgliedsstatus durch den Erwerb von Rechten und 
den Zugang zu Positionen in den Kerninstitutionen der Aufnahme-
gesellschaft erwerben, also in Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Bildungs- 
und Qualifi kationssystemen, Wohnungsmarkt und politischen Ge-
meinschaften.
Die Integration in diese Institutionen setzt jedoch eine zweite 
Dimension voraus, nämlich eine kulturelle Integration. Diese be-
inhaltet einen Lern- und Sozialisationsprozess seitens der Migranten, 
um eine Mitglieds- und Partizipationsrolle überhaupt ausfüllen zu 
können. Integration bedeutet in diesem Sinne ein Prozess kognitiver, 
kultureller, verhaltens- und einstellungsmäßiger Veränderungen der 
Migranten.
Eine dritte Dimension ist die soziale Integration, damit ist die In-
tegration in die Aufnahmegesellschaft auf der Ebene der Privatsphäre 
gemeint durch Freundschafts- und Partnerwahlstrukturen und die 
Mitgliedschaft in Gruppen- und Vereinen. 
6 | Die Adressaten der interkulturellen Öffnung sind öffentliche Institu-
tionen, Behörden, Verwaltungen und freie Träger.
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Die vierte Dimension, die identifi kative Integration, beschreibt 
die Identifi kation mit der Aufnahmegesellschaft.7
Wir haben oben gesehen, dass Integration in Ländern wie Deutsch-
land nicht naturwüchsig vonstatten geht, schon aus dem Grund 
nicht, weil eine Selbststeuerung der Integration über den Arbeits-
markt nicht funktioniert. So ist die zentrale Instanz der strukturellen 
Integration für einen großen Teil von Migranten nicht zugänglich. 
Andererseits haben sie, soweit sie über einen Aufenthaltstitel verfü-
gen, variant wahrgenommene Beziehungen zu Institutionen der Bil-
dungs- und Qualifi kationssysteme, Gesundheits- und Sozialsysteme, 
zum Wohnungsmarkt; verfügen Migranten über die deutsche Staats-
bürgerschaft, auch zu den politischen Systemen.
Die entscheidende Frage ist, ob der Zugang von Einwanderern zu 
diesen Institutionen und die Wirkung dieser Institutionen auf Ein-
wanderer so gestaltet werden können, dass sie im Integrationsprozess 
in der Lage sind, die negativen Auswirkungen, die der Ausschluss aus 
dem Arbeitsprozess hervorbringt, zu kompensieren. Das bedeutet 
vor allem, dass die Leerstelle, die eine nicht vorhandene Integration 
in den Arbeitsmarkt bei Migranten hinterlässt, durch frühkindliche 
Erziehung, Bildung, Ausbildung und sonstige Integrationsinstanzen, 
wie z.B. die zahlreichen Institutionen rund um die Familien- und Ju-
gendhilfe, durch eine Anpassung dieser Institutionen an die neuen 
Bedingungen aufgefangen und ausgeglichen werden kann. Genau 
hier setzt die Relevanz der interkulturellen Öff nung an. Hier liegen 
die Chancen der interkulturellen Öff nung. Die Frage ist dabei, ob und 
wie diese Institutionen für diese Aufgabe kompetent gemacht werden 
können.
Aber auch andere öff entliche Institutionen stehen im Kontext der 
Einwanderungsgesellschaft vor neuen Herausforderungen. Natürlich 
haben die Fragen, wie man Kindern mit Migrationshintergrund am 
eff ektivsten die deutsche Sprache beibringt und wie sie die Schule 
mit Erfolg verlassen können, erste Priorität. Aber in öff entlichen Ins-
titutionen sind verschiedene Arbeitsfelder, Berufsgruppen, und Orga-
7 | Heckmann (2005: 2) beschreibt identifikative Integration: »Auf der 
subjektiven Ebene erweist sich die neue gesellschaftliche Mitgliedschaft in 
Zugehörigkeits- und Identifizierungsbereitschaften und –gefühlen mit eth-
nisch-nationalen, regionalen und/oder lokalen Strukturen«. Aber in Zeiten 
der Transkulturalität muss und kann diese Identifikation auch ohne Ge-
fühlsbereitschaft auskommen.
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nisationsebenen mit dem Thema konfrontiert: die Krankenschwester, 
die in einem Dreibettzimmer ständig den Besuch von Großfamilien 
managen muss; der Mitarbeiter eines Jugendamts, der eine Zielgrup-
pe informieren will, die über ein Faltblatt nicht zu erreichen ist; der 
Therapeut, der die Erfahrung macht, dass Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund die Drogentherapie überdurchschnittlich oft abbre-
chen; ein Referent im Kultusministerium, der die Entscheidung vor-
zubereiten hat, ob, wie und von wem Islam-Unterricht an deutschen 
Schulen durchgeführt werden soll; die Bauverwaltung, die sich der 
politischen Brisanz bewusst sein muss, die eine Baugenehmigung 
für eine Moschee auslösen kann. Oder es tauchen bei der Berufsför-
derung Fragen auf, wie die Ressourcen einer Einwanderungsbiogra-
fi e entdeckt und gefördert werden können.
Voraussetzungen für eine effektive Steuerung 
Wenn wir die interkulturelle Öff nung als Handlungsfeld spezifi scher 
Anpassung öff entlicher und privater Institutionen an die Anforderun-
gen der Einwanderungsgesellschaft verstehen, wäre interkulturelle 
Öff nung nicht – wie im Nationalen Integrationsplan nahegelegt – eine 
Integrationsmaßnahme unter anderen, sondern eine übergeordnete 
Aufgabe im Kontext einer systematischen Integrationspolitik. Denn 
eine interkulturell geöff nete Institution hätte für ihr spezifi sches 
Handlungsfeld bereits das Wissen aufgebaut, um, lösungsorientierte 
Integrationsmaßnahmen zu entwickeln, zu beurteilen und umzuset-
zen. Doch wie kann interkulturelle Öff nung implementiert werden?
Nicht nur bezogen auf die Zuwanderung stehen öff entliche Insti-
tutionen unter Zugzwang. Sie müssen sich generell auf gesellschaft-
liche Veränderungen einstellen. Es müssen neue Lösungen für neue 
Herausforderungen gefunden werden. Aber die institutionalisierten 
Problemlösungsmuster, nach denen die öff entliche Verwaltung bis-
her zu handeln gewohnt war, sind mit zunehmender Komplexität 
der Gesellschaft in die Krise geraten. Auch die Wirtschaft steht vor 
den gleichen Problemen, sie muss für unüberschaubare Märkte neue 
Produkte entwickeln, die einen Wettbewerbsvorteil auf dem Markt 
sichern. Auch hier stellt sich die Aufgabe, erfolgreiche Problemlösun-
gen zu entwickeln. Um diese Anpassung von Organisationen an neue 
Aufgaben zu gestalten, sind öff entliche Institutionen ebenso wie die 
Wirtschaft auf spezifi sches fachliches Wissen angewiesen. Dieses 
besteht aus Methoden und Instrumenten, die man unter dem Ober-
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begriff  Innovationsmanagement zusammenfassen kann. Hier fl ießt 
Wissen aus den Erfahrungen mit Organisations- und Personalent-
wicklung (Senge 2003), mit Kompetenzentwicklung (Klimecki 2005, 
Staudt/Kriegesmann 2002: 15-70) und Wissensmanagement (Willke 
2001) zusammen. Vor allem aber muss dieses Wissen so kombiniert 
sein, dass daraus das Design für eine »intelligente« Kontextsteuerung 
(Klimecki 2005, Willke 1997: 128-166) entworfen wird.
Wenn sich eine Organisation auf ein Innovationsmanagement 
einlässt, das sie dazu befähigt, ihre Aufgaben im Kontext der Einwan-
derungsgesellschaft zu erfüllen, also sich interkulturell zu öff nen, 
müsste sie als ersten Schritt auf ihr Arbeitsfeld bezogen u.a. folgende 
Fragen beantworten:
Inwieweit•  und auf welchen Ebenen unserer Organisation sind welche 
Aspekte der Einwanderungsgesellschaft für uns in unserem spezi-
fi schen Aufgabenfeld relevant?
Was sind die • Probleme?
Was•  »können« wir? Und: wie können wir überprüfen, dass diese 
Kompetenzen vor dem Hintergrund der Problemstellung nach wie 
vor problemlösungsfähig sind?
Welche • Zieldefi nitionen und Inhalte ergeben sich daraus für das 
professionelle Handeln in unserer Organisation?
Welche • Kompetenzen müssen erworben werden, um diese Zieldefi -
nitionen zu erfüllen, und auf welche Weise hat das zu geschehen?
Schon um diese Fragen zu beantworten und um die Erschließung der 
Antworten zu moderieren, braucht eine Organisation Expertise. Im 
weiteren Verlauf eines interkulturellen Öff nungsprozesses muss sie 
z.B. dabei unterstützt werden, die identifi zierten Kompetenzen auf-
zubauen und eine Organisationsstruktur zu entwickeln und zu im-
plementieren, die kontinuierliches Lernen zu den für sie relevanten 
Fragen der Einwanderungsgesellschaft gewährleistet. Es ist gleichgül-
tig, wie man eine Person, die eine solche Expertise verkörpert, nennt: 
Organisationsberater, Prozessbegleiter oder Moderator, entscheidend 
ist, ob er oder sie Wissensfelder beherrscht, die oben unter dem Be-
griff  Innovationsmanagement zusammengefasst wurden. Unsere Er-
fahrungen (Lima Curvello/Pelkhofer-Stamm 2003) zeigen allerdings, 
dass für die Aufgabe der interkulturellen Öff nung noch weitere Wis-
senselemente dazukommen müssen: über das Aufgabenfeld selbst, 
über die Struktur der Organisation, die geöff net werden soll, und über 
ihr soziales und interkulturelles Umfeld; aber auch Wissen über die 
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Dynamik von Integrationsprozessen von Einwanderern in europäi-
schen Wohlfahrtsstaaten, über integrationspolitische Diskurse und 
welche Rolle sie für die betreff ende Organisation spielen können, 
über die Rolle von Migrantencommunities im Integrationsprozess, 
über islamische Netzwerke in Deutschland insgesamt und auf lokaler 
Ebene.8 Solches Wissen muss Eingang in die zu öff nende Organisa-
tion fi nden, und zwar handlungsfeldbezogen, denn das ist die Grund-
lage dafür, dass sie in ihrem jeweiligen Aufgabenfeld kompetent und 
wirkungsorientiert Integrationsprogramme und Konzepte einsetzen 
kann. Wenn sich zum Beispiel eine Schule auf dem Weg zur interkul-
turellen Öff nung auf ein Elternlotsenmodell einlässt und dabei mit 
einer Migrantenorganisation eine Kooperation eingeht, sollte eine 
interkulturell kompetente Schule beurteilen können, ob sie damit 
nicht der Gefahr einer Ethnisierung Vorschub leistet, ob die Migran-
tenorganisation der Integration in die Mehrheitsgesellschaft oberste 
Priorität einräumt oder der Reproduktion von ethnischen Strukturen, 
bei der Lotsen aus der gleichen Community zum Dauerarrangement 
werden. Die Schule muss wissen, wie sie eine Kooperation gestalten 
muss, um solche Eventualitäten zu vermeiden.
Abgesehen davon, dass in Deutschland Kompetenzen in der eben 
beschriebenen Konstellation verhältnismäßig selten zusammenkom-
men, ist ihr Einsatz auch teuer, so dass die Institutionen in den sel-
tensten Fällen das Geld haben, sich diese Expertise überhaupt einzu-
kaufen.9
Interkulturelle Öffnung in der aktuellen Praxis
Wenn aber diese Expertise selten und teuer ist, was geschieht denn 
dann in den interkulturellen Öff nungsprozessen Land auf und Land 
ab, die laut »Fortschrittsbericht zum Nationalen Integrationsplan« 
durchgeführt werden? (Nationaler Integrationsplan – Erster Fort-
schrittsbericht 2008: 103-200). In der Fachliteratur wird zwar in-
zwischen die Praxis der interkulturellen Öff nung kritisch betrachtet 
8 | Dass Methodenwissen allein nicht ausreicht, um eine Organisation 
in ihrem Innovationsprozess zu begleiten, ist der Praxis schon lange be-
kannt. Neuerdings findet dieses Thema auch Eingang in die Fachdiskussion 
(Königswieser 2006, Coyne u.a. 2008: 28-39).
9 | Das ist der Grund, warum der Caritasverband Rottenburg-Stuttgart 
den Versuch gestar tet hat, diese Expertise intern aufzubauen.
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(Schröer 2007: 8, Lima Curvello 2008: 241-257). Es wird die Unbe-
stimmtheit der Begriff sbestimmung von »Interkultureller Öff nung« 
kritisiert und dass der Begriff  zunehmend infl ationär gebraucht wer-
de. Er werde wie selbstverständlich verwendet, ohne dass jeweils klar 
sei, was eigentlich gemeint sei und damit erreicht werden solle. Dem 
weiten Verständnis von Kultur im Begriff steil »interkulturell« folge 
ein Verständnis von »Öff nung«, das selbsterklärend sei und als be-
kannt vorausgesetzt werde.
Aber trotz der Unbestimmtheit dessen, was interkulturelle Öff -
nung eigentlich bedeutet, sind etliche Institutionen wie Schule, Poli-
zei, Soziale Dienste, die Wohlfahrtsverbände mit ihren Diensten usw. 
gerade durch die Selbstverpfl ichtungen, die Bund, Länder, kommuna-
le Spitzenverbände, die Bundesgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pfl ege und sonstige Verbände der Bürgergesellschaft im Nationalen 
Integrationsplan übernommen haben, dabei, ihre Institutionen inter-
kulturell zu öff nen. 
Soweit Vorgaben der Politik oder der Dachverbände vorliegen 
oder öff entlicher Druck gegenüber einer Institution, Behörde oder 
Verwaltung vorhanden ist, sich an Maßnahmen zur interkulturellen 
Öff nung zu beteiligen, verfahren viele Leitungskräfte pragmatisch. 
Es werden Aktivitäten durchgeführt, die irgendwie in ihrem Titel das 
Label Interkulturelle Öff nung, Interkulturelles Lernen, Toleranz oder 
Vielfalt, neuerdings Diversity enthalten, möglichst wenig oder nichts 
kosten und wenig Aufwand von Seiten der Organisation verlangen. 
Unsere Erfahrungen10 zeigen aber, dass auf der operativen Ebene 
die Unbestimmtheit der Aufgabenstellung zu beachtlicher Ratlosig-
keit führt, wenn z.B. festzulegen ist, was genau durch die interkul-
turelle Öff nung mit welchen Maßnahmen erreicht werden soll. Die 
Mitarbeiter bemängeln, dass die Ziele, die im Zusammenhang mit 
der interkulturellen Öff nung angestrebt werden, wie z.B. der Abbau 
von Zugangsbarrieren für Migranten, ziemlich schwammig sind. Es 
ist ihnen auch nicht nachvollziehbar, wie durch interkulturelle Kom-
petenztrainings oder die Einstellung von Mitarbeitern mit Migra-
tionshintergrund diese Ziele zu erreichen sind. Die Frage nach der 
Wirkung solcher Maßnahmen wird nicht nur in der Praxis, sondern 
10 | Konzeption, Durchführung und Beratung von bundesweiten Projekten 
zur interkulturellen Öffnung in unterschiedlichen öffentlichen Institutionen 
und freien Trägern.
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auch in den Auseinandersetzungen über interkulturelle Öff nung aus-
geklammert (Schröer 2007: 34-37).
Die Mitarbeiter kritisieren, dass ihnen, wenn sie diese Probleme 
benennen, vorgeworfen wird, dass sie sich gegenüber den Öff nungs-
prozessen verschlössen, ihnen würden sogar diskriminierende Ab-
sichten gegenüber Migranten unterstellt und fehlende Bereitschaft, 
sich über ihre Vorurteile Rechnung abzulegen. Was sie brauchten, 
seien praktische Hilfestellungen für die konkreten Anforderungen 
in ihrem jeweiligen Arbeitsfeld (Dormann 2001: 43-47). Darauf sind 
jedoch die meisten Maßnahmen zur interkulturellen Öff nung, die 
heute umgesetzt werden, nicht ausreichend zugeschnitten.
In Anbetracht der konzeptionellen Unzulänglichkeiten einerseits 
und des politischen Erfolgs des Ansatzes der interkulturellen Öff -
nung anderseits besteht bei vielen Leitungskräften in den Verwaltun-
gen und bei den Mitarbeitern in der Praxis häufi g der Verdacht, dass 
es bei der interkulturellen Öff nung eher um die Inszenierung von In-
tegrationsmaßnahmen gehe als um ein Konzept mit Hand und Fuß, 
das öff entlichen Institutionen dabei hilft, ihre Aufgaben im Kontext 
der Einwanderungsgesellschaft erfüllen zu können.
Aber wie kann es sein, dass ein Ansatz, der im integrationspoliti-
schen Diskurs so erfolgreich ist wie die interkulturelle Öff nung, kon-
zeptionell so wenig bietet?
Interkulturelle Öffnung – verschenkte Potenziale
Wenn wir uns die Geschichte des Ansatzes der interkulturellen Öff -
nung ansehen, stellen wir fest, dass er anfangs eigentlich ein sehr 
konkretes Anliegen hatte. Die soziale Beratung für Migranten (Aus-
ländersozialberatung), die nach Religionszugehörigkeit bzw. natio-
naler Herkunft auf die Wohlfahrtsverbände aufgeteilt war und dort 
durchgeführt wurde, war bei fortwährender Einwanderung zu einem 
bestimmten Zeitpunkt nicht mehr in der Lage, qualitativ und quanti-
tativ den Bedürfnissen von Migranten nach Sozialberatung und sozia-
len Dienstleistungen zu entsprechen. Nach mehreren kritischen Ein-
wänden zu dieser Angebotsstruktur waren für die Politikfähigkeit des 
Ansatzes die »Empfehlungen zur interkulturellen Öff nung sozialer 
Dienste« entscheidend, die 1994 von der damaligen Beauftragten der 
Bundesregierung für die Belange der Ausländer, Cornelia Schmalz-Ja-
cobsen, zur interkulturellen Öff nung sozialer Dienste herausgegeben 
wurden. Darin fordert sie: »Die sozialen Dienste müssen sich stärker 
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als bisher sowohl strukturell als auch konzeptionell und personell an 
der Anwesenheit nicht-deutscher Ratsuchender und Hilfsbedürfti-
ger orientieren« (Empfehlungen 1994: 15). Eine solche Entwicklung 
stellt aber Anforderungen auf unterschiedlichen Ebenen, »an die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, an die Träger, die Einrichtungen der 
Aus- und Fortbildung und die Verantwortlichen auf den einzelnen 
Ebenen behördlicher und verbandlicher Verwaltung« (Empfehlun-
gen 1994: 16). »Auf allen Ebenen besteht Bedarf an Maßnahmen, die 
im Interesse der Klientinnen und Klienten, […] dringend eingeleitet 
und aufeinander abgestimmt werden müssen« (Empfehlungen 1994: 
17). Dazu bedarf es der »Überprüfung organisatorischer Strukturen 
und Rahmenbedingungen« (Empfehlungen 1994: 18). »[…] jede Ein-
richtung muss ihr eigenes Verfahren und Programm entwickeln. 
Fortbildung für im Beruf stehende Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter kann verschiedene Formen haben: Praxisberatung, Arbeitskreise, 
Seminare, Organisationsberatung, Supervision u.a« (Empfehlungen 
1994: 28). »Die interkulturelle Öff nung ist keine Aufgabe allein für 
die sozialen Dienste, sondern eine Herausforderung für die gesamte 
Gesellschaft« (Empfehlungen 1994: 9).
Mit dieser Empfehlung fi ndet ein neues Paradigma Eingang in 
den integrationspolitischen Diskurs, die Anforderungen an öff entli-
che Institutionen im Kontext der Einwanderungsgesellschaft geraten 
ins Blickfeld.
Diese Anforderungen sind in den »Empfehlungen« in einer sehr 
abstrakten Form bereits beschrieben. Spätere Publikationen sind 
über diese Abstraktheit leider nicht hinausgekommen. Einige kon-
zeptionelle Überlegungen sind in den »Empfehlungen« schon weiter 
entwickelt als das, was danach zum Thema publiziert wurde. In den 
»Empfehlungen« wird z.B. als Ziel der interkulturellen Öff nung die 
Fachlichkeit der Mitarbeiter in den sozialen Diensten explizit fokus-
siert: »das Anforderungsprofi l für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in sozialen Diensten […] [ist] detailliert zu beschreiben und zu ope-
rationalisieren, d.h. in vermittelbare Fähigkeiten, Fertigkeiten und 
Kenntnisse zu gliedern« (Empfehlungen 1994: 10). Aber die Kate-
gorien, mit denen dieses Anforderungsprofi l beschrieben wird, wie 
»Interkulturelle Kompetenz« oder »Interkulturelle Qualifi kation«, 
tragen, indem sie nicht klar defi niert sind, zu einer chronischen Un-
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bestimmtheit11 der Aufgaben der interkulturellen Öff nung in der 
Praxis bei, die bis heute anhält.
In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre, als sich die konzeptio-
nellen Überlegungen zur interkulturellen Öff nung noch vorwiegend 
auf die Sozialen Dienste konzentrierten, gab es eine Phase, in der es 
noch als selbstverständlich angesehen wurde, dass die interkulturelle 
Öff nung in diesem Bereich mit der Weiterentwicklung der profes-
sionellen Kompetenz der Mitarbeiter dieser Dienste verbunden sein 
sollte (Hinz-Rommel 2000: 154-160). Allerdings war keinem so rich-
tig klar, wie diese Weiterentwicklung vonstatten gehen sollte. Die für 
Aus-, Fort- und Weiterbildung zuständigen Institutionen verfügten 
selbst nicht über das nötige Wissen, um die Mitarbeiter der sozia-
len Regeldienste bei der Anpassung ihrer Kompetenzen an einen 
interkulturellen Kontext zu unterstützen. Der einzige Ort, in dem 
eine Expertise zu diesem Thema zusammenkam, war die o.g. Aus-
ländersozialberatung, wo bereits Erfahrungen mit der Beratung von 
Migranten bestanden, und entsprechend das damalige Bundesminis-
terium für Arbeit (BMA), das die Ausländersozialberatung fi nanzierte 
und in dem sich auch die Konzeptkompetenz zum Thema konzen-
trierte. Dieses Ministerium legte zu jener Zeit mehrere Modellpro-
jekte auf, die in einem Projektverbund zusammengefasst waren. Sie 
sollten herausarbeiten, wie ein Transfer des Wissens aus den Migra-
tionsdiensten (wie die Ausländersozialberatung inzwischen genannt 
wurde) in die sozialen Regeldienste zu organisieren sein sollte. Leider 
sind die Ergebnisse, die daraus gewonnen wurden, nicht weiterent-
wickelt worden. Die Integrationspolitik wurde unter der rot-grünen 
Koalition umstrukturiert, und die Bemühungen darum, durch einen 
systematischen Kompetenzaufbau der sozialen Regeldienste deren 
Angebote professionell auch an Klienten mit Migrationshintergrund 
zu adressieren, sind beim Wechsel der ministeriellen Zuständigkeit 
für das Thema im Sande verlaufen.
11 | Seit einigen Jahren gibt es allerdings zaghafte Versuche in diese 
Richtung: Curvello/Pelkhofer-Stamm (2003); Evers & Jung (2005); Bundes-
zentrale für politische Bildung/Polizeiliche Kriminalprävention der Länder 




Die Fragestellung, was mit der interkulturellen Öff nung sozialer 
Dienste erreicht werden sollte, hat sich danach allmählich von der 
Praxis wegbewegt, hat die Perspektive der konkreten Arbeitstätigkeit 
verlassen und geriet ins Fahrwasser eines sozialpädagogischen Dis-
kurses, der vor allem an Fachhochschulen für Sozialarbeit gepfl egt 
wird. Diese hatten ja den Auftrag, die künftigen Mitarbeiter aus den 
sozialen Regeldiensten auszubilden, die sich interkulturell öff nen 
sollten. Dieser Diskurs hat hohe moralische Ansprüche hervorge-
bracht, vor allem, wenn es um Migrationsthemen geht, aber wenig 
Sinn für ein interdisziplinäres Vorgehen bei der Suche nach Lösun-
gen für die neuen Anforderungen an die Profession. Vor allem die 
Wissenselemente, die in dem Begriff  Innovationsmanagement zum 
Ausdruck kommen, und für eine fachliche Anpassung von Organisa-
tionen an die Anforderungen der Einwanderungsgesellschaft unab-
dingbar sind, sind bis heute eigentlich so gut wie nicht zur Kenntnis 
genommen worden. 
Unter sozialpädagogischer Obhut wurde die interkulturelle Öff -
nung mit einem Diskurs besetzt, der seine Wurzeln in den sozialen 
Bewegungen der 1970er Jahre hatte und der bezogen auf Einwande-
rer zu einem Amalgam aus einem sozialstaatlichen Gleichstellungs-
diskurs und Multikulturalismus wurde. Einwanderer wurden als Op-
fer gesehen, und man bemühte sich, ihre Herkunftsidentität gegen 
die Einfl üsse der deutschen Umgebung abzuschirmen und vor der 
Erfahrung der Entwurzelung zu schützen. Die Probleme der Ein-
wanderungsgesellschaft wurden in einer Dichotomie von Mehrheit 
und Minderheit gefasst, wobei die Heterogenität einer modernen 
Gesellschaft einfach ignoriert wurde. Man ging davon aus, dass die 
Mehrheitsgesellschaft die Minderheit diskriminiere und nicht über 
ausreichende Sensibilität gegenüber der Fremdheit dieser Minderheit 
verfüge, das sei auch die Ursache für die Zugangsbarrieren, denen 
die Migranten in öff entlichen Institutionen begegneten. Als Lösung 
für diese Problembeschreibung wurden Toleranz und der Erwerb von 
Sensibilität für kulturelle Herkunft propagiert. 
Konkrete Maßnahmen, mit denen die interkulturelle Öff nung hät-
te umgesetzt werden sollen, wurden entsprechend dieser Problemde-
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fi nition auf das Verstehen12 und Sich-Verständigen ausgerichtet. Den 
Schlüssel für dieses Verstehen sollte, allen Überlegungen der Her-
meneutik zum Trotz, die interkulturelle Kompetenz liefern. Die Vor-
stellung war dabei, dass die Mitarbeiter aus Behörden und Diensten 
durch standardisierte Trainings diese Kompetenz erwerben sollten. 
Diese Trainings waren aus den Vorbereitungen bekannt, die Per-
sonen aus der Wirtschaft oder aus Entwicklungsinstitutionen für ihre 
Auslandseinsätze durchlaufen mussten. Die Trainings, die bei diesen 
Vorbereitungen zum Einsatz kamen, wurden schnell übernommen, 
und die Mitarbeiter aus den Diensten, die sich für eine interkulturelle 
Öff nung entschieden hatten, mussten diese Trainings über sich erge-
hen lassen. Davon abgesehen, dass diese Trainings sowie das Konzept 
der interkulturellen Kompetenz inzwischen schon lange selbst in der 
Wirtschaft und in der Entwicklungsarbeit mit ihren theoretischen 
Modellen und in ihrer Wirkung umstritten sind, (Breidenbach/Pál 
Nyírí 2001: 70-75, Hauser 2003: 46-78) stimmten die Prämissen für 
eine Übertragung nicht.13 Die Probleme in der sozialen Umwelt, auf 
die Organisationen reagieren sollen, wurden dabei vorwiegend als 
12 | Wie solche Integrationsprogramme in der Praxis konkret aussehen, 
zeigt ein viel gelobtes Projekt, das in Berlin an mehreren Kindertagesstät-
ten als Modell durchgeführt wurde. Eine der »kultursensiblen« und »antidis-
kriminierenden« Maßnahmen bestand darin, Erzieherinnen nahezubringen, 
nicht mehr darauf zu bestehen, dass Migranten ihre Kinder pünktlich in den 
Kindergarten bringen müssen. Das Argument war, dass, was unter Pünkt-
lichkeit verstanden wird, kulturell sehr unterschiedlich auszulegen sei. Es 
folgte der argumentative Gipfel, dass die meisten Eltern arbeitslos sei-
en und man daher nicht von ihnen verlangen könne, früh aufzustehen. Auf 
solche ideologischen Irrungen ist zurückzuführen, dass jahrelang versäumt 
wurde, die Frage nach der Vermittlung der Sprach- und Sozialkompetenz bei 
der Definition der Aufgaben in den Schulen mit hohem Migrantenanteil in 
den Vordergrund der Integrationsbemühungen zu stellen.
13 | In der Debatte um Interkulturelle Öffnung (IKÖ) wird zwar mit der Be-
grif fsergänzung »reflexive interkulturelle Kompetenz« versucht, der Undif fe-
renzier theit der Debatte entgegenzuwirken. Allerdings wird der Impuls, den 
Hamburger mit diesem Begrif f gesetzt hat, in der Debatte um Interkulturel-
le Öffnung nicht so weiterver folgt, dass dabei die Auseinandersetzung um 
die Sinnhaftigkeit der Begrif fe Kultur und interkulturelle Kompetenz für die 
Praxis in interkulturellen Zusammenhängen zur Kenntnis genommen würde. 
Vgl. Wimmer (2007) in: Hauser (2003: VII-X) und Baecker (2001: 11-32).
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kulturelle Probleme defi niert. Die Trainings, die den Organisationen 
als Lösung für diese Herausforderung angeboten werden, suggerie-
ren dann, dass die Mitarbeiter in diesen Organisationen mit den glei-
chen Phänomenen konfrontiert sind wie Personen, die in ein ihnen 
fremdes Land reisen, wo Menschen mit wechselseitig unbekannten 
Orientierungssystemen kommunizieren müssen. Im Kontakt mit ge-
rade erst eingereisten Einwanderern mag die Situation Ähnlichkeiten 
aufweisen. Aber für die Interaktion mit Einwanderern, die seit Jahren 
in Deutschland leben, oder mit Personen mit Migrationshintergrund, 
die hier geboren und aufgewachsen sind, ist nicht vordergründig die 
unterschiedliche kulturelle Herkunft relevant, sondern Strukturen 
und eine Lebenswelt, die durch Migrationsverläufe, Biografi en und 
Milieus sozial geprägt ist. Weiterbildungen und Trainings, die so vor-
gehen, tendieren nicht nur dazu, bei Mitarbeitern aus Institutionen, 
Behörden und Verwaltungen ethnische Zuweisungen zu verstärken, 
sie lenken auch von relevanten Fragen der Fachlichkeit spezifi scher 
Handlungsfelder im Kontext einer Einwanderungsgesellschaft ab.
Diese interkulturellen Trainings sind jedoch noch die harmlo-
seste Variante. Wahrscheinlich bedingt durch die Tatsache, dass die 
Integrationspolitik sich vorwiegend über politische Abgrenzungsri-
tuale vollzogen hat und sich teilweise immer noch vollzieht, wurde 
interkulturelle Öff nung zunehmend mit Antirassismus- und Anti-
diskriminierungspolitik in einem Atemzug genannt. Exemplarisch 
formulierte das ein Träger, der Organisationen in interkulturellen 
Öff nungsprozessen berät und solche Prozesse auch durchführt: 
»Modelle der interkulturellen Verständigung, die Machtasymme-
trien, Diskriminierungen und Rassismus ausblenden, verkennen den 
sozialpolitischen Kontext einer Einwanderungsgesellschaft.« (LIDIA, 
2004: 5) Die politische Überspanntheit, davon auszugehen, dass man 
es in Behörden prinzipiell mit Rassismus und Diskriminierung zu 
tun habe, schien keinen besonders zu stören. Allerdings wurde da-
durch verhindert, dass Mitarbeiter in den Verwaltungen und freien 
Trägern ihre Fachlichkeit im Kontext der Einwanderungsgesellschaft 
weiterentwickelten. 
Die Ableitung der Legitimation für die interkulturelle Öff nung aus 
dem Gleichheitspostulat, die sich durch die Bearbeitung der Sozialpä-
dagogik ergab – mit Begriff en wie Partizipation, Antidiskriminierung 
und Chancengleichheit – hatte zwar den Vorteil, dass auf der Ebene 
der Politik durch die moralische Konnotation eine Mobilisierung für 
den Ansatz möglich war, fachlich hat er aber in eine Sackgasse ge-
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führt. Aus der Forderung eines gleichberechtigten Zugangs zu sozia-
len Leistungen kann nicht abgeleitet werden, wie Leistungen fachlich 
auszugestalten sind, um die Zielgruppe zu erreichen und mit einem 
angemessenen Angebot zu versorgen.14 Die Ziele, die in diesem dis-
kursiven Feld für die interkulturelle Öff nung postuliert wurden, be-
wegten sich auf einer moralischen Ebene, blieben abstrakt und fan-
den nicht den Weg zurück zu den konkreten Aufgaben öff entlicher 
Institutionen im Kontext der spezifi schen Ausprägung der Einwande-
rungsgesellschaft, wie wir sie in Deutschland und Europa vorfi nden. 
Die konkrete Frage nach der Professionalität in unterschiedlichen 
Aufgabenfeldern wurde in der Debatte um interkulturelle Öff nung 
nicht mehr konkret aufgegriff en, wie das in den »Empfehlungen« 
noch der Fall war. Sie verlor sich im multikulturellen Diskurs und in 
der davon abgeleiteten Praxis, und leider bestimmt dieser Zustand bis 
heute die Praxis der interkulturellen Öff nung. Wie die Erfahrungen 
aus anderen Ländern zeigen,15 sind sie der Integration eher hinder-
lich.
Perspektiven
Wenn man die Entwicklung des Konzepts der interkulturellen Öff -
nung als ein Reformvorhaben von integrationsrelevanten Organisa-
tionen nachzeichnet, kann man sagen, dass der Weg von einer Defi ni-
tion ausgegangen ist, die eine bessere Anpassung an die Realität der 
Einwanderungsgesellschaft avisierte, jedoch zu einer Anpassung an 
eine Idee führte, nämlich die Anerkennung kultureller Herkunft und 
mehr Partizipation unter dieser Prämisse. Ob perspektivisch das The-
ma der fachlichen Anpassung von Institutionen, Verwaltungen und 
Behörden an die Anforderungen der Einwanderungsgesellschaft in 
der Auseinandersetzung um die Gestaltung interkultureller Öff nung 
14 | Zum Verhältnis von Gleichstellungsdiskurs und Integration vgl. Inter-
view mit Muniz Sodré, »Annäherung statt Dif ferenz«, taz, 27. Dezember 
1994.
15 | Einen Vergleich der Folgen des Multikulturalismus-Konzepts in der 
politischen Praxis verschiedener europäischer Länder gibt Koopmans 
(2008). Er verweist vor allem darauf, dass in denjenigen europäischen Län-
dern, in denen das Multikulturalismus-Konzept am konsequentesten in die 
politische Praxis übernommen wurde, die Integrationserfolge am geringsten 
sind. Dazu auch (Baringhorst 1999: 287-308, Hillebrand 2006).
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wieder eine Rolle spielen wird, ist schwer zu sagen. Bis jetzt wird in 
Deutschland die interkulturelle Öff nung zweifelsohne als Anpassung 
an die Ideen des Multikulturalismus praktiziert. Denn auch wenn, 
wie oben erwähnt, der Multikulturalismus inzwischen in der Öff ent-
lichkeit kritisch gesehen wird, hat sich im Laufe der Jahre daraus ein 
großes Netz politischer und sozialpädagogischer Praxis entwickelt, 
dessen Bezeichnung als »Integrationsindustrie« (Ates: 2007) nicht 
von der Hand zu weisen ist.
Die Beteiligten an diesem Netzwerk (Politiknetzwerke) sind die 
Wohlfahrtsverbände, Gewerkschaften, kirchliche Gruppen und un-
zählige freie Träger, sozialpädagogische Hochschulen und Fachhoch-
schulen. 
Die Durchführung von interkultureller Öff nung wird im Allge-
meinen von Angehörigen dieser Netzwerke mit der entsprechenden 
inhaltlichen Ausrichtung durchgeführt.16 Demnach werden die Pro-
bleme großer Teile der Migranten, vor allem in Bildung, Ausbildung 
und auf dem Arbeitsmarkt, nach wie vor auf mangelnde Kompetenz 
im Umgang mit kulturellen Unterschieden und auf Diskriminierung 
in diesen Funktionsbereichen zurückgeführt. Dementsprechend wird 
dann die Lösung der Probleme in der interkulturellen Öff nung durch 
die von den Netzwerkern favorisierten interkulturellen Fort- und 
Weiterbildungen und interkulturellen Sensibilisierungstrainings ge-
sucht. Der Diskurs hat sich über die Jahre in den Arbeitsroutinen der 
Netzwerke niedergeschlagen, und bekanntlich gehören Routinen zu 
dem, was sich am schwersten verändern lässt.
Wenn wir uns diese Konstellation betrachten, müssen wir uns 
natürlich fragen, woher der Impuls kommen könnte, dass interkultu-
relle Öff nungsprozesse nach den Standards von Innovationsmanage-
ment durchgeführt werden. 
Durch die Spielregeln des »kooperativen Staates« wirken diese 
»Politiknetzwerke« in die Richtung, dass die fi nanziellen Mittel, die 
der Staat für Integrationsmaßnahmen bereitstellt, für solche Maß-
nahmen eingesetzt werden, die sich auf die Problemdefi nition dieser 
Netzwerke gründen. 
16 | Als Beispiel seien die »Qualitätskriterien für die interkulturelle For t- 
und Weiterbildung im Rahmen von interkulturellen Öffnungsprozessen« ge-
nannt, die vom »Netzwerk Qualifikation durch Qualifizierung« erstellt wur-
den. www.proqua.de/data/publikationen_datei_1204120182.pdf
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Ein »kooperativer Staat« wie der deutsche (und wie in fast allen 
westlichen Demokratien) zeichnet sich dadurch aus, dass nicht nur 
die gesellschaftlichen Aufgabenerfüllungen delegiert werden, »auch 
die Politikentwicklung, die Vorbereitung von exekutiven und legislati-
ven Entscheidungen und die Ausarbeitung von Maßnahmenprogram-
men fi nden heute zum großen Teil im Zusammenwirken zwischen 
staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren statt« (Mayntz 2004: 69). 
Das heißt, dass die Teilhaber des oben beschriebenen Politiknetz-
werks auch die Partner des Staates sind, wenn es um die Gestaltung 
der Integration in Deutschland geht. Gerade beim Nationalen Integra-
tionsplan und dem Integrationsgipfel ist das der Fall. Hier bestimmt 
dieses Netzwerk die Richtung auf der Ebene der Problemdefi nition, 
der Ziele und der Maßnahmen, auch wenn Institutionen mitgewirkt 
haben, die nicht zu den genannten Politiknetzwerken gehören.
Im Gegensatz zum Thema Einwanderung und Integration sind 
bei der Gestaltung von anderen politischen Themenfeldern wie Ener-
giepolitik, Tarifpolitik, Verkehrspolitik, Gesundheitspolitik starke Ver-
bände und Institutionen mit konkurrierenden Problemdefi nitionen, 
Expertise und Lösungsvorschlägen beteiligt. 
Die relevanten staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen ha-
ben es versäumt, sich mit dem Thema zu beschäftigen, haben die Be-
arbeitung des Handlungsfelds Migration dem multikulturalistischen 
Netzwerk überlassen und keine alternative Problemdefi nition bzw. 
Expertise aufgebaut. Hier rächt sich, dass die deutsche Gesellschaft 
lange verdrängt hat, dass sie ein Einwanderungsland war. 
Man muss dem multikulturalistischen Politiknetzwerk allerdings 
zugute halten, dass es ihm über die Jahre gelungen ist, die Einwan-
derung trotz der Verdrängung seitens der Politik als gesellschaftli-
ches Thema präsent gehalten zu haben. Es ist den Akteuren auch 
gelungen, Ausländerfeindlichkeit zu einem Tabu werden zu lassen, 
und im Bereich der Flüchtlingshilfe haben sich viele engagierte Leute 
verdient gemacht. Sie sind mehrheitlich im links-alternativen politi-
schen Spektrum angesiedelt, und es ist auf ihr Engagement zurück-
zuführen, dass ab 1998 Einwanderung und Integration endlich auf 
die politische Agenda der Bundesregierung gekommen sind. 
Trotz dieser unbestreitbaren Verdienste haben die Politik und der 
Diskurs des Multikulturalismus langfristig gesehen doch sehr pro-
blematische Auswirkungen auf die Integration gehabt, (Koopmans 
2008; Baringhorst 1999: 287-308, Hillebrand 2006) vor allem weil er 
für Einwanderer ein regressives Deutungsangebot für den Umgang 
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mit den Herausforderungen der Einwanderung bereitstellt. Und es 
ist leider zu befürchten, dass der Multikulturalismus just in dem Au-
genblick, in dem er öff entlich an Einfl uss verliert und Bewegung in 
die mediale Auseinandersetzung um Integration gekommen ist, über 
eine konzertierte Aktion von Programmen und Maßnahmen, vor al-
lem zur interkulturellen Öff nung, im Kontext der Selbstverpfl ichtun-
gen im Nationalen Integrationsplan noch über Jahre eine innovative 
Integrationspolitik erschweren wird.
Wenn wir aber in einem so entscheidenden Handlungsbereich 
wie der Integration keine konkurrierenden Problemdefi nitonen, 
Fachkenntnisse und Lösungsvorschläge haben, die, wie in anderen 
Themenfeldern, in den entscheidenden politischen Gremien dafür 
sorgen, dass partikulare, politisch einseitige Interessen nicht do-
minant sind, dann ist »[...] eine Instanz nötig, die wenigstens dem 
Anspruch nach Verantwortung für das Ganze, eine Art Systemver-
antwortung trägt. Auch in einem demokratischen Gemeinwesen ist 
und bleibt diese Verantwortung die grundsätzliche Staatsfunktion.« 
(Mayntz, 2004: 72) 
Dass diese Verantwortung gespürt und im Nationalen Integra-
tionsplan in abstrakten Zielvorstellungen formuliert wird, ist durch-
aus ernst zu nehmen. Ob das nun gerade beim Thema Integration 
und speziell bei der interkulturellen Öff nung als übergeordneter 
Maßnahme ausreicht, die nötigen Steuerungsimpulse an die diversen 
Netzwerke staatlicher und nicht-staatlicher Kooperationen zu geben, 
die wiederum ein elaboriertes Fachwissen auch bei den staatlichen 
Instanzen voraussetzen, ist jedenfalls zur Zeit nicht festzustellen.
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Integration durch Recht?
Probleme rechtlicher Steuerung infolge 
kultureller und sozialer Pluralität
Matthias Kötter
1.  EINLEITUNG: INTEGR ATION DER GESELLSCHAF T 
DURCH RECHT?
Gesellschaftliche Integration ist ein dauerhafter sozialer und politi-
scher Prozess, der alle im Land lebenden Menschen betriff t (Zuwan-
derungskommission (2001: 18, 200f.).1 Die demokratische Gesell-
schaft ist ein fortwährendes Integrationsprojekt. Integration heißt die 
Eingliederung einzelner Elemente in ein größeres Ganzes. Sie erfolgt 
durch die Herstellung struktureller Einheit. Soziale Einheit wird in 
der demokratischen Gesellschaft jedoch nie mehr als ein unerreich-
bares Ziel und eine Fiktion sein, der – wenn überhaupt – ein heuris-
tischer Wert innewohnt. 
Die Integration der Gesellschaft gilt als eine zentrale Funktion des 
Staates. Sie ist Teil seiner Funktion als Garant des inneren Friedens 
und der inneren Ordnung der Gesellschaft (Benz 2001: 96, 98f.).2 
Denn die Beförderung sozialer Einheit soll in erster Linie Konfl ikte 
vermeiden, die infolge von Diff erenz entstehen. Integrationsbedarf 
besteht dabei nicht nur bei der Eingliederung von Zuwanderern. Die 
1 | Zur Vielfalt und Komplexität sozialwissenschaftlicher Integrations-
begrif fe s. Friedrichs/Jagodzinski (1999: 9ff., 11) und den von Imbusch/
Heitmeyer (2008) herausgegebenen Reader.
2 | Zum »Staat« als Integrationsbegrif f s. bereits Rudolf Smend 
(1928/1994: 142ff.); dazu Lhotta (2005).
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Frage stellt sich vielmehr hinsichtlich aller gesellschaftlicher Grup-
pen und insbesondere bei denen, die als »nicht integriert« gelten 
(Heitmeyer 2007: »Schwache Gruppen«). Das betriff t Menschen in 
prekären sozialen Verhältnissen, wie sie die »Unterschichten«-Debat-
te (Nolte 2004) der letzten Jahre prägten. Oftmals zeigten sich da-
bei Überschneidungen zu den Diskussionen über die Zuwanderung 
(Luft 2007: 262f.). Der Arbeitsplatz scheidet heute zunehmend als 
»der wichtigste Ort der Integration« (Laschet 2007: 2) aus. Das be-
triff t aber auch alte Menschen oder Menschen mit Krankheiten oder 
Behinderungen. Und es kann Anhänger bestimmter weltanschauli-
cher oder politischer Richtungen betreff en, soweit sie »außerhalb der 
Gesellschaft« stehen oder gestellt werden.
Doch was heißt »außerhalb der Gesellschaft«, wenn sich diese 
heute keinesfalls als ein homogener sozialer Block sondern vielmehr 
als eine Verkopplung sozialer Milieus oder Lebensstile darstellt? 
Die Lebensziele, Wertvorstellungen, Lebensstile und Alltagsästhet-
iken klaff en zum Teil weit auseinander. Selbst bei denjenigen, die 
als »Menschen mit Migrationshintergrund« die ersten Adressaten 
öff entlich geäußerter Integrationsforderungen sind, zeigt sich eine 
vielfältige Landschaft von Milieus, die sich weniger anhand der Merk-
male ethnischer Herkunft oder sozialer Lage sinnvoll diff erenzieren 
lassen als vielmehr anhand ihrer Wertvorstellungen, Lebensstile und 
ästhetischen Vorlieben (Sinus Institut 2008).3 Womit sie sich in ihrer 
Diff erenziertheit nicht von anderen Teilen der Gesellschaft unter-
scheiden.
»Außerhalb der Gesellschaft« zu stehen kann zum einen bedeu-
ten, dass eine Personengruppe keine Anerkennung bei den anderen 
Gruppen der Gesellschaft fi ndet, die sich aus ihrer Sicht als »Mehr-
heitsgesellschaft« darstellen. Es kann zum anderen bedeuten, dass 
ein Einzelner in keiner der sozialen Gruppen oder Milieus Anerken-
nung fi ndet. Unter Integrationsgesichtspunkten ist außerdem zu be-
rücksichtigen, ob die Exklusion der Gruppe oder eines Einzelnen in 
der Selbstbeschreibung oder aus der Sicht der Mehrheitsgesellschaft 
und damit in der Fremdbeschreibung erfolgt. Hiernach richtet sich, 
3 | Die u.a. im Auftrag der Bundesregierung erstellte Studie über Mi-
granten-Milieus kommt zu der Einschätzung, dass »Faktoren wie ethnische 
Zugehörigkeit, Religion und Zuwanderungsgeschichte … die Alltagskultur 
[beeinflussen], … letzten Endes aber nicht milieuprägend und identitäts-
stif tend [sind]. Der Einfluss religiöser Traditionen wird oft überschätzt.«
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ob Integrationsforderungen eher auf die Teilhabe und die Ermög-
lichung von Anerkennung und Mitwirkung im Sinne von Chancen 
gerichtet sind, oder ob es sich um Anpassungs- und Assimilations-
erwartungen – und damit um Zumutungen – handelt.
In beiderlei Hinsicht kommt dem Recht eine zentrale Funktion 
zu. Denn das Recht ist das zentrale Steuerungsmittel zur Bewältigung 
von Ordnungskonfl ikten in modernen demokratischen Gesellschaf-
ten (dazu sogleich 2.). Recht schaff t durchsetzbare Berechtigungen 
und kann individuelle Eigenarten und Bedürfnisse schützen. Und 
Recht ermöglicht es, die Freiheit des Einzelnen mit der Freiheit aller 
anderen auf der Grundlage einer allgemein geltenden und anerkann-
ten Norm in Einklang zu bringen und soziale Konfl ikte zu ordnen 
(Benz 2001: 99). Dem Recht kommt die ordnende Funktion auch im 
Sachbereich der gesellschaftlichen Integration zu. Die Rechtsordnung 
enthält diesbezüglich explizites Integrationsrecht wie die Regelungen 
der §§ 43-45 des Aufenthaltsgesetzes. Daneben bestehen implizite In-
tegrationsregelungen,4 die auf bestimmte Integrationsanforderun-
gen verweisen, wenn bspw. der Aufenthalt oder die Einbürgerung 
einer Person an das rechtstreue Verhalten und die selbständige Si-
cherung des persönlichen Lebensunterhalts ohne Rückgriff  auf die 
sozialen Sicherungssysteme geknüpft werden, was eine erhebliche 
Integrationsleistung voraussetzt. Insgesamt bildet das Integrations-
recht eine komplexe Regelungsstruktur aus Statusrecht (Aufent-
halts- und Staatsangehörigkeitsrecht), Sozial- und Bildungsrecht und 
Verfahrensrechten aus. Es erstreckt sich über alle Verbands- und 
Rechtsebenen von der kommunalen Satzung bis hin zu europa- und 
völkerrechtlichen Regelungen des Ausländer- und Flüchtlingsrechts. 
Entsprechend komplex sind Entscheidungen der Ausländer- und So-
zialbehörden und der Verwaltungs- und Sozialgerichte.
Eine vertiefte Analyse der Regelungsstruktur zur »Integration 
durch Recht« hätte jenseits des genannten Rechts auch nicht-recht-
liche Akteure und Institutionen einzubeziehen. Das würde den Rah-
men dieses Beitrags sprengen.5 Im Folgenden soll deshalb nur die 
Ausgestaltung des im Aufenthaltsgesetz geregelten »Integrationskur-
ses« und ihr Sanktionsregime vertieft betrachtet werden (dazu 5.). 
4 | Zur Unterscheidung von explizitem und implizitem Integrationsrecht 
s. Tryanowski (2009: 183ff.).
5 | Siehe aber die demnächst erscheinende Berliner Habilitationsschrif t 
von Daniel Thym (2009) zum »Migrationsverwaltungsrecht«.
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In den davor liegenden Abschnitten dieses Beitrags wird viel 
allgemeiner die Frage aufgeworfen, in welchen Situationen und zu 
welchen Zwecken Recht im Sachbereich der gesellschaftlichen Inte-
gration zur Anwendung kommt, und welche strukturellen Voraus-
setzungen bestehen müssen, um Integration durch Recht zu steuern. 
Denn Steuerung durch Recht ist keineswegs voraussetzungslos. Der 
Erfolg rechtlicher Steuerung ist vielmehr am Ehesten dann zu erwar-
ten, wenn das Recht bekannt und akzeptiert ist und eine unbestritte-
ne soziale Norm wiederholt (ausführlich dazu 4.1). Das ist regelmäßig 
aber nicht der Fall. Denn zum einen ist das Recht keineswegs die ein-
zige geltende Normenordnung in der Gesellschaft. Vielmehr bilden 
die verschiedenen Gruppen innerhalb der Gesellschaft ihre eigenen 
Normen und Normordnungen aus. Deshalb wird zunächst der Frage 
nachgegangen, mit welchen Mitteln des Rechts die Integration dieser 
Normordnungen – ihre Berücksichtigung ebenso wie ihre Zurückwei-
sung – zu gewährleisten ist (dazu 3.). Zum anderen setzen die Geltung 
und damit auch die Steuerungsfähigkeit des Rechts die individuelle 
Folgebereitschaft voraus, die selbst wiederum voraussetzungsvoll ist. 
Sie verlangt die Kenntnis von den zu befolgenden Rechtsnormen und 
die Bereitschaft, sich nach ihnen zu richten. Es wird deshalb der Fra-
ge nachgegangen, mit welchen Mitteln sich das Recht zur Gewähr-
leistung von Rechtsbefolgung einsetzen lässt (dazu 4.).
2. STEUERUNG DURCH RECHT
Wenn wir heute im OECD Kontext von Recht sprechen, dann bezie-
hen wir uns auf das Gesamt derjenigen Gesetze und untergesetzli-
chen Normen, die sich auf die Verfassung zurückführen lassen und 
die allgemeine Geltung beanspruchen können. Gesetze bringen die 
innerhalb der Gesellschaft bestehenden widerläufi gen Interessen 
zum Ausgleich. Sie sind das Produkt eines institutionalisierten und 
partizipativen Deliberationsprozesses, konkretisieren und verstetigen 
den politischen Konsens, veröff entlichen ihn und machen ihn voll-
ziehbar. In diesem Sinne hat Dieter Grimm (1969: 502) das Recht 
als »geronnene Politik« bezeichnet. Die auf das Parlament zurück-
gehenden Gesetze besitzen besondere demokratische Legitimation. 
Durch Gesetze wird das Recht für jedermann erkennbar, verlässlich 
und berechenbar. Verfassungsrechtlich verknüpft das Gesetz die An-
forderungen aus dem Demokratie- und aus dem Rechtsstaatsprinzip 
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(Schmidt-Aßmann 1991: 332). Gesetze sind außerdem nahezu belie-
big vermehrbar. Sie stellen die ideale Form dar, um die in der frei-
heitlichen und demokratischen Gesellschaft gebildeten Konsense zu 
speichern.
Aufgrund dieser besonderen Qualitäten ist das Gesetz zum zent-
ralen Handlungs- und Entscheidungsmaßstab der modernen Gesell-
schaft avanciert. Die ihm zugeschriebenen Funktionen lassen sich 
auf die folgenden drei zuspitzen (Schuppert 2000: 461ff .):
1. Die Ordnungsfunktion des Gesetzes als strukturprägende Entschei-
dung mit Legitimtäts- und allgemeinem Geltungsanspruch, die die 
kontrafaktische Stabilisierung von Erwartungen ermöglicht und 
der verfahrensmäßigen Bearbeitung von Konfl ikten dient (Rott-
leutner 1990: 407) und hierfür ein diff erenziertes Handlungs- und 
Entscheidungsinstrumentarium bereitstellt,
2. die Politikfunktion des Gesetzes als Instrument politischer Zielset-
zung zur planmäßigen Gestaltung wirtschafts-, sozial- und gesell-
schaftspolitischer Prozesse und zur Verstetigung gesellschaftlicher 
Konsense 
und – diese beiden Funktionen vereinend – 
3. die Steuerungsfunktion des Gesetzes als rationales und fl exibles Ins-
trument zur strukturellen Steuerung der demokratisch verfassten 
Gesellschaft durch »den Staat« als Steuerungssubjekt.
Steuerung durch Recht ist in erster Linie Struktursteuerung. Indem 
erst durch oder aufgrund von Recht Akteure geschaff en, Verfahren 
strukturiert, Handlungsinstrumente bereitgestellt und Werte opera-
tionalisierbar gemacht werden, lässt sich mit Folke Schuppert (1993: 
96ff .) von einer »Bereitstellungsfunktion des Rechts« sprechen, die 
wiederum Ausdruck der Steuerungsfunktion ist. Die Rechtsordnung 
als Summe aller geltenden Gesetze stellt eine normative Infrastruktur 
bereit, auf deren Grundlage und in deren Rahmen gesellschaftliche 
Ordnung bewirkt und kollektive Güter erbracht werden. Andere auto-
nome Normordnungen haben ihrerseits Bestand, soweit sie sich in 
das allgemeine Ordnungs- und Steuerungsanliegen des Rechts ein-
fügen. Grenzen setzt insofern das Prinzip der »Einheit der Rechts-
ordnung«.6
6 | Zur Einheit bzw. zur Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung vgl.
Kötter/Kühl/Mengesha (2009: 13f.).
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Damit das Recht seiner Erwartungen stabilisierenden Funktion 
gerecht werden kann, muss es selbst sicher sein (von Arnauld 2006: 
79ff .). Rechtssicherheit in diesem Sinne setzt zum einen voraus, dass 
das Recht als das maßgebliche Ordnungs- und Steuerungsmittel gilt 
und als solches anerkannt wird, zum anderen, dass die Durchsetzung 
des Rechts zu erwarten ist und die Rechtsadressaten es auch tatsäch-
lich befolgen (Lüdemann 1998: 116). Der Bürger muss darauf vertrau-
en können, dass auch sein Mitbürger sich rechtskonform verhalten 
oder wenigstens zu rechtskonformem Verhalten gezwungen wird. 
Wird dieses Vertrauen im Einzelfall enttäuscht, so bleibt ihm, die 
Richtigkeit der eigenen Rechtsauff assung gerichtlich überprüfen zu 
lassen. Rechtsbefolgung ist eine Grundvoraussetzung der Steuerung 
durch Recht und der Steuerungsfähigkeit des Rechts. Ohne sie hätte 
das Recht lediglich symbolische Bedeutung.7
Steuerung durch Recht ist allerdings nicht als eindimensionaler 
Kausalverlauf misszuverstehen. Nur sehr vereinfacht kann von dem 
Modell des Gesetzgebers als Steuerungsakteur und dem Gesetz als 
Steuerungsmittel zur Bewirkung sozialer Veränderung ausgegangen 
werden (zu dieser Kritik s. Treiber 2008: 64). Die Rezeption der poli-
tikwissenschaftlichen Steuerungstheorie in der Rechtswissenschaft 
seit dem Ende der achtziger Jahre hat den Blick vielmehr auf typi-
sche Steuerungsverluste gelenkt und zur fortgesetzten Erweiterung 
des Modells beigetragen. In den Blick gerieten insbesondere die Be-
reitstellung von Akteuren und Handlungsinstrumenten durch Recht 
und die damit einhergehende strukturelle Steuerung (Schuppert 
2007: 485ff .). 
Unter dem Dach der Governanceforschung betreibt die Rechts-
wissenschaft nun zunehmend Regelungsstrukturanalyse (Trute/
Kühlers/Pilniok 2008; Schuppert 2008b: 103f.). Sie fragt nach den 
Wirkungsbedingungen der Steuerung durch Recht. Dazu blickt sie 
auf Akteure und institutionelle Strukturen und auf Kontextbedingun-
gen, in die das Handeln eingebunden ist, und bezieht die Dynamik 
sozialer Prozesse und historisch begründeter Pfadabhängigkeiten 
in ihre Erwägungen mit ein (vgl. Kötter 2009a). In dieser Hinsicht 
erscheint das Recht immer zugleich als Bedingung und als Produkt 
7 | Für Länder wie Brasilien oder Nigeria wird immer wieder darauf hinge-
wiesen, dass sie perfekte geschriebene Verfassungen haben, von denen die 
Ver fassungs- und Rechtswirklichkeit jedoch weit entfernt ist und Rechtssi-
cherheit deshalb nicht entsteht.
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gesellschaftlicher Deliberationsprozesse, innerhalb derer die gesell-
schaftlichen Strukturen fortwährend (re-)kontextualisiert werden. 
Die methodische Erweiterung lässt die Rechtswissenschaft über den 
Tellerrand der reinen Rechtsdogmatik blicken und ermöglicht die Be-
rücksichtigung auch nicht-rechtlicher Steuerungsmodi in der rechts-
wissenschaftlichen Analyse. Von der grundsätzlichen Anerkennung 
der verfassungsrechtlich vorgegebenen Steuerungsziele, vom verfas-
sungsrechtlichen Gebot des Vorrangs und des Vorbehalts des Geset-
zes, von der Forderung nach eff ektivem Rechts- und Grundrechts-
schutz und von den Anforderungen demokratischer Legitimation 
rückt die Rechtswissenschaft dabei keinesfalls ab. Die Komplexität 
der Steuerung durch Recht wird vielmehr zusätzlich in die Überle-
gungen mit einbezogen.
3.  INTEGR ATION GRUPPENSPE ZIFISCHER NORMEN IN
DIE RECHTSORDNUNG
Das Recht ordnet individuelle und kollektiv ausgeübte Freiheit im 
Rahmen der Rechtsordnung und ist dabei keineswegs die einzige 
geltende Normordnung. Vielmehr bilden verschiedene Gruppen in-
nerhalb der Gesellschaft ihre eigenen Normen und Normordnungen 
aus. Zu fragen ist deshalb, welche Mittel das Recht zum Umgang mit 
und zur Integration von diesen Normordnungen bereitstellt, um sei-
ne eigene Steuerungsfähigkeit zu bewahren.
3.1  Individualität im Rahmen
(ver)allgemeiner(barer) Verhaltenser wartungen
In der liberalen europäischen Tradition ist das deutsche (Verfas-
sungs-)Recht individuums- und nicht gruppenbezogen. Die Freiheits-
rechte sind in erster Linie Individualrechte. In diesem Sinne gewährt 
Art. 2 Abs. 1 des Grundgesetzes jedermann »das Recht auf die freie 
Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer 
verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das 
Sittengesetz verstößt«. Mit der verfassungsmäßigen Ordnung fi ndet 
das Grundrecht seine Schranke in den allgemeinen, rechtlich sank-
tionierten Verhaltenserwartungen. Grenzen der Handlungsfreiheit 
bilden beispielsweise die Regelungen des Strafrechts zur Vermeidung 
von Rechtsgüterverletzung. Freiheitsbeschränkende Gesetze müssen 
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ihrerseits verfassungsrechtlich gerechtfertigt und d.h. in erster Linie 
mit Blick auf den mit ihnen verfolgten Zweck verhältnismäßig sein. 
Nur ganz ausnahmsweise gewährt das deutsche Verfassungsrecht 
darüber hinaus besonderen Schutz für Personenmehrheiten und die 
von ihnen geprägten Normen. Der Schutz von Ehe und Familie in 
Art. 6 GG ist ein Beispiel hierfür. Auch der Religionsfreiheit in Art. 
4 GG kommt eine solche kollektive Dimension zu. Besondere Grup-
penrechte zum Schutz von nationalen oder ethnischen Minderhei-
ten kennen nur die Landesverfassungen: den Schutz des sorbischen 
Volkes in Art. 25 der Verfassung des Landes Brandenburg und den 
Schutz der dänischen Minderheit und der friesischen Volksgruppe in 
Art. 5 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein.
Dagegen steht der soziologischer Befund: Die Heterogenität der 
Gesellschaft führt zu einer Pluralität von Normordnungen. Fami-
lien, Milieus, ethnische Kolonien oder religiöse Gruppen, Sub- oder 
Gegenkulturen oder technische Expertenzirkel: sie alle bilden ihre 
eigenen, innerhalb der Gruppe geltenden Normen aus, die das Han-
deln der Individuen innerhalb der Gruppe anleiten. Die Entstehung 
solcher Normgemeinschaften ist als kollektive Verwirklichung von 
Autonomie zu verstehen. Sie ist durch die individuellen Berechtigun-
gen der Gruppenmitglieder im Grundgesetz abgesichert und fi ndet 
auch gegenüber der Mehrheitsgesellschaft Anerkennung. Schon seit 
dem 19. Jahrhundert kann die Fragmentierung der Gesellschaft als 
eine sozialwissenschaftliche Prämisse gelten. In den 1970er Jahren 
erkannte man die Individualität solcher Gruppen und beschrieb sie 
als Milieus oder Subkulturen (Sack 1970: 261, 269ff .) und fragte nach 
den Folgen für die Einheit der Gesellschaft und des Rechts.
Autonome Normordnungen bewirken keine Normenkollisionen, 
solange sie den Vorrang des Rechts anerkennen und innerhalb des 
Rechts geeignete Strukturen bestehen, die die Anschlussfähigkeit der 
autonomen Ordnung ermöglichen und die Grenzen der Autonomie 
bestimmen. Innerhalb dieses Rahmens haben die autonomen, nicht-
rechtlichen Normordnungen einen eigenen Geltungsanspruch. Denn 
sie sind Ausdruck der Freiheitsausübung derjenigen, die sich auf sie 
beziehen, und sie entlasten die Rechtsordnung, die nicht alles regeln 
soll und die aus Kapazitätsgründen auch nicht alles regeln kann. Die 
liberale Gesellschaft erhebt nicht den Anspruch, das Leben der Bürger 
lückenlos zu regulieren. Das Recht umfasst allgemein verbindliche 
Wertausdrücke und im Übrigen die Grenzen zulässiger Selbstorga-
nisation. Das erfordert Mechanismen innerhalb der Rechtsordnung, 
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mit der die Pluralität der Normordnungen steuerbar gemacht wird 
und Kollisionen vermieden werden. Berücksichtigung fi nden auto-
nome Normen und Normordnungen nur bis zur Grenze der unver-
handelbaren Normen der Rechtsordnung.
Zur Integration nicht-staatlicher Normen und Normordnungen 
in die Rechtsordnung kommen vor allem drei Mechanismen in Be-
tracht: die Bewahrung von rechtsfreien Autonomieräumen, die An-
erkennung vorrangiger Bindungen und die Ermächtigung zur Selbst-
regulierung.8
3.2  Bewahrung rechtsfreier Autonomieräume und
das Grenzproblem der Parallelgesellschaften
Einzelne Lebensbereiche sind aus Verfassungsgründen von der recht-
lichen Regulierung oder wenigstens von der Durchsetzung des Rechts 
ausgenommen. Anerkannt ist das insbesondere für zwei Bereiche: 
1. Den Bereich des Privaten, der im Grundgesetz u.a. durch das all-
gemeine Persönlichkeitsrecht und das Recht auf Schutz von Ehe 
und Familie geschützt wird, und in dem der Einzelne alleine oder 
in der Sozialität der Familie und auch zusammen mit anderen 
engsten Vertrauten (Kötter 2008: 330f.) nach eigenen Regeln le-
ben darf, soweit diese mit den allgemeinen Rechtsregeln vereinbar 
sind, und
2. den von Art. 4 GG (i. V. M. Art. 140 GG, 137 III WRV) im Rahmen 
des Selbstbestimmungsrechts geschützte Bereich der Selbstver-
waltungsangelegenheiten der Religionsgemeinschaften, in dem 
eine weitgehende Selbst re gu lierungskompetenz besteht, was bis 
hin zu einem eigenen Arbeits- und Schul-»recht« der Religions-
gemeinschaften reicht (vgl. Towfi gh 2006: 26f.).
Selbstregulierung ist demnach nur innerhalb enger sachlicher Zu-
ständigkeitsgrenzen zulässig, und es dürfen keine Regelungen jen-
seits des Autonomiebereichs verletzt werden. So sind auch im Rah-
men der nach außen abgrenzbaren Privatheit die Handlungsgrenzen 
der Strafgesetze zu beachten. Der die Autonomie beanspruchende 
Einzelne bzw. die Gruppe tragen selbst die Verantwortung dafür, dass 
8 | Zum Problem normativer Pluralität und zu verschiedenen Mechanis-
men und Institutionen im Umgang mit ihr siehe Berman (2006: 1196ff.); 
Kötter/Kühl/Mengesha (2009).
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keine Grenzverletzungen auftreten. Das ist unproblematisch, soweit 
gewährleistet ist, dass die Grenzen unter dem Schutz des zugestan-
denen Autonomiebereichs nicht verletzt werden, und innerhalb des 
Autonomiebereichs keine Rechtsverletzungen drohen. Dagegen kön-
nen soziale Exklusion und Selbstregulierung Einzelner oder einer 
Personengruppe aus verschiedenen Gründen zu Problemen für die 
Allgemeinheit werden:
Erstens kann soziale Exklusion aus karitativen Gründen zum 
Problem werden, wenn der Einzelne dadurch unbemerkt die Kom-
petenz verliert, sich selbst zu versorgen, und »durch die Maschen« 
des sozialen Netzes fällt. Soweit es Aufgabe des sozialen Staates ist, 
gesundheitliche Gefährdungen für den Einzelnen zu verhindern und 
die minimalen Voraussetzungen einer autonomen Lebensführung 
bereitzustellen, ist ein solches Abgleiten in die Hilfl osigkeit nicht hin-
nehmbar. Der Kontrollverlust – der Ursache oder jedenfalls Wirkung 
der Exklusion sein kann – erhöht außerdem das Risiko, dass es zu 
sozialschädlichem Verhalten des Betroff enen kommt. Beide Aspekte 
spiegeln sich in der langen Tradition der Armenfürsorge als Hilfs- 
und Disziplinierungsinstrument (von Arnauld 2009: 254, 286ff .).
Zweitens werden soziale Exklusion und der damit verbundene Kon-
trollverlust dann als Quelle der Bedrohung der öff entlichen Sicher-
heit wahrgenommen, wenn der private Freiraum zur Verletzung von 
Rechtsgütern – der Haustyrann in der Abgeschiedenheit der Familie 
(vgl. Frehsee 2003) ebenso wie der Tauschring für Kinderpornogra-
fi e in der Abgeschiedenheit des Internets – oder zur unbeobachteten 
Vorbereitung sonstiger Taten – illustrativ die Gefahr des »Schläfers« 
– ausgenutzt wird. Das gilt im selben Maße für die von außen wahr-
genommene Undurchdringbarkeit religiöser Gemeinschaften, wenn 
deren Radikalisierung vermutet wird. Kann man sich des Anderen 
nicht mehr gewiss sein, dann erscheint der schleichende Verlust des 
Ordnungsvertrauens nicht unplausibel. Prävention erfordert hier die 
weitgehende Zurückdrängung der rechtlich geschützten Freiheit und 
wirft die Frage nach der Grenze zulässiger Kontrolle auf (Kötter 2008: 
199ff ., 328ff .). 
Und drittens hat soziale Exklusion zwangsläufi g gesellschaftliche 
Heterogenität zur Folge – bzw. ist deren Symptom – und widerspricht 
damit der Idee wie auch immer gearteter gesellschaftlicher Einheit. 
Der Wille zu gesellschaftlicher Einheit oder Homogenität des Volkes 
kann sehr viel weiter reichen, als dass nur sozial schädliches Verhal-
ten ausgeschlossen werden soll. Die Einheitsforderungen erstrecken 
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sich über ein weites Spektrum, das von der Forderung nach der ein-
heitlichen Unterwerfung unter das Recht über Leitkulturvorstellun-
gen bis hin zum Ideal völkischer Homogenität reicht (s. dazu 4.1.2).9 
Das Einheitskriterium markiert letztlich die Grenze vertretbarer He-
terogenität. 
Alle drei Tendenzen markieren die Toleranzgrenzen gegenüber 
Autonomiebereichen, in denen einzelne Gruppen innerhalb der Ge-
sellschaft unbeobachtet von dieser handeln und wirken können und 
ihre eigenen Regeln hierfür schaff en.
Ein Grenzproblem dieser Diskussionen wird seit einigen Jahren 
unter dem Begriff  der »Parallelgesellschaften« diskutiert. Er steht für 
die Verfestigung von Gemeinschaften und ihrer Normordnungen in 
der Weise, dass die Rechtsgeltung und -durchsetzung nicht mehr ge-
währleistet ist und fortgesetzte Abweichungen über das vom Recht 
gebilligte oder gar gebotene Maß hinaus erwarten lässt. Es geht also 
wiederum um einen Kontrollverlust. Thomas Mayer (2002: 209) hat 
fünf Indikatoren oder Strukturmerkmale vorgeschlagen, anhand de-
rer sich das Bestehen einer Parallelgesellschaft bestimmen lässt. Kurz 
gefasst müssen zusammenkommen:
1. die ethnisch-kulturelle oder kulturell-religiöse Homogenität der 
Gruppe,
2. die nahezu vollständige lebensweltliche und ökonomische Ab-
schließung,
3. die nahezu komplette Verdoppelung der mehrheitsgesellschaftli-
chen Institutionen, 
4. die formal freiwillige Ausschließung und 
5. die siedlungsräumliche Quartierbildung.10
In zeitlicher Hinsicht wird man außerdem erst dann von einer Paral-
lelgesellschaft sprechen können, wenn ihre sozialisatorische Prägung 
über einen langen Lebenszyklus reicht und ihre Zugehörigkeit über 
Generationen vererbt wird (Walter 2005).
9 | Zum Problem fehlender »horizontaler Legitimität« in ethnisch-pluralen 
Gesellschaften, in denen kein Konsens darüber besteht, wer das Legitimität 
vermittelnde Subjekt ist, ausführlich Schmelzle (2008: 162ff., 173ff.), mit 
Verweis auf Holsti (1996: 87f.).
10 | Zur Herausbildung »ethnischer Kolonien« in der Bundesrepublik s. 
Ceylan (2006).
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Die an die Existenz von Parallelgesellschaften gestellten Anforde-
rungen sind damit so hoch gesteckt, dass in Deutschland wohl nicht 
von solchen auszugehen ist (Halm/Sauer 2006: 19). Dennoch tragen 
die genannten Festlegungen zu mehr Diff erenziertheit in der Integra-
tionsdebatte bei. Denn mit ihnen lässt sich durchaus überprüfen, ob 
es Entwicklungen hin zur Ausbildung einer Parallelgesellschaft gibt. 
Dagegen lässt sich mit ihnen nicht bemessen, zu welchem Grad die 
Mitglieder parallelgesellschaftlicher Strukturen von der sozialen und 
wirtschaftlichen Teilhabe an der Mehrheitsgesellschaft ausgeschlossen 
sind. Im Hinblick auf die Frage nach den gesellschaftlichen Folgen 
von Integrationsdefi ziten ist das unbefriedigend (Halm/Sauer ebd.).
Zu bedenken ist allerdings: Parallelgesellschaften können für ihre 
Mitglieder eine ganz besondere Funktion erfüllen, indem sie ihnen 
den »Wechsel in eine kulturell radikal anders geprägte Ordnung [er-
leichtern]. Sie machen die sonst fällige Isolation erträglicher, tragen 
zu ihrer Überwindung bei. ›Parallelgesellschaften‹ sind ein Refugium, 
Schutzraum, Trostspender. Sie assoziieren den Einzelnen, stellen so 
soziale Beziehungen her, wirken dadurch stabilisierend, im Übri-
gen auch aktivierend« (Walter 2005). Die Parallelgesellschaft kann 
im Einzelfall den sozialen Aufstieg innerhalb der für ihre Mitglieder 
nicht vorbelasteten Gruppe und möglicherweise sogar den Querein-
stieg in die Eliten der Mehrheitsgesellschaft bedeuten. Dennoch ha-
ben die Betroff enen in der Regel einen vergleichsweise schlechteren 
gesellschaftlichen Status (Halm/Sauer 2006: 24). Wenn infolge der 
sozialen Exklusion die Kommunikation mit den anderen gesellschaft-
lichen Gruppen abbricht und die Anschlussfähigkeit verloren geht, 
kann das die genannten negativen Folgen haben. Der Wille zur Inte-
gration dürfte hier regelmäßig innerhalb der Mehrheitsgesellschaft 
entstehen.
3.3 Anerkennung vorrangiger Bindungen 
Ist grundsätzlich von der staatsbürgerlichen Pfl icht zur Rechtsbefol-
gung auszugehen, dann bedeutet das nicht, dass das Recht an jeden 
Bürger dieselben Verhaltenserwartung zu stellen hätte. Über den 
individuellen Grundrechtsschutz bietet sich ein Mechanismus zur 
Berücksichtigung von Sonderbedürfnissen oder vorrangigen Bin-
dungen des Einzelnen. Durch Grundrechte wie die Religionsfreiheit 
in Art. 4 GG kann der Rechtskreis des Einzelnen erweiternde Mo-
difi zierungen erfahren. Denkbar sind individuelle Ausnahmen von 
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allgemeinen Anordnungen: So kann die Religionsfreiheit im Einzel-
fall die Befreiung vom koedukativen Sport- oder Schwimmunterricht 
als Ausnahme von der allgemeinen Schulpfl icht gebieten (BVerwG 
DVBl. 1994: 168 bzw. E 94: 82). Ebenso kann es – wie im Falle eines 
muslimischen Metzgers – eine Ausnahme vom Schächtverbot des 
Tierschutzgesetzes gebieten, wenn »zwingende Vorschriften« der Re-
ligionsgemeinschaft das Schächten vorschreiben (BVerfGE 104: 337; 
BVerwGE 99: 1; 100: 1; 100: 31; 112: 227). Inzwischen ist diese Ausnah-
me in § 4a des Tierschutzgesetzes ausdrücklich geregelt. 
Konfl ikte treten auch im Baurecht immer wieder auf: Im Bau-
planungsrecht kann eine Abwägung rechtswidrig sein, wenn bei der 
Genehmigung des Baus eines Minaretts die religiöse Bedeutung des 
Gebäudes nicht in gebotener Weise berücksichtigt wurde (VGH Mün-
chen VGHE Bay. 49: 182). In vergleichbarer Weise gilt das liturgische 
Läuten der Kirchenglocken als zumutbare sozialadäquate Einwirkung 
im Sinne des Immissionsschutzgesetzes, weil es als jahrhundertealte 
Tradition »die Gemeindemitglieder zu Beginn des Tagwerks zum Ge-
bet aufrufen und damit der Verkündigung der christlichen Botschaft 
als der zentralen Aufgabe der Kirche dienen wie auch ein Zeichen der 
Präsenz der Kirche in der Gesellschaft sein« soll (BVerwGE 68: 62, 
67; NVwZ 1997: 390, 391; NJW 1994: 956; E 90: 163).
Geschützt sind Religionsgemeinschaften und ihre Anhänger 
ebenso wie einzelne Sektierer, soweit ihre Überzeugungen einer 
Plausibilitätskontrolle standhalten. Und auch das Gewissen kann 
eine weitreichende Ausnahme begründen, wie eine Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahr 2005 zeigt (E 127: 302). Das 
Gericht erkannte bei einem Bundeswehrsoldaten eine nicht-religiös 
begründete Ausnahme von der Befehlsgehorsamspfl icht an, weil die 
geforderte Diensthandlung die U. S. Armee in dem von dem Soldaten 
für völkerrechtswidrig gehaltenen Irakkrieg unterstützt hätte und bei 
ihm einen unaufl öslichen Gewissenskonfl ikt bewirkt hatte. 
Kulturelle Eigenheiten fi nden allerdings nicht zwingend eine Er-
widerung im Recht. Die einen sog. Ehrenmord begründenden Motive 
lassen sich danach – selbst wenn sie vor einem spezifi schen kulturel-
len Hintergrund akzeptiert wären – mit Blick auf die Werteordnung 
des Grundgesetzes als niedrige Beweggründe bewerten, was die Be-
strafung wegen Mordes und nicht nur wegen Totschlags zur Folge hat 
(BGH NStZ 2002: 369). Und selbst religiös bedingte Privilegierun-
gen fi nden ihre Grenze mit Blick auf die Bewahrung anderer Verfas-
sungsgüter im Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Beispielsweise im 
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Fall des bayerischen Kabarettisten Hans Söllner, bei dem das Bundes-
verwaltungsgericht (E 112: 314) eine Ausnahme vom Cannabis-Verbot 
aus rituellen Gründen ablehnte, weil das hinter dem Verbot stehende 
Interesse an der Volksgesundheit überwiege. In einer Vielzahl von 
Fällen haben Gerichte festgestellt, dass weder religiöse Gründe noch 
das elterliche Erziehungsrecht aus Art. 6 Abs. 2 GG im Einzelfall – 
jenseits der bereits genannten Befreiung vom Schwimm- und Sport-
unterricht – eine Ausnahme von der auf Art. 7 Abs. 1 GG gestützten 
Schulbesuchspfl icht zur Ermöglichung der Heimbeschulung gebie-
ten.11 Letztlich wurde hier immer angenommen, dass die Bedeutung 
der Schule zur Wissensvermittlung und als Integrationseinrichtung 
das Interesse der Eltern an der selbständigen Beschulung der Kinder 
überwiege.
In seiner Kopftuch-Entscheidung aus dem Jahre 2003 hat das 
Bundesverfassungsgericht darauf hingewiesen, dass die kulturellen 
Konfl ikte vom Gesetzgeber selbst zu lösen sind. Es ging davon aus, 
dass dem grundrechtlich geschützten Interesse der Lehrerin musli-
mischen Glaubens, ihr Kopftuch auch im Schulunterricht zu tragen, 
die besondere Treuepfl icht als Beamtin oder die staatliche Neutrali-
tätspfl icht in der Schule entgegen stehen könne, was allerdings eine 
entsprechende gesetzliche Regelung voraussetze, die die erforderliche 
Abwägung in verfassungsgemäßer Weise treff e (BVerfG 108: 282).12
Im Rahmen der Erwartung rechts- und verfassungstreuen Ver-
haltens fi ndet das jeweilige Selbstverständnis (Morlok 1993) Berück-
sichtigung, soweit die Abweichung von der Allgemeinheit der rechtli-
chen Anordnung normativ geboten und das besondere Bedürfnis im 
Einzelfall plausibel ist. Die Grundrechte stellen insofern ein fl exibles 
Instrument zur Berücksichtigung solcher besonderen, sich aus an-
deren normativen Zusammenhängen ergebenden Verpfl ichtungen 
und zur Vermeidung von Normenkollisionen dar. Die Voraussetzung 
ihrer Anerkennung ist zum einen, dass die Regelung den Betreff en-
den in einen normativen Konfl ikt mit dem staatlichen Recht in sei-
11 | Aus der Vielzahl von Entscheidungen zu dieser Frage stechen fol-
gende heraus: BVerwG NVwZ 1992: 370; OVG Lüneburg (5.3.2003); BVerfG 
(29.4.03, NVwZ 2003: 1113); OVG Bremen (3.2.09).
12 | Das BVerwG (NJW 2002: 3344) ging noch davon aus, dass das 
Grundrecht der Lehrerin während des Schulunterrichts gegenüber der kon-
kurrierenden Glaubensfreiheit der Schüler und ihrer Eltern zurückzutreten 
habe. Siehe ausführlich zum Streit um das Kopftuch: Wiese (2008).
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ner allgemein verbindlichen Auslegung führt, dass sie oder das von 
ihr gebotene Verhalten vom Schutz des Grundrechts umfasst ist und 
dass die Abwägung mit anderen Rechtsgütern nicht deren Vorrangig-
keit gebietet.
3.4 Ermächtigung zur Selbstregulierung
Ein weiterer Mechanismus ist die Ermächtigung zur Selbstregulie-
rung. Anders als bei den Autonomiebereichen grenzen hier nicht 
Grundrechte einen Bereich aus, sondern vielmehr wird ein grund-
sätzlich dem Recht zugänglicher Bereich durch eine rechtliche An-
ordnung der Selbstregulierung zugänglich gemacht. Gleichzeitig 
kann eine über die Selbstorganisation hinausgehende Geltung der 
Normen angeordnet werden. Das betriff t bisher vor allem technische 
Bereiche wie Fragen der Standardisierung. Beispiele sind das DIN 
oder die VDI Richtlinien: Nicht-staatlich gesetzte Normen, die auf 
unterschiedliche Weise Anerkennung innerhalb des Gesetzesrechts 
fi nden. Es fi ndet sich auch in Bereichen der funktionalen Selbstver-
waltung bspw. bei den Wasserverbänden (BVerfGE 107: 59) oder auch 
im Gesundheitswesen.13 Hier werden auf rechtlicher Grundlage Or-
ganisationseinheiten geschaff en, die selbstregulierende Normen set-
zen können, die ihre Angelegenheiten regeln und gleichzeitig Gel-
tung gegenüber Dritten beanspruchen können. 
Im Bereich des Umgangs mit sozialen Gruppen innerhalb der 
Gesellschaft, die sich aufgrund ihrer gruppenspezifi schen Homo-
genität von anderen Gruppen unterscheiden lassen und Normge-
meinschaften bilden, fi ndet dieser Mechanismus – bisher – nur in 
sehr beschränktem Maße Anwendung, beispielsweise bei der Selbst-
organisation von Schulen auch jenseits der durch die Religionsfrei-
heit gebotenen Organisationsfreiheit. Das Grundgesetz gewährleistet 
gem. Art. 7 IV das Recht zur Errichtung von privaten Ersatzschulen 
und unterstellt sie dem staatlichen Genehmigungsvorbehalt und der 
Regelungskompetenz der Länder. Inwieweit die Organisation der 
Einrichtung und auch die Entwicklung von Lehrplänen in die Selbst-
regulierungskompetenz des jeweiligen Trägers übertragen ist, hängt 
von seiner »Anerkanntheit« ab. Nach diesem Kriterium bemisst das 
13 | Vgl. die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSGE 96: 261) zur 
allgemeinen Geltung von Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschus-
ses nach § 91, 92 SGB V. 
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Landesrecht bspw., in welchem Rahmen eine Einrichtung staatliche 
Förderung erhält und ob sie allgemeingültige Abschlüsse vergeben 
darf. Das Kriterium baut eine hohe wirtschaftliche Hürde auf, inso-
weit nicht-anerkannte Initiativen gezwungen sind, den Betrieb bis zu 
ihrer Anerkennung über mehrere Jahre vollständig aus eigenen Mit-
teln zu fi nanzieren. Eine Lockerung würde in viel größerem Maße als 
bisher Initiativen für nicht-staatliche Schulen und auch für Formen 
des Homeschooling ermöglichen. Die staatliche Aufsicht im Rahmen 
des verfassungsrechtlichen Erziehungsauftrags (Art. 7 Abs. 1 GG) lie-
ße sich wie schon bisher auf die Vorgabe inhaltlicher Essentialia und 
auf die regelmäßige Kontrolle von Durchführung und Erfolg eines 
Heimunterrichts zur Erreichung des Ziels der Wissensvermittlung 
zurücknehmen (s. dazu BVerfG, Kammerbeschluss v. 29.04.2003). 
Zu bedenken ist freilich die zu erwartende Zersplitterung und Spe-
zialisierung des Schulsystems und ihre Folgen für die Funktion der 
Schule als gesellschaftliches Integrationssystem (siehe dazu 4.3).
4. INTEGR ATION DES EINZELNEN
Wie bereits ausgeführt ist von der grundsätzlichen Pfl icht jedes 
Bürgers zur Rechtsbefolgung auszugehen. Zum einen aus Gründen 
der Rechtssicherheit, denn nur die allgemeine Befolgung des Rechts 
oder wenigstens seine Durchsetzung und das Vertrauen hierauf 
lassen die Verwirklichung des Rechts auch erwarten und machen es 
sicher. Zum anderen aus Gründen der Freiheitsverwirklichung, denn 
nur rechtskonformes Verhalten ermöglicht es dem Einzelnen, seine 
ihm zustehende rechtliche Freiheit auch zu verwirklichen. Hier ist 
danach zu fragen, auf welche individuellen Voraussetzungen Norm-
befolgung beruht und welche Möglichkeiten das Recht kennt, um 
diese herzustellen bspw. in Rechtsunterricht oder in entsprechenden 
Erziehungsmaßnahmen. Es ist letztlich die Frage danach, inwieweit 
das Recht seine eigene Befolgung gewährleisten kann.
4.1  Befähigung zur Rechtsbefolgung als
Ziel sozialer Integration
Stellt die Befolgung des Rechts eine zentrale Voraussetzung des 
Funktionierens liberaler Gesellschaften dar und handelt es sich bei 
ihr um die oberste Verhaltenserwartung, die die Gesellschaft an den 
INTEGRATION DURCH RECHT? 139
Einzelnen stellt, folgt hieraus bereits das Ziel aller Integrationsan-
strengungen: Es muss darin bestehen, den Einzelnen in die Lage zu 
versetzen, sich jederzeit rechtskonform zu verhalten und das auch zu 
wollen. Die Frage nach den Erwartungen, die gegenüber zu integrie-
renden Personen berechtigt sind, lässt sich mit einem Blick auf die 
Erwartung beantworten, die die liberale Gesellschaft ganz allgemein 
an ihre – als »integriert« geltenden – Bürger stellt: Sie erschöpft sich 
in der Forderung nach der Anerkennung der Verfassung und der Be-
folgung des Rechts, die zur obersten Bürgerpfl icht wird.
Nach der Rechtsprechung gilt die Pfl icht zur Rechtsbefolgung 
ausnahmslos. Nicht einmal in Fällen von weitreichender allgemei-
ner Bedeutung sei deshalb ein Recht auf »zivilen Ungehorsam« an-
zuerkennen, wie das Bundesverfassungsgericht 1986 zur Frage der 
Zulässigkeit von Sitzblockaden entschied (E 73: 250). Eine Sitzblo-
ckade sei deshalb Rechtsbruch, der die innerstaatliche Friedenspfl icht 
verletze, gegen das Prinzip der Gleichheit aller vor dem Gesetz ver-
stoße und sich über das Mehrheitsprinzip hinweg setze, das für ein 
demokratisch verfasstes Gemeinwesen konstituierend sei. In seiner 
Entscheidung zur Anerkennung der Zeugen Jehovas als Körperschaft 
des öff entlichen Rechts aus dem Jahr 2000 (BVerfGE 102: 370, 390ff .) 
erklärte das Gericht dann, Voraussetzung der Anerkennung einer Re-
ligionsgemeinschaft als Körperschaft sei ihre Rechtstreue im Sinne 
der Gewähr dafür, das geltende Recht zu beachten und die funda-
mentalen Verfassungsprinzipien nicht zu gefährden. Eine »über die 
Pfl icht zur Rechtstreue hinausgehende Loyalität zum Staat« zu ver-
langen, sei zum Schutz der verfassungsrechtlichen Grundwerte da-
gegen nicht notwendig und mit dem Grundgesetz nicht vereinbar. In 
einer Entscheidung über die Rechtmäßigkeit einer Aufl age zu einer 
Neonazi-Versammlung aus dem Jahre 1997 wiederholte das Bundes-
verfassungsgericht die Forderung (NVwZ 2008: 671): Das Grundge-
setz baue die Erwartung auf, dass die Bürger die allgemeinen Werte 
der Verfassung akzeptieren und verwirklichen, es erzwinge die Wer-
teloyalität aber nicht. 
Damit der Einzelne seiner Pfl icht zur Rechtsbefolgung nachkom-
men kann, muss er es kennen und den entsprechenden Rechtsbefol-
gungswillen haben. Schon wegen der Fülle an Rechtsnormen wird 
der Einzelne das Recht jedoch niemals vollständig positiv kennen 
oder auch nur überblicken. Deshalb ist zunächst und mit größter Si-
cherheit von der Befolgung derjenigen Rechtssätze auszugehen, die 
der Mensch im Laufe eines Sozialisationsprozesses verinnerlicht hat 
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und die er dann ohne einen zusätzlichen Willensbeschluss in seinem 
Verhalten verwirklicht. Ein solcher Prozess normativer Sozialisation 
führt zu einer Normalität der verinnerlichten Normen und bedingt 
Normakzeptanz. Entspricht das Recht den so verinnerlichten und 
akzeptierten sozialen Normen, dann ist von Rechtsakzeptanz qua 
Verinnerlichung auszugehen (Kötter 2003: 37 m. w. N.). Sie ist die 
ideale Bedingung für Rechtsbefolgung. Die empirische Rechtssozio-
logie geht heute davon aus, dass die Wirksamkeit des Rechts dann am 
höchsten ist, wenn es Ausdruck der ohnehin bestehenden sozialen 
Praxis ist und von den Normadressaten anerkannt wird (Blankenburg 
1977: 31; Kötter 2003: 36f. m. w. N.). Nur soweit seine Normen als 
legitim und individuell und sozial verbindlich angesehen werden, ist 
die Akzeptanz des geltenden Rechts zu erwarten. Schwieriger gestal-
tet sich dagegen der instrumentelle Einsatz von Recht, bei dem das 
Recht also nicht darauf beschränkt ist, eine eingeübte soziale Praxis 
zu stützen, sondern wenn einer solchen rechtliche Grenzen gesetzt 
werden, um eine Praxisänderung herbeizuführen (Breunung 1998: 
161). 
Fehlt es an der Übereinstimmung von sozialer und rechtlicher 
Norm und an der Akzeptanz der Normen, dann kann das Recht zwar 
auch »rein äußerlich« befolgt werden, zum Beispiel um eine an die 
Abweichung geknüpfte negative Sanktion zu vermeiden. Rechtsbefol-
gung ist dann das Ergebnis einer rationalen Entscheidung. Das setzt 
nun aber die positive Kenntnis von der Norm voraus. Denn Personen, 
die den Inhalt der sie betreff enden Normen gar nicht kennen, können 
das Recht – wenn überhaupt – nur zufällig befolgen. Und das Recht 
selbst nimmt Rücksicht auf diesen Umstand, wenn dem Einzelnen 
nach der Regelung über den sog. Verbotsirrtum in § 17 des Strafge-
setzbuchs kein Vorwurf wegen der Begehung einer Straftat gemacht 
wird, soweit ihm die Einsicht, Unrecht zu tun, fehlt bspw. weil er eine 
Norm nicht kannte und er seine Unkenntnis auch nicht vermeiden 
konnte. Das verweist wiederum auf die mit Blick auf die Rechtssi-
cherheit zu erhebende Forderung, wonach der Inhalt des Rechts all-
gemein bekannt oder jedenfalls erkennbar sein muss.
Ist die Verwirklichung der Verfassungs- und Rechtsordnung dem-
nach das Integrationsziel und dient das Recht als Steuerungsinstru-
ment, dann erscheint das zunächst paradox. Denn der Staat hat mit 
den Mitteln des Rechts den Bürgern ein Leben ohne Konfl ikte mit 
der Rechtsordnung zu ermöglichen und d.h. die Voraussetzungen für 
rechtstreues Verhalten zu schaff en. Das erschwert zumindest die In-
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tegration allein durch gesetzliche Handlungsge- und -verbote. Denn 
es ist immer wieder nachgewiesen worden, dass Menschen, die aus 
unterschiedlichen kulturellen Kontexten stammen, andere soziale 
Normen und Werte verinnerlicht haben. Der kulturelle Kontext prägt 
das Verständnis des Individuums von sich selbst und in Bezug auf die 
Allgemeinheit. Ausdruck kulturspezifi scher Identitätsvorstellungen 
sollen insbesondere die Menschenbilder im Recht, das Verständnis 
von Öff entlichkeit und Privatheit und andere politische Grundkate-
gorien – wie Staat, Bürger, Demokratie, Rechtsstaat, Freiheit – sein. 
Kulturell konnotiert ist auch das Verhältnis zu den Institutionen des 
Gemeinwesens, z.B. das Vertrauen in die Polizei oder in die Gerich-
te. Empirische Arbeiten haben große Ähnlichkeiten bei Menschen 
mit gemeinsamen kulturellen und insbesondere religiösen Traditio-
nen gezeigt (vgl. Wehr 2000 und Kötter 2003: 39ff . m.w.N.). Diese 
»Kulturalität« normativer Sozialisation kann dazu führen, dass Zu-
wanderer – trotz des grundsätzlichen Willens zur Rechtsbefolgung 
– zu Normabweichern werden, weil die von ihnen verinnerlichten 
Normen vom in der Bundesrepublik geltenden Recht abweichen. 
Integration zur Rechtsbefolgung muss sich zum Ziel setzen, die-
sen Personen die Kompetenz zu vermitteln, das in Deutschland gel-
tende Recht zu erkennen und befolgen zu wollen, ohne jede einzelne 
gesetzliche Regelung positiv kennen zu können. Keinesfalls ausrei-
chend ist es, die Integration von Zuwanderern alleine über das Straf-
recht und das Ausländer- und Staatsangehörigkeitsrecht zu steuern, 
den Zuwanderer also zur Rechtstreue zu verpfl ichten, ohne ihm die 
entsprechende Kompetenz zur Befolgung der Normen zu vermitteln 
und im Falle der Nichtbefolgung mit Repression und ggf. mit der 
Abschiebung auf seine scheinbare Integrationsunfähigkeit oder -un-
willigkeit zu reagieren. Hatte der Einzelne nicht die Möglichkeit, die 
geltenden sozialen Normen bereits früher zu verinnerlichen, dann ist 
es vielmehr erforderlich, ihm zukünftige Rechtsbefolgung durch die 
Vermittlung der entsprechenden Kompetenz im Rahmen eines Pro-
zesses normativer (Ersatz-)Sozialisation zu ermöglichen. Dem Recht 
fällt dabei wiederum die Funktion der Prozesssteuerung zu.
4.2 Rechtskultur statt Leitkultur
Die Homogenität der liberalen Gesellschaft erschöpft sich in einem 
Konsens über Grundwerte, die heute weitgehend im Recht und ins-
besondere in der Verfassung kanonisiert sind. Diese »Rechtskultur« 
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(Mohr 2008) setzt die Anerkennung des Rechts als vorgeordnetes so-
ziales Strukturierungs- und Entscheidungsmedium voraus, das auch 
die Regeln für den Umgang mit Normenkollisionen enthält. Das 
Recht ist immer eingebettet in die anderen Kulturen der Gesellschaft: 
die Moral, die politische Kultur, Religionen, Institutionen und sons-
tige historisch gewachsene Pfadabhängigkeiten. Das Recht ist kultur-
geprägt und seinerseits kulturprägend (Mohr ebd.). In diesem Sinne 
verweist die Rechtskultur auf die politische Kultur und den Werte-
konsens einer Gesellschaft und bietet ihrerseits einen normativen 
Rahmen für diese (vgl. Schuppert 2008a: 733ff .).
Forderungen nach einer über die Orientierung an den rechtlichen 
Normen der Gemeinschaft hinausgehende Homogenität der Gesell-
schaft zielen dagegen ins Leere (ausführlich Lübbe-Wolff  2007: 126). 
Weder »substanzielle Gleichheit« im Sinne Carl Schmitts (1928: 226) 
noch Werteordnungsmodelle wie die Leitkultur (ausführlich Kötter 
2003: 48f.) werden dem Ordnungszweck liberaler Gesellschaften 
gerecht. Allein die Befolgung des Rechts und die Anerkennung der 
Verfassung muss das Ziel kultureller Integration in einer heteroge-
nen und off enen Gesellschaft sein. Über die Summe der im Recht 
erwiderten Werte reicht die Leitkultur nicht hinaus. Der Begriff  ist 
deshalb überfl üssig und auch schädlich, soweit er doch noch einen 
überschießenden kulturellen Bias transportiert, der keine Konsen-
tierung und Verrechtlichung erfahren hat. 
Dem Einwand, dass das Recht kein ausreichendes Identifi kations-
potenzial biete, ist freilich nur schwer zu begegnen. Dieser Umstand 
bleibt der Rationalität moderner Gesellschaften geschuldet. Ein Mehr 
an Einheit ist allerhöchstens in der emotionalisierten Variante eines 
»Verfassungspatriotismus« (Sternberger 1979/1990) denkbar. Für 
Jürgen Habermas (1987) besteht die Gemeinsamkeit bei diesem Kon-
zept darin, dass »die Identifi kationen mit eigenen Lebensformen und 
Überlieferungen überlagert [werden] von einem abstrakter geworde-
nen Patriotismus, der sich nicht mehr auf das konkrete Ganze einer 
Nation, sondern auf abstrakte Verfahren und Prinzipien bezieht«, 
die »auf die Bedingungen des Zusammenlebens und der Kommu-
nikation zwischen verschiedenen, gleichberechtigt ko-existierenden 
Lebensformen – im Innern wie nach außen« – zielen (Habermas 
1987: 161, 172). Ein solcher Patriotismus kann aber überhaupt nur von 
alleine entstehen, fordern lässt er sich nicht, sein Mehrwert ist über-
dies fraglich.
INTEGRATION DURCH RECHT? 143
4.3 Normative Sozialisation
Normative Sozialisation ist der soziale Prozess, innerhalb dessen der 
Einzelne die in der Gemeinschaft geltenden Regeln erlernt und sie 
verinnerlicht. Die Motivation rührt aus dem Erfolg sozialen Verhal-
tens her (Grundmann 2006: 160f., 180, 184ff .). Die allgemeinste Form 
normativer Sozialisierung erfolgt in der Familie, wo die gesellschaft-
lichen Normen von Anfang an eingeübt werden. Ebenso in öff entli-
chen Einrichtungen wie der Schule oder bereits in Kindergärten, wo 
gemeinsame Erlebnis- und Verständniswelten für die Schüler unter 
staatlicher Aufsicht bestehen und wo in der Folge soziale Normen 
eingeübt werden können (Wißmann 2003: 296, 300ff .). Die öff ent-
lichen Schulen dienen in besonderem Maße als Integrationssysteme 
der Gesellschaft, soweit sie eine soziale Mischung ermöglichen und 
einen gemeinsamen Horizont an kulturellem Wissen eröff nen. Die 
Aufl ösung von Schulsprengeln und die damit einhergehende Ent-
wicklung zu sozial homogeneren Schülerschaften dürften deshalb 
jedenfalls unter Integrationsgesichtspunkten kontraproduktives ge-
sellschaftliches Handeln sein.
Wenn sich die Kompetenz zur Rechtsbefolgung als das Produkt 
eines Prozesses normativer Sozialisation darstellt, dann erfordert 
auch Integration einen solchen Prozess. Das Zuwanderungsgesetz 
greift diese Erkenntnis auf, indem es mit der Anordnung eines In-
tegrationskurses auf einen solchen außerhalb des Rechts liegenden 
Prozess verweist. Das Gesetz verfolgt u.a. das Ziel, die »Integration 
von rechtmäßig auf Dauer im Bundesgebiet lebenden Ausländern in 
das wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben der Bun-
desrepublik Deutschland« zu fördern. Mit dem in § 43 des Aufent-
haltsgesetzes vorgesehenen »Integrationskurs« sollen Ausländer an 
»die Sprache, die Rechtsordnung, die Kultur und die Geschichte in 
Deutschland« herangeführt werden. Dadurch sollen sie »mit den Le-
bensverhältnissen in Deutschland so weit vertraut werden, dass sie 
ohne Hilfe oder Vermittlung Dritter in allen Angelegenheiten des täg-
lichen Lebens alleine handeln können«. 
Ausdrücklich nennt das Gesetz die freiheitsermöglichende Ziel-
richtung der Maßnahme. Der Zuwanderer soll in die Lage versetzt 
werden, seine rechtlich garantierte Freiheit zu realisieren. Die im 
Rahmen des Integrationskurses zu vermittelnden Elemente »Spra-
che, Rechtsordnung, Kultur und Geschichte« sind Teil des entspre-
chenden Sozialisierungsprozesses, mit deren Hilfe dem Zuwanderer 
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die Anerkennung der deutschen Rechtsordnung ermöglicht werden 
soll. Sprach- und Rechtskenntnisse sind entscheidende Bedingungen 
für die Artikulationsfähigkeit im Rechtsstaat, für die Partizipation an 
der Gesellschaft und für die Realisierung eigener Rechte. Die Ver-
mittlung von kulturellem Allgemeinwissen ermöglicht es dem Zu-
wanderer außerdem, soziale Praktiken zu begreifen und so die hinter 
diesen stehenden Normen zu erkennen. Im Fall der Spätaussiedler 
gab es derartige Eingliederungsmaßnahmen schon früher; sie wur-
den in Sprache, Recht und Kultur der Bundesrepublik unterwiesen. 
Für andere Zuwanderergruppen fehlten solche Anstrengungen da-
gegen bisher. 
Das Aufenthaltsgesetz geht im Grundsatz von der Berechti-
gung des Einzelnen zur Teilnahme an einem Integrationskurs aus. 
Unter bestimmten Umständen kann die Berechtigung allerdings 
in eine Verpfl ichtung umschlagen, mit der ganz erheblich negative 
Folgen verbunden sind (siehe dazu 4.4). Eine strukturelle Ähnlich-
keit besteht zur allgemeinen Schulpfl icht, soweit auch mit dieser 
Integrationszwecke verfolgt werden (Wißmann 2008: 153). Ebenfalls 
vergleichbar ist die in der Verpfl ichtung zur Teilnahme am Integra-
tionskurs liegende Zumutung. Indem die kulturelle Integration den 
Zuwanderer einem staatlichen Erziehungsprogramm unterwirft, um 
sein normatives Sozialisationsdefi zit auszugleichen und ihm die zur 
legalen Lebensführung notwendigen Kompetenzen zu verschaff en, 
wirkt sie ganz erheblich auf seine Identität ein. Letztlich ist der Zu-
wanderer gezwungen, charakteristische Elemente seiner Herkunfts-
identität aufzugeben und sich dem Recht der Aufnahmegesellschaft 
zu unterwerfen. In diesem Sinne ist von der Assimilierung des Zu-
wanderers gesprochen worden, die ihn befähigen soll, gleich den an-
deren Bürger das Recht zu befolgen.14 Nur vordergründig steht hinter 
diesen Maßnahmen das Interesse des Betroff enen. Vielmehr geht es 
um ein allgemeines Anliegen: Die Reduzierung des Risikos, das von 
jedem Einzelnen in der freiheitlichen Gesellschaft immer ausgeht. Je 
besser integriert der Einzelne ist und je besser die auf ihn ausgeübte 
soziale Kontrolle der Gesellschaft funktioniert, desto weniger Rele-
vanz entfaltet er für den Staat und seine Behörden.
In dieser Hinsicht unterscheidet sich der Integrationskurs struk-
turell nicht von der Resozialisierung von Straftätern im Strafvollzug. 
14 | Zur Frage, ob Integration jemals etwas anderes als Assimilation be-
deuten kann vgl. Esser (2004).
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Das Problem der Devianz des Straftäters ist die Normabweichung, 
die Folge der Sozialisation des Delinquenten und Ausdruck fehlender 
Normakzeptanz ist; ob aus Prägung in der individuellen (Sub-)Kul-
tur, oder aus Rebellion gegen ein repressives Normsystem. Mit der 
Resozialisierung hat sich in den sechziger Jahren die legale Lebens-
führung als Ziel des Strafvollzugs durchgesetzt und das moralische 
Besserungsanliegen verdrängt. In § 2 des Strafvollzugsgesetzes heißt 
es jetzt: »Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Gefangene fähig werden, 
künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen. 
Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch dem Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten.« Die Wendung »in sozialer Verantwortung« 
bezeichnet die Haltung, in der eine straff reie Lebensführung am 
ehesten zu erwarten ist. Nicht aus Angst vor Strafe oder aufgrund von 
Dressur soll das Leben »ohne Straftaten« geführt werden, sondern in 
der richtigen Erkenntnis, dass die Rechtsordnung dem gedeihlichen 
Zusammenleben in der staatlichen Gemeinschaft dient.
Der Fürsorge-Aspekt der Resozialisierung, der sich in § 2 des 
Strafvollzugsgesetzes ausdrückt, lenkt allerdings von ihrem Norm-
zweck ab. Zwar verbietet die Menschenwürdegarantie in Art. 1 Abs. 1 
GG einen lebenslangen Strafvollzug ohne Läuterungschance (BVerfG 
45: 187). Doch gerade weil der Strafgefangene die Möglichkeit haben 
muss, wieder ein Leben in Freiheit – und d.h. jenseits staatlicher Kon-
trolle – zu führen, steht hinter der Resozialisierung wie hinter der 
Integration das Interesse der Gesellschaft an der Rechtsbefolgung 
durch jedermann: im Falle des Straftäters zum Schutz der Allgemein-
heit vor einer Wiederholungstat und im Fall der Zuwanderer außer-
dem zur Wahrung sozialer und ökonomischer Interessen.
Nur schwerwiegende Gemeinwohlinteressen vermögen die auf-
gezeigten Sozialisierungszwänge überhaupt zu rechtfertigen, nicht 
das paternalistische Besserungsanliegen oder kulturelle Homogeni-
tätswünsche. Normative Sozialisierung vermeidet das gewalttätige 
Moment des Rechts nicht, sondern sie verlagert es lediglich nach vor-
ne. Winfried Hassemer (1982: 163) hat darauf hingewiesen, dass ein 
auf Resozialisierung angelegter Strafvollzug insgesamt intensiver auf 
den Verurteilten zugreift als ein reiner Verwahrvollzug, weil er sich 
nicht nur der Zeit, sondern auch der Person, der Lebensgeschichte 
und der Motive des Verurteilten bemächtigt. Die verfassungsrecht-
liche Schranke des Erziehungsgewahrsams hat das Bundesverfas-
sungsgericht festgelegt: Die zwangsweise Anstaltsunterbringung 
ausschließlich zum Zwecke der Besserung des Betroff enen und nicht 
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aus Gründen des Schutzes des Betroff enen oder der Allgemeinheit 
wäre danach verfassungswidrig. Besserung kann also immer nur 
aus Anlass einer Unterbringung erfolgen und nicht ihr Zweck sein 
(BVerfGE 22: 180, 219.). 
Die Übertragung des Gedankens auf die Integration zeigt wiede-
rum deren Grenzen auf: Soweit Integration der Befähigung des Ein-
zelnen zu rechtskonformem Verhalten und damit der Steuerungsfä-
higkeit des Rechts und damit der Verwirklichung von Rechtszwecken 
dient und eine Maßnahme zur Erreichung dieser Zwecke geeignet, 
erforderlich und angemessen ist, dann ist die mit ihr verbundene Ge-
walt gerechtfertigt. Trotz der intensiven Einwirkung auf die Identität 
des Einwanderers erscheint der von der Integrationsmaßnahme aus-
gehende Eingriff  dann ohne Alternative. Das ist mit Blick auf den Er-
halt der öff entlichen Sicherheit denkbar. Sehr viel schwieriger dürfte 
es sein, die Einwirkung auf die Persönlichkeit des Einzelnen im Hin-
blick auf die Einsparung von Kosten im Bereich sozialer Leistungen 
zu begründen. Denn jemanden gegen seinen Willen zu integrieren, 
um ihm das Leben in Deutschland zu erleichtern, dürfte zwar re-
gelmäßig gut gemeinter aber dennoch unzulässiger Paternalismus 
sein. Noch weiter gehende Assimilationsanforderungen fi nden keine 
Rechtfertigung in der Verfassung und widersprechen damit selbst 
dem Recht. 
4.4 Integrationsrecht
Zum Integrationsrecht im engeren Sinne lassen sich all die Regelun-
gen zählen, die explizit die Integration des Betreff enden zum Rege-
lungszweck haben. Sein Ausgangspunkt ist § 43 Abs. 1 AufenthaltsG. 
Danach soll die »Integration von rechtmäßig auf Dauer im Bundes-
gebiet lebenden Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle und ge-
sellschaftliche Leben in der Bundesrepublik Deutschland … gefördert 
und gefordert« werden. Die hierum gebildete Regelungsstruktur, in 
deren Zentrum die bereits erörterten Regelungen über den Integra-
tionskurs stehen, reicht in vielfältiger Weise über das Aufenthaltsge-
setz hinaus und umfasst weitere Regelungen des Sozialrechts und 
des Staatsangehörigkeitsrechts. Darüber hinaus sind im Rahmen des 
bundesweiten Integrationsprogramms (§ 45 AufenthG) weitere Inte-
grationsangebote von Bund, Ländern und Kommunen zu berücksich-
tigen. Die von der Zuwanderungskommission (2001: 264f.) geforder-
te Abstimmung von Bundes- und Landesgesetzes als Grundlage einer 
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geschlossenen, gesamtstaatlichen Integrationspolitik und die Schaf-
fung leistungsfähiger und klar strukturierter Behördenstrukturen ist 
bisher schwer zu erkennen. 
Der inhaltliche Schwerpunkt des Integrationskurses, durch den 
die Zuwanderer »mit den Lebensverhältnissen im Bundesgebiet so 
weit vertraut werden [sollen], dass sie ohne die Hilfe oder Vermittlung 
Dritter in allen Angelegenheiten des täglichen Lebens selbständig 
handeln können« (§ 43 II AufenthG), liegt bei der Sprachvermittlung. 
Ihr sind derzeit 600 von 630 Unterrichtsstunden gewidmet, die die 
Erlangung ausreichender Sprachkenntnisse ermöglichen sollen (§ 43 
III 1 AufenthG). Gem. § 3 II der Integrationsverordnung heißt das, 
dass sich ein Kursteilnehmer im täglichen Leben in seiner Umge-
bung selbständig sprachlich zurechtfi nden und entsprechend seinem 
Alter und Bildungsstand ein Gespräch führen und sich schriftlich 
ausdrücken kann. 
Die Sprachförderung ist auch die zentrale Maßnahme jenseits 
der Integrationskurse. Das Staatsangehörigkeitsgesetz verlangt bspw. 
gem. § 9 I von den einzubürgernden Ehegatten und Kindern deut-
scher Staatsangehöriger, dass sie über ausreichende Sprachkennt-
nisse verfügen. Bei erfolgreicher Teilnahme am Integrationskurs ver-
kürzt sich die Frist bei der Einbürgerung von acht auf sieben Jahre 
(§ 10 III StAG), und gelingt sogar der Nachweis besonderer Sprach-
kenntnissen, kann die Frist gem. S. 2 auf sechs Jahre verkürzt wer-
den. Schon im Kindergartenalter fi nden heute Sprachstandserhebun-
gen und gezielte Sprachförderung statt, um den Kindern den Zugang 
zu Bildungsressourcen zu ermöglichen.15 Die Sprachkompetenz gilt 
als elementare Voraussetzung für die berufl iche und soziale Integra-
tion von Zuwanderern (BMI, Pressemitteilung v. 17.1.2007). Dahinter 
steht der Gedanke, dass durch »die Sprache auch Werte, Traditionen, 
Denk- und Verhaltensweisen vermittelt [werden], die für das gegen-
seitige Verstehen und Zusammenleben in Deutschland notwendig 
sind.« (Laschet 2007: 5). Das Erlernen der Sprache ist damit gleich-
sam Träger der normativen Sozialisation in dem o.g. Sinne (kritisch 
dagegen Gutmann 2005: 47).
Bei der erstmaligen Erteilung eines Aufenthaltstitels erhalten 
Ausländer die Berechtigung zur Teilnahme am Integrationskurs und 
zwar in der Form eines Anspruchs, den sie innerhalb von zwei Jahren 
15 | Zum »Aktionsplan Integration der »nordrhein-westfälischen Landes-
regierung s. Laschet (2007: 4f.); Bade (2007: 310f.).
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einlösen können (§ 44 I iVm. II AufenthG). Darüber hinaus kann ein 
Ausländer, der keinen solchen Anspruch (mehr) hat, im Rahmen der 
Kapazitäten zugelassen werden. Seit 2007 gilt diese Regelung auch 
für deutsche Staatsangehörige, die nicht über ausreichende Kennt-
nisse der deutschen Sprache verfügen und in besonderer Weise in-
tegrationsbedürftig sind – eine Regelung die auch auf deutsche Spät-
aussiedler zielt.
Aus der Berechtigung zur Teilnahme erwächst u.a. dann eine Ver-
pfl ichtung, wenn der berechtigte Ausländer sich nicht auf einfache 
Art in der deutschen Sprache verständigen kann oder wenn er Leis-
tungen aus der Grundsicherung für Arbeitssuchende bezieht und die 
Teilnahme in einer Eingliederungsvereinbarung (§ 15 I SGB II) vorge-
sehen ist (vgl. Kau 2007: 187). Die Eingliederungsvereinbarung ist ein 
Handlungsinstrument der Hartz-Gesetzgebung, bei dem der Arbeits-
suchende sich selbst zu konkreten Anstrengungen verpfl ichtet, die 
die Bemühungen der sog. Jobcenter (§ 9 Ia SGB III in Verbindung 
mit § 44b SGB II)16 ergänzen sollen.
Die Nicht-Teilnahme am Integrationskurs und – seit 2007 auch 
– das Nicht-Bestehens seiner Prüfung können verschiedene Sanktio-
nen nach sich ziehen. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeit sind sie 
im Ermessen zu berücksichtigen (vgl. Groß 2007: 317f.) bei:
1. der Entscheidung über die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
(§ 8 III AufenthG),
2. der Entscheidung über die Erteilung einer Niederlassungserlaub-
nis (§ 9 II Nr. 7, 8 AufenthG), 
3. der Einbürgerung bei der Entscheidung über die Nicht-Verkür-
zung der Frist von acht auf sieben Jahre (§ 10 III StAG) und 
4. der Reduzierung von Sozialleistungen, die auf der Grundlage von 
SGB II bezogen werden. Das Aufenthaltsgesetz (§ 44a III 2) er-
möglicht eine Reduzierung um bis zu 10 %. Ist die Teilnahme an 
einem Integrationskurs im Rahmen einer Eingliederungsverein-
barung nach § 15 SGB II vorgesehen, dann enthält § 31 SGB II alter-
nativ die Möglichkeit, die Leistungen um bis zu 30 % zu kürzen, 
bei wiederholter Pfl ichtverletzung sind inzwischen sogar Kürzun-
gen um bis zu 100 % zulässig (§ 31 III SGB II). 
16 | Zur Ver fassungswidrigkeit des Zusammenwirkens von Arbeitsagentur 
und Kommunen in den nach § 44b SGB II gebildeten Arbeitsgemeinschaf-
ten s. BVerfG (E 119: 331).
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Gemäß dem in § 43 AufenthG und § 14 SGB II vorgesehenen Grund-
satz des Förderns sollen die Träger der Leistungen erwerbsfähige 
Hilfebedürftige umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit 
unterstützen. Das Gesamt aus unmittelbaren und mittelbaren Sank-
tionen ist dagegen eher Ausdruck eines Forderns, das an den Status 
des Betroff enen als Ausländer oder auch als Empfänger der Grundsi-
cherung anknüpft (Tryanowski 2009: 188, 195). Denn nur in dem be-
sonderen Rechts- und Abhängigkeitsverhältnis gegenüber dem Staat 
lassen sich solche Zumutungen überhaupt begründen.
Seit der Evaluierung der rechtlichen Ausgestaltung der Integra-
tionskurse und ihres Sanktionsregimes im Jahre 2006 ist deren Ef-
fektivität und Zweckmäßigkeit zunehmend in Frage gestellt worden 
(Kau 2007: 186, 189f.). Die Kompromisshaftigkeit der gesamten Re-
gelungsstruktur, die keine klare Zielsetzung und Strategie erkennen 
lässt und ganz erheblichen Abstimmungs- und Koordinationsbedarf 
zwischen unterschiedlichen Verwaltungsträgern mit sich bringt, 
dürfte ihren Teil hieran haben. Polizeiliche Belange und das haus-
haltspolitische Ziel, den Einzelnen unabhängig zu machen von den 
Sozialleistungssystemen stehen deutlich im Vordergrund. Die einzel-
nen Behörden erbringen ihren Beitrag jeweils mit Blick auf die ihnen 
übertragenen Aufgaben, die die inhaltliche Grenze der Koordinie-
rung markieren. Beteiligt sind die Kommunen und Kreise mit ihren 
Ausländer- und Sozialämtern, die Jobcenter und Arbeitsgemeinschaf-
ten (»ARGEn«) und das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF), was zu Abstimmungsbedarf zwischen allen föderalen Ebe-
nen von Bund, Ländern und Kommunen führt (Bade 2007: 310ff .; 
Schliesky 2005: 111). 
Neben den polizei- und ordnungsrechtlichen Aufgaben der Aus-
länderbehörden erbringen die Kommunen Integrationsaufgaben im 
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung. Gerade die Zuständigkeit 
für die Organisation der Integrationskurse ist aus politischen Grün-
den dagegen alleine dem BAMF zugewiesen, während die Durchfüh-
rung gem. § 1 IntV in Zusammenarbeit mit den Ausländerbehörden, 
dem Bundesverwaltungsamt, den Kommunen, Migrationsdiensten 
und den Trägern der Grundsicherung für Arbeitssuchende erfolgt. 
Ihre weitergehenden Integrationsaufgaben erbringen die Kommu-
nen immer häufi ger unter Einbeziehung nicht-staatlicher Akteure, 
sie folgen damit auch in diesem Sachbereich dem allgemeinen Trend 
zu neuen Akteurskonstellationen (Bade 2007: 313; allgemein Kötter 
2009b: 122ff .).
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Die Pluralität von Akteuren und Handlungszielen wird sich nie-
mals beseitigen lassen. Sie ist nicht zuletzt dem Umstand geschuldet, 
dass die Akteure und die mit ihnen verfolgten Ziele immer Ausdruck 
ihrer Zeit und der in ihr vorherrschenden gesellschaftlichen Konsen-
se ist (Kötter 2008: 20f., 360). Es kann dabei immer nur darum ge-
hen, bestehende und neue Strukturen angemessen miteinander zu 
verknüpfen und erkannte Eff ektivitätsdefi zite durch gezielte Einwir-
kungen und Veränderungen zu beseitigen. Dem Recht wird hier auch 
zukünftig die zentrale Strukturierungsfunktion als legitimes und ef-
fektives Steuerungsmittel der Gesellschaft zukommen.
5.  SCHLUSS: DAS RECHT ALS ORDNUNGS- UND 
HANDLUNGSSTRUK TUR
Soziale Integration heißt heute: Wie ordnet und organisiert sich eine 
moderne plurale Gesellschaft selbst, die sich ihrer kulturellen Hetero-
genität und der sich hieran knüpfenden Fragmentierungen bewusst 
ist? Dem Recht kommt bei der Bewältigung der sich hieraus ergeben-
den Aufgabe eine wichtige Rolle zu. Als maßgebliches Ordnungs-, 
Gestaltungs- und Steuerungsmittel der modernen Gesellschaft 
kommt es auch im Sachbereich sozialer Integration zur Anwendung, 
wobei es – das hat der Beitrag gezeigt – zwei Leistungen zu erbringen 
hat: zum einen muss es die in den Teilen der Gesellschaft geltenden 
soziale Normen integrieren und Normenkollisionen vermeiden, zum 
anderen muss es die erforderlichen Voraussetzungen dafür schaff en, 
dass das Recht auch befolgt wird. 
Durch Recht lassen sich in erster Linie Ordnungs- und Hand-
lungsstrukturen schaff en, d.h. Akteure konstituieren und Verfahren 
und Handlungs- und Kommunikationsformen strukturieren und 
Prozesse steuern. Gerade im Bereich der sozialen Integration kommt 
dem eine wichtige Bedeutung zu. Denn wenn das entscheidende In-
tegrationskriterium – jenseits eines Minimalkonsens – nicht so sehr 
individuelle Werte und Verhaltensmaßstäbe sind, sondern wenn es 
im Wesentlichen darum geht, die Gesellschaft zu organisieren und 
die geeigneten Strukturen hierfür bereitzustellen, dann liegt der Fo-
kus auf der Gestaltung von Bildungs- und Sozialisationsprozessen, in 
deren Rahmen die Bürger in die Gesellschaft hineinwachsen, sowie 
von Kommunikationsprozessen, über die notwendige gemeinsame 
Werte und Überzeugungen immer wieder neu reproduziert werden 
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(vgl. Benz 2001: 96). Über die – hier ausführlich erörterten – Pro-
zesse normativer Sozialisation hinaus kommt der Kommunikation in 
vorstrukturierten Foren eine wichtige Bedeutung zu. Denn bereits die 
Mitwirkung an einem Kommunikationsprozess macht aus Gegnern 
Partner, indem sie einen gemeinsamen sozialen Raum schaff t (vgl. 
Berman 2006/2009: 82). Die Kommunikation über Diff erenz schaff t 
so bereits eine Brücke. In diesem Sinne stellt der Integrationsgipfel, 
der zuletzt im November 2008 auf Einladung der Bundeskanzlerin 
stattfand, ein wichtiges, wenn auch sicher kein Allheilmittel dar.17
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In vielen Großstädten ist der Anteil von Ausländern und Deutschen 
mit Migrationshintergrund weit überdurchschnittlich hoch. Für 
Städte ist das Zusammenleben von Menschen verschiedener Kultu-
ren, unterschiedlicher Religionen und vielfältiger, verschiedener Le-
bensweisen oft geradezu charakteristisch. Das ist nicht erst in Zeiten 
der Globalisierung oder etwa seit den 60er-Jahren des vorigen Jahr-
hunderts mit der Zuwanderung der so genannten Gastarbeiter der 
Fall. Zuwanderung gab es gerade in den Städten zu allen Zeiten und 
machte nicht selten – wie beispielsweise in der Industrialisierung des 
Ruhrgebiets – das Entstehen großer Städte überhaupt erst möglich. 
Deswegen beschäftigen sich viele Städte traditionell – und gegen-
wärtig in besonderem Maße – mit den Anforderungen, Bedingun-
gen und Problemen der Integration. Man muss wahrscheinlich sogar 
noch einen Schritt weitergehen in der Beschreibung des Stellenwerts 
von Integration in der Stadtpolitik: Ob und in welchem Maße Integ-
ration in unserer Gesellschaft misslingt oder gelingt, entscheidet sich 
zu einem überdurchschnittlich großen Anteil in den Städten. Deswe-
gen hat der Deutsche Städtetag seiner Hauptversammlung im Jahr 
2007 das Motto gegeben »Städte schaff en Integration«. Dass Städte 
Integration schaff en, heißt natürlich nicht, dass in den Städten Inte-
gration nicht auch misslingt, dass Integrationsförderung nicht auch 
ungenügend oder fehlerhaft sein kann. Es erinnert aber daran, dass 
Städte und Stadtgesellschaften anders als in der Grundhaltung, gutes 
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Zusammenleben aller Kulturen, Religionen und Lebensweisen zu er-
möglichen und zu fördern, gar nicht denkbar sind.
1.  WAS HEISST INTEGR ATION UND WIE FUNK TIONIERT 
INTEGR ATION? EINIGE VORÜBERLEGUNGEN
Es ist gut, dass mittlerweile auch in der Politik so viel über Integration 
gesprochen wird. Es fällt aber auf, dass selbst dann, wenn konkrete 
Integrationspläne entworfen werden, selten davon die Rede ist, was 
Integration eigentlich heißt. Ist Integration ein Ziel, ein Zustand oder 
ein Prozess? Sind es politische Maßnahmen oder die Veränderung 
von Einstellungen der Menschen? Sind es spezifi sche Verhaltenswei-
sen? Besteht die Integration in der Toleranz oder in der Beseitigung 
von Unterschieden? Wer und was muss sich ändern oder muss ge-
ändert werden, um Integration zu erreichen? Im alltäglichen Reden 
bleiben diese Punkte off en oder werden auf Anpassungsanforderun-
gen an die Migranten reduziert. Hinter dieser Unklarheit des Begriff s 
im politischen wie im alltäglichen Diskurs verbergen sich oft Tabus: 
Ängste, Vorbehalte, in jedem Fall aber Aufklärungsmängel, Orientie-
rungsprobleme und Verunsicherungen. Diese Verunsicherungen be-
treff en viele Menschen in unterschiedlichen Lebenslagen und Situa-
tionen und sie reichen wohl weit in die Mitte unserer Gesellschaft. Sie 
zu überwinden ist nicht mit der Beschwörung einheitlicher Werte zu 
erreichen, wenngleich eine allseitige Orientierung an den Maßstäben 
des Grundgesetzes nicht nur hilfreich, sondern geradezu unabding-
bar ist. Die Verunsicherung zu überwinden erfordert Aufklärung und 
Austausch über das Funktionieren des Zusammenlebens der Men-
schen unterschiedlicher Kulturen, Religionen und sozialer Lebens-
welten und Verfahren zur Entwicklung gemeinsamer Kriterien dafür, 
was gelungenes Zusammenleben ist. 
Irrtümlicherweise verstehen viele Menschen unter Integrations-
mängeln singuläre Defi zitbefunde, wie Sprachdefi zite oder falsches 
Wohnquartier, verbunden mit einer fehlenden Bereitschaft, sich an-
zupassen. Aber schlecht integriert zu sein ist nur selten Ergebnis 
monokausaler Defi zite oder der Addition singulärer Verhaltensfehler 
der Betroff enen. Betrachten wir die Übersicht 1.
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Übersicht 1:
Integration ist ein bewegliches und veränderbares Beziehungsge-
fl echt, ein Netzwerk zwischen Menschen und zwischen den Syste-
men, die sie errichtet haben, in denen die Lebensgrundlagen, das täg-
liche Zusammenleben und der kulturelle Zusammenhalt organisiert, 
praktiziert und verändert werden.
Niemand ist überhaupt nicht integriert, aber viele Menschen sind 
schlecht integriert, weil sie Positionen und Perspektiven haben, die 
ihren eigenen Vorstellungen und den sozialen Maßstäben nicht ent-
sprechen. Betrachten wir dazu Übersicht 2.
Übersicht 2:
Ordnung und Gestaltung
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Schlechte Integration ist ein Zustand, der von dem Hintergrund der 
kollektiven Maßstäbe so nicht bleiben kann, gleichviel ob er selbst- 
oder fremdverursacht ist. Wer im sozialen Leben auf Ablehnung 
stößt, in materieller Hinsicht unter Bedingungen des Mangels lebt 
und in kultureller Hinsicht fremd und ausgeschlossen ist, ist zwei-
felsfrei schlecht integriert; er fühlt sich unwohl, er fühlt sich seiner 
Möglichkeiten beraubt, er erlebt Angst, es entstehen Aggressionen, er 
will sich zurückziehen, ohne zu wissen wie und wohin. 
Diese Situation ist einer positiven Veränderung zumindest in 
einer abstrakten Simulation grundsätzlich niemals ganz verschlos-
sen. In dieser Simulation kann man nämlich deutlich machen, dass 
die Funktionsregeln von Integration immer auch dreierlei gewähr-
leisten:
1. Die Pfade, die in eine schlechte Integrationssituation führen, sind 
zumindest theoretisch nicht unentwirrbar.
2. Die Pfade in die gelingende Integration geben nicht erst beim Er-
reichen des Ziels, sondern schon auf dem Weg dahin, Hoff nung 
und tragfähige Perspektiven.
3. Integration entsteht aus vielfältigsten Kombinationsmöglichkeiten 
in der Mischung der Erfolgsbedingungen in den drei Bereichen des 
Zusammenlebens, des Zusammenarbeitens und des Zusammenge-
hörens. Alles ist Gestalten, ist zueinander Verhalten von Menschen, 
alles ist im Fluss und deswegen auch im guten Sinne veränderbar. 
Wer durch staatliche Fürsorgeleistungen in einer materiell gesicher-
ten Versorgungslage ist, Krankenversicherung, Kosten der Unter-
kunft, Sozialgeld erhält und einmalige Leistungen verschiedener Art, 
dabei aber keine Achtung und keine Wertschätzung erfährt und als 
Migrant fremd unter Einheimischen oder als Einheimischer fremd 
unter Migranten lebt, der wird in seiner Hoff nungslosigkeit auch 
seine Versorgungslage als Ursache seiner ganzen Misere verstehen. 
Dazu Übersicht 3:
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Übersicht 3:
Wer sich dagegen Wertschätzung erfreut und vertraut ist mit der Kul-
tur seiner Umgebung, mit der Sprache und die Erfahrung geteilter 
Identifi kation macht, wer seine eigenen Werte als die seiner Freun-
de und Nachbarn erlebt, der wird in vielen Fällen – man beobachtet 
dies oft unter älteren Menschen – ein auf Grundsicherungsbeträge 
reduziertes Einkommen keineswegs als sozialen Ausschluss und als 
soziale Marginalisierung empfi nden und bewerten.
Übersicht 4:
Und wenn ein Migrant wirtschaftlich gesichert ist und in seinem 
Umfeld etwa in der Nachbarschaft, im Beruf oder beim Sport Ak-
zeptanz und Anerkennung fi ndet, dann gibt es keinen Grund anzu-
































dem Prozess des gegenseitigen Kennenlernens oder schließlich dem 
miteinander Bekannt- und Vertrautsein entgegensteht. 
Übersicht 5:
Dieses hier dargestellte Simulationsmodell, dem in Wirklichkeit na-
türlich gruppendynamische Verstärkungs- und Verzerrungsprozes-
se in die Quere kommen, zeigt zumindest abstrakt einige schlichte 
Plausibilitäten:
1. Als Beziehungsgefl echt ist Integration geprägt von Prozessen, von 
Relationen und Relativitäten. Alles ist Beziehung, alles Bewegung 
und Prozess, und so hat grundsätzlich jeder Teil dieses Bezie-
hungsgefl echts die Chance, verändert und verbessert zu werden. 
Umgekehrt heißt das aber auch: Es besteht immer die Gefahr, dass 
die Grundlagen und Perspektiven guter Beziehungen unter Druck 
geraten. 
2. Allein eine materielle Absicherung reicht für Integration genauso 
wenig, wie eine Versorgungslage auf Fürsorgeniveau grundsätz-
lich zur Exklusion führt. 
3. Aus einer »fremden« Kultur zu stammen und ihr verbunden zu 
sein, ist kein hinreichendes Exklusionskriterium. 
4. Es gibt Mischformen von Integrationsdefi ziten, die sich negativ 
verstärken, und solche, die auf dem Weg zu einer noch nicht ge-
lungenen Teilhabe vorwärtstreibende Kräfte freisetzen. 
5. In der Frage der Integration ist die Richtung der Entwicklung und 
die Stärke der Bewegung entscheidend, nicht erst das Ziel. Auf 
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Angst, Rückzug und Aggression, auf dem Weg zur Teilhabe Zuver-
sicht und Toleranz.
Zu den Orientierungs- und Anknüpfungspunkten kommunaler In-
tegrationspolitik und Integrationsförderung gehören auch solche – 
hier nur abstrakt und simulativ beschriebene – konkrete soziale Be-
ziehungsgefl echte und soziale Entwicklungsprozesse, in denen sich 
gelungene oder verfehlte individuelle Teilhabe und gesellschaftliche 
Integration ausdrücken. 
Defi zite, die solche Prozesse verstärken, wie fehlende Sprach-
kenntnisse, Ausbildungsmängel oder Arbeitslosigkeit, bilden dem-
entsprechend genauso Anknüpfungspunkte kommunaler Integra-
tionspolitik, wie die Förderung von individuellen Voraussetzungen 
und gesellschaftlichen Bedingungen gelingender Integration posi-
tiven Einfl uss auf diese Entwicklungen und Beziehungen nehmen 
kann.
2. INTEGR ATIONSDEFIZITE
Anhand der Diskussionen der vergangenen Jahre und Jahrzehnte 
über den Umgang mit Zuwanderung und Zuwanderern lässt sich 
feststellen, dass die Integration von Zuwanderern in Deutschland 
nicht so gelungen ist, wie das sowohl im Interesse der zugewanderten 
Menschen als auch im Interesse des Aufnahmelandes Deutschland 
erforderlich gewesen wäre. Einige der zentralen Folgen nicht hinrei-
chend gelungener Integration sollen im Folgenden kurz stichwort-
artig genannt werden:
Sprachdefizite
Schuleingangsuntersuchungen zeigen, dass ein großer Anteil von 
Kindern aus Migrantenfamilien erhebliche Sprachdefi zite aufweist. 
Im Land Berlin ergab eine Untersuchung im Jahr 2002, dass zwei 
Drittel der vor der Einschulung stehenden Kinder nur unzureichend 
Deutsch können. Bei Kindern aus Migrantenfamilien lag dieser Anteil 
sogar bei 90 Prozent. Damit verfügen diese Kinder vor dem Beginn 
der Schullaufbahn über eine denkbar schlechte Ausgangsposition. 
Aber auch bei jugendlichen und erwachsenen Migranten werden die 
soziale und kulturelle Teilhabe sowie die Erfolgschancen am Arbeits-
markt durch sprachliche Defi zite massiv eingeschränkt.
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Schulbesuch
Im Schuljahr 2006/2007 besuchten knapp 15 Prozent der deutschen 
Jugendlichen eine Hauptschule. Bei ausländischen Kindern beträgt 
dieser Anteil 38 Prozent. 45 Prozent der deutschen Schüler/innen 
besuchten ein Gymnasium. Bei den ausländischen Schülerinnen 
und Schülern liegt dieser Anteil bei 21 Prozent. Auch das Abitur er-
reichen ausländische Kinder seltener als Deutsche. Im Westen ver-
lassen durchschnittlich 25,5 Prozent der Schülerinnen und Schüler 
die Schule mit der allgemeinen Hochschulreife, im Osten 27,1 Pro-
zent. In der Gruppe der Ausländer sind es 9,2 Prozent im Westen 
und 17,7 Prozent im Osten.
Schulabschlüsse/Berufliche Ausbildung
Laut Mikrozensus 2005 verfügen 12 Prozent der Männer und 15 Pro-
zent der Frauen mit Migrationshintergrund über keinen allgemein 
bildenden Schulabschluss. Bei der Bevölkerung ohne Migrationshin-
tergrund liegt dieser Anteil bei jeweils 2 Prozent. 37 Prozent der Män-
ner und knapp 50 Prozent der Frauen mit Migrationshintergrund 
im Alter ab 25 Jahren besitzen keinen Berufsabschluss. Damit liegt 
diese Quote bei den Männern mehr als dreimal so hoch und bei den 
Frauen doppelt so hoch wie unter den Menschen ohne Migrations-
hintergrund.
Er werbstätigkeit
Die Erwerbstätigenquote bei Menschen mit Migrationshintergrund 
liegt mit 56 Prozent deutlich unter der entsprechenden Quote bei 
Menschen ohne Migrationshintergrund (68 Prozent). Besonders auf-
fallend ist, dass die Erwerbstätigenquote bei Ausländerinnen (43 Pro-
zent) um 20 Punkte geringer ist als die entsprechende Quote bei 
Frauen ohne Migrationshintergrund. 
Arbeitslosigkeit
Ausländer sind laut Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroff en. Im 
Jahr 2005 lag die Arbeitslosenquote bei Ausländern bei 25,2 Prozent 
(die Gesamtquote lag bei 13 Prozent). 82 Prozent der ausländischen 
Arbeitslosen bezogen zu diesem Zeitpunkt Leistungen nach dem 
SGB II.
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Bezug von Arbeitslosengeld II
Von insgesamt 5,3 Millionen Arbeitslosengeld II-Beziehern im 
Jahresdurchschnitt 2007 waren 978.000 Ausländer (19 Prozent). 
Nach Schätzungen des IAB haben rund 38 Prozent der Alg II-
Bezieher einen Migrationshintergrund.
Geringeres Einkommen von Menschen
mit Migrationshintergrund
Laut Mikrozensus 2005 liegt das durchschnittliche Einkommen von 
Menschen mit Migrationshintergrund bei 79 Prozent des Durch-
schnittswertes für die Gesamtbevölkerung. Als Gründe dafür nennt 
das IAB fehlende berufl iche Qualifi kation, nicht anerkannte Berufs-
abschlüsse, Sprachbarrieren, überdurchschnittliche Abhängigkeit 
von bestimmten Branchen sowie unterschiedliches Erwerbsverhalten 
im Vergleich zur Bevölkerung ohne Migrationshintergrund.
Höheres Armutsrisiko bei Personen
mit Migrationshintergrund
Aufgrund der im Durchschnitt geringeren Einkommen weisen Men-
schen mit Migrationshintergrund ein höheres Risiko auf, einkom-
mensarm zu sein. Bei Personen mit Migrationshintergrund liegt 
dieser Anteil mit mehr als 28 Prozent fast doppelt so hoch wie im 
Durchschnitt der Gesamtbevölkerung von 15 Prozent. Die Armutsri-
sikoquote von Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren mit Migra-
tionshintergrund beträgt laut dem jüngsten Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung 32,6 Prozent, während sie bei Kindern 
und Jugendlichen ohne Migrationshintergrund bei 13,7 Prozent liegt.
Grundsicherung im Alter und bei Er werbsminderung
Bei den ab 65-jährigen ausländischen Männern bezog laut dem 3. Ar-
muts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung Ende 2006 mehr 
als jeder Zehnte Grundsicherungsleistungen (Deutsche: 1,4 Prozent), 
bei den ausländischen Frauen ab 65 Jahren gut jede Sechste (Deut-
sche: 2,2 Prozent). Dies ist dem BMAS zufolge zurückzuführen auf 
geringere Einkommen ausländischer Mitbürger/innen während der 
Erwerbsphase sowie auf kürzere Versicherungsphasen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung.
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Sozialräumliche Segregation in den Städten
Eine besondere Herausforderung für die Integrationspolitik ist die 
Konzentration von Menschen mit Migrationshintergrund in den städ-
tischen Ballungsräumen insbesondere der alten Bundesländer, und 
hier wiederum in bestimmten Stadtteilen. Schätzungen zufolge wird 
der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund im Jahr 2030 in 
einigen Städten auf mehr als 50 Prozent angestiegen sein. So kommt 
inzwischen fast ein Drittel aller Kinder und Jugendlichen in Deutsch-
land aus Migrantenfamilien. 
Ein deutlicher Indikator für das weitere Voranschreiten dieses 
Trends ist beispielsweise die Tatsache, dass in Berlin nun erste Schu-
len einen Anteil von Kindern nichtdeutscher Herkunft von 100 Pro-
zent verzeichnen.
3.  HER AUSFORDERUNGEN IN DEN STÄDTEN –
HANDLUNGSFELDER DER STÄDTISCHEN 
INTEGR ATIONSPOLITIK
Aus all den Problemen, vor denen unsere Stadtgesellschaften insge-
samt, aber auch die einzelnen Menschen mit Migrationshintergrund 
infolge unzureichend gelungener Integration stehen, ergibt sich 
zwangsläufi g ein breites Spektrum von Handlungsfeldern für die 
städtische Integrationspolitik. 
3.1. Integration durch Bildung
Wie die Zahlen zum Erfolg von Kindern mit Migrationshintergrund 
in unserem Bildungssystem und damit am Arbeitsmarkt zeigen, liegt 
der Schlüssel für eine erfolgreiche Integration von Zuwanderern da-
rin, die Bildungssituation von Kindern aus Migrantenfamilien zu 
verbessern. Ein besseres und sozial gerechteres Bildungssystem trägt 
langfristig zum sozialen Frieden bei und ist darüber hinaus angesichts 
des schrumpfenden Potenzials an Erwerbstätigen von großer Bedeu-
tung für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Unsere Gesellschaft 
kann es sich weder unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten leisten, 
die brach liegenden Potenziale einer großen Zahl von Kindern aus 
Migrantenfamilien zu vernachlässigen, noch ist es unter sozialen Ge-
sichtspunkten tragbar, dass ein Großteil junger Migrantinnen und 
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Migranten keine reelle Perspektive für eine erfolgreiche Teilnahme 
am Arbeitsmarkt hat. 
Die Kommunen haben vor allem im Bereich der frühkindlichen 
Bildung originäre Kompetenzen. Sie sind zuständig für die Bereitstel-
lung eines ausreichenden Angebotes an Betreuungsplätzen für die 
Kinder bis zum Schuleintritt. Sie sind Hauptfi nanzier dieser Angebo-
te sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht. Sie sind 
aber auch selbst Träger von Kindertageseinrichtungen, und sie küm-
mern sich um die Rekrutierung von Tagespfl egepersonen, insbeson-
dere im frühkindlichen Bereich. Gerade der Ausbau der Betreuungs-
angebote für Kinder unter drei Jahren hat in den vergangenen Jahren 
eine gewaltige Dynamik erfahren. Nicht nur, um den Familien die 
Vereinbarkeit von Beruf und Kindern zu erleichtern, sondern auch, 
weil erkannt wurde, dass Bemühungen um mehr Chancengerechtig-
keit für Kinder aus sozial schwachen Familien bereits im frühkindli-
chen Alter ansetzen müssen. Bereits hier werden die Grundlagen für 
Bildungsbiografi en gelegt, und insbesondere der Sprachförderung 
kommt eine herausragende Bedeutung zu.
Im Bereich der Schulpolitik sind die Handlungsmöglichkeiten 
der Kommunen allerdings begrenzt. Schulpolitik ist in erster Linie 
Aufgabe der Länder. Sie stehen besonders in der Pfl icht, die erkann-
ten Defi zite unseres Schulsystems abzubauen und die Chancen von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund auf gute Bil-
dungsabschlüsse zu erhöhen. Über tatsächliche Handlungsspielräu-
me im bildungspolitischen Bereich verfügen die Kommunen nur im 
Rahmen der frühkindlichen Bildung im Kindergarten oder der Wei-
terbildung an Volkshochschulen.
Um zu einer besseren Integration von Zuwanderern, aber auch 
von Kindern aus sozial schwachen und so genannten bildungsfernen 
Familien zu gelangen, muss die Rolle der Kommunen im Bildungs-
wesen insgesamt gestärkt werden. Das gilt vor allem für die Institu-
tion Schule. Denn es sind die Kommunen, die in der Lage sind, die 
Schule sozialraum- und gemeinwesenorientiert zu verankern. Hier-
zu ist es aber auch erforderlich, dass Schulen mit einem besonders 
hohen Migrantenanteil unter ihrer Schülerschaft durch zusätzliches, 
speziell geschultes Personal unterstützt werden. Nur so kann der ver-
hängnisvolle Kreislauf durchbrochen werden, dass Eltern ihre Kin-
der, sobald sie dazu in der Lage sind, aus diesen Schulen nehmen 
oder aus deren Einzugsbereich wegziehen und die Integrationslasten 
in diesen Schulen und im betreff enden Stadtteil weiter wachsen. Zu-
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dem muss Bildung künftig individuelle Lernbiografi en intensiver be-
gleiten. Dabei sind vor allem die Kommunen mit ihrem dichten Netz 
an Bildungsinstitutionen gefragt, wie den Kindertagesstätten, den 
Volkshochschulen, den Einrichtungen der Jugendhilfe sowie Kultur- 
und Sporteinrichtungen. Insbesondere beim zweifellos notwendigen 
Ausbau der Ganztagsschulen spielen Kommunen mit diesem dichten 
Netz von Institutionen eine Schlüsselrolle. Insofern geht es letztlich 
strukturell um die Entwicklung kommunaler Bildungslandschaften 
und inhaltlich um einen ausgewogenen Dreiklang von Bildung, Er-
ziehung und Betreuung im deutschen Bildungswesen.
Frühkindliche Sprachförderung in Kindertagesstätten
Kindertagesstätten haben bei der Integration von Kindern eine zu-
nehmend wichtige Rolle zu übernehmen. Die Kindertagesstätte ist 
der erste und zentrale »Türöff ner« für eine erfolgreiche Integration 
von Kindern, auch und gerade jenen mit Migrationshintergrund. 
Denn gerade hier kann vor Schulbeginn ein wichtiger Beitrag zur 
frühkindlichen Bildung, vor allem für das Erlernen der deutschen 
Sprache geleistet werden. Die Ergebnisse aus der PISA-Studie und 
wissenschaftliche Erkenntnisse zu frühkindlichen Entwicklungs- 
und Bildungsprozessen legen nahe, dass die sprachliche Förderung 
in der frühen Kindheit beginnen muss. Damit richten sich die Er-
wartungen in diesem Bereich verstärkt an die Tageseinrichtungen für 
Kinder. Die Städte stehen hier als Aufgabenträger in der Kinder- und 
Jugendhilfe in der Verantwortung. Sie haben zu gewährleisten, dass 
ein ausreichendes Angebot zur Verfügung steht und die Qualität die-
ses Angebotes abgesichert ist. Bei der qualitativen Weiterentwicklung 
der Angebote ist seit einigen Jahren ein Blick auf die Verbesserung 
der Bildungsarbeit in den Einrichtungen und die Stärkung des eigen-
ständigen Bildungsauftrages gerichtet. Die Spracherziehung nimmt 
dabei einen breiten Raum ein. Von zentraler Bedeutung ist dabei die 
Erkenntnis, dass Spracherziehung nicht erst dann greifen darf, wenn 
in Sprachstandsfeststellungen kurz vor der Einschulung erkannt 
wird, dass ein Kind nur unzureichend Deutsch kann. 
Die Erfolgschancen der Arbeit in den Einrichtungen hängen auch 
davon, in welchem Verhältnis Kinder mit und ohne Migrationshin-
tergrund gefördert werden. Gemeinsam mit den Trägern der Ein-
richtungen kann eine für die Förderung gute Mischung angestrebt 
werden. Dies setzt eine Kooperationsbereitschaft der Träger voraus 
und ist möglicherweise mit dem Ziel eines wohnortnahen Angebo-
HERAUSFORDERUNGEN KOMMUNALER INTEGRATIONSPOLITIK 171
tes nicht immer vereinbar. In Einrichtungen, die ganz überwiegend 
von Kindern mit Migrationshintergrund besucht werden, wird dem-
entsprechend auch Bedarf an besonderen Sprachfördermaßnahmen 
bestehen. 
Bessere Integration in der Schule
Die in verschiedenen Studien festgestellten Schwächen des deut-
schen Schulsystems, insbesondere die nicht hinnehmbare Selek-
tion in Abhängigkeit von sozialem Status oder Herkunft, erfordern 
zwingend, dass die individuelle Förderung von Kindern und Jugend-
lichen verbessert wird. Eine entscheidende Voraussetzung dafür ist 
eine Neuausrichtung von Unterricht und Förderung an den Schulen 
sowie eine Reform der Lehrerausbildung. Um Jugendliche mit Mig-
rationshintergrund auf ihrem individuellen Bildungs-, Berufs- und 
Lebensweg bestmöglich zu unterstützen, ist es auch notwendig, ihr 
individuelles Umfeld, ihre Eltern und Familien gezielt und verstärkt 
einzubeziehen.
Ebenfalls von besonderer Bedeutung für die Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund ist der Ausbau 
der Ganztagsangebote an Schulen im Bereich der Primar- und Se-
kundarstufe I. Über diese erweiterten Betreuungsangebote können 
Kinder und Jugendliche umfassend gefördert werden. Einerseits kön-
nen die spezifi schen Potenziale der Kinder und Jugendlichen über 
die erweiterten Bildungs- und Freizeitangebote gezielt unterstützt 
werden. Andererseits können vorhandene Leistungsdefi zite über in-
dividuelle Fördermaßnahmen ausgeglichen werden. Um die Qualität 
der schulischen Ganztagsbetreuung zu optimieren, müssen die Vor-
mittags- und Nachmittagsangebote besser aufeinander abgestimmt 
werden. Die jeweiligen Schulen und Kommunen stehen vor der He-
rausforderung, an die spezifi sche Struktur des schulischen Umfelds 
angepasste Konzepte für ganztägiges Lernen zu entwickeln. Länder 
und Kommunen sollten für diese gemeinsame Aufgabe tragfähige 
Finanzierungsstrukturen fi nden.
Die Kommunen sind per se über die off ene Jugendarbeit, die 
Schulsozialarbeit sowie über individuelle erzieherische Angebote der 
Familienhilfe und der Familien- und Erziehungsberatung in die indi-
viduellen Lebens- und Lernbiografi en der Kinder und Jugendlichen 
eingebunden. Darüber hinaus fi ndet über den Ausbau der Ganztags-
angebote eine Verzahnung von Schule mit den kommunal getrage-
nen und geförderten Bildungs- und Kultureinrichtungen statt, zum 
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Beispiel mit den örtlichen Volkshochschulen, Medienzentren, Biblio-
theken, Musikschulen, Museen oder dem Theater. Off ensichtlich ist, 
dass die komplexen und erweiterten kommunalen Verantwortlich-
keiten auch ein erweitertes Verständnis von »Schule in der Stadt« 
mit sich bringen. Für Kinder und Jugendliche wird die Schule zum 
wichtigen Lebensraum und für die Stadt zum Knotenpunkt im kom-
munalen Netzwerk für Bildung und Integration.
Die Rolle der Eltern im Bildungswesen
Neben den Reformen im Bildungswesen und einem stärkeren Ein-
fl uss der Kommunen ist auch die Rolle der Eltern für den Bildungser-
folg ihrer Kinder von maßgebender Bedeutung. Eltern mit geringem 
Bildungsgrad können ihre Kinder nicht im gleichen Maße unterstüt-
zen, wie das besser gebildeten Eltern möglich ist. Umso wichtiger 
ist aber, dass Eltern erkennen, wie wichtig Bildung und eine gute 
Kenntnis der deutschen Sprache für ihre Kinder sind und sie dement-
sprechend dafür Sorge tragen, dass ihre Kinder die Angebote unseres 
Bildungssystems wahrnehmen. Nach wie vor besuchen viele Kinder 
mit Migrationshintergrund solche Einrichtungen der Kindertages-
betreuung gar nicht oder erst im letzten Jahr vor der Einschulung. 
Deshalb werben viele Städte erfolgreich dafür, dass Familien mit Mi-
grationshintergrund ihre Kinder in entsprechenden Einrichtungen 
betreuen lassen. Eine weitere wichtige Aufgabe für die Kommunen 
ist es, sicherzustellen, dass Eltern für die Einhaltung der Schulpfl icht 
Sorge tragen.
Darüber hinaus haben viele Städte Konzepte entwickelt, um 
Eltern aus Migrantenfamilien die Bedeutung eines frühzeitigen 
Spracherwerbs zu verdeutlichen oder um unmittelbar die Sprach-
kompetenz der Eltern zu stärken. Ein Beispiel dafür, wie dieses Ziel 
erreicht werden kann, sind Sprachkurse für Mütter aus Migranten-
familien, die mittlerweile in zahlreichen deutschen Kommunen, mit 
Unterstützung der zuständigen Landesministerien und Mitteln aus 
dem Europäischen Sozialfonds, etwa unter dem Titel »Mama lernt 
Deutsch« angeboten werden. In diesen Sprachkursen erwerben die 
Mütter nicht nur Sprachkompetenz, sondern lernen auch die Schu-
le besser zu verstehen und erfahren, wie sie ihre Kinder besser im 
Schulalltag unterstützen können. Diese Kurse bilden eine gute Er-
gänzung zu den Integrationskursen des Bundes. Außerdem setzt das 
Vorbild der Mutter positive Signale in der Familie und wirkt motivie-
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rend auf die Kinder. Langfristig werden dadurch die Bildungschancen 
der Kinder vergrößert.
Er wachsenenbildung/Berufliche Bildung
Nicht nur im vorschulischen und schulischen Bereich werden geziel-
te Maßnahmen ergriff en, um den Bildungserfolg von Kindern aus 
Migrantenfamilien zu verbessern. Auch in der Erwachsenenbildung 
und in der berufl ichen Bildung sind die Kommunen aktiv, um vor 
allem sprachliche Defi zite zu beheben und die Berufsaussichten von 
Migrantinnen und Migranten zu verbessern. Zu nennen sind insbe-
sondere Kurse zur Verbesserung der berufsbezogenen Sprachkennt-
nisse, Hilfe bei der Berufsorientierung, Vermittlung von Betriebs-
praktika sowie Förderung von nachholenden Schulabschlüssen.
3.2.  Sozialräumliche Integration –
Umgang mit ethnischer Segregation
Neben der Verbesserung der Bildung ist die Frage, wie die Folgen 
sozialer und ethnischer Segregation in den Städten bewältigt, wie 
Segregationsprozesse gebremst, verhindert oder gar rückgängig ge-
macht werden können, eine der wichtigsten Herausforderungen, die 
sich den Städten beim Thema Integration stellen. Die Stadtteil- und 
Quartiersentwicklung in Deutschland folgte bisher dem Idealbild so-
zial und ethnisch gemischter Quartiere. Festzustellen ist jedoch, dass 
sich abweichend von diesem Leitbild in vielen Städten Wohnquartiere 
mit sehr hohem Migrantenanteil entwickelt haben, wobei die ethni-
sche Segregation regelmäßig mit sozialer Segregation einhergeht. 
Ethnische Konzentration wird begleitet von der Ballung sozialer Pro-
bleme in bestimmten Stadtvierteln.
Vieles spricht dafür, dass diese Entwicklung noch nicht beendet 
ist. Denn die Zahl der Haushalte mit Migrationshintergrund wird 
weiter zunehmen, während die Steuerungspotentiale der Städte auf-
grund rückläufi ger Sozialwohnungsbestände mit Belegungsrechten 
abnehmen. Hinzu kommt, dass den Städten mit dem Verkauf kom-
munaler, staatlicher und industriell verbundener Wohnungsunter-
nehmen traditionelle Partner für ihre Stadtentwicklungspolitik und 
damit Möglichkeiten zur sozialräumlichen Steuerung verloren gehen. 
In Städten mit angespanntem Wohnungsmarkt erfolgt die räumliche 
Segregation schon erzwungenermaßen, da viele Zuwanderer wegen 
ihrer zumeist geringeren wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
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zum Teil auch wegen diskriminierender Vermietungspraktiken auf 
preiswerte Wohnungsbestände in Altbauquartieren oder Großwohn-
siedlungen angewiesen sind. Aber auch in Städten mit entspannten 
Wohnungsmärkten kommt es oft zu freiwilliger räumlicher Segrega-
tion. Es ist zu beobachten, dass sich insbesondere Migrantinnen und 
Migranten aus der Türkei oder arabischen Ländern vorzugsweise dort 
niederlassen, wo bereits viele Menschen mit demselben kulturellen 
bzw. ethnischen Hintergrund leben.
Unabhängig von den tatsächlichen Gegebenheiten und Entwick-
lungen stellt sich die Frage, ob ethnisch geprägte Quartiere per se 
ein Integrationshemmnis darstellen. Befürworter einer »Mischungs-
strategie« weisen darauf hin, dass eine räumliche Konzentration von 
Zuwanderern Kontakte mit der einheimischen Bevölkerung verhin-
dere, Abgrenzung und Abschottung fördere und den Spracherwerb 
erschwere. Zudem solle die räumliche Nähe zum gegenseitigen Ken-
nenlernen von Zuwanderern und einheimischer Bevölkerung und 
damit zur gegenseitigen Toleranz beitragen. Deshalb halten viele 
kommunale Praktiker am Leitbild des ethnisch und sozial gemisch-
ten Stadtquartiers fest und versuchen, im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten auf eine solche Mischung im Quartier hinzuwirken.
Demgegenüber sind die Befürworter einer – freiwilligen – eth-
nischen Segregation der Ansicht, dass ethnische Quartiere für Neu-
zugewanderte eine Funktion als Brückenkopf in die aufnehmende 
Gesellschaft übernähmen, die Entwicklung informeller Hilfsnetze 
zwischen den Zuwanderern begünstigten und die Entstehung einer 
sogenannten ethnischen Ökonomie als Grundlage für die wirtschaft-
liche Existenzsicherung vieler Zuwanderer förderten. Es wird außer-
dem darauf verwiesen, dass allein räumliche Nähe noch nicht zwangs-
läufi g zu Kontakten und wechselseitiger Akzeptanz führe, sondern 
im Gegenteil sogar zur Entstehung von Konfl ikten beitragen könne. 
Ob sich das Wohnen in einem ethnisch geprägten Stadtteil 
gegenüber dem Wohnen in einem gemischten Quartier als vorteil-
haft für den Integrationsverlauf erweist oder ob es eher ein Integ-
rationshemmnis darstellt, ist noch nicht eindeutig empirisch belegt. 
Vieles dürfte jedenfalls für die Ansicht sprechen, dass ethnisch ge-
prägte Stadtteile – zumindest, wenn sie eine gewisse Größe erreicht 
haben – eine gelingende Integration behindern, wenn nicht gar ver-
hindern. Je umfangreicher das Angebot an materiellen Gütern und 
kulturellen Angeboten in einem ethnisch geprägten Viertel ist, desto 
weniger Notwendigkeit besteht für deren Bewohner, sich außerhalb 
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dieses Viertels zu bewegen. Vielerorts ist es für bestimmte ethnische 
Gruppen nicht einmal mehr erforderlich, die deutsche Sprache zu 
beherrschen, da innerhalb der jeweiligen »ethnischen Kolonie« sämt-
liche Güter und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs verfügbar 
sind. Problematisch ist darüber hinaus, dass – wie erwähnt – eth-
nische Konzentrationen sich in der Regel in sozial benachteiligten 
Quartieren fi nden. Dies führt dazu, dass ausgerechnet dem Teil der 
einheimischen Bevölkerung das höchste Maß an Integrationsleistung 
und die größte Toleranz abverlangt wird, der hierzu aufgrund seiner 
eigenen Lebenssituation am wenigsten in der Lage ist.
Ungeachtet der Kontroverse zur ethnischen Segregation und 
ohne diese abschließend zu entscheiden, ist jedoch festzuhalten, 
dass die Bedeutung des Arbeitsplatzes, vor dem Hintergrund einer 
anhaltend hohen Arbeitslosigkeit insbesondere unter Zuwanderern, 
als Integrationsfaktor abnimmt und gleichzeitig dem Wohnquartier 
im Integrationsprozess wachsende Bedeutung zukommt. Um Integ-
rationsprozesse im Stadtquartier zu fördern, empfi ehlt sich beispiels-
weise, dort interkulturelle Begegnungsstätten mit niedrigschwelligen 
Betreuungs- und Beratungsangeboten zu schaff en. Außerdem ist es 
sinnvoll, die Schulen im Quartier zu Stadtteilzentren zu entwickeln, 
die auch eine Nutzung der Schule für außerschulische Zwecke wie 
Beratungsangebote und Elternbildung ermöglichen. Darüber hinaus 
gilt es Maßnahmen zur Vermeidung kulturell bedingter Nachbar-
schaftskonfl ikte zu entwickeln, zum Beispiel durch Einsatz ehren-
amtlicher Streitschlichter und Mediatoren.
In Quartieren, die bereits eine hohe ethnische und soziale Segre-
gation aufweisen, ist eine gezielte Desegregationspolitik, zum Beispiel 
durch Zuzugssperren in Form von Belegungsquoten, nicht zielfüh-
rend. Stattdessen müssen Handlungsansätze entwickelt werden, die 
die betroff enen Gebiete stabilisieren und einer Stigmatisierung der 
Quartiere und ihrer Bewohner entgegenwirken. Während sich durch 
die Aufwertung der Wohnquartiere und eine Attraktivierung des 
Wohnungsangebotes kurz- bis mittelfristig weitere Entmischungs-
prozesse verhindern lassen, kann so auf längere Sicht auch ein Zuzug 
sozial etablierter Haushalte erreicht werden. Einzelne Städte haben 
Maßnahmen entwickelt, um zum Beispiel durch spezielle Wohnan-
gebote für Studenten zu einer ethnischen bzw. sozialen Mischung in 
den Stadtquartieren beizutragen. Wichtige Beiträge für eine höhere 
Attraktivität der betreff enden Stadtteile können auch darin bestehen, 
Defi zite im baulichem Bestand durch Instandsetzung und Moderni-
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sierung der Wohnungsbestände sowie ggf. auch den Neubau nach-
fragegerechter Wohnungen zu beheben. Außerdem gilt es in diesen 
Stadtvierteln, die Wohn- und Lebensqualität zu steigern, indem zum 
Beispiel Spiel- und Begegnungsstätten im öff entlichen Raum geschaf-
fen werden. Schließlich ist es sinnvoll, das subjektive Sicherheits-
empfi nden der Bewohner dieser Stadtteile zu erhöhen, etwa durch 
bauliche Maßnahmen (Beleuchtung, Gestaltung von Hauseingängen 
und des öff entlichen Raums) und Präsenz von Ansprechpartnern im 
öff entlichen Raum (Einsatz von Stadtteilpolizisten, Streetworkern 
und Hausbetreuern). Die Ergebnisse des Bund-Länder-Programms 
»Soziale Stadt« sowie des Projekts »Zuwanderer in der Stadt« zeigen 
eine Vielzahl guter Projekte und Maßnahmen zu den verschiedenen 
Handlungsfeldern der stadträumlichen Integration.
Die Frage nach den Auswirkungen von freiwilliger ethnischer Se-
gregation auf das Gelingen von Integration bedarf noch der weiteren 
Diskussion und gezielter Untersuchung. In jedem Falle sollte diese 
Frage im Rahmen der Erarbeitung kommunaler Integrationskonzep-
te auch anhand der spezifi schen Gegebenheiten vor Ort sachlich und 
ideologiefrei erörtert werden, um so einen Konsens über die künftige 
Strategie zwischen den kommunalen und außerkommunalen Akteu-
ren sowie den betroff enen Migrantengruppen zu erzielen. 
3.3. Ethnische Ökonomie
In den vergangenen Jahren hat die wirtschaftliche Selbständigkeit 
unter Migrantinnen und Migranten stark zugenommen. So ist nach 
Angaben des Statistischen Bundesamtes von Anfang der 90er-Jahre 
bis 2003 die Zahl der ausländischen Unternehmer um 110.000 auf 
286.000 Selbständige angestiegen. Studien zeigen, dass Unterneh-
mensgründungen von Ausländern insbesondere in der Gastronomie 
und im Lebensmittelhandel helfen, eine wohnortnahe Versorgung zu 
sichern. Gleichzeitig tragen diese Angebote dadurch, dass sie sowohl 
von Ausländern als auch von Deutschen angenommen werden, we-
sentlich zur Integration bei. 
Ein Grund dafür, dass viele Migrantinnen und Migranten sich zu 
einer Unternehmensgründung entschließen, dürfte darin liegen, dass 
sie aufgrund ihrer formal schlechten Bildungsabschlüsse nur schwer 
Zugang zu einem Anstellungsverhältnis fi nden und deshalb gewis-
sermaßen notgedrungen auf selbständige Tätigkeiten ausweichen. 
Die Gründungen sind darüber hinaus von der (unentgeltlichen) Mit-
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hilfe von Familienangehörigen gekennzeichnet und werden in der 
Regel aus eigenen fi nanziellen Mitteln fi nanziert. Gleichzeitig gibt es 
bei den selbständigen Migrantinnen und Migranten eine überpropor-
tional hohe Anzahl von Unternehmensschließungen, wobei seltener 
als bei deutschen Selbständigen Beratungsangebote und Fördermög-
lichkeiten genutzt werden. 
Um Existenzgründungen von Migrantinnen und Migranten wei-
ter zu fördern und hier insbesondere den Zugang zu höherwertigen 
Angeboten zu verbessern und Unternehmensschließungen zu ver-
meiden, bietet sich eine Qualifi zierung der selbständigen Migran-
tinnen und Migranten an. Entsprechende Qualifi zierungsangebo-
te könnten auch dazu beitragen, dass sich Selbständige stärker als 
bisher als Ausbildungsbetriebe melden und dass damit die bisher 
niedrige Ausbildungsbeteiligung ausländischer Jugendlicher wächst. 
Durch spezielle Förderangebote für Frauen könnten auch Migrantin-
nen stärker als Selbständige tätig werden. 
Viele Städte und ihre Wirtschaftsförderungseinrichtungen enga-
gieren sich dafür, Unternehmer und Gründer mit Migrationshinter-
grund zu unterstützen, zum Beispiel durch Beratung und Lotsen-
funktion für Existenzgründer, Sensibilisierung der Kreditwirtschaft 
für die Belange der ethnischen Ökonomie, gezielte Werbung für den 
jeweiligen Standort bei ausländischen Unternehmen oder mit Infor-
mations- und Kontaktplattformen für Unternehmer/innen mit Mig-
rationshintergrund. 
3.4. Interkulturelle Öffnung der Ver waltung
Als wesentlicher Bestandteil einer Integrationsstrategie ist die inter-
kulturelle Öff nung der Verwaltung inzwischen allgemein anerkannt. 
Die Kommune ist nicht nur zentrales Steuerungsorgan kommuna-
ler Integrationsarbeit, sondern auch eines ihrer bedeutendsten Pra-
xisfelder. So betriff t die Umsetzung interkultureller Belange neben 
den Aspekten Kundenfreundlichkeit und Öff nung der Angebote 
für Zuwanderer die Bereiche Aus- und Fortbildung des Personals 
sowie die Qualifi kation und Beschäftigung von Migrantinnen und 
Migranten. Um in diesen Bereichen Fortschritte zu erzielen, bedarf 
es einer gezielten interkulturellen Qualifi zierung der kommunalen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen von geeigneten Fort-
bildungen und der verstärkten Beschäftigung von Menschen mit 
Migrationshintergrund auf allen hierarchischen Ebenen. Die inter-
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kulturelle Öff nung der Verwaltung ist kein Randthema und wird in 
den Kommunen verstärkt aufgegriff en. Nahezu alle Leistungen einer 
Stadtverwaltung werden von ausländischen Mitbürgern in gleicher 
Weise nachgefragt wie von deutschen Bürgern. Vor dem Hintergrund 
des Organisationsprinzips der Bürgerorientierung ist dieser Tatsache 
Rechnung zu tragen.
Die Kommune als Dienstleister
Das Organisationsprinzip der Bürgerorientierung hat sich im Zu-
sammenhang mit der Verwaltungsmodernisierung in den vergan-
genen zehn Jahren nahezu in allen Stadtverwaltungen durchgesetzt. 
Dieses Organisationsprinzip betrachtet die Verwaltung grundsätzlich 
zunächst aus der Sicht des Bürgers. 
Um den ausländischen Einwohnerinnen und Einwohnern den 
Zugang zur Stadtverwaltung zu erleichtern, kann es durchaus sinn-
voll sein, über fremdsprachige Handzettel und Internetauftritte sowie 
Informationstafeln im Bürgeramt auf die wichtigsten Verwaltungs-
leistungen hinzuweisen. Jedoch ist zu beachten, dass damit mögli-
cherweise ein weiterer Lebensbereich für Migrantinnen und Migran-
ten geschaff en wird, in dem sie zurechtkommen, ohne die deutsche 
Sprache beherrschen zu müssen. Die Existenz von Parallelwelten in 
der Stadt würde damit gefördert werden. Der unmittelbare Kontakt 
mit dem Verwaltungsmitarbeiter sollte insofern grundsätzlich in der 
deutschen Amtssprache erfolgen. 
In den Städten hat es sich als besonders wichtig erwiesen, die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im Bürgeramt durch Informationsver-
anstaltungen und Verhaltenstrainings auf den Umgang mit ausländi-
schen Bürgern vorzubereiten, sie zu sensibilisieren und regelmäßig 
fortzubilden. Zudem gelingt es den Stadtverwaltungen vielfach, im 
Rahmen von besonderen Veranstaltungen, wie zum Beispiel einem 
Tag der off enen Tür des Bürgeramtes, im Rahmen einer Woche des 
ausländischen Bürgers oder durch Informationsveranstaltungen bei 
ausländischen Bürgervereinen, mit den Migrantinnen und Migran-
ten in Kontakt zu treten. Bedeutsam und hilfreich ist daneben der 
enge Kontakte zu den Ausländerbeiräten. Die in einigen Städten 
eingeführte Feier zur Einbürgerung wird ebenfalls sehr positiv an-
genommen.
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Die Kommune als Arbeitgeber
Veränderungsprozesse zur interkulturellen Öff nung der Verwaltung 
können ohne kompetente Mitarbeiter jedoch nicht erfolgreich gestal-
tet werden. In vielen Städten existieren bereits gezielte Strategien zur 
Umsetzung von interkultureller Qualifi zierung und Orientierung in 
allen Bereichen der Verwaltung. Die Maßnahmen, die von den meis-
ten Kommunen in diesem Bereich angeboten werden, konzentrieren 
sich auf Fortbildungen zur Sensibilisierung der Mitarbeiter insbeson-
dere in publikumsintensiven Bereichen, wie zum Beispiel Ausländer-
behörde, Sozial- oder Bürgeramt. Die Fortbildungsangebote reichen 
dabei von Sprachkursen und der Vermittlung von länder- und kul-
turspezifi schen Informationen bis hin zu Seminaren zur Refl exion 
eigener Norm- und Wertvorstellungen sowie zur Sensibilisierung für 
den Umgang mit interkultureller Vielfalt. 
Neben der interkulturellen Qualifi zierung der vorhandenen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter stellt die verstärkte Beschäftigung von 
qualifi zierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Migrations-
hintergrund den zweiten wichtigen Baustein zur interkulturellen 
Öff nung der Verwaltung dar. Zudem werden junge Menschen mit 
Migrationshintergrund in ihrer Ausbildung bei der Kommune gezielt 
gefördert. Eine heterogen zusammengesetzte Belegschaft kann sich 
besser auf die Anliegen und Anforderungen der verschiedenen Kun-
den einstellen. Allerdings ist der Anteil von Mitarbeitern mit Migra-
tionshintergrund in den Kommunalverwaltungen gegenwärtig eher 
gering. In vielen Städten hat man sich zum Ziel gesetzt, den Anteil 
von Menschen mit Migrationshintergrund in der Belegschaft stetig 
zu erhöhen.
Information und Kommunikation
Schließlich ist als eines der weiteren, nicht abschließend dargestell-
ten Handlungsfelder städtischer Integrationspolitik die Presse- und 
Öff entlichkeitsarbeit zu nennen. Städtische Integrationspolitik sollte 
stets von einer aktiven Presse- und Öff entlichkeitsarbeit begleitet und 
unterstützt werden. Zum einen kann über die Presse- und Öff entlich-
keitsarbeit deutlich gemacht werden, dass die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund eine wichtige Aufgabe der Städte 
ist, die sowohl im Interesse der einheimischen als auch der zuge-
wanderten Bewohnerinnen und Bewohner der Städte liegt. Darüber 
hinaus sollten die vielfältigen Initiativen der Städte für eine bessere 
Integration, aber auch die Beiträge zum Beispiel von Vereinen, Ver-
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bänden, Einzelpersonen oder Unternehmen zu einer gelingenden 
Integration öff entlich dargestellt werden. Solche Veröff entlichungen 
würdigen einerseits das Engagement Einzelner. Andererseits kön-
nen sie weitere Akteure dazu ermutigen, sich selbst stärker für eine 
gelungene Integration zu engagieren. Zudem kann die Presse- und 
Öff entlichkeitsarbeit etwa durch Veranstaltungen zum Thema Integ-
ration, wie Bürgerforen, Fachtagungen und Diskussionsveranstaltun-
gen, Migrationskonferenzen, Stadtteildiskussionen, oder durch Hin-
weise auf und Berichte über solche Veranstaltungen dazu beitragen, 
den Dialog zwischen den unterschiedlichen Gruppen der Stadtgesell-
schaft zu fördern, Vorurteile zwischen diesen Gruppen abzubauen 
sowie Off enheit und Toleranz in den Städten zu stärken. 
Städtische Presse- und Öff entlichkeitsarbeit kann sich aber nicht 
darauf beschränken, über Integration zu berichten. Sie ist selbst ein 
wichtiges Instrument für eine bessere Integration. Die Information 
der Einwohnerinnen und Einwohner mit Migrationshintergrund über 
städtisches Handeln und städtische Angebote ist eine Aufgabe von 
wachsender Bedeutung. Information kann zur Integration beitragen, 
indem sie die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erleichtert. Geeig-
nete Formen der Kommunikation zwischen Stadtverwaltungen und 
Menschen der unterschiedlichsten Nationalitäten in der Stadt sind des-
halb ebenso unabdingbar wie zielgruppen- und lebenslagengerechte 
Informationen für Menschen mit Migrationshintergrund. Dabei kann 
es in Städten, in denen große Gruppen von Migrantinnen und Mig-
ranten leben, durchaus sinnvoll sein, diesen spezielle Informationsan-
gebote in ihrer Muttersprache zu machen, verstärkt Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit entsprechenden Fremdsprachenkenntnissen ein-
zusetzen, Multiplikatoren innerhalb der einzelnen Migrantengruppen 
zu suchen oder die städtische Presse- und Öff entlichkeitsarbeit gezielt 
auch an fremdsprachige Medien und die fremdsprachige »Teil-Öff ent-
lichkeit« zu richten. Dabei sollte aber, wie bereits festgestellt, das Ziel 
einer ausreichenden Sprachkompetenz von Migrantinnen und Mig-
ranten als Basis für Integration nicht aufgegeben werden. 
3.5 Bürgerschaftliches Engagement und Partizipation
Eine wichtige Voraussetzung für gelingende Integration in unserer 
Gesellschaft ist, dass sich zugewanderte Menschen mit dem Gemein-
wesen identifi zieren. Dies wird maßgeblich davon beeinfl usst, wie 
stark Menschen mit Migrationshintergrund an der Gestaltung die-
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ses Gemeinwesens mitwirken können. Vor diesem Hintergrund ist 
es eine wichtige Aufgabe der Kommunen, sich für eine Stärkung des 
bürgerschaftlichen Engagements von Migrantinnen und Migranten 
einzusetzen. Zwischen bürgerschaftlichem Engagement und sozia-
ler Integration besteht ein enger Zusammenhang. Migrantinnen und 
Migranten, die sich ehrenamtlich engagieren, sind sozial eingebun-
den, haben bessere Integrationsmöglichkeiten und größere Chancen 
in der Gesellschaft. Allerdings scheitern das Engagement oder die 
Mitgliedschaft in Vereinen oder anderen Organisationen oft daran, 
dass Migrantinnen und Migranten die Angebote nicht kennen oder 
deutsche Vereine als »geschlossen« wahrnehmen. Hier Abhilfe zu 
schaff en und Migrantinnen und Migranten dabei zu unterstützen, 
sich in Vereinen und Organisationen zu engagieren, ist ein wichti-
ges Handlungsfeld für die Kommunen. Dies haben zahlreiche Kom-
munen in den vergangenen Jahren erkannt und Projekte entwickelt, 
die interessierten Migrantinnen und Migranten mehr Unterstützung 
durch Information und Beratung zu den Möglichkeiten freiwilligen 
Engagements geben sollen.
Darüber hinaus erfüllen die Selbstorganisationen von Migran-
tinnen und Migranten eine wichtige Funktion im Zusammenhang 
mit der Identitätsbildung, der Wahrnehmung von Rechten, sozialer 
Unterstützung oder Verbindungen zur Aufnahmegesellschaft. Ein 
gutes Beispiel für die positive Wirkung von solchen Organisationen 
sind verschiedene Elternvereine mit ethnischem Hintergrund, die 
sich in erster Linie um den Schulerfolg der Kinder bemühen und sich 
eng mit Lehrern und anderen Eltern vernetzt haben. Demgegenüber 
weisen Migranten-Organisationen, die sich vornehmlich mit der poli-
tischen oder religiösen Situation in ihren Herkunftsländern befassen, 
oft erhebliche Integrationsdefi zite auf.
Schließlich kann auch die politische Partizipation in den Kommu-
nen die Identifi kation von Migrantinnen und Migranten mit ihrem 
Lebensumfeld erhöhen und damit integrationsfördernd wirken. 
Während Bürgerinnen und Bürger aus den EU-Staaten seit 1992 das 
aktive und passive Kommunalwahlrecht innehaben, sind Menschen 
aus Nicht-EU-Staaten auf kommunaler Ebene weder aktiv noch pas-
siv wahlberechtigt. Die Einführung eines kommunalen Wahlrechts 
für Nicht-EU-Ausländer ist jedoch durchaus umstritten. Befürworter 
argumentieren, dass die Möglichkeit der politischen Mitgestaltung 
integrationsfördernde Wirkung entfalte. Gegner eines solchen Wahl-
rechts verweisen auf unüberwindbare verfassungsrechtliche Hürden. 
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Sie vertreten darüber hinaus die Ansicht, das Wahlrecht dürfe erst am 
Ende eines erfolgreichen Integrationsprozesses stehen und müsse an 
den Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft geknüpft werden. 
Aber auch unterhalb eines kommunalen Wahlrechts gibt es ver-
schiedene Möglichkeiten, Menschen mit Migrationshintergrund eine 
politische Partizipation in ihrer Kommune zu ermöglichen. Beispiele 
dafür sind die bereits vor 30 Jahren eingerichteten Ausländerbeiräte 
und Integrationsbeiräte oder Netzwerke, in denen sich Migrantinnen 
und Migranten engagieren können. 
4.  DER BEITR AG DER STÄDTE ZUM
NATIONALEN INTEGR ATIONSPL AN
Weil die Auswirkungen von Migration und unzureichend gelungener 
Integration zuerst und vor allem auf der kommunalen Ebene stattfi n-
den, betont der Deutsche Städtetag seit langem, Integration als eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe wahrzunehmen. Jede Ebene unse-
res Gemeinwesens – Bund, Länder und Kommunen – hat bestimmte 
Zuständigkeiten und verfügt über spezifi sche Kompetenzen, um zu 
einer gelingenden Integration beizutragen. Bund und Länder können 
und müssen mit ihren Dienstleistungen und ihrer Regelungskom-
petenz die Bedingungen und die Voraussetzungen des Zusammen-
lebens in den Städten schaff en und verstärken.
Wie bereits dargestellt, setzen sich die Städte seit Jahrzehnten mit 
den Folgen von Zuwanderung auseinander und bemühen sich um 
eine gelingende Integration vor Ort. Hingegen wurde auf Landes- 
oder Bundesebene lange Zeit in anderen Sphären diskutiert. Auf der 
einen Seite hielt sich lange und hartnäckig die Nicht-Einwanderungs-
land-Doktrin. Diese besagte im Wesentlichen, dass keine Einwande-
rer nach Deutschland gekommen sind, sondern nur »Gastarbeiter«, 
die irgendwann wieder in ihre Heimatländer zurückkehren würden. 
Eine wirkungsvolle Integrationspolitik wurde nicht für notwendig ge-
halten oder sogar als Hindernis für eine spätere Rückkehr angesehen. 
Hierbei wurde jedoch verkannt, dass Millionen Menschen eben nicht 
nur vorübergehend als Gäste in Deutschland leben wollten, sondern 
dass sie sich dauerhaft in Deutschland ansiedeln würden.
Ein weiterer Trugschluss im Hinblick auf den Umgang mit so-
genannten Gastarbeitern respektive Zuwanderern bestand darin zu 
glauben und zu behaupten, mit Zuwanderung seien nicht auch Prob-
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leme verbunden, sondern sie bedeute immer und überall grundsätz-
lich eine kulturelle Bereicherung. Dass dies zumindest von denjeni-
gen Einheimischen und auch von denjenigen Zuwanderern, die die 
jeweils andere Gruppe vornehmlich als vermeintliche Konkurrenten 
etwa um Arbeitsplätze oder Wohnraum wahrnahmen, ganz anders 
erlebt wurde, kam in dieser sehr positiven Sichtweise auf das Phäno-
men der Zuwanderung nicht vor.
Letztlich haben diese beiden sehr vereinfachten Sichtweisen auf 
Zuwanderung und Integration über Jahrzehnte hinweg verhindert, 
dass sich die Politik auf Ebene von Bund und Ländern den mit der Zu-
wanderung verbundenen Herausforderungen pragmatisch genähert 
hat. In den vergangenen Jahren ist hier glücklicherweise jedoch ein 
Umdenken erfolgt. So sind in dem im Jahr 2005 in Kraft getretenen 
Zuwanderungsgesetz bundesweit erstmals Maßnahmen zur Integra-
tionsförderung festgeschrieben worden. Darüber hinaus haben die 
Bemühungen um eine bessere Integration und eine entsprechende 
Zusammenarbeit aller Ebenen aber vor allem durch den ersten Integ-
rationsgipfel bei der Bundeskanzlerin einen kräftigen Schub erhalten. 
Auf diesem Gipfel wurde im Juli 2006 die Erarbeitung eines »Natio-
nalen Integrationsplans« vereinbart. Dieser im Jahr 2007 vorgelegte 
Nationale Integrationsplan wird derzeit umgesetzt. Besonders positiv 
an diesem Prozess ist aus Sicht des Deutschen Städtetages, dass am 
Nationalen Integrationsplan und dessen Umsetzung nicht nur Bund, 
Länder und Kommunen gemeinsam arbeiten, sondern auch zahlrei-
che Migrantenorganisationen beteiligt sind. Für die kommunale Seite 
hat sich die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, 
in der sich der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag und 
der Deutsche Städte- und Gemeindebund zusammengeschlossen ha-
ben, im Rahmen des Nationalen Integrationsplans dazu verpfl ichtet, 
die kommunalen Integrationsprozesse weiter zu befördern und zu 
stärken. Konkret sollen den Kommunen Anregungen und Informa-
tionen, zum Beispiel durch Erfahrungsaustausch und Best Practices, 
geliefert werden; sie sollen mit Empfehlungen unterstützt und so in 
ihren Integrationsbemühungen begleitet werden. Weiterhin sollen 
die kommunalen Spitzenverbände als Sprachrohr den auf kommu-
naler Ebene erkannten Änderungsbedarf gegenüber Bund und Län-
dern kommunizieren. Zwar bilden diese Selbstverpfl ichtungen im 
Wesentlichen das ab, was in vielen Städten schon seit Jahren prak-
tiziert wird. Dennoch wird der Nationale Integrationsplan dazu bei-
tragen, dass der Integration von Zuwanderern in unserer Gesellschaft 
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künftig auf allen Ebenen die Bedeutung beigemessen wird, die dieses 
Thema verdient.
5.  PROBLEME UND PERSPEK TIVEN –
ABSCHLIESSENDE BEMERKUNGEN
Trotz massiver Anstrengungen und Ausgabensteigerungen in der 
kommunalen Sozialpolitik, trotz zweistelligen Milliardeninvestitio-
nen in den Ausbau der Tagesbetreuung von Kindern im vorschuli-
schen Alter, trotz einer Intensivierung der Integrationspolitik in vie-
len Städten schon seit längerer Zeit, in den letzten Jahren aber auch 
vermehrt durch die Bundespolitik und durch die Länder und trotz der 
Formulierung des Nationalen Integrationsplans sind viele Befunde 
über die Integrations-Entwicklungen bei weitem nicht positiv. 
So zeigt beispielsweise die 15. Shell-Jugendstudie eine leicht zu-
nehmend kritische bis ablehnende Haltung der Jugendlichen in 
Deutschland gegenüber dem Zuzug von Migranten. Der Datenreport 
2008 der Bundeszentrale für politische Bildung mit dem Titel »Ein 
Sozialbericht für die BRD« verdeutlicht hinsichtlich der Akzeptanz 
von Türken als Nachbarn eher negative Trends. 
Auf der anderen Seite stehen Befunde, dass unter den jungen 
Muslimen in Deutschland eine geringere Bereitschaft zur Identifi -
kation mit Deutschland besteht als unter den älteren Generationen. 
Diese Trends geben Fragen auf.
Im Abschnitt 1 war davon die Rede, dass Integration kein poli-
tischer Maßnahmenkatalog sondern ein gesellschaftlicher Entwick-
lungsprozess ist. Mit diesem Entwicklungs- oder Veränderungspro-
zess müssen die Menschen umzugehen lernen; sie können diesen 
Prozess kritisch, in der Haltung des Ängstlichen, teilnahmslos, to-
lerant beobachtend oder in der Haltung, mitgestalten zu wollen, be-
gleiten. In jedem Fall aber wird die notwendige Auseinandersetzung 
mit diesen Veränderungsprozessen zu der Anforderung führen, eige-
ne Einstellungen und Fragen eines funktionierenden Zusammen-
lebens aller verschiedenen Kulturen, Religionen und Lebensweisen 
neu zu bestimmen. Dies gilt für alle, also für die schon immer Deut-
schen, für neuerdings Deutsche mit Migrationshintergrund und für 
in Deutschland lebende Ausländer. Die Politik kann und muss diese 
Entwicklung der gesellschaftlichen Eigenkräfte und der Eigeninitiati-
HERAUSFORDERUNGEN KOMMUNALER INTEGRATIONSPOLITIK 185
ven zur Integration fördern und unterstützen, sie kann sie aber nicht 
ersetzen.
Dazu einige Anmerkungen zum Verhältnis individueller Einstel-
lungen und organisierter zivilgesellschaftlicher Initiativen: Die all-
täglichen Einstellungen und Begegnungen zwischen Einheimischen 
und Migranten sind für diese Veränderungsprozesse wichtig, aber of-
fensichtlich alleine nicht hinreichend. Sie sind schon alleine deshalb 
nicht hinreichend, weil viele Menschen solche Begegnungen nicht 
haben, sie nicht suchen oder sie gar gezielt vermeiden. Deswegen 
und auch wegen der sozialen und kulturellen Komplexität des Zu-
sammenlebens von Menschen aus verschiedenen Kulturen und mit 
unterschiedlicher Religionszugehörigkeit funktioniert der Verände-
rungsprozess nicht ohne organisierte und qualifi zierte zivilgesell-
schaftliche Initiativen. Diese entstehen und entwickeln sich erfreuli-
cherweise in vielfältigster Erscheinungsformen; aber dennoch gewiss 
noch nicht hinreichend. 
Der Freiwilligensurvey 2004 zeigt, dass sich Migranten insge-
samt zu einem Anteil von 25 Prozent freiwillig engagieren. Die En-
gagementquote bei türkischstämmigen Migranten liegt dagegen bei 
10 – 12 %. Darunter ist der Anteil derer überdurchschnittlich groß, die 
sich mit religiösen und politischen Entwicklungen ihres Heimatlan-
des befassen und eher große Integrationsdefi zite aufweisen. 
Die off ene Begegnung und ihre ausdrückliche Förderung gerade 
im Verhältnis von Muslimen und Nicht-Muslimen im Allgemeinen 
und von Gläubigen und säkular lebenden Menschen im Besonderen 
erscheint als nicht ausreichend. 
So muss gefragt werden, wie solche off enen Begegnungen und 
ihre ausdrückliche Pfl ege politisch gefördert werden können. Damit 
Menschen sich aktiv um Themen kümmern, die sie mit Sorge und 
Unsicherheit und mit Orientierungsproblemen verbinden, brau-
chen sie eine Politik, die sich dieser Themen vertrauenserweckend 
und glaubwürdig annimmt. Akzeptanz, Glaubwürdigkeit und Ver-
trauenswürdigkeit sind der wichtigste Beitrag, den die Politik zur Er-
mutigung und Förderung der gesellschaftlichen Eigenkräfte und der 
Eigeninitiativen leisten kann. Mein Eindruck ist, dass die Mehrheit 
der politischen Kräfte in unserem Land in dieser Hinsicht auf einem 
sehr gutem Weg ist. Aber es gibt in diesem Verhältnis von politischer 
Vertrauensbildung und zivilgesellschaftlicher Ermutigung auch Pro-
bleme, die auch in den Städten beobachtbar, erlebbar sind. 
STEPHAN ARTICUS186
Erstens wirken die Folgen der lang währenden Doktrin, Deutsch-
land sei kein Einwanderungs- und damit auch kein Integrationsland, 
noch immer nach; sie sind noch nicht gänzlich abgearbeitet. Ein Bei-
spiel dafür ist die Sicherung der off ensichtlich notwendigen sprach-
lichen Sonderfördermaßnahmen für viele Kinder mit Migrationshin-
tergrund. 
Zweitens gibt es massive Finanzierungs- und Effi  zienzprobleme 
in den föderal organisierten Systemen öff entlicher Dienstleistun-
gen. Diese Effi  zienzprobleme sind insbesondere in den Politik- und 
Dienstleistungsbereichen besonders groß, in denen vielfältige Instru-
mente, Leistungen und Hilfen von Bund, Ländern und Kommunen 
zusammenwirken. Hierzu gehören soziale Hilfen, Arbeitsförderung, 
Bildung und beispielsweise Prävention und Abwehrmaßnahmen 
gegen extremistische Gefährdungen Jugendlicher. 
Ein drittes Problem kann mit der Vermutung beschrieben wer-
den, dass ein politischer und gesellschaftlicher Grundkonsens über 
eine gute und akzeptierte Sozialpolitik, über den Umgang mit sozia-
len Notlagen oder über eine gerechte Gesellschaftsordnung derzeit 
in Deutschland nicht gegeben ist. Immer größeren Aufwendungen 
für soziale Stützmaßnahmen im Zuge der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe stehen off ensichtlich wachsende Prob-
leme der sozialen Exklusion gegenüber. Dieser off enkundige Wider-
spruch lässt sich bildhaft auf folgende kurze Formel bringen: mate-
rielle Hilfe ja, Anerkennung nein.
Das Thema der Integration steckt also bei mittlerweile sehr hoher 
politischer Aufmerksamkeit noch voller Probleme und Entwicklungs-
möglichkeiten. Aber wir haben in vielerlei Hinsicht gute, ja beste 
Voraussetzungen – vor allem weil wir eine krisenfest freiheitliche, 
demokratische Gesellschaft sind. Deswegen würde ich persönlich 
das Thema Integration keineswegs, wie mancher es tut, als ein Prob-
lemthema ansehen und bezeichnen, sondern eher umgekehrt als ein 
ziemlich großartiges demokratisches Entwicklungsprojekt. 
Soziale, ethnische und demografische 
Segregation in Nordrhein-Westfalen
Christian Meyer
Der sozioökonomische und demografische Wandel beeinflussen gegenwär-
tig und in absehbarer Zukunft gravierend die Entwicklung der Städte und 
Stadtregionen. Quartiere entwickeln sich unter immer schneller verändern-
den wir tschaftlichen, sozialen, demografischen, kulturellen und politischen 
Rahmenbedingungen – allerdings in unterschiedlichen Geschwindigkeiten. 
In dieser Situation könnte segregier te Armut in der Stadt dazu führen, dass 
bestimmte Teilbereiche der Stadt dauerhaft von positiven Entwicklungen 
abgehängt werden indem technische, städtebauliche und architektonische 
Weiterentwicklung anderswo stattfindet. Das Resultat wäre eine verstetigte 
Segregation mit der Gefahr, bestimmte Bevölkerungsgruppen von der ge-
sellschaftlichen Teilnahme dauerhaft auszugrenzen. 
1. GRUNDLEGENDE PROZESSE DER STADTENT WICKLUNG
Segregation und Stadtentwicklung
Segregation ist sowohl als Prozess als auch als (statisches) Merkmal 
zu verstehen: Während das Merkmal »Segregation« eine bezogen auf 
den Raum ungleichmäßige Verteilung von Bevölkerungsgruppen 
meint, wobei sowohl ein einzelnes als auch mehrere segregierende 
Merkmale für die Verteilung eine Rolle spielen können, beschreibt 
»Segregation« als Prozess den Vorgang und die Stadien der Entmi-
schung von Bevölkerungsgruppen und das Entstehen von mehr oder 
weniger homogenen Nachbarschaften, die zum Teil mit dem Vorhan-
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densein von natural areas (»natürlich begrenzte Teilräumen« nach 
der sog. Chicagoer Schule (Friedrichs 1995) korrelieren.
Das Resultat einer starken Segregation ist die Ausbildung charak-
teristischer Stadtviertel, deren typische Eigenschaften das »Image« 
zusammenfasst, was allgemein bekannt ist. Als Beispiele seien hier 
genannt: Essen Bredeney und Katernberg, Köln Hahnwald und Chor-
weiler sowie das Kreuzviertel und die Nordstadt in Dortmund. Die 
Aufzählung von genau diesen Stadtteilen (mit entweder positivem 
oder negativem Image) weist bereits darauf hin, dass off enbar zwei 
grundverschiedene Segregationsprozesse unterschieden werden 
müssen: Die freiwillig angestrebte (aktive) und die durch Diskrimi-
nierung oder andere Restriktionen erzwungene (passive) Segregation. 
Es können drei verschiedene Formen der residentiellen Segregation 
mit unterschiedlichen räumlichen Ausprägungen, die sich jeweils 
überlagern können, unterschieden werden:
die soziale Segregation (nach dem sozialen Status), • 
die ethnisch (religiöse) Segregation (nach der Herkunft) und die • 
demografi sche Segregation (nach Alter bzw. Lebenszyklusphase). • 
Demografischer Wandel und Stadtentwicklung
Der demografi sche Wandel als zusammengefasstes Phänomen von 
demografi scher Entwicklung und sozialem Wandel ist eine der gro-
ßen gesellschaftlichen Herausforderungen für unsere Regionen und 
Städte. Der demografi sche Wandel ist ein mittlerweile von Wissen-
schaft und Medien weitreichend diskutiertes Phänomen. 
Die Abnahme der Geburtenraten und eine zunehmende Lebens-
erwartung bei gleichzeitiger Zuwanderung aus dem Ausland sind 
drei wesentliche Faktoren des demografi schen Wandels, der laut 
vorliegenden Prognosen weiter anhalten und aller Voraussicht nach 
nicht umkehrbar, allenfalls abzuschwächen sein wird. Wanderungen 
zwischen einzelnen Bundesländern oder Städten führen zu regional 
unterschiedlichen Entwicklungen. Dadurch werden die niedrigen 
Geburtenraten mancherorts ausgeglichen und in Regionen mit Be-
völkerungsverlusten verschärft sich durch Abwanderung und negati-
ve natürliche Bevölkerungsentwicklung der demografi sche Schrump-
fungs- und Alterungsprozess entsprechend drastisch. 
Die räumliche Betrachtung des demografi schen Wandels lässt 
demnach eine Gleichzeitigkeit von Wachstum und Schrumpfung 
erkennen. Diese zeigt sich innerhalb Nordrhein-Westfalens z.B. in 
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Form des wachsenden Münsterlandes oder Rheinlands auf der einen 
Seite und schrumpfenden Teilen des Ruhrgebiets oder Südwestfa-
lens auf der anderen Seite. Ähnliches ist auch kleinräumig innerhalb 
einzelner Städte zu beobachten: beispielsweise verlieren im bevölke-
rungsmäßig stagnierenden Dortmund benachteiligte innerstädtische 
Viertel Bevölkerung, während randstädtische Stadtteile weiterhin Zu-
wächse verzeichnen können. 
Bezogen auf ihre demografi sche Entwicklung, ergeben sich für 
Städte und Regionen unterschiedliche Ausgangspositionen und Ver-
läufe: Auf der einen Seite kann die Abwanderung von Bevölkerung 
auf einen zu bewältigenden Strukturwandel (städtisch) oder eine 
peripherer Lage (ländlich) zurückgehen. Aufgrund selektiver Abwan-
derung von insbesondere Jüngeren und Qualifi zierten resultiert ein 
gesellschaftlicher Alterungsprozess, ebenso kann Fachkräftemangel 
entstehen. Wirtschaftliche Dynamik führt auf der anderen Seite nach 
wie vor in prosperierenden Regionen zu Bevölkerungszuwächsen 
und einer im Landesvergleich jüngeren Bevölkerungsstruktur. Durch 
Suburbanisierungsprozesse kann auch das Umland profi tieren. De-
mografi sche Veränderungen sind dort nur wenig spürbar, und wenn, 
nur mit Verzögerung zu erwarten. 
Die gesellschaftliche Internationalisierung fi ndet sich vor allem 
im (groß)städtischen Raum. Dort sind es vor allem Wohnquartiere 
mit einfacher Wohnqualität, wie ehemalige Arbeiterstadtteile, Ge-
schosswohnungsbau der 1950er und 1960er Jahre oder (Groß)Wohn-
siedlungen der 1970er Jahre, in denen wachsende Anteile von Be-
völkerung mit Migrationshintergrund feststellbar sind. Kleinräumig 
bilden Migranten in machen Quartieren schon die Bevölkerungs-
mehrheit. Gesicherte statistische Aussagen und Analysen zur Mig-
ration sind aber aufgrund einer schwindenden Datenbasis aufgrund 
des neuen Staatsbürgerrechts immer weniger möglich. Aber nicht 
nur im städtischen Raum fi nden wir Migration, im ländlichen Raum 
kommt die Aussiedlerproblematik zum Tragen, die sich statistisch 
kaum abbilden lässt.
Im Ergebnis wirken die Wanderungen der Bevölkerung (oder 
»die Abstimmung mit dem Möbelwagen«) verschärfend oder aus-
gleichend auf die demografi schen Entwicklungen. Aktuell sind Alte-
rung und Bevölkerungsabnahme vor allem in den Städten des Ruhr-
gebiets zu konstatieren, während das Rheinland oder Ostwestfalen 
Bevölkerungszuwächse und eine momentan insgesamt junge Bevöl-
kerungsstruktur aufweisen. Allerdings zeigen die verschiedenen Be-
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völkerungsprognosen der letzten Jahre auch, dass der demografi sche 
Wandel keinen festgelegten Bahnen folgt1 und die Stadt-, Regional- 
und Landesplanung kaum Instrumente und Einfl ussmöglichkeiten 
zur Gestaltung demografi scher Prozesse haben. 
Schrumpfende Städte
In schrumpfenden Städten kommen zwei Prozesse zum Tragen, die 
sich wechselseitig beeinfl ussen: der Verlust von Einwohnern (der 
durch den demografi schen Wandel verursacht sein kann) und eine 
vergleichsweise ungünstige wirtschaftliche Entwicklung (Tenz/Lang 
2003: 130). Beide Prozesse haben erstens fi nanzielle Auswirkungen 
für die Städte und haben zweitens zur Folge, dass die baulich physi-
sche Gestalt der Städte einem verminderten Bedarf angepasst werden 
muss. Finanzielle Auswirkungen ergeben sich beispielsweise durch 
sinkende Gewerbesteuereinnahmen und Kaufkraft oder durch stei-
gende Erwerbslosigkeit und höhere Sozialausgaben. Auch Bezogen 
auf die Einwohnerverluste ergeben sich Mindereinnahmen, z.B. 
durch eine sinkende Einkommensteuer, geringere Einnahmen für 
die Benutzung von Infrastrukturen (denen kaum reduzierbare Fix-
kosten gegenüberstehen) oder reduzierte Schlüsselzuweisungen. 
Räumliche bzw. städtebauliche Konsequenzen ergeben sich beispiels-
weise durch ein Überangebot an Wohnungen, unterausgelasteten 
Infrastrukturen, wie Kindergärten und Schulen oder brachfallenden 
Industrie- oder Einzelhandelsfl ächen. Handelt es sich um besonders 
wichtige Flächen (etwa im Zentrum) oder übersteigt der Wohnungs-
leerstand ein gewisses Maß, muss die öff entliche Hand z.B. mit 
Rückbau (Bsp. Stadtumbau Ost in den neuen Bundesländern) oder 
Umnutzung (Bsp. Brachfl ächenreaktivierung Grundstücksfonds 
NRW) eingreifen. Maßgeblich für die aus Schrumpfungsprozessen 
folgenden Veränderungen für die Stadtentwicklung ist jedoch die In-
tensität der Prozesse. Besteht beispielsweise eine negative wirtschaft-
liche Entwicklung, kann durch den Fortzug gut ausgebildeter mobiler 
Bevölkerungsschichten ein sich selbst verstärkender Prozess entste-
hen: durch Kaufkraftverluste gehen weitere Arbeitsplätze verloren, 
die den Wegzug weiterer Bevölkerung in Gebiete mit Arbeitskräfte-
1 | Für Dortmund wurde im Jahr 2001 noch eine stark sinkende Bevölke-
rungsentwicklung prognostizier t. Die Prognose aus dem Jahr 2004 ging von 
einer leicht steigenden Bevölkerungszahl aus. 
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bedarf nach sich zieht. Solche Teufelskreise zu durchbrechen, ist die 
Aufgabe von Stadterneuerung und Stadtumbau. 
Sozialräumliche Polarisierung in schrumpfenden Städten 
Die Entwicklung der Städte in NRW ist über lange Zeiträume durch 
starke Bevölkerungszuwächse geprägt worden. Entsprechend standen 
die Bewältigung des städtischen Wachstums und der daraus entste-
henden Probleme lange Zeit im Fokus stadtplanerischen Handelns. 
Die Entwicklung der Städte gestaltet sich inzwischen heterogener 
und diff erenzierter. 
Der demografi sche Wandel hat vielerorts in NRW die Bevölke-
rungsentwicklung gebremst und teilweise sogar umgekehrt. Dies 
stellt die Stadtentwicklung und Wohnungswirtschaft vor neue Her-
ausforderungen. Hatte noch zu Beginn der 1990er-Jahre die Wohn-
raumversorgung erste Priorität, ist in vielen Städten heute eine quan-
titativ ausreichende Wohnungsversorgung vorhanden, die z.T. den 
Bedarf übersteigt. Vor dem Hintergrund vielerorts entspannter Woh-
nungsmärkte rücken die qualitative Wohnraumversorgung und die 
qualitative Entwicklung von Stadtquartieren mehr und mehr in den 
Fokus planerischen und wohnungswirtschaftlichen Handels. Wäh-
rend in wachsenden Städten Segregationsprozesse durch die ange-
spannte Lage auf dem Wohnungsmarkt über Verdrängung erfolgen, 
lässt sich in schrumpfenden Städten eine zunehmende Polarisierung 
der Bevölkerung nach der sozialen Lage durch eine gänzlich andere 
Entwicklung feststellen (ILS NRW/ZEFIR 2006). In schrumpfenden 
Städten wird die räumliche Segregation bzw. soziale Polarisierung 
durch selektive Wanderungen verstärkt: Zum einen durch die sozial 
selektive Abwanderung aus der Kernstadt in die Umlandregionen und 
zum anderen durch sozial selektive Binnenwanderungen innerhalb 
der Städte. In schrumpfenden Städten gewinnen Segregationspro-
zesse aufgrund der entspannten Wohnungsmarktlage an Dynamik: 
Eine erhöhte Wohnungsleerstandsquote und sinkende oder stagnie-
rende Mieten begünstigen eine stärkere Fluktuation innerhalb der 
Stadt, da Haushalte mit ausreichendem Einkommen auch ohne gro-
ßen fi nanziellen Mehraufwand und Zeitaufwand ihre Wohnsituation 
durch einen innerstädtischen Umzug verbessern können (ILS NRW/
ZEFIR 2006). Durch einen sich selbst verstärkenden Prozess nimmt 
so die Polarisierung innerhalb der Stadt zu. Benachteiligte Quartiere 
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drohen so noch stärker zu Orten sozialer Exklusion und damit auch 
wiederum zur Ursache erneuter Benachteiligung zu werden. 
2. SEGREGATION IN NORDRHEIN-WESTFALEN
Segregation ist städtisch. Die Entstehung sozialstrukturell, demo-
grafi sch und ethnisch relativ homogener kleinräumiger Siedlungsbe-
reiche ist ein Charakteristikum städtischer Lebensverhältnisse. Das 
gilt auch für die Städte in NRW. Neu an der gegenwärtigen Bevöl-
kerungsentwicklung in den Städten ist Segregation bei schrumpfen-
der Bevölkerung (s.o.). Auch Bevölkerungsrückgang ist mittlerweile 
weitgehend städtisch. Diese Entwicklung beobachten wir bereits seit 
den 1970er Jahren. Indem die großen Städte in diesem Zeitraum an 
Bevölkerung verloren haben, sind sie aber zugleich auch gewachsen, 
denn sie haben sich in einem Prozess der Suburbanisierung in ihr 
Umland ausgedehnt. Für das Ruhrgebiet wurden diese Entwicklun-
gen von Klemmer (2001) und Strohmeier/Kersting (2002) beschrie-
ben. Vor allem Familien der Mittelschicht haben in den letzten Jahren 
die Städte verlassen. Wir beobachten in den Städten und im Verhält-
nis der Städte zu ihrem Umland die regionale und kleinräumige Ent-
mischung einer schrumpfenden einheimischen Bevölkerung. Diese 
Entwicklung ist seit der zweiten Hälfte der 1980er Jahre überlagert 
worden durch Wanderungsgewinne aus dem Ausland. Die Zuwan-
derung ging vor allem in die schrumpfenden Städte. Außenwande-
rungsgewinne und die vergleichsweise hohen Geburtenzahlen der 
Migranten haben bis zum Ende des Jahrhunderts die Bevölkerungs-
verluste der Städte gebremst. 
Die folgenden Ausführungen beziehen sich vor allem auf das 
Gutachten »Sozialraumanalyse. Soziale, ethnische und demografi -
sche Segregation in den nordrhein-westfälischen Städten.«, das vom 
Institut für Landes und Stadtentwicklungsforschung und Bauwesen 
(ILS NRW) gemeinsam mit dem Zentrum für interdisziplinäre Ruhr-
gebietsforschung (ZEFIR) im Auftrag der Enquetekommission »Zu-
kunft der Städte in Nordrhein-Westfalen« erarbeitet worden ist (ILS 
NRW/ZEFIR 2006). 
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Ergebnisse kleinräumiger empirischer Analysen
in Nordrhein-Westfalen
Bei einer entspannten Wohnungsmarktsituation haben wir es im 
Vergleich zu einer angespannten mit einer höheren Dynamik sozial-
räumlicher Polarisierungsprozesse zu tun. Dies bedeutet, das Um-
zugsgeschehen in Städten mit Wohnungsüberhängen ist in hohem 
Maße sozial selektiv und hebt bestehende sozialräumliche Polarisie-
rung in den Quartieren weiter hervor. 
Dies belegen u.a. Analysen der Stadt Dortmund. Dort wurde 
festgestellt, dass die Salden der Zu- und Fortzüge aus dem bzw. in 
das Stadtgebiet sich kleinräumig nicht nennenswert unterscheiden. 
Dieses stellt sich allerdings bei innerstädtischen Wanderungen ganz 
anders dar: Hohe negative Bevölkerungssalden durch innerstädtische 
Umzüge sind insbesondere für benachteiligte Quartiere festzustel-
len, d.h. für Stadtteile, die durch hohe Anteile von Nichtdeutschen 
und Arbeitslosen geprägt sind und für die eine unterdurchschnitt-
liche Wohnfl ächenversorgung zu konstatieren ist. Beispielsweise ver-
lor die Dortmunder Nordstadt im Jahr 2000 durch innerstädtische 
Umzüge und in geringerem Maße durch Fortzüge aus Dortmund im 
Saldo 2,3 Prozent ihrer Bevölkerung. Durch die im gesamtstädtischen 
Vergleich sehr viel jüngere Bevölkerungsstruktur und die daraus re-
sultierende positive natürliche Bevölkerungsentwicklung reduzierte 
sich dieser Bevölkerungsverlust auf 1,8 Prozent, womit die Nordstadt 
aber immer noch innerhalb Dortmunds den Stadtteil mit den höchs-
ten Bevölkerungsverlusten darstellt. Gleichzeitig wird so deutlich, 
dass benachteiligte Quartiere nicht unbedingt schrumpfende Stadt-
bereiche sein müssen, da negative Binnenwanderungssalden durch 
eine positive natürliche Bevölkerungsentwicklung kompensiert wer-
den können. Insgesamt haben die verdichteten innerstädtischen Be-
reiche Dortmunds im Zeitraum 1996 bis 2000 ca. 6 Prozent ihrer 
Bevölkerung verloren, während die Außenbereiche durch Binnen-
wanderungsgewinne ihre Bevölkerungszahlen halten oder sogar 
leicht steigern konnten (Stadt Dortmund 2001: 7). Damit kommt es 
durch die Binnenwanderungsprozesse zu einer deutlichen Verschie-
bung der Bevölkerung vom Kern- in den Außenbereich, was auch auf 
soziostrukturelle oder städtebauliche Ursachen schließen lässt (siehe 
Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Umzugs- und Wanderungssalden 1996 -2000 in Dortmund 
in Abhängigkeit vom durchschnittlichen Ausländeranteil
 
Quelle: eigene Darstellung ILS NRW 2002 nach Stadt Dortmund 2001
Das Gutachten »Sozialraumanalyse« (ILS NRW/ZEFIR 2006) kommt 
zu ähnlichen Ergebnissen. Im Rahmen der Expertise wurden das 
Ausmaß und die Dynamik von Segregation in allen nordrhein-west-
fälischen kreisfreien Städten erstmals fl ächendeckend untersucht. 
Zudem wurde eine Strukturanalyse der Kreise und kreisfreien Städ-
te in NRW (auf der Grundlage von sozialen Indikatoren der laufen-
den Gesundheitsberichterstattung des Landes) durchgeführt. Diese 
Strukturanalyse (die der Analyse auf Stadtteilebene vorgelagert war) 
zeigt eine deutliche Diff erenzierung der Städte in eine kleine Grup-
pe wohlhabender, stark mittel- und oberschichtgeprägter Städte (z.B. 
Düsseldorf, Mülheim, Münster), eine große Gruppe »moderner« 
Städte mit hohem Tertiärisierungsgrad, in denen eine besonders 
deutliche sozialräumliche Polarisierung der Lebensverhältnisse zu 
beobachten ist (z.B. Essen und Köln) und eine Gruppe armer, in sich 
in nur geringem Maße segregierter Städte, die im nördlichen Ruhrge-
biet liegen (z.B. Gelsenkirchen). Beim Vergleich der nordrhein-west-
fälischen kreisfreien Städte und Kreise wird deutlich, dass die Städte 
ausnahmslos in der oberen Hälfte und die Kreise weitgehend in der 
unteren liegen. Die Konzentration der so genannten »A-Gruppen« ist 
damit eindeutig ein Charakteristikum städtischen Lebens. Der Ver-
gleich zwischen Kreisen und Städten in Bezug auf die Lebensformen 
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kanten Disparitäten zwischen diesen beiden Gebietskategorien (siehe 
Abbildung 2).
Abbildung 2: A-Faktor und Wohlstandsfaktor in den Kreisen und kreis-
freien Städten in NRW 
Quelle: ILS NRW/ZEFIR 2006: 13
Innerhalb der gebildeten Typen von Städten sind jeweils charakte-
ristische Sozialraumstrukturen bzw. typische innerstädtische Se-
gregationsmuster zu fi nden. Die erste fl ächendeckende Erfassung 
von Segregationsmustern der Wohnbevölkerung in den Stadtteilen 
der nordrhein-westfälischen Städte zeigt, dass es entsprechend der 
Position der Städte im Städtesystem jeweils charakteristische Struk-
turen der kleinräumigen Verteilung der Wohnbevölkerung gibt. Bei 
der Analyse von sozialer, demografi scher und ethnischer Segregation 
im Zeitverlauf ergibt auch eine veränderte Struktur des Zusammen-
hangs dieser drei Merkmale: Aus den Volkszählungen von 1970 und 
1987 ergaben sich nur zweidimensionale Muster der kleinräumigen 
Verteilung der Wohnbevölkerung in den Städten, d.h. in erster Linie 
war soziale und demografi sche Segregation feststellbar. Die ethni-
sche Segregation war kein eigenständiger Faktor, sondern war Teil 
der Armutssegregation. Im Zeitverlauf ist der Zusammenhang dieser 



































































drei Dimensionen stärker geworden. Das bedeutet, dass die meisten 
Nichtdeutschen heute in den Stadtteilen leben, in denen auch die 
meisten armen Deutschen leben. In den größeren Städten leben in 
diesen Stadtteilen auch die meisten Familien und Kinder. So ist zu er-
klären, dass in repräsentativen Stadtteilanalysen der Ausländeranteil 
mittlerweile das statistisch bedeutendste Unterscheidungsmerkmal 
der Stadtteile geworden ist, denn er ist zugleich ein Armutsindika-
tor und ein Indikator für die demografi sche Struktur des Stadtteils. 
Allerdings gibt es in den Städten, vor allem den Dienstleistungszent-
ren, mittlerweile auch Stadtteile mit hohem Ausländeranteil, hohem 
sozialen Rang und/oder niedrigem Familienstatus. 
Aufgrund einer Detailuntersuchung von fünf nordrhein-westfäli-
schen Großstädten2 lassen sich sowohl Unterschiede als auch Über-
einstimmungen im Ausmaß und in den räumlichen Verteilungs-
mustern von Segregation erkennen. In den untersuchten Städten 
gibt es deutliche Zusammenhänge zwischen ethnischer und sozialer 
Segregation. In Gebieten mit bestehenden sozialen Problemlagen 
kommt es im letzten Jahrzehnt zu einer Verfestigung der Situation, 
worauf zunehmende Sozialhilfedichten hinweisen. Darüber hinaus 
existieren einige Stadtteile, die innerhalb kurzer Zeit einen sehr 
ungewöhnlich hohen Anstieg an Armutssegregation erlebt haben. 
Insgesamt ist in den untersuchten nordrhein-westfälischen Städten 
eine Auseinanderentwicklung von armen und wohlhabenden Stadt-
teilen zu beobachten: Die Armutssegregation hat insgesamt zuge-
nommen. 
Allerdings sind auch Unterschiede zwischen den einzelnen 
untersuchten Städten auszumachen. Bezogen auf ethnische Segre-
gation messen die Segregationsindizes in einigen Städten zuneh-
mende, in anderen abnehmende Segregation. Die Werte sind zudem 
unter den Nationalitäten stark unterschiedlich. Beispielsweise lässt 
sich für Köln feststellen, dass die frühen Zuwanderergruppen (Ita-
liener und Griechen) im Jahr 2000 weitaus weniger segregiert leben 
als noch vor 20 Jahren. Bei der türkischen Bevölkerung lässt sich da-
gegen eine geringe Schwankung auf hohem Niveau feststellen (ILS 
NRW 2006: 98). Einzelne Städte im »wohlhabenden« Städtecluster 
(Wuppertal und Essen) sind, vereinfacht gesprochen, großräumig 
polarisiert in sozial benachteiligte Gebiete mit hoher ethnischer Ver-
2 | Mit größerer Detailschärfe in Fallstudien wurden die Städte Bielefeld, 
Essen, Gelsenkirchen, Köln und Wuppertal untersucht.
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dichtung (Essener Norden, Wuppertaler Tallagen) und in bürgerliche 
Gebiete mit geringer ethnischer Verdichtung (Essener Süden, Wup-
pertaler Hanglagen). Solche räumlichen Unterschiede sind seit lan-
gem stark verfestigt. In diesen Städten entstehen keine neuen sozial 
benachteiligten und ethnisch hoch segregierten Gebiete, sondern 
es kommt in den bereits bestehenden Problemstadtteilen zu einer 
Verfestigung. Beispielsweise zeigt für Wuppertal der Vergleich der 
Ausländeranteile der Jahre 1996 und 2001, dass sich die ethnische 
Segregation vor allem in solchen Stadtteilen verstärkt hat, in denen 
schon zuvor ein hohes Ausmaß vorhanden war (siehe Abbildungen 
3 und 4). 
Abbildung 3: Ausländeranteil in % der Bevölkerung 1987 in Wuppertal
Eine ganz ähnliche Entwicklung zeigt sich bei einer Betrachtung 
der Sozialhilfedichte, wie sie in den Karten in Abbildung 5 und 6 
dargestellt sind. Die Stadt Wuppertal ist historisch im Tal des Fußes 
Wupper entstanden, der das Stadtgebiet von Nordost nach Südwest 
durchkreuzt. Der verdichtete Kernbereich der Stadt erstreckt sich 
entlang des Flusslaufs, auf den angrenzenden Höhen erstrecken 
sich wohlhabende Viertel. Aus der Darstellung wird deutlich, dass 
Stadtteile im Kernbereich der Stadt (Tallagen) eine überdurchschnitt-
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lich hohe Sozialhilfedichte aufweisen. Die im Zeitverlauf dunkler 
werdenden Farben weisen auf den anteilsmäßig starken Anstieg 
von Sozialhilfebeziehern in diesen Quartieren hin, während andere 
Stadtteile (Hanglagen) weiterhin eher unauff ällige Werte aufweisen. 
Ganz nebenbei gibt die Darstellung der Sozialhilfedichte (genauso 
wie der Ausländeranteil) somit auch die Topografi e der Stadt wie-
der.
Abbildung 4: Ausländeranteil in % der Bevölkerung 2002 in Wuppertal
Quelle: ILS NRW/ZEFIR 2006:69
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Abbildung 5: Sozialhilfedichte – Hilfe zum Lebensunterhalt außer-
halb von Einrichtungen (HLU a.v.E.) – in % der Bevölkerung 1996 in 
Wuppertal
Abbildung 6: Sozialhilfedichte (HLU a.v.E.) in % der Bevölkerung 2001 
in Wuppertal
Quelle: ILS NRW/ZEFIR 2006: 71 
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Im Cluster der homogen armen Städte (Beispiel Gelsenkirchen) fi n-
den wir verfestigte ethnische und Armutssegregation in bestimmten 
Gebieten bei einem nur geringen Wohlstandsgefälle. In den Fallbei-
spielen Bielefeld und Köln dagegen lassen sich zwei andere räum-
liche Verteilungsmuster als Struktur und Prozess erkennen (siehe 
hierzu für Köln die Abbildungen 7 und 8). Sozial und ethnisch hoch 
segregierte Gebiete fi nden sich in vereinzelten peripheren Lagen des 
Stadtgebietes. Im Zeitverlauf zeigt sich zudem eine zunehmende 
Konzentration von Menschen in benachteiligten Lebenslagen in be-
stimmten Bereichen des Stadtgebietes (Bielefeld in Innenstadtnähe, 
Köln auf rechtsrheinischem Gebiet). 
Beim Beispiel Köln wird aber auch deutlich, dass sich die Mus-
ter ethnischer Segregation verändert haben: Neben der Zunahme 
von Ausländeranteilen insbesondere in innerstädtischen rechtsrhei-
nischen Stadtteilen (Deutz, Mülheim) ist in bestimmten innerstäd-
tischen Quartieren auch eine Verringerung der Werte festzustellen. 
Dies kann auf den schon seit geraumer Zeit äußerst angespannten 
Kölner Wohnungsmarkt zurückgeführt werden, welcher Gentrifi zie-
rungsprozesse begünstigt. Als Beispiele für die deutliche Aufwertung 
von Quartieren sind Köln Nippes oder das Viertel rund um die Agnes-
kirche zu nennen. 
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Abbildung 8: Ausländeranteil in % der Bevölkerung 2001 in Köln
Quelle: ILS NRW 2006: 78
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass zwar insgesamt für alle 
untersuchten Städte eine Zunahme von Armutssegregation zu kons-
tatieren ist, bezüglich der Dynamik allerdings Unterschiede feststell-
bar sind. Auff allend sind insbesondere die schrumpfenden Städte, 
deren Wohnungsmarktgeschehen in den letzten Jahren von Woh-
nungsüberhängen gekennzeichnet waren. In diesen Städten lässt 
sich eine Verfestigung von Armut vor allem in solchen Stadtteilen 
erkennen, die auch zuvor schon von als benachteiligt galten. 
Positive und negative Aspekte von Segregation
Im Hinblick auf die Bewertung von Quartieren mit einseitigen oder 
gemischten Bevölkerungsstrukturen lassen sich zusammenfassend 
sowohl negative als auch positive Aspekte anführen. Die ambivalente 
Bewertung räumlich konzentrierten Zusammenlebens unterschied-
licher Sozialgruppen lässt sich anhand zweier Gedankenmodelle 
darstellen: Auf der einen Seite kann in einem sozial oder ethnisch 
gemischten Quartier räumliche Nähe durch Kontakte zum Abbau 
von Vorurteilen zwischen unterschiedlichen Gruppen führen und 
dadurch Integration fördern. Auf der anderen Seite kann gerade das 
dichte Zusammenleben von Bevölkerungsgruppen mit unterschied-






















































































ausgeprägten sozialen und ethnisch-kulturellen Distanz Probleme 
hervorrufen, die Konfl ikte zwischen unterschiedlichen Gruppen aus-
lösen. Durch Schaff ung räumlicher Distanz durch den Wegzug in 
ein sozial analoges Quartier kann freiwillig gewählte Segregation der 
Vermeidung von Konfl ikten dienen. In Bezug auf die Problemwahr-
nehmung ist auch häufi g eine unterschiedliche Innen- und Außen-
sicht von Segregation vorhanden. Für die Zugewanderten nehmen 
die betroff enen Stadtteile trotz benachteiligender Faktoren in der Re-
gel einen hohen Stellenwert ein, da dort familiäre, funktionale oder 
soziale Bindungen gewachsen sind. Demgegenüber ist die Wahrneh-
mung benachteiligter Quartiere von Seiten Außenstehender maßgeb-
lich negativ gelagert.
Ob sich innerhalb segregierter Quartiere eine positive integ-
rationsfördernde Wirkung einstellt oder negative Erscheinungen 
auftreten, die zum sozialen Ausschluss von Bevölkerungsgruppen 
führen, steht u.a. mit folgenden Faktoren im Zusammenhang (Häu-
ßermann/Siebel 2001: 72ff ):
dauerhaftes Verbleiben der Bevölkerung im Quartier oder Transit-• 
gebiet
freiwillige oder erzwungene Wohnstandortwahl • 
räumliche Segregation oder sozialer Ausschluss von Bevölkerungs-• 
gruppen
Heterogenität bzw. Homogenität der ausländischen Bewohner-• 
schaft (da bei einer Überlagerung von ethnischer und sozialer Se-
gregation von einer mehrfachen Benachteiligung der Bevölkerung 
auszugehen ist)
Grad der • Durchlässigkeit des segregierten Bereiches, damit ein er-
folgreicher Austausch auf allen gesellschaftlichen Ebenen funktio-
nieren kann 
Diese Aufzählung verdeutlicht, dass ein segregiertes Quartier nicht 
nur formal empirisch-quantitativ zu bewerten ist und Segregation 
nicht automatisch mit Desintegration gleichgesetzt werden kann. 
Für die Feststellung der Problemdichte segregierter Quartiere sind 
Einzelbewertungen notwendig. Dabei muss v.a. zwischen sozioöko-
nomischer (struktureller) und ethnisch-kultureller (funktionaler) Se-
gregation diff erenziert werden. 
Die in der Forschungsliteratur dargestellte ambivalente Bewer-
tung des räumlich konzentrierten Zusammenlebens unterschiedli-
cher Sozialgruppen spiegelt sich auf städtischer Ebene auch in der 
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Wahrnehmung von Praktikern3 wider. Ethnische Segregation allein 
wird seitens der befragten Experten nicht als problematisch beurteilt. 
Ethnisch segregierte Quartiere werden nur dann als problematisch 
bewertet, wenn gleichzeitig auch ein hohes Maß an sozialer Segrega-
tion zu konstatieren ist. Insbesondere in städtebaulich stark von der 
Gesamtstadt abgegrenzten segregierten Quartieren besteht die Ge-
fahr einer sozialen Marginalisierung von Bevölkerungsgruppen. Ge-
nannt werden Gruppen Einheimischer oder Einwanderer, die oftmals 
aufgrund ihres Qualifi kationsniveaus am Rand des Arbeitsmarktes 
stehen und zunehmend von der gesellschaftlichen Teilhabe aus-
geschlossen sind. Hier besteht laut Aussage der befragten Experten 
die Gefahr, dass Gruppen ohne eine Möglichkeit zur gesellschaftli-
chen Teilhabe eigene Normen und Werte herausbilden bzw. (bezogen 
auf ein hohes Ausmaß von ethnischer Segregation) sich in ihre Ur-
sprungskultur zurückziehen. Eine entstehende »Kultur der Armut« 
und fehlende Aufstiegsmöglichkeiten einer in segregierten Quar-
tieren lebenden Bevölkerung kann dann zu einer Verstetigung von 
Armut führen. Problematisch werden Entwicklungen in besonders 
heterogenen Quartieren beurteilt, da dort aufgrund der sozialen, kul-
turellen und religiösen Unterschiede ein besonderes Konfl iktpoten-
zial besteht. Insbesondere von Seiten der Wohnungswirtschaft wird 
unter bestimmten Umständen aber auch auf Vorteile von Segregation 
hingewiesen. Sozial oder ethnisch homogene Hausgemeinschaften 
stellen sich teilweise als unproblematischer für die Unternehmen 
heraus, da sich das Zusammenleben aufgrund ähnlicher Verhaltens-
weisen oder Tagesrhythmen relativ konfl iktarm gestaltet und eine ge-
ringe Fluktuation in solchen Beständen festzustellen ist. Allerdings 
sollte auf der Ebene des Quartiers eine soziale Mischung der Bewoh-
nerschaft im Quartier vorhanden sein, um Probleme und Konfl ikte 
zu vermeiden und letztendlich die langfristige Vermietbarkeit von 
Wohnungsbeständen zu gewährleisten. Dieses setzt innerhalb eines 
Quartiers ein diff erenziertes Wohnungsangebot voraus, das verschie-
dene, aber zueinander kompatible Lebensstilgruppen anspricht. 
3 | Im Rahmen des Gutachtens »Sozialraumanalyse« wurden in den Städ-
ten Bielefeld, Essen, Gelsenkirchen, Köln, Monheim und Wuppertal 45 
Interviews mit kommunalen Experten aus der Politik, Stadtverwaltung (Be-
reiche Stadtentwicklung und Soziales), Wohnungswir tschaft und den Aus-
länderbeiräten geführt.
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Die Frage, welchen Einfl uss Segregation auf die gesellschaftli-
che Integration von Personen mit Migrationshintergrund hat, wird 
von den befragten kommunalen Experten diff erenziert beurteilt. Der 
überwiegende Teil äußerte, dass ein hohes Ausmaß von Segregation 
integrationserschwerend wirkt. Grund dafür sind zu geringe Be-
rührungspunkte mit der deutschen Kultur, so dass insbesondere die 
deutsche Sprache nicht erlernt werden kann. Einerseits werden in 
den Interviews ethnische Netzwerke sehr skeptisch beurteilt, da eine 
Gefahr des Rückzugs in die eigene Kultur vermutet wird. Diese Netz-
werke werden aber andererseits auch als notwendig für eine Integra-
tion gesehen. Sie können laut Aussage der Experten wichtige Hilfen 
für die gesellschaftliche Integration, z.B. durch die Vermittlung von 
Erfahrungen und sozialem Halt in problematischen Lebenslagen, 
bieten. Von einem Teil der Experten wird Segregation als Voraus-
setzung für Integration beurteilt, da laut Aussagen dieser Experten 
Integration nur über eine Binnenintegration (im Quartier) erreicht 
werden kann (Hanhörster 2002: 18).
3. HANDLUNGSOP TIONEN
Segregation bzw. sozialräumliche Polarisierung ist ein Phänomen, 
das zum Wohnen in den Städten und zum Leben auf engstem Raum 
zu gehören scheint. Zudem ist Segregation nicht nur ein Prozess, 
der unfreiwillig geschieht, sondern z.T. auch gewünscht ist (s.o.). Be-
fragte kommunale Experten aus Verwaltung und Politik bewerten 
Segregation als solche und ihre Folgen durchaus ambivalent, d.h. es 
können durch Segregation genauso Konfl ikte entstehen wie sie aber 
auch vermieden werden können.
Segregation kann insofern nicht per se negativ beurteilt werden. 
Sozialräumliche Polarisierung scheint bis zu einem gewissen Grad 
positive Eff ekte zu haben. Bei einem hohem Ausmaß von Segrega-
tion überwiegen allerdings die negativen Eff ekte. Die Frage nach dem 
Punkt oder der Quote, ab dem Segregation zu einem »sozialen Kip-
pen« von Quartieren führt, ist ungeklärt. Theorien, wie die Tipping-
Point Theorie von Schelling (1971) sind auf die heterogene Realität 
in deutschen Quartieren wenig anwendbar. Zudem machen die Er-
gebnisse der Sozialraumanalyse (ILS 2006) deutlich, dass ethnische 
Segregation für sich allein kein Problem für die Stadtgesellschaft dar-
stellt (Beispiel »Japanerviertel« in Düsseldorf). Erst die Überlagerung 
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mit sozialer Segregation lässt problematische Strukturen entstehen. 
In solchen Gebieten leben Menschen, die von mehreren benachteili-
genden Faktoren betroff en sind. Die soziale Segregation ist insofern 
diejenige Form der Segregation, die eine nachhaltige Stadtpolitik be-
obachten und der ggf. entgegengesteuert werden muss. Fällt sie mit 
ethnischer Segregation zusammen, ist von einer besonders proble-
matischen Entwicklung auszugehen. 
Eine nachhaltige Stadtpolitik muss gerade in Zeiten knapper 
öff entlicher Finanzmittel ihre Interventionen gut bedenken und be-
gründen, um Ressourcen möglichst eff ektiv einzusetzen. Gesamt-
städtischen Entwicklungskonzepten kommen insofern bei der Be-
kämpfung und der Vermeidung sozialräumlicher Polarisierung eine 
bedeutende Rolle zu. Mit diesen informellen Instrumenten der Stadt-
entwicklung und Stadtplanung können Zusammenhänge von Ent-
wicklungen auf gesamtstädtischer Ebene aufgezeigt und integrierte 
stadtentwicklungspolitische Strategien entworfen werden. Auf dieser 
Basis kann im Handeln von Politik und Verwaltung abgewogen wer-
den, wo Interventionen mit welcher Intensität notwendig erscheinen. 
Ein gutes Beispiel für eine solche Strategie ist das Stadtentwicklungs-
konzept der Stadt Gelsenkirchen, dass kleinräumig das Stadtgebiet 
untersucht und verschiedene Interventionsstufen im Hinblick auf 
ein öff entliches Eingreifen bildet (Stadt Gelsenkirchen (Hg.) 2007). 
Der Wirkungsgrad solcher Instrumente hängt aber letztendlich von 
dem in den Kommunen defi nierten Grad der Selbstbindung ab.4 
Die Handlungs- und Steuerungsmöglichkeiten der Kommunen 
bezogen auf die Bekämpfung von Segregationsprozessen einerseits 
und die Milderung der negativen Folgen von Segregation andererseits 
sind außerhalb einer Anreizpolitik als eher schwach zu bewerten. 
Denn die planungsrechtlichen Instrumente des besonderen Städte-
baurechts nach dem Baugesetzbuch verlieren dann an Wirksamkeit, 
wenn in schrumpfenden Städten eine Kooperation nicht mehr durch 
4 | Allgemeine Anmerkung: Es stellt sich immer die Frage, wie bindend 
ein solches informelles Planungsinstrument für Politik und Verwaltung ist. 
Werden die dort definier ten Grundsätze schon bei der ersten Einzelhan-
delsansiedlung untergraben, findet eine einseitige Siedlungspolitik zuguns-
ten besser situier ter Stadtteile statt oder werden Problemgruppen wie Ob-
dachlose oder Drogenabhängige weiterhin in die benachteiligten Quartiere 
abgedrängt, ist ein Entwicklungskonzept nicht das Papier wert, auf das es 
gedruckt wurde. 
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steigende Bodenpreise belohnt wird, sondern allenfalls eine Wert-
erhaltung erreicht werden kann. Wichtiger als die planungsrecht-
lichen Instrumente (mit denen Handlungsdruck erzeugt werden 
kann) sind die Anreizinstrumente der Stadtplanung und Wohnungs-
politik, die allerdings in Zeiten knapper öff entlicher Finanzbudgets 
immer weniger fi nanzierbar sind (Bertelsmann Stiftung (Hg.) 2008: 
18). Von steigender Bedeutung sind strategische Partnerschaften mit 
privaten Akteuren der Stadtentwicklung, womit insbesondere Woh-
nungsunternehmen gemeint sind. Gerade bei Quartieren, die in der 
Hand eines oder zumindest weniger Wohnungsunternehmen sind, 
kann durch eine gemeinsame Erneuerungs- und Investitionsstrategie 
Quartiersentwicklung betrieben werden. Im Umkehrschuss macht 
es aber auch keinen Sinn, öff entliche Finanzmittel in Quartiere zu 
investieren, in denen wohnungswirtschaftliche Investitionen aus-
bleiben. Und es ist durchaus anzumerken, dass Kooperationen zwi-
schen Kommunen und Wohnungsunternehmen mit dem Ziel der 
Erneuerung von Stadtquartieren noch immer recht selten sind und 
stark vom Engagement und insbesondere der Renditeerwartung der 
Unternehmen abhängen. 
Auf der Ebene der Stadtteile bilden integrative ressortübergrei-
fende Handlungsansätze, wie das Programm »Die Soziale Stadt« die 
Grundlage, um von Segregation betroff ene Stadtteile durch die Bün-
delung von Ressourcen und Akteuren zu stabilisieren und ein weite-
res soziales und ökonomisches Abgleiten zu verhindern (Website So-
ziale Stadt NRW). Die Förderung wird an qualitative Anforderungen 
an die Erneuerungskonzepte und Umsetzungsstrukturen geknüpft. 
In Nordrhein-Westfalen müssen die Stadtteile für die Aufnahme in 
das Programm »Soziale Stadt« ein integriertes Handlungskonzept ge-
meinsam mit den Akteuren vor Ort entwickeln. Dieses Konzept wird 
in einer interministeriellen Arbeitsgruppe beraten, welche über die 
Aufnahme in das Programm entscheidet. Die Aufnahme entscheidet 
sich nicht allein anhand der Bedürftigkeit der Stadtteile. Zwar müs-
sen die Städte Handlungsdruck in den Quartieren nachweisen. Wich-
tigstes Kriterium ist allerdings die Qualität des Handlungskonzepts. 
Mit Hilfe der darin geplanten Maßnahmen muss ermöglicht werden, 
eine nachhaltige und strukturelle Verbesserung im Stadtteil herbei-
zuführen. Es liegt dabei auf der Hand, dass nicht jeder Programm-
stadtteil zum »Selbstläufer« werden kann. Stadterneuerung und ein 
verstärktes Eingreifen der kommunalen Sozialplanung ist in einigen 
Stadtteilen der Großstädte Daueraufgabe. 
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Das Programm »Soziale Stadt« verfolgt einen integrierten Hand-
lungsansatz. Das bedeutet, dass im Sinne eines ganzheitlichen Ansat-
zes die von den Kommunen entwickelten Konzepte zur Aufwertung 
und Stabilisierung der Stadtteile immer auch investitionsbegleitende 
soziale, ökonomische oder ökologische Ansätze enthalten müssen. 
Mit der dargelegten integrierten Handlungsstrategie muss es mög-
lich sein, die in der Analyse identifi zierten Probleme und Heraus-
forderungen nachhaltig zu beeinfl ussen. Eine Beschränkung auf De-
fi zite ist dabei nicht vorgesehen. Vorhandene Potenziale zu stärken 
ist sinnvoll, um einen selbstragenden Erneuerungsprozess in gang 
zu setzen. 
Das Programm »Soziale Stadt« ist ein ressortübergreifender Hand-
lungsansatz. Das bedeutet, dass weitere Fachressorts der Länder und 
des Bundes angehalten sind, sich in den Programmstadtteilen der So-
zialen Stadt verstärkt zu engagieren. Diesbezüglich konnten zwar in 
den letzten Jahren Erfolge erzielt werden, der Grad des Engagements 
ist aber noch ausbaufähig. Auch auf der Ebene der Städte kommt dem 
ressortübergreifenden Handeln eine besondere Bedeutung zu. Aller-
dings sind den Handlungsmöglichkeiten auf der Stadtteilebene auch 
Grenzen gesetzt, denn nicht alle Ursachen von Segregation sind auf 
der kleinräumigen Ebene zu bekämpfen. Die Einbindung der stadt-
teilbezogenen Strategien in gesamtstädtische Entwicklungskonzepte 
ist insofern entscheidend, um nachhaltige Erfolge zu erzielen. 
Angesichts des Ausmaßes von Segregation sind die Fördermittel 
der Sozialen Stadt und der Städtebauförderung insgesamt weiterhin 
auf hohem Niveau erforderlich. Die Bündelung weiterer Fördermaß-
nahmen und -programme sowie kommunaler und privater Investi-
tionen kann die Wirkung unterstützen. In Zukunft wird es aber auch 
darauf ankommen, dass die Kommunen noch stärker als bisher von 
den integrierten und stadtteilbezogenen Erneuerungsansätzen ler-
nen, um sie in den Regelbetrieb kommunalpolitischen Handelns 
zu überführen. Das setzt aber auch voraus, dass die Kommunen zu-
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III. Arbeitsmarktintegration

Migration und demographischer Wandel 
aus ökonomischer Perspektive
Hans Dietrich von Loeffelholz1
1. EINFÜHRUNG UND GLIEDERUNG
In der Themenstellung des Beitrags sind mit der Migration einer-
seits und dem demographischen Wandel andererseits zwei eminent 
wichtige, vielfach sich wechselseitig beeinfl ussende und bedingende 
Determinanten der Bevölkerungsentwicklung angesprochen. Die Mi-
gration – hier verstanden als Wanderung über Staatsgrenzen hinweg 
– ist in vielfältiger Gestalt, wie z.B. der Ein- bzw. Abwanderung, der 
ein- oder mehrmaligen Rückkehr oder der endgültigen Auswande-
rung, als räumlicher Einfl ussfaktor mitbestimmend für den aktuellen 
Bevölkerungsstand sowie seine quantitative und strukturelle Ent-
wicklung im Zeitablauf. Zusammen mit den natürlichen Komponen-
ten Geburtenrate und Lebenserwartung determinieren Wanderungen 
den demographischen Wandel.
Niveau- und Strukturgrößen wie Alter, Geschlecht, ethnische Zu-
sammensetzung oder Migrationshintergrund und -erfahrung sowie 
andere Merkmale, zu denen vor allem der Bildungs- und Gesund-
heitsstand der Bevölkerung gehören, sind in ökonomischer Perspek-
tive höchst relevant: Sie beeinfl ussen ihrerseits maßgeblich Niveau, 
Struktur und Dynamik der Wirtschaftstätigkeit eines Landes. Dies 
betriff t nicht nur die aktuellen, kurzfristigen Konjunkturverläufe und 
1 | Der Autor dankt Frau Dipl.-Volkswir tin Barbara Heß und Herrn Dipl.-
Volkswir t Waldemar Lukas sowie Herrn ROAR Elmar Kuhnigk für kritische 
Kommentare, weiter führende Anmerkungen und redaktionelle Hinweise.
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damit die Abweichungen vom längerfristigen Wachstumspfad, son-
dern gerade auch den mittel- und längerfristigen Pfad selbst oder den 
langfristigen Zyklus (Händeler 2009): Von ihm abhängig sind Erhö-
hung oder Absenkung des Lebensstandards aller. Ziel des vorliegen-
den Beitrags ist es, diese Zusammenhänge theoretisch zu skizzieren 
und empirisch für die Bundesrepublik Deutschland mit einer Zuwan-
derungsgeschichte von mehr als einem halben Jahrhundert darzu-
stellen.2 Danach werden die demographischen Herausforderungen 
der Zukunft hinsichtlich ihrer migrationsspezifi schen Möglichkeiten 
und der Grenzen ihrer Bewältigung angesprochen. Der Beitrag kon-
zentriert sich deshalb
einerseits auf die mit dieser langen Geschichte verbundenen • 
räumlichen Bevölkerungsentwicklungen und dadurch ausgelös-
ten wirtschaftlichen Eff ekte,
andererseits auf die Bedeutung der Migration im zukünftigen de-• 
mographischen Wandel der Bundesrepublik.
Der Beitrag ist wie folgt gegliedert: Zunächst wird dargestellt, dass 
Migration und demographische Entwicklung heute nicht nur natio-
nal, sondern international sog. Megatrends darstellen; sie werden in 
allen Ländern rund um den Globus verstärkt politisch thematisiert, 
aber auch verstärkt hinsichtlich ihrer Ursachen und Wirkungen wis-
senschaftlich analysiert (2. Kapitel). Anschließend wird der theoreti-
sche Rahmen dafür skizziert, was zum einen die relevanten Ursachen 
2 | Die deutsche Geschichte der Zuwanderung umfasst mehr als drei 
Jahrhunderte. Siehe dazu den sog. Zeitstrahl der Migrationsgeschichte in 
Deutschland auf der WEB-Seite des Bundesinnenministeriums unter www.
zuwanderung.de/cln_115/nn_1068532/sid_27715E2D8EAD1420A1D95A
C41AC1B0B2/nsc_true/DE/Zuwanderung _ _hat_ _Geschichte/Zeitstrahl/
Zeitstrahl__node.html?__nnn=true. Diese Geschichte beginnt mit dem 29. 
Oktober 1685, als Friedrich Wilhelm, der Große Kurfürst von Brandenburg, 
das Edikt von Potsdam erlässt, mit dem 44.000 Hugenotten, die wegen ih-
res (protestantischen) Glaubens nach der Aufhebung des Ediktes von Nan-
tes sechs Tage zuvor (23. Oktober 1685) aus Frankreich flohen, in Deutsch-
land Aufnahme fanden. Allein nach Brandenburg-Preußen immigrierten etwa 
20.000 Flüchtlinge. Ein Drittel der Berliner Bevölkerung war zu dieser Zeit 
hugenottischer Herkunft. Friedrich Wilhelm wollte mit Hilfe der Migranten die 
großen ökonomischen Probleme seines Landes nach dem Dreißig jährigen 
Krieg lösen und neue Handwerkszweige und Produktionsformen importieren.
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und Wirkungen von Migration betriff t, zum anderen welche Heraus-
forderungen der demographische Wandel in ökonomischer Hinsicht 
stellt (3. Kapitel). Es wird dabei deutlich, dass räumliche und natürli-
che Bevölkerungsbewegungen zwei Seiten einer Medaille darstellen, 
deren »Wert« sich aus dem Zusammenwirken der demographischen 
und ökonomischen Faktoren ergibt.
Anschließend werden anhand von Daten und Fakten wichtige 
Ursachen und Wirkungen von Zuwanderungen dargestellt (4.), die 
push- und pull-Faktoren von Migration thematisiert und insbesondere 
auch die Wirkungen von Zuwanderung auf wichtige wirtschaftliche 
Indikatoren hervorgehoben. Darunter genießen in der öff entlichen 
wie wissenschaftlichen Diskussion das Wirtschaftswachstum und 
der sektorale Strukturwandel besondere Aufmerksamkeit. Sie stellen 
wichtige Bedingungen für die nachhaltige Erhöhung des Lebensstan-
dards, der Löhne und der Beschäftigung dar, von denen wiederum 
der Sozialstaat und die materielle und immaterielle Infrastruktur ab-
hängig sind.
Das fünfte Kapitel befasst sich mit den ökonomischen Auswir-
kungen des demographischen Wandels in Gestalt der Migration in 
der Praxis der reichen Erfahrungen der Bundesrepublik. In diesem 
Zusammenhang ist auch einzugehen auf die Auswirkungen der EU-
Erweiterung um die osteuropäischen Staaten Anfang Mai 2004. Mit 
dieser Osterweiterung waren vielfach Befürchtungen hinsichtlich der 
negativen Konsequenzen der Ost-West-Migration für den heimischen 
Arbeitsmarkt verbunden.
Im 6. Kapitel wird dargestellt, inwieweit seit Mitte dieses Jahr-
zehnts die Migrationspolitik zu einer modernen demo-ökonomi-
schen Handlungsoption nicht nur hierzulande, sondern in vielen 
anderen hoch entwickelten Industrieländern umgestaltet wurde. In 
zunehmendem globalem Wettbewerb zueinander richtet die moder-
ne Migrationspolitik ihre politische Steuerung der Zuwanderung 
aber explizit wie implizit nicht nur nach ökonomischen Kriterien aus, 
sondern eben gerade auch im Hinblick darauf, inwieweit die Zuwan-
derung demographischen Anforderungen entsprechen kann. Dieses 
managing migration (Martin et al. 2002) zur Gewinnung von »the best 
and the brightest« als hoch qualifi zierte Zuwanderer am globalisierten 
Arbeitsmarkt soll nicht nur unter rein ökonomischen Aspekten vor-
teilhaft sein, sondern eben auch – direkt oder mittels besserer ökono-
mischer Rahmenbedingungen – die jeweilige demographische Situa-
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tion verbessern und die Belastungen der Aufnahmeländer durch die 
Integration der Zuwanderer minimieren. 
Der Beitrag endet mit einer kurzen Zusammenfassung und ent-
sprechenden migrationspolitischen Schlussfolgerungen (7. Kapitel).
2.  MIGR ATION UND DEMOGR APHISCHE ENT WICKLUNG 
ALS MEGATRENDS
Migration auf der einen Seite und Demographie auf der anderen ha-
ben sich weltweit zu sog. Megatrends entwickelt, die zunehmend das 
jeweilige politische Handeln der nationalen Regierungen beeinfl us-
sen.
Die Organization for Economic Development and Co-operation 
(OECD) als der Zusammenschluss der weltweit am stärksten entwi-
ckelten 30 Industriestaaten stellt regelmäßig in den sog. SOPEMI-
Berichten (aktuell OECD 2009a) das Wanderungsgeschehen in ihren 
jeweiligen Mitgliedstaaten dar. 2005 hat die Global Commission on 
International Migration (GCIM 2005) in einem viel beachteten Be-
richt an die UN darauf hingewiesen, dass Mitte dieser Dekade rund 
um den Globus etwa 190 Mio. Menschen über internationale Grenzen 
hinweg unterwegs seien. Sie wies auf die Verdoppelung dieser inter-
nationalen Wanderungen innerhalb der vergangenen drei Dekaden 
hin – nicht nur, weil diese Menschen ihre Heimatländer verließen, 
sondern u.a. auch, weil vielfach Grenzen über Menschen hinweg gin-
gen und diese dadurch auf einmal zu »Ausländern« bzw. »Migranten 
im eigenen Land« wurden (Bade et al. 2007).
Stellt man indes die von der GCIM genannte Zahl in Relation zur 
Weltbevölkerung von ca. 6,5 Mrd. Menschen, so beträgt diese Migra-
tionsquote nur 3 % und ist damit nicht wesentlich höher als schon in 
den 1960er Jahren. Es machen sich eben nur sehr Wenige tatsächlich 
über internationale Grenzen hinweg auf den Weg, um sich mehr oder 
weniger dauerhaft zusammen mit ihren Familien in einem anderen 
Land niederzulassen. Gleichwohl versucht die jeweilige nationale Mi-
grationspolitik der Zielländer heute stärker als in der Vergangenheit, 
die Migration zu begrenzen und nach den ökonomischen, insbeson-
dere arbeitsmarktspezifi schen Erfordernissen, aber auch nach den 
demographischen Bedarfen des jeweiligen Landes zu steuern. Wenn 
indes Mitte dieses Jahrhunderts nach den vorliegenden Projektionen 
der UN je nach Varianten und demographischen Annahmen gegen-
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über heute 6,8 Mrd. Menschen dann zwischen fast acht und mehr als 
elf Mrd. auf dem Erdball leben (UN 2009: 1), werden sich bei kons-
tanter Migrationsquote zwischen 250 und 330 Mio. Personen nicht in 
ihrem Geburtsland (»foreign born«) aufhalten. In welchem Ausmaß 
und anteilmäßig es sich dabei neben üblichen Arbeits- und Familien-
migranten auch noch um Umwelt- oder Bürgerkriegsfl üchtlinge han-
deln wird, ist völlig off en.
Demographie, insbesondere die Alterung der jeweiligen Bevölke-
rungen, ist national wie international seit Mitte der 1970er Jahre von der 
Wissenschaft als Megatrend erkannt, analysiert und in die politische 
Debatte eingebracht worden (Espenshade, Serow 1978). In Deutsch-
land geschah dies z.B. durch Schneider (1987: 23ff .) oder durch die 
Enquêtekommission des Deutschen Bundestags »Demographischer 
Wandel – Herausforderungen der älter werdenden Gesellschaft an 
den Einzelnen und die Politik« (Deutscher Bundestag 1994; 2002), 
die dem Gesetzgeber über die Legislaturperioden zwischen 1992 und 
2002 entsprechende Berichte erstattete. Die Ergebnisse sind allerdings 
in Folge der Deutschen Einigung und der starken Zuwanderungen 
zu dieser Zeit zunächst in den Hintergrund gedrängt worden, wäh-
rend in anderen Ländern diese Trends immer stärker auch von den 
jeweiligen Regierungen in einzelnen Politikbereichen als zunehmend 
wichtige Determinante und Resultante staatlichen Handelns und län-
gerfristiger gesellschaftlicher Entwicklung aufgenommen wurden, die 
es aus strategischen, wirtschafts- und sozialpolitischen Gründen zu 
beeinfl ussen gilt. In Deutschland erfolgten die politischen Reaktionen 
und Aktionen indes wegen der vorrangigen Jahrhundertaufgabe der 
Bewältigung der Einigungsaufgaben erst Mitte dieses Jahrzehnts – 
z.B. mit der sukzessiven Heraufsetzung des abschlagsfreien Renten-
zugangsalters auf 67 Jahre zwischen 2012 und 2029.
Diese Erhöhung folgt der steigenden Lebenserwartung und ist 
der Tatsache geschuldet, dass letztere mit einer seit über drei Jahr-
zehnten niedrigen Geburtenrate einhergeht (Schimany 2007: 41ff .). 
Hält diese Entwicklung weiter an, wird – ebenso wie in anderen EU-
Mitgliedsländern, so in Polen oder in der Slowakei oder in Irland 
sowie in den mediterranen Ländern, aber anders als in Frankreich, 
Großbritannien und Skandinavien3 – die Zahl der Einwohner bis 
3 | Die Unterschiede resultieren nicht zuletzt aus den unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen, die es den Familien ermöglichen, Kinderbetreuung 
und Beruf bzw. Erwerbstätigkeit in Einklang zu bringen.
HANS DIETRICH VON LOEFFELHOLZ216
2060 spürbar zurückgehen. Nach den vorliegenden Projektionen der 
EU-Kommission auf der Basis der Fortschreibung der gegenwärtigen 
demographischen Variablen (Geburtenrate, Lebenserwartung, Immi-
gration; Kommission 2009a) wird die Bevölkerung in Deutschland 
um ca. 14 %, d.h. von 82,3 um 11,5 auf 70,8 Mio. Personen, schrump-
fen (Kommission 2009b: 43).4 Damit verbunden ist eine erhebliche 
Alterung der Bevölkerung: Während heute 100 Personen im Alter 
zwischen 20 und 64 Jahren – bei weiter geringer Kinderzahl – 30 
Personen, die über 65 Jahre alt sind, versorgen, verdoppelt sich die-
se dependency ratio bis 2060 auf 60 Personen (Kommission 2009b: 
46).5 Das sog. Medianalter der Bevölkerung steigt von derzeit 39 auf 
4 | Nach diesen Projektionen werden im Jahr 2060 Frankreich mit 71,8 
Mio. und Großbritannien sogar mit 76,7 Mio. Bürgern mehr Einwohner auf-
weisen als Deutschland.
5 | Die erweiterte dependency ratio unter zusätzlicher Berücksichti-
gung der Kinder bis 15 Jahre steigt von 50 (2008) auf ca. 80 (2060). Zur 
kritischen Diskussion dieser ratios mit Blick auf die Erfahrungen in den 
vergangenen 50 bis 100 Jahren, in denen wegen Unterschätzung der Pro-
duktivitätsentwicklung und der Vernachlässigung der Signale, die von Un-
gleichgewichten auf die beteiligten privaten Haushalte und Unternehmen 
ausgehen, sowie aufgrund der Nichtberücksichtigung entsprechend aus-
gleichender Marktkräfte für das Arbeitsangebot und die -nachfrage jeglicher 
Anstieg als problematisch, wenn nicht gar gefährlich für die Stabilität der 
Altersversorgung angesehen wurde, vgl. Bosbach (2004). Seine Kritik an 
den regelmäßig von der amtlichen Statistik vorgelegten, sog. Koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnungen bis 2050 stützt sich auf sieben zentrale 
Thesen: 1. 50-Jahres-Prognosen übersehen zwangsläufig die vielfältigen 
Strukturbrüche. 2. Die Modellannahmen der Bevölkerungsberechnungen 
sind keine Naturgewalten, sondern z.T. durch die Politik beeinflussbar. 3. 
Bevölkerungsvorausberechnungen werden alle paar Jahre wegen veränder-
ter Grundlagen mit anderen Ergebnissen wiederholt. 4. Bei Finanzierungsbe-
rechnungen müssen Ältere und Junge gemeinsam betrachtet werden. 5. Bei 
Arbeitskräftedefizit und längerer Lebenserwartung wird sich auch das Ren-
teneintrittsalter erhöhen, ist ergo auch bei den Darstellungen zu berücksich-
tigen. 6. Der Produktivitätsfortschritt in 50 Jahren lässt auch weitere Lasten 
schultern. 7. Mit 2050 wurde bewusst oder unbewusst das dramatischste 
Jahr ausgewählt. Als besonders spektakuläres Beispiel für die irreführen-
de, weil die Produktivitätszuwächse aufgrund des technischen Fortschritts 
unterschätzende Bildung solcher Versorgungsrelationen wird die Landwirt-
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49 Jahre (Schimany 2007: 134). Als Folge davon wird die Wirtschafts-
kraft der deutschen Volkswirtschaft tendenziell abnehmen, was nicht 
unbedingt auch zu einer entsprechend geminderten ökonomischen 
Leistungsfähigkeit seiner Bürger und damit des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Einkommens bzw. Lebensstandards führen muss.
3. THEORE TISCHE ÜBERLEGUNGEN
3.1. Wirtschaftliche Ursachen und Folgen der Migration
Die jeweils in den nationalen Ökonomien gegebenen und – noch mehr 
– die in Zukunft erwarteten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
wirken als pull- bzw. push-Faktoren auf die Ein- bzw. Auswanderun-
gen. Darunter kommen dem jeweiligen Lohn- und Beschäftigungs-
niveau, dem Steuersystem und der Einkommensverteilung ebenso 
Bedeutung zu wie privaten und staatlichen Absicherungen gegen 
Krankheit, Unfall, Invalidität, Arbeitslosigkeit und Alter. Schließlich 
bieten die Unterschiede zwischen den betroff enen Ländern in Bezug 
auf den jeweiligen Lebensstandard, die Infrastruktur, die governance 
oder die rule of law erhebliche Anreize zu Wanderungen. In diesem 
Ursachen- und Wirkungsgefl echt ist die Migration zwischen einzel-
nen Ländern aber nicht nur davon abhängig, wie unterschiedlich 
die wirtschaftliche Situation in den beteiligten Staaten ist, sondern 
eben auch die soziale, demographische oder politische. Je höher im 
potenziellen Zielland der (relative) Lebensstandard ist, je besser die 
Aussichten für sich und die Kinder, auf der sozialen Leiter schnell 
nach oben zu kommen, je diff erenzierter dort die Einkommens- und 
Vermögensverteilung6 und je besser z.B. die materielle und immate-
rielle Versorgung und Infrastruktur als pull-Faktoren ausgebaut sind, 
schaft angeführt: Um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert versorgte ein 
Landwirt mit seinen Produkten acht Landsleute außerhalb der Landwirt-
schaft, 100 Jahre später zu Beginn des 21. Jahrhunderts sind es 135.
6 | Vgl. das Roy-Modell der Selbstselektion nach Zimmermann et al. 
(2002: 12ff.), das von Robinson und Tomes 1982 eingeführt und von Borjas 
ab 1987 erweiter t wurde und nach dem die grundlegende Voraussetzung für 
Wanderungen von einem Herkunfts- in ein Zielland die Übertragungsfähig-
keit der erworbenen beobachtbaren und unbeobachtbaren Fähigkeiten auf 
die Er fordernisse des Arbeitsmarktes des Aufnahmelandes ist.
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umso niedriger ist die sog. Migrationsschwelle. Sie hält den Einzel-
nen davon ab, die allfälligen (tangiblen und intangiblen) Mobilitäts-
kosten in Kauf zu nehmen und zu emigrieren. Steigt die genannte 
Schwelle, z.B. weil das eigene Land im Entwicklungsprozess aufholt, 
steigen die Kosten der Migration. Wenn sie ca. zwei Drittel des er-
warteten prospektiven Nutzens erreicht haben, hören Wanderungen 
erfahrungsgemäß auf (Walterskirchen/Dietz 1998). 
Im- wie Emigrationen wirken im Ziel- bzw. im Herkunftsland der 
Zuwanderer auf die Entstehungs-, Verwendungs- und Verteilungs-
aggregate der wirtschaftlichen Gesamtleistung der jeweiligen Ge-
sellschaft, kurz ausgedrückt: auf das jährliche Bruttoinlandsprodukt 
(BIP). Die wirtschaftlichen Eff ekte der Zu- und Abwanderung auf das 
jeweilige am BIP gemessene Wirtschaftswachstum, das Pro-Kopf-
Einkommen und auf den sektoralen Strukturwandel der betroff enen 
nationalen Ökonomie, auf ihre Produktivitätsentwicklung und Inno-
vationbereitschaft und vor allem auf die Beschäftigung und Löhne 
der Einheimischen sind vor allem davon abhängig, inwieweit die 
Migranten in den Zielländern für die ansässigen Arbeitskräfte kom-
plementär sind: Es kommt also entscheidend darauf an, inwieweit 
diese Personen Ansässige, auch frühere Migranten, in ihren Tätig-
keiten praktisch ergänzen oder ob die einheimischen Arbeitskräfte 
durch Zuwanderer verdrängt und ersetzt werden. Je nachdem erge-
ben sich sehr unterschiedliche wirtschaftliche Eff ekte bzw. Begleit-
erscheinungen (»Externalitäten« nach Johnson (1968: 69ff .) und Si-
mon (1996: 20)). Die Theorie zeigt, dass die Zielländer, aber auch die 
Herkunftsländer wirtschaftlich, sozial, gesellschaftlich oder politisch 
profi tieren, aber auch erheblichen Belastungen ausgesetzt sein kön-
nen. Ersteres ist im Allgemeinen der Fall und positive Externalitäten 
entstehen, wenn qualifi zierte Migranten in Zielländern zuwandern 
bzw. unqualifi zierte aus Herkunftsländern abwandern; wenn indes 
von dort qualifi zierte Migranten abwandern, kann damit brain drain 
verbunden sein; dies kann die Entwicklung der betroff enen Länder 
beeinträchtigen und entwicklungspolitische Ausgleichforderungen 
provozieren, aber auch je nach geeigneten Rahmenbedingungen zu 
einem brain gain werden.
Die Theorie zeigt weiter in verteilungsspezifi scher Hinsicht, dass 
durch Zuwanderung immer die Kapitaleigner, also die Unterneh-
men gewinnen, wenn sie die Migranten zu relativ günstigen Löhnen 
als Arbeitskräfte einsetzen können (Simon 1996: 15ff ., v. Loeff elholz 
2001: 195ff .). Die ansässigen Arbeitskräfte profi tieren nur dann, wenn 
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sie durch Zuwanderer in ihren Fähigkeiten ergänzt und nicht ver-
drängt werden. Wenn solche Verdrängungseff ekte stattfi nden, wie in 
Bezug auf die in direkter Konkurrenz stehenden gering qualifi zier-
ten einheimischen Arbeitskräfte am sog. zweiten Arbeitsmarkt, dann 
führt dies zu entsprechend erhöhter Arbeitslosigkeit. 
Freilich müssen neben diesen einzelwirtschaftlichen Eff ekten 
auch die sog. direkten und indirekten gesamtwirtschaftlichen Ex-
pansionswirkungen der Zuwanderungen in kurzer und längerer 
Frist berücksichtigt werden (Gieseck et.al. 1995: 171ff .; v. Loeff elholz 
2009a: 184ff .). Migranten kommen nicht nur als Arbeitskräfte oder 
als nachziehende Ehegatten und Kinder ins Land, sondern eben auch 
als zusätzliche Verbraucher auf dem entsprechend vergrößerten In-
landsmarkt (economies of scale), weiter als Sparer sowie teilweise als 
Arbeitgeber in der ethnischen Ökonomie, als Investoren und Inno-
vatoren, als Steuer- und Beitragszahler sowie als Empfänger staatli-
cher Leistungen und Nutzer der vorhandenen Infrastruktur. Dadurch 
und durch das im Zuge der Zuwanderung und Integration zusätz-
liche und diff erenziertere Waren- und Leistungsangebot (economies 
of scope) werden indirekte wirtschaftliche Impulse und expansive Ef-
fekte ausgelöst, die wiederum insgesamt zu einer verbesserten Be-
schäftigungssituation, zu geringerer Arbeitslosigkeit und Entlastung 
der ansässigen Bevölkerung führen (v. Loeff elholz und Köpp 1998,
v. Loeff elholz et al. 2004). Letztlich können damit eine höhere Produk-
tivität der Volkswirtschaft und eine größere Wertschöpfung verbun-
den sein, was einen höheren Wachstumspfad der Volkswirtschaft und 
ein höheres Pro-Kopf-Einkommen bedeutet.7 Anders ausgedrückt: es 
steigt der durchschnittliche Lebensstandard in diesem Land.
Kaum profi tieren davon in der Regel Produktionsfaktoren, die, 
wie einfache Arbeit, national, regional, sektoral und berufl ich wie 
auch international relativ immobil sind. Ein Beispiel für hohe soziale 
Immobilität bilden die sog. Gastarbeiter in Deutschland der 1950er 
und 1960er Jahre und ihre Kinder und Enkel, die schon hier in der 
Bundesrepublik geboren wurden. Die Väter und Großväter sind für 
ganz bestimmte Branchen in West- und Süddeutschland angeworben 
7 | Dies gilt aus fiskalischen Gründen noch mehr bei der Netto- als bei 
der Brutto-Betrachtung, weil wegen der zuwanderungsbedingten Abnahme 
der Pro-Kopf-Fixkosten der Staatstätigkeit weniger Steuern zu ihrer Finan-
zierung von den einzelnen Steuerbürgern verlangt werden müssen (s. dazu 
v. Loeffelholz et al. 2004: 12ff.).
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und angelernt worden, wie seit Mitte 1960 griechische Migranten 
und seit Herbst 1961 türkische Zuwanderer, z.B. für den Bergbau, die 
Stahlindustrie oder die Automobilindustrie. Sie haben in diesen Sek-
toren einen wesentlichen Beitrag zum deutschen Wirtschaftswunder 
geleistet.
Durch diese Anwerbung von weniger qualifi zierten und regional 
wie berufl ich eher immobilen Personen wurde aber auch der sektora-
le Strukturwandel8 weg von einfachen Tätigkeiten und Produktions-
prozessen verlangsamt. Ohne diese Migranten wären höhere Knapp-
heiten auf den jeweiligen Branchenarbeitsmärkten entstanden und 
damit höhere Anstrengungen der Unternehmer erforderlich gewe-
sen, mehr Maschinen einzusetzen und entsprechend mehr zu inves-
tieren (Wehrmann 19899). Weiter wurde aufgrund des Einsatzes der 
ausländischen Arbeitskräfte als »Konjunkturpuff er« ihre Immobili-
tät gefördert. Hinzu kommt noch, dass diese vom sich über fast vier 
Jahrzehnte hinziehenden und durch die rückläufi gen Subventionen 
verschärften Niedergang der erwähnten Montansektoren besonders 
betroff en wurden. Zusammen führte dies zu erhöhter Arbeitslosig-
keit und damit zwangsläufi g zu einer überproportionalen Beanspru-
chung der jeweiligen sozialen Sicherungssysteme.10
Dem gegenüber zu stellen sind die oben genannten, positiven 
gesamtwirtschaftlichen Eff ekte von Zuwanderungen, die aus den eco-
nomies of scale und of scope resultieren. Unterm Strich überwiegen die 
gesamtwirtschaftlichen economies weitaus die durchaus relevanten 
8 | Er bildet die wesentliche Quelle von wir tschaftlichem Wachstum und 
der Erhöhung des Lebensstandards im Sinne der konstruktiven Zerstörung 
obsoleter Strukturen nach Schumpeter.
9 | Der Autor führt als Beispiel für eine für (legale) Migranten weitge-
hend geschlossene und von ihm gerade wegen des Arbeitskräftemangels 
als hoch produktiv angesehene Ökonomie Japan in den 1980er Jahren an. 
Seitdem mangelt es indes an entsprechender Dynamik. Die restriktive Aus-
länderpolitik wurde beibehalten, obwohl die Wir tschaft Japans insbeson-
dere zwischen Mitte der 1990er Jahre und Mitte dieser Dekade durch eine 
lang andauernde Stagnation bis hin zur Deflation gekennzeichnet war.
10 | Unbeschadet davon war die Arbeitskräftezuwanderung bis 1973 und 
die anschließende Familienmigration insgesamt fiskalisch betrachtet ein 
Gewinn für die öffentlichen Finanzen, d.h. für die Steuer- und Beitragszah-
ler in Deutschland (v. Loeffelholz und Köpp 1998, v. Loeffelholz et al. 2004, 
Bonin 2006). 
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branchenspezifi schen Nachteile (diseconomies) der Migration (v. Loef-
felholz et al. 2004; Brücker 2009).
3.2. Ursachen und Auswirkungen des demographischen 
Wandels und Interdependenzen mit der Wirtschaft
Wichtige Determinanten der Bevölkerungsentwicklung, wie Gebur-
tenrate oder Lebenserwartung einerseits und die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für die Ehe- und Familiengründung anderer-
seits, wurden lange Zeit von Demographen und Ökonomen getrennt 
betrachtet. Die systematische Analyse der Interdependenzen zwi-
schen Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung beginnt Ende des 
18. Jahrhunderts mit Malthus‹ »An Essay on the Principle of Popula-
tion«. Während aber in der Folgezeit vornehmlich die als problema-
tisch angesehenen Eff ekte von Bevölkerungsexpansionen auf die mehr 
oder weniger als gegeben angenommenen volkswirtschaftlichen Res-
sourcen und damit auf die pro Kopf zur Verfügung stehenden Subsis-
tenzmittel untersucht wurden, sah sich die Nationalökonomie in den 
1930er Jahren angesichts einer Verlangsamung des demographischen 
Wachstums in fast allen Industrieländern vor eine neue Problemla-
ge gestellt. Das Ergebnis der entsprechenden Untersuchungen von 
Keynes (1937), Hansen (1939) und Reddaway (1939) war die Hervor-
hebung der Bevölkerungsentwicklung als wichtige Determinante der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Diese steigt bei demographischer 
Expansion via vergrößerter Märkte, zunehmender Arbeitsteilung und 
economies of scale als notwendige, doch keineswegs hinreichende Vo-
raussetzung für die Erhöhung der Produktivität und für wirtschaft-
liche Prosperität, worauf schon die klassischen Ökonomen William 
Petty und Adam Smith hingewiesen haben: Nimmt die Bevölkerung 
ab, stagniert die Wirtschaft – eine Auff assung, die sich in der Realität 
mit der Weltwirtschaftskrise zu bestätigen schien. Nicht überraschend 
wurden die hohen Wachstumsraten und die schnelle Erhöhung des 
Lebensstandards, die in den westlichen Industrieländern nach Ende 
des II. Weltkriegs zu verzeichnen waren, nicht zuletzt auf den »Baby-
Boom« in den späten 1940er und den 1950er Jahren sowie auf die 
massiven kriegsfolgenbedingten Wanderungsbewegungen zurückge-
führt, vor allem aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten in die al-
liierten Westzonen. Die 1949 entstandene Bundesrepublik Deutsch-
land profi tierte weiter bis zum Mauerbau 1961 von der Abwanderung 
aus der DDR und bis 1973 von der angeworbenen Arbeitsmigration, 
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später von den nachziehenden Familien, die aber die demographi-
sche Kontraktion in Deutschland nur unwesentlich abschwächen 
konnten. So wurde die Abschwächung des wirtschaftlichen Wachs-
tums in den 1970er und 1980er Jahren, die allerdings ähnlich auch in 
anderen, jedoch weiter demographisch expansiven Industrieländern 
zu beobachten war, mit den kontraktiven natürlichen und räumlichen 
Bevölkerungsverläufen in Verbindung gebracht (v. Loeff elholz 1988: 
215ff .).
Gerade aber auch im Vergleich mit anderen Ländern und unter 
dem Eindruck eines zunehmenden internationalen Wettbewerbs um 
Ressourcen und Weltmarktpositionen traten im Zuge des wirtschafts-
wissenschaftlichen und -politischen Paradigmenwechsels angebots-
spezifi sche, d.h. eher qualitative als quantitative Erklärungsansätze 
für die abnehmende wirtschaftliche Dynamik und für die als rückläu-
fi g empfundene »Qualität« des Fortschritts in den Vordergrund. Die 
Schwächen wurden nicht mehr auf kontraktive Bevölkerungsentwick-
lungen zurückgeführt, sondern mit den Etiketten »Eurosklerose«, 
»Standortschwäche« und mangelnde internationale »Wettbewerbsfä-
higkeit« (Giersch et al. 1994) versehen. Diese dienten als Synonyme 
für fehlende Flexibilität und Anpassungsfähigkeit von Unternehmen 
und Arbeitnehmern, für unattraktive gesamtwirtschaftliche, insbe-
sondere steuerliche »Rahmenbedingungen« und für technologische 
Rückstände aufgrund fehlender Prozess- und Produktinnovationen 
u.ä. Dahinter stand die Vorstellung, dass die wirtschaftliche Entwick-
lung längerfristig eher von qualitativen angebotsspezifi schen als von 
quantitativen nachfrageseitigen und damit demographischen Ein-
fl ussgrößen determiniert wird.
So gesehen leidet das Wirtschaftswachstum weniger durch quan-
titative Schrumpfung und Alterung der Bevölkerung – seien diese 
Entwicklungen durch abnehmende Wanderungssalden, anhaltend 
niedrige Geburtenraten oder steigende Lebenserwartung bedingt – 
als durch fehlende qualifi zierte Arbeitskräfte (»Fachkräftemangel«11) 
und durch die Verringerung der Arbeitsproduktivität. Dem entgegen-
11 | Bezeichnend sind die in den vergangenen 30 Jahren je nach Kon-
junkturverlauf mehr oder weniger intensiv von der Wir tschaft regelmäßig 
erhobenen Forderungen an die Politik nach einer Beseitigung des Fachkräf-
temangels durch eine Verbesserung der bildungspolitischen Rahmenbedin-
gungen, aber auch durch eine liberale Zuwanderungspolitik für hoch quali-
fizier te Personen.
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wirken lasse sich nicht nur durch stärkere Ausschöpfung des eigenen 
Arbeitskräftepotenzials, sondern auch durch die Erhöhung der Zahl 
und Qualifi kation der zuwandernden Erwerbspersonen. Auch des-
halb wird bei der Steuerung der Zuwanderung nach längerfristigen 
Arbeitsmarktbedarfen und wirtschaftlichen Interessen, wie seit 2005 
in Deutschland praktiziert, der »Qualität« der Vorzug vor »Quantität« 
gegeben. Dadurch könne auch eine Beschleunigung des technischen 
Fortschritts auf Grund häufi gerer Innovationen erfolgen, die als Fol-
ge gesteigerter Forschungsaktivitäten durch die Zuwanderung von 
ausländischen Forschern und Wissenschaftlern angesehen werden 
kann (Heß 2009).
4. EMPIRISCHE ENT WICKLUNGEN
Die dem Auf und Ab der Konjunktur seit Mitte der 1950er Jah-
re folgende und aus unterschiedlichen Anlässen je nach Erwerbs-, 
Familien- oder humanitären Zwecken »atmende« Migration nach 
Deutschland (Schaubild 1) erhöhte den Bestand an Ausländern in 
Deutschland von 506.000 im Jahr 1951 bis auf den Höchststand von 
fast 7,4 Mio. Mitbürgern mit ausländischer Staatsangehörigkeit im 
Jahr 1997, was einem gesamtwirtschaftlich relevanten Bevölkerungs-
anteil von etwa 9 % entsprach. Bis zum Jahr 2008 gab die Zahl auf 
etwas mehr als 7,2 Mio. nach; der Bevölkerungsanteil fi el damit auf 
8,8 % (Bundesinnenministerium und Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge 2008: 283f.).12
Das Statistische Bundesamt hat zudem schon 2005 darauf hin-
gewiesen, dass zusätzlich zu den genannten Ausländern in Deutsch-
land weitere 8,1 Mio. Deutsche mit Migrationshintergrund in der 
Bundesrepublik leben. Das sind vor allem (Spät-)Aussiedler und 
12 | Damit liegt Deutschland im internationalen Vergleich etwa im Mittel-
feld. Es gibt nach Angaben der OECD (2009b: 67) in Europa Länder – je-
weils in Abhängigkeit von ihrer nationalen Im- bzw. Emigrationsgeschichte, 
aber auch von ihrem Staatsangehörigkeitsrecht – mit signifikant höheren 
Quoten der jeweiligen »foreign born« in Relation zur Gesamtbevölkerung. 
Besonders hoch sind sie in der Schweiz (2006: 24 %) oder in Luxemburg 
(35 %), niedriger z.B. in Frankreich (7 %) oder in Großbritannien (10 %). Hi-
storisch bedingt sind die Quoten der neuen EU-Länder in Ost- und Südost-
europa, wie z.B. Polen mit 0,2 %, sehr niedrig.
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ihre Kinder, die in den vergangenen gut 25 Jahren aus Osteuropa als 
Folge von Perestroika und Glasnost sowie im Zuge des Zusammen-
bruchs der Sowjetunion vor allem nach der Deutschen Einigung nach 
Deutschland zugewandert oder die schon hier geboren sind. Diese 
Personengruppe macht neben den Eingebürgerten, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit angenommen haben, schon mehr Personen aus 
als die Ausländer. Zusammengenommen hat das Statistische Bun-
desamt für 2005 15,3 Mio. Personen mit Migrationshintergrund an-
gegeben, was bei dem damaligen Bevölkerungsstand von 82,5 Mio. 
einem Anteil von 18,6 % und damit knapp einem Fünftel entsprach.13 
Dieser Anteil galt 2005 auch in Bezug auf das entsprechende zivile 
Erwerbspersonenpotenzial (EPP), d.h. die Erwerbstätigen, Selbstän-
digen, unbezahlt arbeitenden Familienangehörigen und Arbeitslosen 
mit einem solchen Hintergrund (Möller/Walwei 2009: 29).
Wenn der demographische Wandel in den nächsten Jahrzehnten 
bis 2050 zu einer wesentlichen Alterung und Schrumpfung der Be-
völkerung insgesamt um knapp 17 %, d.h. bis zu 14 Mio. Personen 
auf unter 69 Mio.,14 und des EPP nach Berechnungen des Instituts 
13 | Nach der amtlichen Konvention der Statistik sind das solche Per-
sonen, die entweder selbst über jeweils gegebene internationale Grenzen 
gewandert sind oder die von mindestens einem Elternteil abstammen, der 
immigriert ist. Darunter sind in jedem Fall Ausländer zu subsumieren, auch 
diejenigen, die hier in der ersten oder auch schon zweiten Generation ge-
boren sind. Es sind darunter neben den Eingebürgerten auch Aussiedler 
und ihre Kinder zu verstehen. Im Mikrozensus 2009 werden die o.a. statisti-
schen Angaben aktualisier t.
14 | Zu den Möglichkeiten und Grenzen von Bevölkerungsvorausberech-
nungen siehe im Allgemeinen Schimany (2007: 113ff), unter ökonomi-
schen Vorzeichen Börsch-Supan/Wilke (2009: 25ff. und 33ff.). Letztere 
vergleichen die in Deutschland vorliegenden Bevölkerungsprognosen. Sie 
modellieren darauf aufbauend das Arbeitsangebot und die –nachfrage. Die 
untersuchten Prognosen sind übereinstimmend durch relativ hohe Wande-
rungsannahmen gekennzeichnet. Sie gehen von Wanderungssalden in der 
Größenordnung zwischen jährlich 100.000 und 200.000 Zuwandernden 
nach Deutschland aus. Ein derartiger Saldo wurde indes lt. Migrationsbe-
richt 2007 des Bundesinnenministeriums und des Bundesamts für Migrati-
on und Flüchtlinge (2008: 16) zuletzt 2003 mit 142.645 Personen erreicht.
In wachstums- und ver teilungs- bzw. generationspolitischer Hinsicht mit 
speziellem Blick auf den sog. Generationenvertrag interessant ist das Er-
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für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) um 8,7 Mio. auf 36,3 
Mio. führt (Schaubild 2), dann ist naturgemäß nicht nur die Mehr-
heitsbevölkerung ohne, sondern auch die Personen mit Migrations-
hintergrund betroff en. Ihre Zahl wird unter den getroff enen de-
mographischen Annahmen um 2,6 Mio. auf 12,7 Mio. sinken, die 
entsprechenden Erwerbspersonen unter ihnen werden weniger als 9 
Mio. Personen ausmachen gegenüber noch 10,7 Mio. in 2005. Die 
stärksten Änderungen sind in dem Zeitraum von 2015 bis 2035 zu 
erwarten.
Kann Deutschland in Zukunft entgegen der IAB-Annahme von 
jährlich 200.000 Zuwanderern und auch entgegen niedrigerer Pro-
jektionsvorgaben von 150.000 Migranten p.a., wie vom Mannheim 
Research Institute for the Economics of Ageing der Universität Mann-
heim (MEA) unterstellt, oder entgegen der 100.000-Variante des Sta-
tistischen Bundesamts im Saldo der Zu- und Fortzüge nicht mehr als 
55.000 Zuwanderer p.a. attrahieren15, wie im Durchschnitt seit 2004, 
sinkt die Bevölkerungszahl weiter auf 67 Mio. und die des EPP ent-
gebnis, nach dem zum Ausgleich der demographisch bedingt weiter abneh-
menden Anzahl der in wir tschaftlicher Hinsicht »aktiven« Generation bei zu-
nehmender Zahl der »inaktiven« – neben anderen Maßnahmen wie bessere 
Ausschöpfung von arbeitsmarktspezifischen Potenzialen bei Frauen, Älte-
ren und Migranten – die jährliche Produktivitätsrate der Erwerbstätigen je 
nach Szenario um 0,2 bzw. um 0,6 Prozentpunkte gesteiger t werden müs-
ste, um das gewohnte Konsumniveau bzw. den individuellen Lebensstan-
dard aufrecht zu erhalten (Börsch-Supan/Wilke (2009: 44f.)). Die untere 
Rate entspricht dem sog. Dänemark-Szenario, in dem die Potenziale weit-
gehend ausgeschöpft werden, die obere dem sog. Status-Quo-Szenario, in 
dem viele Potenziale nach wie vor brachliegen. Beide Raten erscheinen bei 
einem längerfristigen, historisch normalen Produktivitätspfad von maximal 
1,4 Prozent p.a. ziemlich bzw. äußerst ambitionier t und er fordern erhebli-
che zusätzliche Anstrengungen und Investitionen in die unternehmerische 
Produktionsstruktur und Produktpalette, aber auch in die öffentliche Infra-
struktur, besonders im Bildungs-, Gesundheits- oder Verkehrswesen.
15 | Zu den Potenzialen zukünftiger Zuwanderungen nach Deutschland 
und zur Wahrscheinlichkeit, dass die jeweils getroffenen Wanderungsan-
nahmen eintreten, siehe Schimany (2007: 172). Er schlussfolgert, dass 
Deutschland unter bestimmten Umständen auch einen Wanderungssaldo 
am oberen Rand des Korridors aufweisen könnte, was einen Saldo von ca. 
200.000 Migranten p.a. bedeuten könnte.
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sprechend. In welchem Ausmaß diese tatsächlich als Arbeitsangebot 
zur Verfügung stehen und erwerbstätig sind, ist von einer Vielzahl 




Jedenfalls bedeutet indes eine geringere Zuwanderung nach Deutsch-
land nach den Ergebnissen der Szenarien-Berechnungen des MEA 
bis 2050 (Börsch-Supan, Wilke 2009: 33ff .) rein rechnerisch, dass 
zum Ausgleich der demographisch bedingt weiter abnehmenden 
Personenzahl der in wirtschaftlicher Hinsicht »aktiven« Generation 
bei zunehmender Zahl der »inaktiven« Personen die jährliche Pro-
duktivitätsrate der Erwerbstätigen noch weiter gesteigert werden 
müsste16, um das gewohnte Konsumniveau bzw. den individuellen 
Lebensstandard aufrecht zu erhalten. Die Steigerung müsste zusätz-
lich 0,3 Prozentpunkte p.a. betragen,17 also insgesamt jährlich 0,5 
bzw. 0,9 Prozentpunkte, wenn im genannten Ausmaß tatsächlich 
längerfristig weniger Migranten zur Verfügung stünden. Bei dem in 
Deutschland für das vergangene Vierteljahrhundert »normalen« Pro-
duktivitätspfad von höchstens 1,4 % p.a. ist es freilich unrealistisch 
anzunehmen, dass zusätzlich derartig »interne« Anstrengungen und 
16 | Siehe Fußnote 14.
17 | Diese Rate ergibt sich aus dem Anteil von 100.000 weniger (aktiven) 
Zuwanderern auf dem Arbeitsmarkt am EPP von ca. 36. Mio. Personen.
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Investitionen in die unternehmerische Produktionsstruktur und Pro-
duktpalette, aber auch in die öff entliche Infrastruktur, besonders im 
Bildungs-, Gesundheits- oder Verkehrswesen vorgenommen werden, 
dass die externen Verluste infolge einer unzureichenden Netto-Zu-
wanderung ausgeglichen werden können.18 Bei einer Netto-Abwan-
derung aus Deutschland würden sich die Herausforderungen noch 
verschärfen.
In welchen Ausmaß die EU-Erweiterung in Mai 2004 um die ost-
europäischen Länder zu zusätzlicher Zuwanderung nach Deutsch-
land geführt hat und welche demographischen und wirtschaftlichen 
Eff ekte damit verbunden waren, wird im Folgenden gezeigt.
5.  ÖKONOMISCHE AUSWIRKUNGEN
DER MIGR ATION IN DER PR A XIS AM BEISPIEL
DER EU-OSTERWEITERUNG
Vor der EU-Erweiterung nach Osteuropa am 1. Mai 2004 wurden Be-
fürchtungen laut, dass sehr viele Arbeitskräfte von Ost- nach West-
europa, insbesondere nach Deutschland, wandern und die ohnehin 
ungleichgewichtigen Arbeitsmärkte mit hoher Arbeitslosigkeit zu-
sätzlich belasten könnten. Insbesondere unser Nachbarland Polen 
war damals in einer wirtschaftlich sehr desolaten Situation. Der dor-
tige rasante Strukturwandel weg von der Landwirtschaft hin zur In-
dustrie hatte massive Arbeitslosigkeit verursacht, was viele Polen ver-
anlasste, nach Westen zu wandern. Wegen der in den meisten alten 
EU-Ländern – mit Ausnahme Großbritanniens, Irlands und Schwe-
dens – eben wegen anhaltendender Arbeitslosigkeit eingeschränkten 
Arbeitnehmerfreizügigkeit (als eine der vier Grundfreiheiten der 
Union neben der für Kapital, Waren und Dienstleistungen) sind viele 
polnische Arbeitsmigranten in die frei zugänglichen Länder gewan-
dert und haben den dortigen Boom der jeweiligen Wirtschaft und die 
18 | Dies erscheint auch wegen der in der Gesellschaft weit verbreite-
ten Vorbehalte gegen ein stärkeres Wir tschaftswachstum und gegen die 
damit verbundenen veränderten Prioritätensetzungen der Politik (neues 
»agenda setting«), Reformnotwendigkeiten sowie Kosten und Belastungen 
zweifelhaft. Im internationalen Vergleich drängt sich der Eindruck auf: Je-
des Land hat quasi das Wachstum, das es will. Dies gilt insbesondere für 
Deutschland. 
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Verbesserung der lokalen Arbeitsmärkte unterstützt. Die Wirkungen 
hielten allerdings längstens bis zum Einsetzen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise in diesen Ländern im Herbst 2008 an, von der vor al-
lem das Vereinigte Königreich und Irland massiv betroff en sind. So 
wandern die inzwischen als Erste – noch vor den Einheimischen – 
freigesetzten Polen wieder zurück in ihr Heimatland, wo gerade die 
Industrie Arbeitskräfte sucht, so dass viele Polen nach drei, vier oder 
fünf Jahren in Großbritannien jetzt vergleichsweise bessere Chancen 
in ihrem Heimatland sehen. An diesem Beispiel wird deutlich, dass 
Migration heute vielfach – auch wegen gesunkener Transaktionskos-
ten19 – nicht die endgültige Auswanderung aus einem Land in ein 
anderes Land als einmaliger Akt darstellt, sondern Migration vielfach 
als Hin- und Rückwanderung, als vorübergehende Wanderung in ein 
Land und dann wieder Rückkehr in das Heimatland bedeutet (s. auch 
Global Commission 2005). Dies gilt insbesondere für die erweiterte 
und vertiefte EU, in der solche zirkulären Migrationsbewegungen zu-
nehmen.
Die aktuelle Untersuchung von D’Auria et al. (2008) zeigt die be-
völkerungsökonomischen Auswirkungen der EU-Erweiterung von 
2004 in Deutschland und in anderen Mitgliedstaaten.20 Diese Studie 
gibt die Zahl der Zuwanderer, die zwischen 2004 und 2007 aus den 
19 | Darunter sind nicht nur geringere Reisekosten zu verstehen, sondern 
auch solche Kosten, die allgemein mit Mobilität verbunden sind.
20 | Brücker (2009) hat jüngst untersucht, inwieweit die Vorausschät-
zungen, die von ihm selbst et al. (2001) und schon vorher von Sinn et al. 
(2000) zum Ausmaß der Zuwanderung aus osteuropäischen Ländern bei 
völliger Öffnung der Grenzen nach der EU-Erweiterung in 2004 vorgenom-
men wurden, bestätigt oder widerlegt werden können. Damals liefen die 
Abschätzungen darauf hinaus, dass im Falle der EU-Erweiterung bei voller 
Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb von zehn Jahren drei bis vier Mio. Per-
sonen von Ost- nach Westeuropa wandern würden, die meisten davon nach 
Deutschland. Naturgemäß leidet die ex-post-Überprüfung dieser Schätzun-
gen daran, dass nur die genannten angelsächsischen Länder und Schweden 
mit der EU-Erweiterung die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit gewährt haben.
Interessant erscheint gleichwohl, dass innerhalb von vier bis fünf Jahren 
seit der Erweiterung trotz der Einschränkung der Freizügigkeit mit Ausnah-
me der genannten Länder 1 Mio. Personen gekommen sind, also pro Jahr 
etwa 200.000, zwei Drittel darunter nach Großbritannien. Ob dies in zehn 
Jahren zusammen 2 Mio. sein werden, bleibt an dieser Stelle dahin gestellt 
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osteuropäischen Beitrittsstaaten in die bisherigen EU-Länder emig-
rierten, im Saldo mit knapp 1 Mio. (991.000) an. Denn die Gesamt-
zahl der Bürger aus den neuen EU-Ländern, die sich in den alten nie-
dergelassen haben, ist seit 2004 von einer Mio. auf insgesamt zwei 
Mio. gewachsen. In Deutschland ist diese Zahl um 96.000 gestiegen, 
in Irland um 162.000 und im Vereinigten Königreich um 532.000. 
Die genannte Beschränkung der Freizügigkeit in der Mehrzahl der 
alten EU-Länder hat also zu einer massiven Umlenkung der Wande-
rungsbewegungen in Richtung auf die britischen Inseln und nach 
Skandinavien geführt.
Die Wirtschaftsleistung in der EU insgesamt ist durch diese Wan-
derungsbewegungen von Ost nach West zwischen 2004 und 2007 
um 0,3 % gestiegen, was einer Zunahme der EU-Wertschöpfung ins-
gesamt um 30 Mrd. € entspricht. Es gab kaum eine Zunahme der 
Arbeitslosigkeit – im Gegenteil, die Beschäftigung hat zugenom-
men. 
Deutschland hat durch die Wanderungen aus Ost- nach Westeuro-
pa im Betrachtungszeitraum seit der EU-Erweiterung einen Gewinn 
von 0,14 % des BIP bzw. 3,5 Mrd. € verbucht (D’Auria et al. 2008: 18). 
Es hat somit auch bereits unter den eingeschränkten Freizügigkeits-
bedingungen spürbare wirtschaftliche Auswirkungen der im Zuge 
der EU-Erweiterung erfolgten Wanderungen auf Deutschland gege-
ben; die Eff ekte werden sicher auch in Zukunft fortbestehen, wenn 
die Freizügigkeit ab 1. Mai 2011 für die Anfang Mai 2004 beigetrete-
nen osteuropäischen EU-Mitgliedstaaten und ab spätestens Anfang 
2014 für die zu Beginn des Jahres 2007 aufgenommenen Mitglieder 
Rumänien und Bulgarien gewährt werden wird. Dann entfallen in-
nerhalb der EU die nationalen Steuerungsmöglichkeiten für Ausmaß 
und Struktur der Zuwanderung (»managed migration«).
6.  MODERNE MIGR ATIONSPOLITIK IN DEUTSCHL AND 
ALS E X TERNE DEMO-ÖKONOMISCHE OP TION
Managed Migration auf dem Weg über die Anwerbung hoch und gut 
qualifi zierter Arbeitskräfte einschließlich viel versprechender Unter-
nehmer und Selbständiger aus dem Ausland für den Inlandsmarkt 
und ist von der o.g. Vielzahl von jeweils aktuell wirksamen push- und pull-
Faktoren abhängig.
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sind wichtige Stichworte der nationalen und internationalen Debatte 
über moderne Migrationsregime und deren Kontrastierung mit der 
jeweiligen Politik der Nationalstaaten (Council on Foreign Relations 
2009: 9). Die Staaten versuchen zunehmend, die Migration in ihre 
Länder jeweils nach ihren ökonomischen Bedarfen, insbesondere 
nach dem zukünftigen Bedarf ihrer Arbeitsmärkte, aber auch nach 
dem demographischen Bedarf zu steuern; das beginnt schon mit 
der Attrahierung von ausländischen Studenten und Auszubildenden 
und reicht bis zur Reaktivierung von Ruheständlern für den globa-
len Arbeitsmarkt. Besonders attraktiv ist eine solche Politik, die auf 
diese externe demo-ökonomische Option setzt, dann, wenn der In-
tegrationsbedarf der relativ jungen Zuwanderer in die jeweiligen Ge-
sellschaften gering erscheint – vor allem, wenn es sich um gut quali-
fi zierte und noch mehr um hochqualifi zierte Zuwanderer und ihre 
Familien handelt, weil bei ihnen auch eine hohe Sprachkompetenz 
oder die Bereitschaft zum Erwerb einer solchen vorausgesetzt werden 
kann.
Hierzulande begann eine derartig ausgerichtete, moderne Mi-
grationspolitik – und damit eine Abwendung von einer polizeilich 
orientierten Ausländerpolitik, wie sie seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs praktiziert worden war – mit der Greencard-Initiative der 
Bundesregierung im März 2000. Mit diesem für viele überraschen-
den Paradigmenwechsel wurde nicht nur erstmals offi  ziell von der 
Politik anerkannt und ab 1. August 2000 rechtstechnisch umgesetzt, 
dass Deutschland Fachkräfte aus dem (Nicht-EU-)Ausland, damals 
vorwiegend für die IT- und Kommunikationsbranche, benötige. Es 
wurde damit auch anderen Ländern signalisiert, dass sich Deutsch-
land zukünftig am globalen Wettbewerb um Migranten mit Fähigkei-
ten und Fertigkeiten beteiligen will21, die in einer hoch entwickelten 
und besonders exportorientierten Volkswirtschaft wie der deutschen 
besonders geschätzt werden. Immerhin sind zwischen 2000 und 
2004 fast 18.000 Computerexperten von außerhalb der EU (»Dritt-
staaten«) nach Deutschland gekommen. Die Erwartungen waren 
zwar höher und vor dem Hintergrund einer bis zum Frühjahr 2000 
21 | Bhagwati (2008: 337) betont in seiner Einschätzung der Migration 
im Zuge der Globalisierung, dass weltweit die Nachfrage nach und damit 
die Konkurrenz um beruflich qualifizier te Einwanderer zunehmen wird. Ähn-
lich auch aus US-Sicht der jüngste Bericht des Council on Foreign Relations 
(2009: 16).
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äußerst expansiven Konjunktur im IT- und Kommunikationssektor 
entstanden, sind aber nach dem weltweiten Platzen der DotCom-In-
vestitionsblase schnell revidiert worden (Heilemann, v. Loeff elholz 
2000: 22). Viele Experten sind dann auch nur vorübergehend zuge-
wandert und zwischenzeitlich wieder in ihre aufstrebenden Heimat-
länder Indien oder China zurückgekehrt oder nach Kanada oder in 
die USA weitergewandert.
Mit der genannten Initiative wurde in Deutschland ein Prozess in 
Gang gesetzt, der unterstützt durch die wissenschaftliche Beratung 
der Bundesregierung durch die Unabhängige Kommission »Zu-
wanderung« von 2000 bis 2001 und durch den Sachverständigen-
rat für Zuwanderung und Integration von Frühjahr 2003 bis Ende 
2004 schließlich zum Zuwanderungsgesetz führte. Dieses begrenzt 
und steuert per Aufenthaltsgesetz seit Anfang 2005 unter Aufrecht-
erhaltung des seit 1973 geltenden Anwerbestopps für ausländische 
Arbeitskräfte aus Drittstaaten die Arbeitsmigration nach Deutschland 
insbesondere nach den jeweiligen wirtschaftlichen und arbeitsmarkt-
politischen Interessen des Landes. Das neue Gesetz will insbeson-
dere die gut, hoch und am besten qualifi zierten Arbeitskräfte sowie 
Selbständige, Unternehmer und Freiberufl er aus Drittstaaten an-
sprechen, deren Integrationsschwellen und -bedarfe zusammen mit 
ihren Familien in Deutschland als relativ niedrig angesehen werden. 
Zur Integration von Neuzuwanderern sowie für die nachholende Ein-
gliederung von schon im Land ansässigen Migranten wurden Sprach- 
und Orientierungskurse, Beratungen und Projekte eingeführt, für die 
vom Bund in den Jahren 2007 und 2008 zusammen fast 300 Mio. € 
ausgegeben wurden22. 
Mit dem sog. Richtlinienumsetzungsgesetz vom 19. August 2007, 
mit dem elf asyl- und aufenthaltsrechtlich relevante EU-Richtlinien in 
nationales Recht umgesetzt wurden, wurde neben der Erleichterung 
des Zuzugs von Selbständigen eine Vereinfachung des Zulassungs-
verfahrens für Forscher aus Drittstaaten eingeführt; es räumt diesen 
22 | Hinzu kommen noch die weit höheren Integrationsaufwendungen der 
öffentlichen Hände auf Länder- und Gemeindeebene, die ein Mehrfaches 
der genannten Beträge ausmachen dürften. Gemeinsam sind sie darauf 
gerichtet, die fiskalischen, wir tschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten 
der Nichtintegration von deutschen und ausländischen Zuwanderern zu re-
duzieren. Vgl. Näheres dazu aus der Länderperspektive v. Loeffelholz und 
Thränhardt (1996).
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hoch qualifi zierten Migranten neben dem Verzicht auf eine Vorrang-
prüfung am Arbeitsmarkt bestimmte Rechte hinsichtlich des Aufent-
halts, der Hochschullehre, der Gleichbehandlung bei der Diplom-
anerkennung, der Arbeitsbedingungen, der sozialen Sicherheit, der 
Besteuerung, der Mobilität für Forschungstätigkeiten innerhalb der 
EU etc. ein. Bei Ehegatten der Forscher führt die Arbeitsverwaltung 
zwar keine individuelle Vorrangprüfung durch, aber eine Gleich-
wertigkeitsprüfung; sie genießen dadurch keinen unbeschränkten, 
aber doch einen privilegierten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt. 
Dagegen wurde mit Blick auf die hohen Integrationsschwellen und 
-bedarfe für Familienangehörige im Rahmen des allgemeinen Ehe-
gattennachzugs, der seit langem, wie auch in anderen Einwande-
rungsländern, den weit überwiegenden Anteil aller Immigranten 
aus Drittstaaten darstellt, das Erfordernis einfacher Sprachkennt-
nisse eingeführt, die im Herkunftsland schon vor der Einreise nach 
Deutschland erworben werden müssen.
Fast gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Richtlinienumset-
zungsgesetzes Ende August 2007 hat das Bundeskabinett bei einer 
Klausurtagung in Meseberg Erleichterungen beim Zuzug von Bewer-
bern aus den neuen EU-Mitgliedstaaten mit Ingenieurberufen in den 
Fachrichtungen Maschinen-, Fahrzeugbau und Elektrotechnik sowie 
beim Zugang ausländischer Absolventen deutscher Hochschulen 
zum Arbeitsmarkt durch Verzicht auf individuelle Vorrangprüfung 
beschlossen. Auch wurde eine interministerielle Arbeitsgruppe zur 
Erstellung eines Gesamtzuwanderungskonzeptes eingesetzt. Die-
se hatte im Sommer 2008 ein Aktionsprogramm unter dem Titel 
»Beitrag der Arbeitsmigration zur Sicherung der Fachkräftebasis in 
Deutschland« vorgelegt. Es wurde Mitte Juli 2008 im Bundeskabinett 
beschlossen und sieht eine Öff nung des deutschen Arbeitsmarktes 
für Hochqualifi zierte vor, damit absehbare Engpässe am Arbeits-
markt weiter abgebaut werden und angesichts der oben skizzierten 
demographischen Schrumpfung des Erwerbspersonenpotenzials 
schon jetzt Vorsorge getroff en werden kann. Dennoch genießt die 
Ausschöpfung des einheimischen Erwerbspersonenpotenzials Vor-
rang. Deswegen werden die oben schon erwähnten Übergangsrege-
lungen für Arbeitskräfte der neuen Beitrittsstaaten seit 2004 verlän-
gert, d.h. die Einschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit wird für 
die EU-8-Länder bis 30. April 2011 und für Bulgarien und Rumänien 
bis zunächst 31. Dezember 2011 aufrecht erhalten.
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Die rechtliche Umsetzung erfolgte im Arbeitsmigrationssteue-
rungsgesetz und in entsprechenden Verordnungen, die am 1. Januar 
2009 in Kraft getreten sind. Danach wird auf die Vorrangprüfung 
generell für Akademikerinnen und Akademiker aus den neuen 
EU-Mitgliedstaaten zum 1. Januar 2009 verzichtet; weiter wird die 
Mindesteinkommensgrenze für die Erteilung einer Niederlassungs-
erlaubnis an Hochqualifi zierte abgesenkt, der Arbeitsmarkt für Aka-
demikerinnen und Akademiker aus Drittstaaten unter Beibehaltung 
der Vorrangprüfung und der Prüfung der Arbeitsbedingungen sowie 
für deren Familienangehörige durch Verzicht auf Vorrangprüfung 
geöff net. Absolventinnen und Absolventen Deutscher Auslandsschu-
len werden durch Verzicht auf die Vorrangprüfung zu jeder berufs-
qualifi zierenden Ausbildung und der anschließenden Beschäftigung 
sowie bei Vorliegen eines akademischen Abschlusses zu jeder der 
Ausbildung entsprechenden Tätigkeit bevorzugt zugelassen. Schließ-
lich wird der Aufenthaltsstatus für Bildungsinländer und Bildungsin-
länderinnen, also Personen, die Ausländer sind, in Deutschland aber 
einen Bildungsabschluss erworben haben, mit dem Ziel verbessert, 
sie für den Arbeitsmarkt zu gewinnen und von Sozialleistungen un-
abhängiger zu machen.
Daneben wurde ein systematisches Monitoring zur Ermittlung 
des Bedarfs an Hochqualifi zierten eingeführt. Zur Deckung des Fach-
kräftebedarfs hat die Bundesregierung alle relevanten gesellschaftli-
chen Kräfte einbezogen. Das Bundesarbeitsministerium hat eine auf 
Dauer angelegte »Allianz«, bestehend aus den Sozialpartnern, Wis-
senschaftlern sowie Vertretern der Länder und der Bundesregierung, 
einberufen, die regelmäßig das kurz- und mittelfristige Arbeitskräfte-
angebot und die jeweilige -nachfrage nach Branchen, Regionen und 
Qualifi kationen in Deutschland vor dem Hintergrund des demogra-
phischen Wandels analysieren wird.
Weiter sollen die Rahmenbedingungen für Zuwandernde und 
Zugewanderte in Deutschland attraktiver gestaltet werden, indem 
die formale Anerkennung von ausländischen Abschlüssen erleichtert 
und weiter klargestellt werden soll, dass Ehegattinnen und Ehegatten 
von hoch qualifi zierten Akademikerinnen und Akademikern keine 
Deutschkenntnisse vor der Einreise nachweisen müssen. Maßnah-
men gegen Rassismus und Diskriminierung vor dem Hintergrund 
des Gleichbehandlungsgesetzes sollen verstärkt werden.
Knapp ein halbes Jahr nach dem Inkrafttreten des Arbeitsmigra-
tionssteuerungsgesetzes ist auf der Basis der seit dem EU-Gipfel von 
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Tampere 1999 und nach dem Haager Programm 2004 zunehmenden 
migrationspolitischen Kompetenzen der Union am 18. Juni 2009 die 
Richtlinie 2009/50/EG des Europäischen Rates vom 25. Mai 2009 
über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Dritt-
staatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifi zierten Beschäfti-
gung verkündet worden. Die Richtlinie setzt folgende gemeinsame 
Mindeststandards für die Aufnahme von drittstaatsangehörigen Fach-
kräften in den Mitgliedstaaten fest, die eine sog. Blue Card erhalten 
(nach der Farbe der Europafahne):
Um eine solche Karte zu erhalten, muss der Antragsteller einen • 
Arbeitsvertrag und einen Arbeitsplatz in der EU nachweisen und 
über eine qualifi zierte Berufsausbildung verfügen.
Die Höhe des Gehalts muss dem 1,5-fachen des Brutto-Durch-• 
schnittsgehalts im Aufnahmestaat entsprechen. Für Berufsspar-
ten, in denen ein besonderer Bedarf an Arbeitskräften besteht, 
kann diese Schwelle auf das 1,2-fache des Brutto-Durchschnitts-
gehalts gesenkt werden.
Die Blue Card ist zwischen einem und vier Jahren gültig und kann • 
verlängert werden. Es besteht aber auch die Möglichkeit, sie für 
einen kürzeren Zeitraum zu erteilen oder zu verlängern (z.B. für 
die Dauer der Gültigkeit des Arbeitsvertrags plus drei Monate).
Nach achtzehnmonatigem legalem Aufenthalt in einem EU-Mit-• 
gliedstaat, in welchem die Blue Card erteilt wurde, erhalten In-
haber der Blue Card und ihre Familienangehörigen das Recht, in 
einen anderen EU-Mitgliedstaat weiterzuziehen.
Hinsichtlich der Arbeitsbedingungen, der Koalitionsfreiheit, der • 
Anerkennung von Bildungsabschlüssen, der sozialen Sicherheit 
und Rentenversorgung, des Zugangs zu Waren und Dienstleis-
tungen sowie der Mobilität innerhalb der EU sollen den Inhabern 
einer Blue Card die gleichen Rechte eingeräumt werden wie An-
gehörigen des betreff enden Mitgliedstaates.
Die Richtlinie berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten festzule-
gen, wie viele Drittstaatsangehörige zum Zwecke von hochqualifi zier-
ter Beschäftigung einreisen dürfen. Die Mitgliedstaaten haben nun 
zwei Jahre Zeit, die Richtlinie in nationales Recht umzusetzen.
Das Ziel der Richtlinie, die Zulassung hochqualifi zierter Arbeits-
kräfte und ihrer Familien zu erleichtern und die Gemeinschaft im 
sog. Lissabon-Prozess bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dy-
namischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen, 
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kann nur erreicht werden, wenn eine Willkommenskultur für diese, 
auch in den klassischen Einwanderungsländern begehrten Fachkräf-
te geschaff en wird (v. Loeff elholz 2009b: 66).
Die Einwanderung benötigter Fachkräfte könnte dadurch begüns-
tigt werden, dass sich die potenziellen Zuwanderer nicht durch ein 
Gefl echt an Verwaltungsorganisationen und Zuständigkeitsregelun-
gen kämpfen müssen, sondern dass es eine zentrale Anlaufstelle mit 
einem zuständigen Ansprechpartner für sie gibt, an den sie sich be-
reits im Vorfeld der Migration mit allen Fragen in Bezug auf Einreise- 
und Aufenthaltsbestimmungen, Anerkennung von Qualifi kationen, 
Arbeitsrecht, Familienzusammenführung, Integrationsangebote etc. 
wenden können. Die zentrale Anlaufstelle würde dann den Kontakt 
zu den für die Beantwortung der Fragen örtlich zuständigen Behör-
den, Institutionen und Organisationen herstellen.
Schließlich gehört ein Punktesystem zu einem modernen Migra-
tionsregime in Deutschland. Es ergänzt die bisher praktizierten, aus-
schließlich nachfrageorientierten Systeme und die damit national wie 
europäisch eröff neten Zugangsmöglichkeiten, die jeweils von einem 
konkreten Arbeitsplatzangebot eines konkreten Unternehmens ab-
hängig sind. Es berücksichtigt vor allem auch den oben erwähnten 
zunehmenden internationalen Wettbewerb um gut ausgebildete Zu-
wanderer, und es wird in Kanada und Australien seit langem erfolg-
reich praktiziert. Großbritannien sowie Tschechien haben es erst 
jüngst eingeführt. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 
10. Oktober 2008 zum Entwurf des erwähnten Arbeitsmigrations-
steuerungsgesetzes gebeten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
zu prüfen, inwieweit »zusätzliche innovative Konzepte, wie beispiels-
weise ein Punktesystem für die Steuerung von Zuwanderung, ein Er-
folg versprechendes Instrument sein könnte« (Bundesrat 2008: 5). 
Dem ist die Bundesregierung indes nicht gefolgt. Indes wird es aktu-
ell von der Task Force des Council (2009: 15) für die USA erwogen, in 
denen es bisher ausschließlich unterschiedliche Quotensysteme zur 
Rekrutierung von qualifi zierten Migranten gibt.
Ein Punktesystem als angebotsorientiertes Regime ist darauf aus-
gerichtet, die Zuwanderer mit ihren Fähigkeiten zu identifi zieren, die 
im Land im ständigen sektoralen Strukturwandel gebraucht werden. 
In Deutschland könnte durch eine Kombination mit Zuwanderungs-
quoten dem Anspruch der seit 2005 verfolgten Migrationspolitik bes-
ser Rechnung getragen werden, qualifi zierte Zuwanderung in den 
deutschen Arbeitsmarkt quantitativ zu begrenzen, dabei zugleich die 
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legitimen Interessen Deutschlands angemessen zu berücksichtigen 
und eine Auswahl von Zuwanderern zu ermöglichen. Objektive – an 
einem Punktesystem orientierte – Kriterien ermöglichen eine geziel-
te Steuerung der Zuwanderung in den sich laufend verändernden 
Arbeitsmarkt. Insoweit ist ein Punktesystem nicht als zusätzliches 
Einwanderungsangebot, sondern in erster Linie als Lenkungsinstru-
ment zu verstehen. Es ist insbesondere ein transparentes und den 
modernen Anforderungen in einer globalisierten Weltwirtschaft 
entsprechendes System, das für Zuwanderer und Unternehmen 
gleichermaßen eine zuverlässige Basis und berechenbare Rahmen-
bedingungen bietet. Schließlich dient es auch außenpolitischen und 
außenwirtschaftlichen Interessen des Landes, wie klassische Einwan-
derungsländer seit Langem wissen (Council 2009: 8). 
7. ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN
Der vorliegende Beitrag hat die theoretischen und empirischen As-
pekte der Migration und des demographischen Wandels in natio-
naler und internationaler Perspektive aufgezeigt. Dabei wurden die 
Herausforderungen der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung und 
die Möglichkeiten, aber auch Grenzen einer kompensierenden Zu-
wanderungspolitik deutlich. Unbestritten kann die Zuwanderung von 
Fachkräften und Hochqualifi zierten nicht nur ökonomisch von Vor-
teil für die Bundesrepublik sein, sondern auch direkt und indirekt für 
die Demographie. Die mittel- und längerfristig zu erwartenden Mig-
rationsbewegungen nach Deutschland, das in den vergangenen Jah-
ren im Saldo von Zu- und Fortzügen kaum mehr eine nennenswerte 
Zuwanderung zu verzeichnen hatte, scheinen aber nur einen sehr 
begrenztem Beitrag zur Bewältigung des demographischen Wandels 
einer schrumpfenden und alternden Bevölkerung leisten zu können. 
Insofern kommen den intern zu Gebote stehenden Handlungsoptio-
nen, wie der Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Jüngeren, Älteren, 
Frauen und ansässigen Migranten oder Verlängerung der »aktiven« 
gegenüber den »inaktiven« Lebensphasen, vorrangige Bedeutung zu.
Mit Blick auf diese Herausforderungen sollte ohnehin in der Mi-
grationspolitik statt Quantität mehr auf Qualität der Zuwanderun-
gen in der Zukunft gesetzt werden. Deutschland lässt sich damit auf 
den zunehmenden globalen Wettbewerb um the best and the brightest 
unter den international mobilen Arbeitskräften ein, übernimmt da-
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mit implizit aber auch entsprechende entwicklungspolitische Verant-
wortung. Dies könnte im Rahmen der zirkulären Migration, die auf 
ein mehrmaliges Hin- und Herpendeln ausgerichtet ist, berücksich-
tigt werden. Gleichzeitig könnten damit außenpolitische und außen-
wirtschaftliche Interessen des Landes verfolgt werden und stärker ins 
Bewusstsein gerückt werden, dass Auswanderung von Fachkräften 
aus Entwicklungsländern nicht das Problem für diese Länder darzu-
stellen braucht, sondern einen Lösungsansatz für eine bessere wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung bietet.
Wenn nun die Einwanderung von solchen Arbeitskräften nach 
Deutschland eff ektiv begünstigt werden soll und sich die potenziellen 
Zuwanderer – ob sie über die bereits bestehenden, nationalen Rege-
lungen einschließlich eines noch zu schaff enden Punktesystems oder 
via Blue Card der EU kommen – nicht durch ein Gefl echt an Verwal-
tungsorganisationen und Zuständigkeitsregelungen im Wettbewerbs-
föderalismus der Bundesrepublik kämpfen müssen, bedarf es einer 
zentralen Anlaufstelle für alle Migrationsbelange mit einem zustän-
digen Ansprechpartner. Der Gesetz- und Verordnungsgeber ist ange-
sprochen, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf Grund 
des ganzheitlichen Ansatzes, seiner Kontakte in die Herkunftsländer 
und seiner Funktion als Kompetenzzentrum für Migration und Inte-
gration, aber auch unter dem Gesichtspunkt der Vereinheitlichung 
der Verfahrensweise in der Praxis mit dieser Aufgabe zu betrauen. 
Es ist in der Lage, die Aufgaben einer zentralen Steuerungsstelle im 
Rahmen des Antragsverfahrens für eine Blaue Karte EU wahrzuneh-
men und erscheint daher prädestiniert, eine Willkommens- und An-
erkennungskultur für qualifi zierte und hoch qualifi zierte Fachkräfte 
zu schaff en.
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Die Ausbildungschancen jugendlicher Migranten sind immer • 
noch schlechter als die deutscher Jugendlicher. Auch die Chancen 
von Ausländern, nach abgeschlossener Berufsausbildung eine Be-
schäftigung zu fi nden, sind geringer als die von Inländern. 
Die Arbeitslosenrate von Migranten und Personen mit Migrations-• 
hintergrund ist im Durchschnitt mehr als doppelt so hoch wie die 
von Deutschen ohne Migrationshintergrund. Spätaussiedler ha-
ben ein sehr viel höheres Arbeitslosigkeitsrisiko als Deutsche ohne 
Migrationshintergrund. Allerdings sinkt ihr Arbeitslosigkeitsrisi-
ko mit der Aufenthaltsdauer in Deutschland.
Die hohe Arbeitslosigkeit von Migranten ist vor allem auf ihre ge-• 
ringe allgemeinbildende und berufl iche Qualifi kation zurückzu-
führen. Allerdings sind Integrationsfortschritte zu verzeichnen: 
Personen mit Migrationshintergrund der zweiten und dritten Ge-
*  Der Text ist eine leicht abgeänderte und gekürzte Fassung des Kapitels 
»Integration von Migranten in Arbeitsmarkt und Bildungssystem« der ge-
nannten Autorinnen und Autoren in: Möller, Joachim/Walwei, Ulrich (Hg.) 
(2009): Handbuch Arbeitsmarkt 2009 (IAB-Bibliothek, 314), Bielefeld, 
283-316.
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neration besitzen einen höheren Bildungsabschluss und bessere 
Arbeitsmarktchancen als die Elterngeneration.
Die Vermittlung von Deutschkenntnissen ist eine notwendige, • 
aber häufi g keine hinreichende Bedingung für eine Eingliederung 
von Arbeitslosen mit Migrationshintergrund in Beschäftigung. Bei 
geringqualifi zierten Migranten sollten berufsbezogene Sprachkur-
se mit Qualifi zierungsmaßnahmen verbunden werden.
Die Integrationspolitik kann die Arbeitsmarktrisiken von Auslän-• 
dern nur dann senken, wenn es gelingt, das Bildungsgefälle zwi-
schen Deutschen und Ausländern bzw. Personen mit Migrations-
hintergrund zu verringern.
1. EINLEITUNG
Migration und Integration sind zwei Seiten einer Medaille. Die Eff ek-
te der Migration für den Arbeitsmarkt und den Sozialstaat wie auch 
die Akzeptanz der Migranten in den Einwanderungsländern hängen 
von ihrer erfolgreichen Integration in Arbeitsmarkt und Gesellschaft 
ab. In diesem Kapitel wird die Arbeitsmarktsituation von Migranten 
und ihren Nachkommen behandelt. Die Arbeitslosigkeit von Auslän-
dern ist in Deutschland rund doppelt so hoch wie die der Inländer, 
und die Erwerbspartizipation ist deutlich geringer. In den europäi-
schen Nachbarländern ist eine ähnliche Situation zu beobachten. 
Die Arbeitsmarktprobleme von Migranten und ihren Nachkommen 
sind stark mit dem Niveau von Bildung und Ausbildung korreliert. 
Ausländer sind in Deutschland im Durchschnitt deutlich geringer 
qualifi ziert als Inländer. Eine Erhöhung der Qualifi kation der Mig-
ranten und ihrer Nachkommen ist deshalb eine Schlüsselfrage für 
die Integration in den Arbeitsmarkt. Die Integration in Bildung, Aus-
bildung und Arbeitsmarkt wird deshalb hier gemeinsam betrachtet 
(siehe Box 1).
Vorgehensweise und Aufbau
Da die Wirkungen der Zuwanderung auf Arbeitsmarkt und Gesell-
schaft entscheidend von der Integration der Migranten beeinfl usst 
werden, behandelt der folgende Abschnitt zunächst die Probleme der 
Integration in Bildung und Ausbildung von Migranten und Personen 
mit Migrationshintergrund. 
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Bildung und Ausbildung beeinfl ussen maßgeblich die Arbeits-
marktchancen von Migranten. Ausländer verfügen in Deutschland 
im Durchschnitt über einen deutlich geringeren Bildungsabschluss 
als Inländer. Sie sind vor allem in der Gruppe ohne Hauptschul- und 
ohne berufl ichen Bildungsabschluss überproportional repräsentiert. 
In Abschnitt 2 werden neben der Qualifi kationsstruktur die Proble-
me des Übergangs von der Schule in die berufl iche Ausbildung und 
des Übergangs von der berufl ichen Ausbildung in den Beruf unter-
sucht – also wichtige Bausteine zu Beginn der Erwerbsbiografi e. Die 
niedrigen Schulabschlüsse schlagen sich insbesondere bei ausländi-
schen Männern in einer niedrigen und sinkenden Ausbildungsbetei-
ligung nieder. Auch beim Übergang von Ausbildung in den Beruf ist 
das Arbeitslosigkeitsrisiko von Ausländern viel höher als das von In-
ländern (Abschnitt 2).
Bei der Arbeitsmarktintegration zeigt sich ein unterschiedliches 
Bild im Hinblick auf einzelne Gruppen. Insgesamt weisen Migranten 
eine deutlich niedrigere Erwerbstätigenquote und eine deutlich hö-
here Erwerbslosigkeit auf. Das hohe Arbeitslosigkeitsrisiko spiegelt 
sich auch in einer höheren Langzeitarbeitslosigkeit wider. Im Rechts-
kreis des Sozialgesetzbuches II (SGB II), zu dem alle erwerbsfähigen 
Hilfeempfänger im Alter zwischen 15 und 65 Jahren gehören, sind sie 
deutlich überrepräsentiert (BA 2008: 37f.). Spätaussiedler sind ins-
besondere am Anfang ihres Aufenthalts in Deutschland besonders 
stark von Arbeitslosigkeit betroff en. Die Arbeitslosenrate der Spät-
aussiedler nähert sich jedoch im Zeitverlauf der Arbeitslosenrate der 
Inländer an (Abschnitt 3).
Die Analysen zeigen, dass Integration eine Herausforderung und 
Chance zugleich ist. Insbesondere die Integration von Migranten und 
ihren Nachkommen in den Arbeitsmarkt stellt die Politik vor zahlrei-
che Herausforderungen. Im Abschnitt 4 werden deshalb die Schluss-
folgerungen und Handlungsempfehlungen für die Integrationspoli-
tik diskutiert.
2. INTEGR ATION IN BILDUNG UND AUSBILDUNG
Wichtige Bausteine zu Beginn einer Erwerbsbiografi e sind qualifi zier-
te Bildungs- und Ausbildungsabschlüsse. Ausländer in Deutschland 
verfügen im Durchschnitt über geringere Bildungs- und Ausbildungs-
abschlüsse als Einheimische. Einerseits gelingt vielen ausländischen 
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Jugendlichen mit Haupt- und Realschulabschluss der Übergang in 
eine berufl iche Ausbildung nicht. Andererseits sind ihre Chancen 
auch nach einer erfolgreichen berufl ichen Ausbildung auf eine Be-
schäftigung geringer als bei Deutschen. Ein wichtiger Aspekt sind die 
regionalen Unterschiede in Deutschland: Kulturelle Vielfalt in einer 
Region erhöht die Berufseinstiegschancen von ausländischen Jugend-
lichen. 
Schulabschlüsse: trotz Auf wärtstrend noch deutliche 
Unterschiede zwischen Deutschen und Ausländern
Schulzeugnisse signalisieren dem Arbeitgeber, welches Potenzial der 
Bewerber für eine duale Ausbildung besitzt. Obwohl Schulzeugnisse 
keine formale Voraussetzung für eine duale Ausbildung darstellen, 
hängt der Zugang in hohem Ausmaß von der Art und Qualität die-
ser Zeugnisse ab (Solga 2002; Konsortium Bildungsberichterstattung 
2006). Jugendliche Ausländer sind in Gymnasien und Realschulen 
unterrepräsentiert, in Haupt- und Förderschulen hingegen überre-
präsentiert. Der Besuch einer weiterführenden Schule hängt dabei in 
hohem Maße vom sozioökonomischen Status der Eltern ab (Kristen 
2006). 
Tabelle 1 zeigt die Verteilung von deutschen und ausländischen 
Schulabsolventen für die Abschlussjahre 1992 und 2006. Es fällt 
auf, dass deutsche Schulabgänger insgesamt einen deutlich höheren 
Schulabschluss als Ausländer besitzen. Betrachtet man die Jahre 1992 
und 2006, dann ist ersichtlich, dass außer bei deutschen Männern 
bei allen anderen Personengruppen ein Trend zu höheren Bildungs-
abschlüssen zu erkennen ist, wobei ausländische Frauen hierbei am 
stärksten zulegen konnten. Damit sind ausländische Frauen heute 
erkennbar besser gebildet als ausländische Männer, und sie konnten 
gleichzeitig ihren Abstand zu den deutschen Frauen verringern. Dies 
sollte die Ausbildungschancen ausländischer Frauen sowohl gegen-
über ausländischen Männern als auch gegenüber deutschen Frauen 
verbessern. 
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Ausbildungschancen: Stolpern an der ersten Schwelle
Die duale Ausbildung spielt eine wichtige Rolle in der berufl ichen 
Bildung und stellt noch immer den Königsweg ins Berufsleben dar. 
Bis zu zwei Drittel eines Abgangsjahres nahmen nach der Schule 
eine duale Ausbildung auf (Bundesministerium für Bildung und For-


















































































































































































































































































































von zwei wesentlichen Rahmenbedingungen gekennzeichnet: Einer-
seits war in der Vergangenheit die Lage am Ausbildungsmarkt meist 
angespannt, da zu viele Bewerber auf einen freien Ausbildungsplatz 
kamen. Andererseits sind die Qualifi kationsanforderungen bedingt 
durch den technischen Fortschritt in zahlreichen Ausbildungsberu-
fen stetig gestiegen. Schulabschlüsse sind daher für den Erfolg an der 
ersten Schwelle – also am Übergang von der Schule in die berufl iche 
Ausbildung – heute wichtiger denn je. 
Die im Durchschnitt niedrigeren Schulabschlüsse von ausländi-
schen Jugendlichen (vgl. Tabelle 1) führen zu entsprechend geringeren 
Ausbildungschancen. Dies zeigen die Ausbildungsbeteiligungsquo-
ten (Anzahl der Auszubildenden bezogen auf die Wohnbevölkerung 
im Alter von 18 bis unter 21 Jahren) von deutschen und ausländischen 
Männern und Frauen in Tabelle 2. So lag im Jahr 2006 bei deutschen 
Männern die Quote bei 67,5 % – bei den ausländischen Männern 
hingegen nur bei 25,2 %. Insgesamt weisen Frauen deutlich gerin-
gere Beteiligungsquoten auf (deutsche Frauen: 45,9 %, ausländische 
Frauen: 20,7 %), da Frauen häufi ger schulische Berufsausbildungen 
absolvieren (z.B. im Gesundheitswesen, vgl. Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 2006). Noch 1993 lag die Ausbildungsbetei-
ligung bei allen vier Gruppen deutlich höher als heute. Den stärksten 
Rückgang hatten dabei ausländische Männer zu verzeichnen. Dies 
ist vor allem auf den Strukturwandel und den damit einhergehen-
den Abbau von Stellen in gewerblichen Berufen zurückzuführen, die 
in besonders hohem Maße von ausländischen Männern nachgefragt 
werden. Obwohl ausländische Frauen die niedrigste Beteiligungsquo-
te aufweisen, ist diese lange Zeit konstant geblieben und hat sich erst 
in den letzen drei Jahren verringert. Möglicherweise hat die parallele 
Verbesserung ihrer Schulabschlüsse diese Konstanz bewirkt. 
Die Gründe für die geringere Ausbildungsbeteiligungsquote lie-
gen einerseits in schulischen und sprachlichen Qualifi kationsdefi -
ziten junger Ausländer, andererseits können Benachteiligungen bei 
der Bewerbung um einen Ausbildungsplatz nicht ausgeschlossen 
werden.
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Tabelle 2: Ausbildungsbeteiligungsquoten von deutschen und ausländischen 









1993 80,5 40,3 58,2 24,6
2006 67,5 25,2 45,9 20,7
Anmerkungen: Da die Berufsbildungsstatistik das Alter lediglich für die 
Neuabschlüsse insgesamt und nicht für Deutsche und Ausländer getrennt 
er fasst, werden für diese Quoten die Auszubildenden (Bestände) auf die 
Bevölkerung im Alter von 18 bis unter 21 Jahren bezogen.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsfor tschreibung (31.12.); 
Statistisches Bundesamt, Berufsbildungsstatistik (31.12.); Berechnungen 
des Bundesinstituts für Berufsbildung.
Neben der geringeren Ausbildungsbeteiligung ist bei ausländischen 
Auszubildenden eine stärkere Konzentration auf wenige Ausbil-
dungsberufe zu beobachten (vgl. Tabelle 3). Diese Ausbildungsberufe 
sind durch geringere Karriere- und Verdienstmöglichkeiten gekenn-
zeichnet (Büchel 2002). 
Tabelle 3: Top 5 der häufi gsten Ausbildungsberufe von ausländischen und 
deutschen Frauen und Männern, 2006, (in %)
Ausländische Frauen  Deutsche Frauen  
Beruf Anteil Beruf Anteil
781 Bürofachkräfte 17,0 % 781 Bürofachkräfte 21,4 %
856 Sprechstunden-
helfer
15,2 % 856 Sprechstunden-
helfer
10,6 %
682 Verkäufer 13,5 % 682 Verkäufer 9,6 %





6,6 % 681 Groß- u. Einzel-
handelskaufl eute 
5,4 %
Summe 63,3 % Summe 55,5 %
Sonstige Berufe 36,7 % Sonstige Berufe 44,5 %
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnung.
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Ausländische Männer  Deutsche Männer  
Beruf Anteil Beruf Anteil
281 Kraftfahrzeugin-
standsetzer
7,2 % 781 Bürofachkräfte 7,8 %
781 Bürofachkräfte 6,8 % 281 Kraftfahrzeugin-
standsetzer
7,2 %
682 Verkäufer 6,5 % 311 Elektroinstallateure, 
-monteur
5,7 %
681 Groß- u. Einzelhan-
delskaufl eute





4,5 % 411 Köche 3,7 %
Summe 31,0 % Summe 28,8 %
Sonstige Berufe 69,0 % Sonstige Berufe 71,2 %
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnung.
Berufseinstieg: bessere Chancen für Ausländer –
aber noch keine Chancengleichheit zu Deutschen 
Zwar gilt ein Ausbildungsabschluss als wichtigste Zugangsvoraus-
setzung für den in hohem Maße berufl ich strukturierten deutschen 
Arbeitsmarkt, dennoch ist der Berufseinstieg auch für Ausbildungs-
absolventen nicht risikolos (Konietzka 1999; Konietzka/Solga 2000). 
Als besonderes Berufseinstiegsrisiko erweist sich dabei Arbeitslosig-
keit nach der Ausbildung (Konietzka/Seibert 2001). Dies geht in der 
Regel mit einem Verlust von Einkommen und Humankapital einher 
(Velling/Bender 1994; Fitzenberger/Spitz 2004). 
Mit den Daten der Beschäftigten- und Leistungsempfängerhisto-
rik des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, die auf den 
Registerdaten der Bundesagentur für Arbeit (BA) beruhen, lässt sich 
der Berufseinstieg von betrieblichen Ausbildungsabsolventen nach-
zeichnen. 
Abbildung 1 zeigt den Anteil an deutschen und ausländischen Ab-
solventen, die zwischen Ausbildungsende und Berufseinstieg arbeits-
los waren. Neben den konjunkturellen Schwankungen im Zeitraum 
1981-2004 fällt auf, dass der Arbeitslosenanteil ausländischer Männer 
zumeist höher ausfällt als der der deutschen Männer. Bei den aus-
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ländischen Frauen gilt dieser Befund nur für den Zeitraum Mitte der 
1980er bis Mitte der 1990er Jahre.1
Abbildung 1: Anteile an arbeitslosen Ausbildungsabsolventen nach
der Ausbildung in %, (Deutsche und Ausländer, Männer und Frauen, 
Absolventenjahre 1981-2004)
Anmerkung: Aufgrund von Datenumstellungen kann das Jahr 1991 nicht 
angezeigt werden.
Quelle: IAB Beschäftigten- und Leistungsempfängerhistorik.
Da die beobachteten Unterschiede zwischen Ausländern und Deut-
schen auf eine Reihe von Einfl ussfaktoren zurückzuführen sind, sol-
len diese Determinanten in einem multivariaten Analyseverfahren 
kontrolliert werden. 
Tabelle 4 zeigt die Ergebnisse einer bivariaten logistischen Re-
gression, in der für verschiedene ethnische Gruppen das Arbeitslo-
sigkeitsrisiko nach der Ausbildung geschätzt wird. In einem ersten 
Modell werden lediglich die Unterschiede nach Nationalitäten ohne 
Berücksichtigung von Kontrollvariablen betrachtet. In einem zwei-
ten Modell wird für die Variablen Schulbildung, Ausbildungsberuf, 
Größe des Ausbildungsbetriebs und Abschlussjahr kontrolliert. Diese 
Modelle werden für Männer und Frauen getrennt geschätzt.
1 | Eine weiter führende Analyse nach ethnischen Gruppen zeigt, dass 
türkische Männer und Frauen ein deutlich höheres Arbeitslosigkeitsrisiko 

























































Deutsche Männer Deutsche Frauen
Ausländische Männer Ausländische Frauen
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Modell 1 zeigt, dass alle ausländischen Männer ein signifi kant hö-
heres Arbeitslosigkeitsrisiko an der zweiten Schwelle im Vergleich zu 
deutschen Männern aufweisen. Unter Berücksichtigung der Kontroll-
variablen reduzieren sich diese Eff ekte in Modell 2 erkennbar. Män-
ner aus den ehemaligen Anwerbeländern2 (ohne Türkei) unterschei-
den sich diesbezüglich nun nicht mehr von deutschen Männern. 
Bei Frauen zeigt sich in Modell 1 lediglich für Türkinnen ein signi-
fi kant erhöhtes Risiko. In Modell 2 geht dieser Eff ekt zwar zurück, 
bleibt aber signifi kant. Alle anderen ausländischen Absolventinnen 
weisen gegenüber deutschen sogar ein signifi kant geringeres Arbeits-
losigkeitsrisiko auf. 
Tabelle 4: Risiko, nach der Ausbildung arbeitslos zu sein (Männer und
Frauen, verschiedene Nationalitäten), (logistische Regression, Odds Ratio)
Modell 1: Ohne Kontrollvariablen.
Modell 2: Kontrollier t für Schulbildung, Ausbildungsberuf, Größe des Aus-
bildungsbetriebs und Abschlussjahr.
Quelle: IAB Beschäftigten- und Leistungsempfängerhistorik.
Legende für Signifikanz *** <0.001; **<0.01; *<0.05
2 | Türkei, Italien, Spanien, Portugal, Griechenland, Ex-Jugoslawien.
Männer Frauen
Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2
exp(B) exp(B) exp(B) exp(B)
Deutsche 
(Referenz)
1 1 1 1




1,096 ** 1,000 0,952 0,930 *
Restliche 
Länder
1,286 *** 1,177 *** 0,915 0,882 *
Chi2 212,972 *** 1959,431 *** 37,209 *** 1460,447 ***
N 83.524 83.524 63.282 63.282
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Regional betrachtet:
kulturelle Vielfalt erleichtert Integration 
Die regional ungleiche Situation lokaler Arbeitsmärkte determiniert 
die Chancen des Übergangs von Ausbildung in Beschäftigung. In 
Abbildung 2 wird die räumliche Verteilung der Chancen dargestellt, 
nach der Ausbildung auf dem ersten Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. 
Gemessen wird der Prozentsatz der ausländischen3 Ausbildungsab-
solventen, die nach Abschluss der Ausbildung in eine ungeförderte 
sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung (erster Arbeitsmarkt) 
einmünden. Im Durchschnitt gelingt 66 % der ausländischen Absol-
venten der Übergang in den ersten Arbeitsmarkt, während diese Quo-
te unter den deutschen Absolventen bei 72 % liegt. Im süddeutschen 
Raum sind die Integrationsquoten sowohl für deutsche als auch für 
ausländische Absolventen überdurchschnittlich (München 76 % bzw. 
73 %, Stuttgart 79 % bzw. 77 %). Hingegen sind die Unterschiede in 
den norddeutschen Ballungsräumen Hamburg (72 % bzw. 59 %) und 
Hannover (68 % bzw. 58 %) wesentlich ausgeprägter. Es fi nden sich 
jedoch Gebiete im Umland Hamburgs (Steinburg, Pinneberg und 
Stormarn) mit relativ guten Chancen für Ausländerinnen und Aus-
länder, ebenso in der Umgebung von Bremen (vgl. Abbildung 2).
Die Chancen eines erfolgreichen Übergangs von der Ausbildung in 
den Beruf steigen mit der kulturellen Vielfalt in einer Region. Als Maß 
für die kulturelle Vielfalt wird hier ein Konzentrationsmaß, der Herfi n-
dahl-Index verwendet, der auf Grundlage der Unterscheidung von mehr 
als 200 Nationalitäten in der IAB-Beschäftigtenhistorik die kulturelle 
Diversität in einer Region misst (Haas/Damelang 2007). Das Maß steigt 
mit der Zahl der vertretenen Nationen und der Gleichverteilung der na-
tionalen Gruppen und sinkt mit der nationalen Homogenität in einer 
Region. In Deutschland (ohne Ostdeutschland) hat der Herfi ndahl-In-
dex eine Spannbreite von 0,36 (Landkreis Regen) bis 0,96 (Trier).
Multivariate Analysen zeigen, dass mit zunehmender kultureller 
Diversität die Chancen des Übergangs von Ausbildung in Beruf für 
ausländische Jugendliche steigen. Dies gilt auch dann, wenn andere 
Faktoren wie wirtschaftliches Wachstum und Arbeitslosigkeit in den 
Regionen berücksichtigt werden (Haas/Damelang 2007). Off enbar 
erleichtert ein kulturell off enes Klima in der Region sowohl Arbeit-
3 | Die regional detaillier te Datenbasis ermöglicht nur eine Unterschei-
dung nach Nationalität und nicht nach dem Migrationshintergrund. 
AUTORENGEMEINSCHAFT254
gebern als auch Arbeitnehmern die erfolgreiche Integration von aus-
ländischen Jugendlichen in den Arbeitsmarkt. 
Dieses Ergebnis steht damit im Einklang mit einer Reihe von For-
schungsarbeiten, die zeigen, dass sich kulturelle Vielfalt günstig auf 
Wachstum und andere Indikatoren für wirtschaftliche Entwicklung 
auswirkt (Ottaviano/Peri 2006; Alesina/La Ferrara 2005). 
Abbildung 2: Integrationsquote ausländischer Ausbildungsabsolventen 
zu allen ausländischen Ausbildungsabsolventen 2000 (in %), alte 
Bundesländer
Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung auf Basis der Integrier ten 
Erwerbsbiografien (IEB) des IAB. 326 Kreise West, Ver teilung der Kreise
in Klammern.
Fazit
Die Integration von Migranten wurde in Deutschland jahrzehntelang 
vernachlässigt und rückte erst in den vergangenen Jahren auf die poli-
tische Agenda. Zwar wurden mit dem Nationalen Integrationsplan 
endlich Rahmenbedingungen geschaff en, die Integration fördern, 
dennoch ist Deutschland von diesem Ziel noch weit entfernt. Dies 
ist im Bildungssystem und auf dem Ausbildungsmarkt besonders 
augenfällig. Ausländische Schüler verlassen die Schule noch immer 
mit deutlich niedrigeren Abschlüssen als ihre deutschen Mitschüler. 
Dementsprechend schlechter fallen ihre Ausbildungschancen aus. 
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in den vergangenen Jahren etwas aufholen, in Bezug auf die Ausbil-
dungsbeteiligung bilden sie aber nach wie vor das Schlusslicht.
Betrachtet man die Arbeitsmarktchancen nach erfolgreicher Aus-
bildung, so stellt man trotz formal gleicher Abschlüsse noch immer 
ungleiche Chancen zwischen Ausländern und Deutschen fest. Die 
Tatsache, dass hiervon die größte in Deutschland lebende Ausländer-
gruppe – die Türken – vor allem betroff en ist, stellt dabei eine beson-
dere Herausforderung für Deutschland dar (Damelang/Haas 2006).
Die Chancen auf dem Arbeitsmarkt sind für junge Migranten 
regional ungleich verteilt: Kulturelle Vielfalt in einer Region verbes-
sert die Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Zudem tragen Beschäftigte 
unterschiedlicher Nationalitäten zu einem off enen Klima als Stand-
ortvorteil beim Wettbewerb um gefragte Fachkräfte bei, und dies ist 
wiederum für die Integration in Arbeit förderlich.
3. ARBEITSMARK TINTEGR ATION VON MIGR ANTEN
3.1 Einleitung und Überblick über Migrantengruppen 
In diesem Abschnitt wird die Arbeitsmarktintegration von Migranten 
und ihren Nachkommen untersucht. Migranten und Personen mit 
Migrationshintergrund zeichnen sich durch geringere Erwerbsquoten 
und eine höhere Erwerbslosigkeit im Vergleich zur deutschen Bevöl-
kerung aus, wobei das Arbeitsmarktrisiko für einzelne Migranten-
gruppen (vgl. Box 1) sehr unterschiedlich ausfällt. Migranten sind in 
Qualifi kations- und Berufssegmenten mit hohen Beschäftigungsrisi-
ken überdurchschnittlich vertreten. Spätaussiedler sind vor allem in 
den ersten Jahren nach der Einreise unter den Erwerbslosen weit über-
durchschnittlich vertreten. Allerdings sinkt das Beschäftigungsrisiko 
in dieser Gruppe mit der Aufenthaltsdauer, so dass sich das Beschäfti-
gungsrisiko im Zeitverlauf dem der deutschen Bevölkerung angleicht.
Box 1: Defi nition der Migrationsgruppen
Nach der Defi nition des Statistischen Bundesamtes gehören zu 
den »Personen mit Migrationshintergrund« neben den Auslän-
dern sowie den in Deutschland geborenen Eingebürgerten auch 
in Deutschland Geborene mit deutscher Staatsangehörigkeit, 
bei denen sich der Migrationshintergrund aus dem Migrations-
status der Eltern ableitet. Eine Person mit Migrationshinter-
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3.2  Integration in den Arbeitsmarkt von Einwanderern und 
ihren Nachkommen in Deutschland
Deutliche Unterschiede bei der Er werbsquote
Die Erwerbsquote ist ein wichtiger Indikator zur Messung der Arbeits-
marktintegration. Sie ergibt sich aus dem Anteil der Erwerbsperso-
nen (d.h. Erwerbstätige und Erwerbslose) an der Bevölkerung jeweils 
in einer bestimmten Altersklasse (hier 25 bis unter 65 Jahre) und lässt 
grund, die im Ausland geboren wurde und selbst eingewandert 
ist, wird als »Person mit Migrationserfahrung« oder als Migrant 
im engeren Sinn bezeichnet. Insgesamt kann zwischen fünf 
Personengruppen unterschieden werden:
1. Deutsche ohne Migrationshintergrund (Deutsche ohne 
MigH): Deutsche, die keine andere Staatsangehörigkeit be-
sessen haben und deren Eltern keinen Migrationsstatus 
haben. Dies gilt auch dann, wenn sie im Ausland geboren 
wurden (z.B. Kinder von Botschaftsangehörigen).
2. Deutsche mit Migrationshintergrund (Deutsche mit MigH): 
in Deutschland geborene Deutsche, die entweder eine wei-
tere Staatsangehörigkeit besitzen und/oder bei denen min-
destens ein Elternteil einen Migrationsstatus hat. Hierzu 
zählen: Eingebürgerte, die selbst nicht zugewandert sind. 
Kinder von zugewanderten (Spät-)Aussiedlern. Kinder zu-
gewanderter oder in Deutschland geborener eingebürgerter 
ausländischer Eltern. Kinder ausländischer Eltern, die bei 
Geburt zusätzlich die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten 
haben (ius soli). Kinder mit einseitigem Migrationshinter-
grund, bei denen nur ein Elternteil Migrant oder in Deutsch-
land geborener Eingebürgerter oder Ausländer ist.
3. Deutsche mit Migrationserfahrung (deutsche Migranten): 
im Ausland geborene Deutsche (Spät-)Aussiedler. Eingebür-
gerte zugewanderte Ausländer.
4. Ausländer mit Migrationshintergrund (Ausländer mit MigH): 
in Deutschland geborene Ausländer. Ausländer der zweiten 
und dritten Generation.
5. Ausländer mit Migrationserfahrung (ausländische Migran-
ten): zugewanderte Ausländer, die im Ausland geboren sind. 
Ausländer der ersten Generation.
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sich dabei aufteilen in die Erwerbstätigen- und die Erwerbslosen-
quote (Abbildung 3). Dabei ist erkennbar, dass Männer eine deutlich 
höhere Erwerbsquote als Frauen und Deutsche sowohl eine höhere 
Erwerbstätigenquote als auch eine niedrigere Erwerbslosenquote als 
Ausländer haben.4 Sowohl bei Männern als auch Frauen ist eine ge-
wisse Varianz innerhalb der Migrationsgruppen (siehe Box 1) sicht-
bar. In beiden Fällen weisen ausländische Migranten die niedrigste 
Erwerbsquote auf (Männer: 66,0 + 17,4 = 83,4 %; Frauen: 43,6 + 10,8 
= 54,4 %). Allerdings ist der Unterschied zwischen Frauen insgesamt 
und den ausländischen Migrantinnen mit 17,3 Prozentpunkten deut-
lich größer als bei den Männern (3,5 Prozentpunkte).
Die Erwerbslosenquoten fallen bei Frauen geringer aus als bei 
Männern. Auff ällig ist, dass sowohl bei Männern als auch bei Frauen 
die Migrationsgruppe mit der niedrigsten Erwerbstätigenquote – aus-
ländische Migranten – zugleich die höchste Erwerbslosenquote auf-
weist. Diese Gruppe scheint also auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
besondere Schwierigkeiten zu haben. Dabei stellen insbesondere tür-
kische Migranten – auch der zweiten Generation – eine besondere 
Problemgruppe dar (Uhlendorff /Zimmermann 2006).
Abbildung 3: Erwerbsquote und ihre Bestandteile Erwerbstätigen- und 
Erwerbslosenquote nach Migrationsgruppen und Geschlecht, 2005
(im Alter 25 bis unter 65 Jahren, in %), Deutschland
Anmerkung: Siehe Box 1 für eine Beschreibung der Migrationsgruppen.
Quelle: Statistisches Bundesamt 2006, eigene Berechnungen.
4 | Fer tig/Schurer (2007) beobachten mit den Daten des Sozioökono-
mischen Panels ebenfalls für die von ihnen untersuchten Migranten ein im 




















































Er werbsstatus: Hoher Arbeiteranteil
Der Erwerbsstatus zeigt, welche Art von Tätigkeit Erwerbstätige aus-
üben. Bei Männern fällt vor allem der hohe Arbeiteranteil auf (vgl. Ab-
bildung 4). Bei den deutschen Migranten ist dieser Anteil mit 59,1 % 
fast doppelt so hoch wie bei den Deutschen ohne Migrationshinter-
grund (31,6 %). Deutsche mit Migrationshintergrund weisen zwar 
mit 37,7 % ebenfalls einen höheren Arbeiteranteil auf, zugleich fällt 
in dieser Gruppe aber der Angestelltenanteil mit 49,3 % insgesamt 
am höchsten aus. Bei den Selbständigen weisen Deutsche ohne Mi-
grationshintergrund (15,2 %) sowie ausländische Migranten (14,6 %) 
die höchsten Anteile auf. Außerdem fällt auf, dass bei Ausländern 
und Deutschen mit Migrationshintergrund der Arbeiteranteil bereits 
deutlich niedriger liegt als noch bei der ersten Generation, was ihren 
Integrationsfortschritt illustriert. Allerdings kann man lediglich für 
die Gruppe der Deutschen mit Migrationshintergrund von einem 
ähnlichen Erwerbsstatusmuster wie bei den Deutschen ohne Migra-
tionshintergrund sprechen. Alle anderen Gruppen sind davon noch 
weit entfernt. Bei den Frauen ist ein ähnliches Verteilungsmuster 
zwischen den Migrationsgruppen zu fi nden mit deutlichen höherem 
Angestellten- und geringerem Selbständigenanteil als bei den Män-
nern. Auch hier ist die bereits skizzierte Entwicklung der berufl ichen 
Integration im Generationenvergleich ersichtlich: Gegenüber deut-
schen und ausländischen Migrantinnen weisen Deutsche und Aus-
länderinnen mit Migrationshintergrund einen höheren Angestellten-
anteil und einen geringeren Arbeiteranteil auf.
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Abbildung 4: Erwerbsstatus nach Migrationsgruppe und Geschlecht, 2005 
(im Alter 25 bis unter 65 Jahren, in %), Deutschland
Anmerkung: Siehe Box 1 für eine Beschreibung der Migrationsgruppen.
Quelle: Statistisches Bundesamt 2006, eigene Berechnungen.
* Eigene Schätzung für deutsche und ausländische Frauen mit 
Migrationshintergrund.



































































Selbständige* Beamte** Angestellte Arbeiter/mith. Fam.
Niedrig qualifiziert in der Bildungsgesellschaft
Schulische und berufl iche Bildungsabschlüsse sind aufgrund der star-
ken berufl ichen Strukturierung des deutschen Arbeitsmarkts beson-
ders wichtig für eine qualifi zierte Tätigkeit im Erwerbsleben (Allmen-
dinger 1989; Müller/Shavit 1998). Abbildung 5 zeigt das berufl iche 
Qualifi kationsniveau der Befragten. Sehr deutlich zeigt sich insbeson-
dere für ausländische Migranten, aber auch für alle anderen Personen 
mit Migrationshintergrund bzw. -erfahrung, dass diese gegenüber 
den Deutschen ohne Migrationshintergrund deutlich häufi ger keinen 
Ausbildungsabschluss besitzen. Da mit dem strukturellen Wandel der 
letzten Jahrzehnte immer mehr Arbeitsplätze mit niedrigen Qualifi ka-
tionsanforderungen weggefallen sind, stellt der Mangel an Abschlüs-
sen eine gravierende Hürde für die Erwerbsbeteiligung der Migranten 
dar. Zwar lässt sich auch hier ein gewisser Integrationsfortschritt in 
der Generationenabfolge feststellen, dennoch ist der Anteil der Aus-
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bildungslosen überdurchschnittlich hoch. Daneben fällt auf, dass es 
Ausländern mit Migrationshintergrund kaum gelingt, einen akademi-
schen Abschluss zu erlangen. In dieser Teilgruppe der zweiten Genera-
tion scheint sich Bildungsarmut off ensichtlich massiv zu verfestigen.
Abbildung 5: Qualifi kation nach Migrationsgruppen und Geschlecht, 
2005 (im Alter von 25 bis unter 65 Jahren, in %), Deutschland































































3.3 Arbeitsmarktintegration von Spätaussiedlern
Die »Integrierte Er werbsbiografie« als neue Datenquelle 
zur Analyse von Spätaussiedlern
Spätaussiedler5 stellen eine relativ große eigenständige Gruppe von 
Migranten auf dem deutschen Arbeitsmarkt dar. Als deutsche Einwan-
5 | Im Folgenden wird die Lage von (Spät-)Aussiedlern beschrieben, die 
erstmals am 1. Januar 1993 oder später in der IEB gemeldet sind. Deswe-
gen wird hier der Begrif f »Spätaussiedler« verwendet, selbst wenn die be-
treffende Person vor dem 1. Januar 1993 eingereist ist und somit rechtlich 
gesehen ein Aussiedler ist. Weil in der Regel der Zeitraum zwischen der Ein-
reise und der erstmaligen Meldung bei der Bundesagentur für Arbeit rela-
tiv kurz ist, dürf te die dahinter stehende Fallzahl nicht sehr groß sein. Die 
begrif fliche Unterscheidung zwischen Aussiedlern und Spätaussiedlern hat 
keine Auswirkungen auf die quantitativen Ergebnisse.
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derer konnten sie bis 2005 eine Reihe staatlicher Integrationshilfen in 
Anspruch nehmen, wie z.B. Sprachkurse oder fi nanzielle Unterstüt-
zung. Mit der bisherigen Datenlage war es allerdings nur schwer mög-
lich, den Arbeitsmarkterfolg von Spätaussiedlern zu messen, da es in 
den meisten Datensätzen nicht möglich ist, Spätaussiedler zu identi-
fi zieren. Mit der Integrierten Erwerbsbiografi e (IEB) des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) – einem Längsschnittdaten-
satz, der auf den Meldedaten der Bundesagentur für Arbeit basiert – 
ist es nunmehr möglich, (Spät-)Aussiedler zu identifi zieren, wenn
sie ab dem 30. Juni 1990 Eingliederungsgeld erhalten haben oder• 
eine Arbeitslosen- oder Arbeitsuchendmeldung ab dem 1. Januar • 
2000 vorliegt oder sie ab dem 1. Januar 1990 an einem speziellen 
Deutschlehrgang der Zielgruppe Spätaussiedler teilnahmen.
Im Folgenden werden jeweils zum Stichtag 30. Juni 20046 verschie-
dene Arbeitsmarktindikatoren analysiert. Dabei werden nur Spätaus-
siedler untersucht, die bis Mitte 2002 nach Deutschland eingereist 
sind. So soll eine gewisse notwendige Orientierungszeit nach der Ein-
reise berücksichtigt werden.
Anfänglich hohe Arbeitslosigkeit sinkt
mit zunehmender Aufenthaltsdauer
Betrachtet man den Erwerbsstatus der Spätaussiedler (Abbildung 6) 
diff erenziert nach dem Jahr ihrer ersten Meldung in der IEB – einer 
indirekten Messung für die Dauer des Aufenthalts in Deutschland –, 
zeigt sich, dass die Mehrzahl der Spätaussiedler beschäftigt ist. Da-
bei steigt der Anteil der Beschäftigten mit der Dauer des Aufenthalts 
in Deutschland. Dies illustriert eindrücklich den Integrationsfort-
schritt der zugezogenen Spätaussiedler. So liegt der Arbeitslosenan-
teil7 von Spätaussiedlern mit erster IEB-Meldung aus dem Jahr 1993 
mit 14,9 % (Männer) bzw. 12,0 % (Frauen) deutlich niedriger als bei 
Spätaussiedlern, die erst im Jahr 2002 zum ersten Mal in den IEB-
Daten gemeldet sind (Männer: 42,2 %; Frauen: 43,5 %). Damit sinkt 
die Arbeitslosigkeit deutlich mit zunehmender Aufenthaltsdauer. Be-
6 | Somit können hier und im Folgenden nur solche Personen betrachtet 
werden, die am Stichtag auch in der IEB gemeldet waren.
7 | Der Anteil der Arbeitslosen bezieht sich auf alle abhängig zivilen Er-
werbspersonen ohne Beamte. Er ist somit höher als die üblicherweise ver-
öffentlichte Arbeitslosenquote und daher mit dieser nicht vergleichbar.
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sonders in den ersten Jahren nach ihrer Einreise sind sie stark von 
Arbeitslosigkeit betroff en. Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Fertig 
und Schurer (2007), die nach sieben Jahren eine Angleichung des 
Arbeitslosigkeitsrisikos zwischen Deutschen ohne Migrationshinter-
grund und Spätaussiedlern feststellen.
Abbildung 6: Erwerbsstatus von Spätaussiedlern am 30.06.2004 
nach Geschlecht und Jahr der ersten Meldung in der Integrierten 
Erwerbsbiografi e (IEB)* (in %), Deutschland
* Für das Jahr 2002 werden nur Personen berücksichtigt, deren erste 
Meldung bis zum 30.06.2002 er folgte.
Quelle: Integrier te Erwerbsbiografie (IEB) des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung.
Trotz Integrationsfortschritten sind Akademiker
häufiger arbeitslos 
In Deutschland haben vor allem Ausbildungslose ein hohes Risiko, 
arbeitslos zu sein (Solga 2005; Reinberg/Hummel 2007). Für Spät-
aussiedler ist allerdings ein anderes Muster zu fi nden. Abbildung 7 
zeigt die Arbeitslosenanteile in Abhängigkeit von den gemeldeten be-
rufl ichen Bildungsabschlüssen.8
8 | Bei den gemeldeten beruflichen Bildungsabschlüssen für Spätaus-
siedler handelt es sich in der Regel um die in Deutschland anerkannten Ab-



































































































































































































































































arbeitslos sozialversicherungspflichtig beschäftigt geringfügig beschäftigt
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Abbildung 7: Anteile an arbeitslosen Spätaussiedlern (bezogen auf die 
Summe der arbeitslosen, sozialversicherungspfl ichtig und geringfügig 
beschäftigten Spätaussiedler) am 30.06.2004 nach Geschlecht, 
Bildungsabschlüssen und der ersten Meldung in der Integrierten 
Erwerbsbiografi e (IEB)* (in %), Deutschland
* Für das Jahr 2002 werden nur Personen berücksichtigt, deren erste 
Meldung bis zum 30.06.2002 er folgte.
Quelle: Integrier te Erwerbsbiografie (IEB) des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung.
Im Gegensatz zur sonst üblichen Abnahme des Arbeitslosigkeitsrisi-
kos mit höheren Bildungsabschlüssen geht aus Abbildung 7 deutlich 
hervor, dass vor allem Spätaussiedler mit (Fach-)Hochschulabschluss 
Schwierigkeiten haben, eine Beschäftigung zu fi nden. Sowohl Män-
ner als auch Frauen mit Hochschul- oder Fachhochschulabschluss 
weisen, unabhängig von der Aufenthaltsdauer in Deutschland, die je-
weils höchsten Arbeitslosenanteile auf. Sofern diese Akademikerab-
schlüsse im Ausland erworben wurden, deutet dies darauf hin, dass 
entweder die Fähigkeiten, die dort erworben wurden, am deutschen 
Arbeitsmarkt nicht nachgefragt werden oder dass in den Betrieben 
große Unsicherheit herrscht, welche Fähigkeiten mit einer solchen 
Ausbildung verbunden sind. Diese Unsicherheit könnte wiederum 
der Länder die Gleichwertigkeit ihrer im Ausland erworbenen Ausbildungs-






















































































































































































































































































































dazu führen, dass andere Bewerber, vor allem solche mit inländi-
schen Abschlüssen, bevorzugt werden.
Einen relativ niedrigen Arbeitslosenanteil weisen lediglich die 
Spätaussiedler mit Berufsausbildung auf, die in den frühen 1990er 
Jahren erstmals auf dem deutschen Arbeitsmarkt aktiv waren. 
Auch hier fallen deutlich die Integrationsfortschritte mit zuneh-
mender Aufenthaltsdauer in Deutschland auf. Diese sind für Spät-
aussiedler mit abgeschlossener Berufsausbildung am höchsten, 
was einmal mehr dafür spricht, dass sich diese Bildungsgruppe 
am schnellsten in den deutschen Arbeitsmarkt integrieren kann. 
Dies gilt vor allem dann, wenn sie eine Beschäftigung in ihrem 
(im Herkunftsland) erlernten Beruf ausüben können (Konietzka/
Kreyenfeld 2001).
Auch nach langem Aufenthalt in Deutschland häufig 
unter wertig beschäftigt
Im Folgenden werden ausschließlich sozialversicherungspfl ichtig 
Beschäftigte hinsichtlich ihrer berufl ichen Stellung untersucht. 
Von Interesse ist hier, wie viele Spätaussiedler eine qualifi zierte 
Tätigkeit ausüben, also als Facharbeiter, Meister oder gehobene An-
gestellte beschäftigt sind. »Nichtfacharbeiter« sind als Beschäftigte 
mit einfachen Tätigkeiten defi niert. Abbildung 8 zeigt den Anteil 
der qualifi ziert Beschäftigten an allen sozialversicherungspfl ich-
tig Beschäftigten in Abhängigkeit von ihrer Aufenthaltsdauer in 
Deutschland.
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Abbildung 8: Anteil der qualifi ziert beschäftigten Spätaussiedler an allen 
sozialversicherungspfl ichtig beschäftigten Spätaussiedlern am 30.06.2004 
nach Geschlecht und Jahr der ersten Meldung in der Integrierten 
Erwerbsbiografi e (IEB)* (in %), Deutschland
* Für das Jahr 2002 werden nur Personen berücksichtigt, deren erste 
Meldung bis zum 30.06.2002 er folgte.
Quelle: Integrier te Erwerbsbiografie (IEB) des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung.
Demnach besitzen Spätaussiedler mit einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung oder einem (Fach-)Hochschulabschluss die höchste Wahr-
scheinlichkeit, qualifi ziert beschäftigt zu sein. Bei Akademikern ist 
der Anteil dabei durchweg erkennbar höher als bei Spätaussiedlern 
mit Berufsausbildung. Spätaussiedler ohne Ausbildungsabschluss 
sind hingegen nur selten in qualifi zierten Positionen zu fi nden. Wie 
schon zuvor, wird die Rolle der bisherigen Arbeitsmarkterfahrung 
in Deutschland sehr deutlich. So liegt der Anteil der qualifi ziert Be-
schäftigten unter den Spätaussiedlern mit Berufsausbildung bzw. mit 
(Fach-)Hochschulabschluss bei einem Mindestaufenthalt in Deutsch-
land seit 1993 mehr als doppelt so hoch gegenüber einem Mindest-
aufenthalt seit 2002. Zwar gelingt es Spätaussiedlern demnach mit 





























































































































































































































































































































mente des Arbeitsmarktes vorzudringen, dennoch sind sie auch nach 
langer Aufenthaltsdauer unverhältnismäßig häufi g unterwertig be-
schäftigt. Insgesamt gelingt den Frauen über alle Qualifi kationsstu-
fen eine bessere Positionierung als den Männern. 
3.4 Zusammenfassung
In dieser Arbeit stand die Arbeitsmarktintegration von Migranten 
und Personen mit Migrationshintergrund als wichtiger Bestandteil 
der Integration in Deutschland im Fokus. Die Analysen zeigen, dass 
diese Migrationsgruppen in verschiedener Hinsicht nach wie vor am 
Arbeitsmarkt schlechter positioniert sind als Deutsche ohne Migra-
tionshintergrund. So weisen insbesondere ausländische Migranten 
eine geringere Erwerbsquote auf und sind häufi ger erwerbslos. Sind 
sie beschäftigt, so sind sie häufi ger als Arbeiter tätig und seltener als 
Angestellte. Bei Spätaussiedlern ist darüber hinaus ein hohes Maß an 
unterwertiger Beschäftigung beobachtbar.
Niedrige Bildungsabschlüsse erweisen sich dabei als besonders 
problematisch. Generell weisen Migranten und Personen mit Mig-
rationshintergrund durchschnittlich einen niedrigeren Bildungsab-
schluss auf als Deutsche ohne Migrationshintergrund. Geringqua-
lifi zierte haben es auf dem deutschen Arbeitsmarkt aber generell 
schwerer: Ohne berufl iche Bildung ist ein Vordringen in die quali-
fi zierten Segmente des Arbeitsmarktes kaum möglich, diese Entwick-
lung verstärkte sich in der Vergangenheit. Obwohl in Deutschland 
insgesamt das Arbeitslosigkeitsrisiko mit höherwertigen Bildungsab-
schlüssen deutlich abnimmt, gilt dieser Befund nicht im selben Aus-
maß für Spätaussiedler. 
Trotz der beschriebenen Integrationsdefi zite lässt sich anhand 
der Analyse ein sichtbarer Integrationsfortschritt dokumentieren. So 
besitzen Personen mit Migrationshintergrund (zweite und dritte Ge-
neration) bessere Arbeitsmarktchancen als die Elterngeneration. Für 
Spätaussiedler lässt sich ein zunehmender Integrationsfortschritt mit 
der Dauer des Aufenthalts in Deutschland beobachten.
ZUWANDERUNG UND ARBEITSMARK T 267
4. FA ZIT UND SCHLUSSFOLGERUNGEN FÜR
DIE INTEGR ATIONSPOLITIK 
In diesem Kapitel wurde die Integration in Bildung und Arbeitsmarkt 
von Migranten untersucht. Die geringe Qualifi kation von Auslän-
dern und Personen mit Migrationshintergrund dürfte der wichtigste 
Grund für die Probleme der Arbeitsmarktintegration sein: Ausländer 
sind mehr als doppelt so häufi g arbeitslos wie Deutsche. Zudem ist 
ihr Anteil unter den Langzeitarbeitslosen überdurchschnittlich hoch. 
Das Arbeitslosigkeitsrisiko von Ausländern und Personen mit Migra-
tionshintergrund ist umso höher, je geringer ihr Qualifi kationsniveau 
ist. Wie Abschnitt 2 und Abschnitt 3 zeigen, bestehen Integrations-
probleme in allen Phasen der Erwerbsbiografi e: Die Nachkommen 
von Migranten haben häufi ger keinen oder nur einen niedrigen allge-
meinbildenden Schulabschuss. Dies wirft erhebliche Probleme beim 
Übergang von Schule zu Ausbildung auf: Die Ausbildungsbeteili-
gungsquote ist insbesondere von ausländischen Männern gering und 
im Zeitverlauf weiter gesunken. Auch an der zweiten Schwelle, nach 
Abschluss der berufl ichen Ausbildung, sind die Chancen der Über-
nahme in ein Beschäftigungsverhältnis für Ausländer und Personen 
mit Migrationshintergrund deutlich geringer als für Einheimische.
Die schlechte Integration von Migranten und ihren Nachkommen 
in den Arbeitsmarkt wirft vielfältige gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Probleme auf. Aus wirtschaftlicher Perspektive bleiben wichtige 
Teile des Erwerbspotenzials ungenutzt und die Investitionen in Hu-
man- und Sachkapital bleiben hinter den Möglichkeiten zurück. Auch 
sind mit der Erwerbslosigkeit von Migranten erhebliche Transfers 
innerhalb der sozialen Sicherungssysteme verbunden, die die fi ska-
lischen Gewinne des Wohlfahrtsstaats durch Zuwanderung senken. 
Vor allem wird die Teilhabe der Migranten und ihrer Nachkommen 
am sozialen und kulturellen Leben in der Einwanderungsgesellschaft 
eingeschränkt. Umgekehrt sinkt die Akzeptanz von Ausländern und 
der Einwanderungspolitik in der einheimischen Bevölkerung, je 
schlechter die Migranten und ihre Nachkommen in den Arbeitsmarkt 
integriert werden (Wasmer/Koch 2004). 
Schlussfolgerungen für die Integrationspolitik 
Für die Erschließung der Potenziale der Migration für Wirtschaft und 
Gesellschaft sind vor allem zwei Politikfelder relevant: die Einwande-
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rungs- und die Integrationspolitik. Durch die Einwanderungspolitik 
kann die Qualifi kationsstruktur der Migranten und damit auch zu 
einem erheblichen Teil die Qualifi kation ihrer Nachkommen beein-
fl usst werden. Die Integrationspolitik kann die Kosten für die Inte-
gration in Arbeitsmarkt und Gesellschaft senken, vor allem durch 
die Unterstützung des Erwerbs von allgemeinem und länderspezi-
fi schem Humankapital. Für das Feld der Integrationspolitik ebenso 
wie für die Einwanderungspolitik besteht in Deutschland Reform- 
und Koordinationsbedarf.
Integrationspolitik ist Bildungspolitik
Eine erfolgreiche Integration von Migranten in den deutschen Arbeits-
markt bildet die Grundlage einer dauerhaften gesellschaftlichen Inte-
gration. Sie dient der Sicherung des eigenen Lebensunterhalts und 
der Teilhabe an vielen gesellschaftlichen Aspekten des Lebens in der 
Aufnahmegesellschaft. Gleichzeitig erhöht eine erfolgreiche Arbeits-
marktintegration die Akzeptanz von Migranten bei der einheimischen 
Bevölkerung. Aber gerade Menschen mit Migrationshintergrund sind 
einem überdurchschnittlich hohen Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt. 
Von diesen Integrationsschwierigkeiten sind zwar nicht nur Migran-
ten betroff en – aber häufi g ist es die Kombination von migrations-
spezifi schen, qualifi kationsspezifi schen und sozialen Problemlagen, 
welche die Integration erschweren. 
Die Probleme der Arbeitsmarktintegration von Ausländern und 
ihren Nachkommen sind eng mit der Integration in das Bildungssys-
tem verknüpft. Wie die Pisa-Studien zeigen, gehören die Migranten-
kinder zu den benachteiligten Gruppen im deutschen Bildungssystem. 
Auch der internationale Vergleich zeigt, dass die Bildungschancen 
von Migrantenkindern in Deutschland schlechter als in den meisten 
anderen Einwanderungsländern sind (OECD 2006). Eine qualifi zier-
te Schulausbildung und eine berufl iche Erstausbildung sind jedoch 
der Schlüssel für eine erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt. 
Eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration erfordert deshalb erhebli-
che bildungspolitische Anstrengungen. Gerade vor dem Hintergrund 
des demografi schen Wandels gewinnt eine bessere Bildung und Aus-
bildung von Migranten und ihren Nachkommen an Bedeutung: Der 
Anteil dieser Gruppe an den Erwerbspersonen insgesamt wird weiter 
steigen. Gerade die jüngeren Altersgruppen sind bei Migranten und 
Personen mit Migrationshintergrund in Deutschland wesentlich stär-
ker besetzt als bei der übrigen Bevölkerung. Dies hat zur Folge, dass 
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in den nächsten Jahren wesentlich mehr Migranten in den Arbeits-
markt eintreten, als altersbedingt austreten. Wären also Jugendliche 
mit Migrationshintergrund besser integriert, wäre das in Deutschland 
verfügbare Humankapital größer. Präventive Bildungspolitik als Inte-
grationspolitik ist außerdem weitaus kostengünstiger als die Finanzie-
rung einer verfehlten Arbeitsmarktintegration (Straubhaar 2008).
Vorhandene Potenziale unterstützen und nutzen
Migranten werden aber auch oft nicht entsprechend ihrem Qualifi ka-
tionsniveau eingesetzt. Viele im Ausland erworbene Qualifi kationen 
werden nicht vollständig oder nur zeitverzögert anerkannt. Das Hu-
mankapital qualifi zierter Migranten wird somit nicht adäquat einge-
setzt. Hier gibt es sowohl bei den gesetzlichen Regelungen als auch 
den Kammern noch Reformbedarf. Transparente Anerkennungs-
richtlinien und schnelle Entscheidungen bei der Anerkennung von 
Qualifi kationen können einen Beitrag zur effi  zienten Nutzung des 
Humankapitals leisten (Englmann/Müller 2007). Sinnvoll wäre ein 
Blick auf die Fähigkeiten der Migranten, da z.B. die Mehrsprachigkeit 
der meisten Migranten ein enormes Arbeitskräftepotenzial für die ex-
portorientierte deutsche Wirtschaft bilden kann. 
Qualifikation erhöhen
Die Beteiligung von Ausländern und Personen mit Migrationshinter-
grund an berufsbezogenen Weiterbildungsmaßnahmen ist geringer 
als bei Deutschen. Aber gerade aufgrund der ungünstigen Qualifi -
kationsstruktur sind verstärkte Anstrengungen sowohl von Seiten 
des Maßnahmenangebots als auch der Nachfrageseite notwendig 
(Bundesministerium für Bildung und Forschung 2005). Notwendig 
sind nicht nur zielgruppenspezifi sche, sondern auch am individuel-
len Handlungsbedarf orientierte Strategien, um eine Arbeitsmarkt-
integration oder zumindest Integrationsfortschritte zu erreichen (BA 
2006). Maßnahmen wie die berufsbezogenen durch den Europäi-
schen Sozialfond geförderten Sprachkurse sind notwendige, aber bei 
Geringqualifi zierten keine hinreichenden Instrumente. Deshalb sol-
len in der neuen Förderphase des ESF die Sprachkurse mit Praktika 
und Qualifi zierungsbausteinen verbunden werden (vgl. Deeke 2006; 
Deeke 2007; Schweigard 2007). Die bereits vorhandenen Program-
me der Sprachförderung sind systematisch, aber auch vergleichend 
zu evaluieren – sowohl im Hinblick auf die nachhaltige Beschäfti-
gungsfähigkeit der Teilnehmer – als auch im Hinblick auf Teilneh-
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merselektionen. Wissenschaftliche Evaluationen sind eine unerläss-
liche Grundlage für Politikberatung.
Datenlage zur Migration und Integration verbessern
Eine fundierte Analyse des Migrations- und Integrationsgeschehens 
erfordert valide und aussagekräftige Daten. In den letzten Jahren sind 
hier bereits erhebliche Fortschritte erzielt worden, z.B. durch die Auf-
nahme des Merkmals Migrationshintergrund im Mikrozensus. Es 
gibt jedoch in vielen Bereichen der Migrations- und Integrationspoli-
tik noch erhebliche Datendefi zite. Aussagekräftige Daten und Indika-
toren sind als empirische Grundlagen unerlässlich für fundierte und 
transparente Entscheidungen. Verbesserungsbedarf besteht einerseits 
für die amtliche Statistik – nicht nur für den Mikrozensus – (Merkmal 
Migrationshintergrund, Geburt im Ausland/Herkunftsland neben 
der Staatsangehörigkeit) und andererseits für fundierte Verlaufs- und 
Kausalanalysen über Zuwanderungs- und Integrationsprozesse sowie 
deren Folgewirkungen (Sachverständigenrat 2004: 395ff .)
Korrespondierend zur Thematik Migration besteht auch auf dem 
Feld der Integrationspolitik noch ein erheblicher Handlungsbedarf, 
obwohl hier von politischer Seite in den vergangenen Jahren von der 
Süssmuth-Kommission bis hin zum Nationalen Integrationsplan 
zahlreiche Initiativen unternommen worden sind. Die Entscheidun-
gen in der Integrationspolitik sind immer im Zusammenhang mit 
der Migrationspolitik zu betrachten und werden vor dem Hinter-
grund der Chancen und Probleme der Integration von Zuwanderern 
und ihren Nachkommen in Arbeitsmarkt und Gesellschaft die Zu-
kunft in Deutschland beeinfl ussen. Dieser Prozess ist auch künftig 
durch kritische Analysen zu begleiten. 
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IV. Erziehung und Sprache als 




»Multikulturalität« kann sehr Verschiedenes bedeuten und ganz 
unterschiedliche Bezüge haben. Mindestens drei Varianten sind im 
Umlauf. Erstens kann man die Multikulturalität als Spezialfall der 
Sozial-Integration von Akteuren ansehen: als multiple Inklusion, ver-
standen als die Zugehörigkeit eines Akteurs zu mehreren kulturellen 
Bereichen gleichzeitig. Die multiple Inklusion ist eine von vier Kon-
stellationen der bekannten Typologie von Berry, der für die Sozial-
Integration logisch die Möglichkeit der Zugehörigkeit zu mehreren 
Kontexten vorgesehen hat, etwa bei Migranten die Zugehörigkeit 
zur Aufnahmegesellschaft und/oder zu einem ethnischen Kontext 
(vgl. etwa Berry 1990: 245f.; Berry, Phinney, Sam und Vedder 2006: 
5f.; vgl. dazu ausführlicher Esser 2009). Die anderen drei (logisch 
möglichen) Typen sind die Marginalität, die Segmentation und die 
Assimilation. Marginalität bedeutet, dass man keinem Kontext ange-
hört, Segmentation die Zugehörigkeit allein zur ethnischen Gruppe 
und Assimilation allein zur Aufnahmegesellschaft. Diese Zugehörig-
keiten können sich auf alle möglichen Eigenschaften beziehen. Die 
wichtigsten für die Sozial-Integration von Migranten sind die Spra-
che, soziale Netzwerke und Identifi kationen. Entsprechend würden 
die Bilingualität, gemischte Netzwerke und Mehrfach-Identitäten Fäl-
le der multiplen Inklusion und der so verstandenen Multikulturali-
tät der betreff enden Akteure sein. Zweitens kann man unter Multi-
kulturalität eine besondere Konstellation der Positionierung sozialer 
Aggregate von Akteuren in einer Gesellschaft verstehen: die ethnische 
Vielfalt eines gleichrangigen Nebeneinanders verschiedener ethni-
scher Gruppen mit unterschiedlichen kulturellen Eigenschaften. Die 
Multikulturalität als ethnische Vielfalt ist damit deutlich von zwei 
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anderen Fällen des Verhältnisses ethnischer Gruppen zu unterschei-
den: die (komplette) Angleichung der Gruppen in ihren kulturellen 
und sozialen Eigenschaften, die kulturelle Homogenität also, und die 
ethnische Schichtung, bei der es zwar kulturelle Heterogenität und 
»Vielfalt« auch gibt, aber mit unterschiedlichen Rängen der ethni-
schen Gruppen, etwa nach Rechten, Bildung, berufl ichen Positionen 
oder Prestige. Die ethnische Vielfalt setzt damit die Heterogenität in 
den kulturellen Eigenschaften und die Gleichrangigkeit in den Le-
benschancen schon begriffl  ich voraus. Drittens könnte man als Mul-
tikulturalität auch die institutionelle, politische, soziale und allgemei-
ne zivilgesellschaftliche Unterstützung von multipler Inklusion und 
ethnischer Vielfalt durch die jeweiligen (Aufnahme-)Gesellschaften 
insgesamt verstehen, ihre kulturelle Off enheit, wie das etwa den tradi-
tionellen Einwanderungsländern und dabei speziell dem Modellfall 
Kanada zugeschrieben wird.
Um die Beziehungen dieser unterschiedlichen Bedeutungen der 
Multikulturalität untereinander und zur »Integration« der Migranten 
allgemein geht es in dem folgenden Beitrag, und zwar speziell in der 
Hinsicht, wie bedeutsam die multiple Inklusion der Migranten und 
die kulturelle Off enheit der Aufnahmegesellschaften für die Entste-
hung von ethnischer Vielfalt bzw., was das Gleiche ist, für die Ver-
hinderung von ethnischen Schichtungen sind.
ZWEI FR AGEN
Geht man davon aus, dass die ethnische Vielfalt ein von vielen ge-
teilter normativer und politischer Bezugsrahmen ist, speziell in mo-
dernen, funktional diff erenzierten Gesellschaften mit ihren Impera-
tiven der Gleichheit der Lebenschancen, dann stellt sich die Frage, 
wie diese Konstellation erreicht und stabilisiert werden kann. Das 
ergibt einige Zusammenhänge und Komplikationen, die man den 
verschiedenen Verständnissen der Multikulturalität nicht (sofort) an-
sieht. Schon von der Logik des Begriff s her – die Unterschiedlichkeit 
in kulturellen Eigenschaften bei Gleichrangigkeit der Positionierung 
– ist die ethnische Vielfalt nicht ohne eine spezielle »Assimilation« 
bzw. »Homogenität« zu erreichen: die Angleichung in den Lebens-
chancen und in der gesellschaftlichen Positionierung, die strukturelle 
»Assimilation« also. Assimilation bedeutet dabei die Angleichung im 
Mittelwert zwischen den Gruppen bei bestimmten Eigenschaften. Das 
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heißt: es können beliebige Varianzen vorkommen, und deshalb ist es 
keine Homogenisierung aller Individuen, die dann wie die Ameisen 
alle vollkommen gleich wären. Bei der strukturellen Assimilation be-
zieht sich das auf die Kontrolle wertvoller Ressourcen, wie Einkom-
men oder Humankapital, und sie wäre gegeben, wenn die verschie-
denen ethnischen Gruppen im Durchschnitt die gleiche Bildung, das 
gleiche Einkommen und das gleiche Berufsprestige hätten. Letztlich 
geht es bei der strukturellen Assimilation damit um die Platzierung 
auf dem Arbeitsmarkt, speziell in Bereichen mit hohem Status und 
Prestige und der entsprechenden »Anerkennung« in der Gesellschaft 
allgemein. Die aber hängt insbesondere vom Bildungserfolg und dem 
vorausgehend von den schulischen Leistungen ab.
Das ist inzwischen gut bekannt und könnte eigentlich auch nicht 
strittig sein. Spätestens hier aber kommen die beiden anderen Ver-
ständnisse der Multikulturalität (die multiple Inklusion der Akteure 
und die kulturelle Off enheit der Gesellschaften) ins Spiel. Es geht um 
zwei Fragen. Erstens: Ist die multiple Inklusion, etwa die Bilingualität 
bei der Sprache, von Vorteil für die bei der ethnischen Vielfalt erfor-
derliche strukturelle Assimilation, also für den Bildungs- und Arbeits-
markterfolg (und analog ethnische gemischte Netzwerke und Dop-
pel-Identitäten)? Und zweitens: Hilft bei der Vermeidung ethnischer 
Schichtungen über die Chancengleichheit in Bildung und Arbeits-
markt die kulturelle Off enheit der Aufnahmeländer, ablesbar vor al-
lem an den entsprechenden Regelungen der Migrations-, Integrations- 
und Bildungspolitik, tatsächlich oder kommen diese institutionellen 
Regelungen bei den empirischen Vorgängen der Integration kaum an 
oder wirken anders als gedacht, etwa über die »Selektion« bestimmter 
Migrantengruppen z.B. nach Familienstand, Bildung oder Sprache?
Hinter diesen Fragen steht eine durchaus auch politisierte Dis-
kussion über zwei sehr unterschiedliche Perspektiven der Erfassung 
des Integrationsgeschehens und der anzuratenden praktischen Maß-
nahmen. Eine gewisse Einigkeit gibt es zwar inzwischen in einem 
früher eher herunter gespielten Aspekt: die enorme Bedeutung 
der Beherrschung der Zweitsprache gerade für den Bildungs- und 
Arbeitsmarkterfolg. Aber darüber hinaus ist wieder kaum etwas un-
umstritten. Dabei wird insbesondere und in bewusster Abgrenzung 
zu den »assimilationistischen« Ansätzen angenommen, dass die 
Beibehaltung und Pfl ege ethnischer Kompetenzen, Beziehungen und 
Orientierungen deutliche Vorteile gerade auch für die strukturelle In-
tegration der Migranten und ihrer Kinder in das Aufnahmeland mit 
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sich bringe. Die praktischen Vorschläge lauten entsprechend etwa 
so: Die Abschaff ung des gegliederten Bildungssystems, weil das den 
Migrantenkindern besonders schade, eine stärker multilinguale Aus-
richtung der Schulen und, ganz allgemein, die multikulturelle Öff -
nung der Gesellschaft insgesamt: die Liberalisierung der Einwande-
rungsbestimmungen, die Verstärkung der Integrationsbemühungen 
und – ganz allgemein – die »Anerkennung« der Migranten und der 
kulturellen Heterogenisierung als »Bereicherung« und Vorteil für 
alle. Dagegen stehen Argumente vor allem empirischer Art, wonach 
die ethnischen Ressourcen und »multikulturellen« Institutionalisie-
rungen die erhoff ten Wirkungen kaum hätten und daher alles getan 
werden müsse, um die »Assimilation« in den jeweils bedeutsamen 
kulturellen und sozialen Hintergrundmerkmalen zu fördern, vor al-
lem über den Zweitspracherwerb und die Förderung möglichst früher 
interethnische Kontakte (vgl. dazu allgemein die Auseinandersetzung 
zwischen der »Theory of Segmented Assimilation« bzw. dem Konzept 
der »Selective Acculturation« wie sie insbesondere Portes, Rumbaut 
und Zhou vertreten (Portes und Zhou 1993; Portes und Rumbaut 
2001; vgl. kurz und programmatisch etwa: Bean und Stevens 2003: 
96ff .; Zhou 1999) und der »New Assimilation Theory« (nach Alba 
und Nee 2003; Alba 2008). 
Defi nitiv ist von diesen Fragen kaum eine wirklich geklärt, aber 
es gibt schon einige, sich inzwischen verstärkende Hinweise. Einige 
davon werden nun an ausgewählten empirischen Zusammenhän-
gen der drei Bedeutungen der Multikulturalität näher behandelt: Die 
Hypothesen von den fördernden Eff ekten der multiplen Inklusion 
bzw. der Zweisprachigkeit auf die schulischen Leistungen und den 
Arbeitsmarkterfolg, sowie die – zunächst nur allzu plausible – An-
nahme, dass die (kulturelle) Öff nung des Bildungssystems und der 
Institutionen der Aufenthaltsländer allgemein wirksame Bedingun-
gen für die Integration der Migranten und speziell für die Entstehung 
von ethnischer Vielfalt sind: die kulturelle Heterogenität auf gleicher 
Augehöhe, sozusagen.
ZWEISPR ACHIGKEIT UND SCHULISCHE LEISTUNGEN
Über die Frage nach der Wirksamkeit der Zweisprachigkeit, der 
sprachlichen multiplen Inklusion also, hat es eine lange Auseinan-
dersetzung gegeben, bei der sich schließlich zeigte, dass es die ver-
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muteten Eff ekte der Bilingualität auf die schulischen Leistungen so 
gut wie nicht gibt, jedenfalls nicht in der Stabilität und alltagstaugli-
chen Belastbarkeit, dass man mit dem Hinweis auf diese Eff ekte weit 
reichende Interventionen begründen könnte (vgl. zu einigen Hin-
tergründen und Ergebnissen des »Streitfalls Zweisprachigkeit« ver-
schiedene Beiträge bei Gogolin 2009). Zu beachten ist dabei, dass die 
Eff ekte der »Zweisprachigkeit« sich jeweils auf die Erst- und/oder die 
Zweitsprache beziehen können und daher gesondert zu betrachten 
sind. Für die Zweitsprache sind deutliche Wirkungen auf den Schul-
erfolg immer schon nachgewiesen worden. Es geht daher bei den Ef-
fekten der Bilingualität darum, ob die damit gegebene Beherrschung 
der jeweiligen Erstsprache eine darüber hinausgehende Wirkung hat. 
Genau die wird aber nicht gefunden, und alle Eff ekte der Zweispra-
chigkeit sind, wie es scheint, nichts weiter als Eff ekte der Zweitsprach-
kompetenzen (vgl. dazu zusammen fassend Esser 2006: Kapitel 5). 
Das müsste eigentlich nicht noch einmal belegt werden. Die bis-
herigen Studien litten jedoch (neben anderem) an dem Problem, dass 
es für die jeweiligen Sprachkompetenzen in Erst- und Zweitsprache 
keine objektiven Messungen gab, und das ist besonders von linguis-
tischer Seite immer wieder kritisiert worden, wohl in der Hoff nung, 
dass sich dann noch herausstellen möge, dass doch was dran ist an 
der Hypothese von den Eff ekten der Erstsprache. Das war anders beim 
Projekt »Bildungsentscheidungen bei Migrantenfamilien« (durchge-
führt am Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung; 
vgl. zu den technischen Einzelheiten, speziell zu den eingesetzten 
Messungen von Sprachkompetenzen und Leistungen Dollmann und 
Kristen 2009). Hier wurden die Erst- und die Zweitsprachkompeten-
zen über objektive, nach den Regeln der Kunst validierte Tests gemes-
sen. Die Frage ist dann: Lagen die eher enttäuschenden Ergebnisse 
für die Eff ekte der »Bilingualität« daran, dass die Messungen nicht 
objektiv und somit nicht gut genug waren oder ändert sich an diesen 
Befunden auch nun wieder nichts? In Tabelle 1 stehen die Eff ekte der 
vier Typen der Bilingualität nach dem Berry-Schema auf die Leistun-
gen türkischer und italienischer Grundschulkinder in Mathematik 
(gemessen ebenfalls über objektive Leistungstests): sprachliche Mar-
ginalität (weder die Erst-, noch die Zweitsprache werden kompetent 
beherrscht), sprachliche Segmentation (nur Erstsprachkompetenz), 
sprachliche Assimilation (nur Zweitsprachkompetenz) und die Bi-
lingualität (die sprachliche »multiple Inklusion« der Kompetenz in 
beiden Sprachen). 
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Tabelle 1: Eff ekte der Bilingualität auf die schulischen Leistungen 
(Mathematik; OLS-Koeffi  zienten; N = 700; signifi kante Ergebnisse fett)
























































R² 0.137 0.171 0.289 0.343
Die vier Typen der Sprachkompetenzen sind als dummy-Variablen 
der jeweiligen Kombination operationalisiert. Wenn es besondere Ef-
fekte der Bilingualität geben würde, dann müssten sie sich darin zei-
gen, dass sie gegenüber der bloßen sprachlichen Assimilation, also 
der alleinigen Beherrschung der Zweitsprache, einen signifi kanten 
positiven Eff ekt haben. Daher ist die sprachliche Assimilation als Re-
ferenzkategorie aufgeführt. Als Kontrollvariablen wurden (neben Ge-
schlecht und den beiden Nationalitäten der Kinder) die Bildung der 
Eltern, jeweils im Herkunfts- und ggf. im Aufnahmeland, die (eben-
falls objektiv gemessene) Intelligenz der Kinder und schließlich ihre 
(auch objektiv gemessenen) Leistungen im Schreiben (in Deutsch) 
aufgenommen.
Es zeigt sich, dass in allen vier Modellen die sprachliche Margina-
lität und Segmentation verglichen mit der sprachlichen Assimilation 
einen klaren negativen Eff ekt auf die mathematischen Leistungen hat 
und dass dieser Eff ekt zwar mit der Einführung der Kontrollvariablen 
kleiner wird, aber immer noch deutlich bleibt. Dagegen hat die Bilin-
gualität, die im Vergleich zur alleinigen Zweitsprachkompetenz zu-
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sätzliche Beherrschung der Muttersprache, in keinem der Modelle ir-
gendeinen (signifi kanten) Einfl uss. Sie wirkt aber auch nicht negativ. 
Sie schadet also nicht, sie nützt aber auch nichts. Die Kontrollvaria-
blen zeigen, dass es vor allem die Bildung der Eltern im Aufnahme-
land, die Intelligenz und die Fertigkeiten im Deutschschreiben sind, 
die die schulischen Leistungen in Mathematik verbessern helfen.
KOMPENSATION ODER MAT THÄUS-EFFEK T?
Insoweit bestätigen die Ergebnisse das noch einmal, was bisher so gut 
wie immer aus den systematischen Studien dazu herausgekommen 
ist: Besondere zusätzliche Eff ekte der Erstsprache auf die schulischen 
Leistungen fi nden sich so gut wie nicht, diesmal aber auch für den 
Fall objektiver Messungen in den relevanten Variablen.
Also wieder nichts? So könnte man meinen. Aber vielleicht wirkt 
die Muttersprache ja auch nicht für alle Schüler gleich. So könnte es 
z.B. sein, dass sie besonders denjenigen hilft, die es schwerer haben, 
dass sie also eine gewisse Kompensationsfunktion für die schwäche-
ren Schüler hat. Das steht wohl auch hinter den vielen gut gemeinten 
ausländerpädagogischen Ratschlägen der Muttersprachförderung: sie 
mögen denjenigen besonders helfen, die es so allein nicht schaff en. 
Es könnte aber auch sein, dass eher die besseren Schüler davon etwas 
haben. Das wäre eine Art von Kumulationsfunktion: Die guten wür-
den dadurch noch besser, aber die schlechteren blieben weiter auf 
der Strecke. 
Die beiden Hypothesen kann man dadurch überprüfen, dass man 
die Eff ekte der Sprachkompetenzen auf die Leistungen in Mathema-
tik auf verschiedenen Niveaus untersucht. Es werden dazu vereinfa-
chend drei Niveaus unterschieden: schwach (1), mittel (2) und gut (3). 
Nun geht es nicht wie zuvor darum, ob die Bilingualität die mathema-
tischen Leistungen insgesamt verbessern hilft, sondern ob sie mehr 
im unteren Leistungsbereich hilft oder mehr im oberen – wenn denn 
überhaupt. Entsprechend der Unterteilung in die drei Leistungsstu-
fen gibt es damit zwei Übergänge, für die zu ermitteln ist, was jeweils 
hilft und was nicht: von den schwachen auf die mittleren Leistungen 
(1 auf 2) und von den mittleren auf die höheren Leistungen (2 auf 3). 
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Tabelle 2: Bedingte Eff ekte der Bilingualität auf die schulischen 
Leistungen (Mathematik; Odds Ratios: Werte unter 1 geben negative, 
Werte über 1 positive Eff ekte an; N = 700; signifi kante Ergebnisse fett)






























































In Tabelle 2 stehen die Ergebnisse dafür (gleich unter Einschluss aller 
Kontrollvariablen aus Tabelle 1). Bei einer kompensatorischen Wir-
kung der Erstsprache müssten sich signifi kante positive Eff ekte der 
Bilingualität für den Übergang von Stufe 1 auf 2 zeigen. Das aber ist 
ersichtlich nicht der Fall. Wieder zeigen sich wie zuvor keinerlei sig-
nifi kante Eff ekte. Die Bilingualität hat also keine kompensatorischen 
Wirkungen. Eher im Gegenteil: Der (nicht signifi kante) Koeffi  zient 
0.62 für die Bilingualität zeigt an, dass sich die Chancen der bilin-
gualen (schwächeren) Kinder auf eine Verbesserung sogar eher ver-
ringern. Einen deutlichen positiven Eff ekt der Bilingualität gibt es je-
doch für die besseren Kinder: Die Chancen, von einer mittleren auf 
eine gute Leistung zu kommen steigen für sie im Vergleich mit den 
sprachlich »nur« assimilierten Kindern auf fast das Doppelte. Das 
heißt: die muttersprachigen Kompetenzen helfen, wenn schon die 
Zweitsprache gut beherrscht wird, gerade den schon guten Schülern. 
Das Ergebnis ist eine Art von Matthäus-Eff ekt: Wer denn da hat, dem 
wird gegeben! Es würde den Interessen eher der ethnischen Eliten an 
eigenen Bildungseinrichtungen entgegen kommen als das Problem 
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der ethnischen Schichtung und der Kompensation von Startnachtei-
len lösen helfen.
Die rechte Spalte gibt dann noch das entsprechende Ergebnis 
ohne die Stufendiff erenzierung wieder, also für den Übergang von 
Stufe 1 auf 3. Nun zeigt sich – wie zuvor in Tabelle 1 oben – wieder 
kein Eff ekt, weil in der Aggregation über alle Stufen die diff erentiel-
len Vorteile der besseren Schüler mit den eher negativen Eff ekten bei 
den schwächeren Schulen sozusagen ausgeglichen werden, was auch 
erklärt, warum man bisher ohne die beschriebene Diff erenzierung 
der Analyse praktisch nirgendwo einen Eff ekt gefunden hat. Erwäh-
nenswert ist noch, dass die anderen Variablen, besonders aber die 
Intelligenz und die Schreibfertigkeiten in Deutsch, ihre starken Wir-
kungen auch in der diff erentiellen Betrachtung behalten und bei den 
besseren Schülern eher wichtiger werden. Das gilt besonders für die 
Intelligenz: Eine hohe Intelligenz hilft den schon besseren Schülern 
auch wieder mehr als den eher schlechteren. Es ist ein weiterer Mat-
thäus-Eff ekt.
Erwähnt sei jedoch auch noch, dass selbst diese, zumindest in-
teressanten und bisher nicht gesehenen (Matthäus-)Eff ekte wieder 
verschwinden, wenn man, anders als hier, die Leistungsstufen nicht 
einfach in drei Kategorien einteilt, sondern die volle Skalen-Infor-
mation der Sprach- und Leistungsmessungen ausnutzt und die Bi-
lingualität nicht als dummy-Variable der Kombination von Erst- und 
Zweitsprachkompetenz einführt, sondern als statistischen Inter-
aktionseff ekt der beiden metrischen Variablen modelliert (vgl. dazu 
Dollmann und Kristen 2009). Zwar gibt es weiter auch dann Hin-
weise auf die diff erentielle Wirkung der Bilingualität, aber sie sind 
deutlich schwächer und statisch nicht (mehr) signifi kant. Es sieht 
also eher so aus, dass selbst dieser Eff ekt nicht so recht nachzuweisen 
ist – so überaus bemerkenswert er auch gewesen wäre, gerade auch in 
Hinsicht auch auf eine normativ-politische Bewertung der in diesem 
Zusammenhang vorgeschlagenen Maßnahmen und derjenigen, die 
davon eher profi tieren, wenn überhaupt.
MULTIPLE INKLUSION UND ARBEITSMARK T
Eigentlich geht es bei den ethnischen Bildungsungleichheiten um 
das unmittelbar daran angelagerte Problem der strukturellen Integra-
tion speziell auf dem Arbeitsmarkt. Auch hier wird vermutet, dass die 
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multiple Inklusion, die Beibehaltung und Pfl ege der ethnischen Be-
sonderheiten, in besonderer Weise hilft. Als Mechanismen dafür wer-
den allgemein etwa die zunehmende Globalisierung und Transnatio-
nalisierung der Bildungssysteme und der Arbeitsmärkte genannt, die 
kulturübergreifende Kompetenzen, dabei speziell die Mehrsprachig-
keit, ethnisch gemischte Netzwerke und Mehrfach-Identitäten in be-
sonderem Maße erfordern und belohnen würden (vgl. z.B. Gogolin, 
Neumann und Roth 2003: 52ff .; Portes und Rumbaut 2001: 56ff .). Da-
gegen steht die Position, wonach wegen des Verfalls der Nutzbarkeit 
der ethnischen Ressourcen beim migrationsbedingten Wechsel des 
Kontextes derlei Eff ekte kaum zu erwarten seien (vgl. dazu zusam-
menfassend Kalter 2007: 395ff .). Das gelte speziell für den Fall der 
Sprache: Insoweit die Arbeitsmärkte (wie die Bildungseinrichtungen) 
nach wie vor in der Regel um die sprachlichen Konventionen der Auf-
nahmegesellschaften organisiert sind und viele Migrantensprachen 
(trotz ihrer unter Umständen hohen Verwendbarkeit anderswo) da-
her dort oft nicht produktiv eingesetzt werden können, ist von der 
multiplen Inklusion, verstanden als jeweils zusätzliche ethnische 
Kompetenz, Beziehung oder Identität, kaum etwas an Mehrertrag 
und Vorteilen zu erwarten.
In Tabelle 3 stehen die Ergebnisse der Eff ekte von drei Dimensio-
nen der multiplen Inklusion (Sprache, Netzwerke und Identifi kation) 
für vier Indikatoren der Arbeitsmarktintegration (Erwerbstätigkeit, 
Einkommen, Position und Status). Die Daten entstammen Analysen 
des Sozio-ökonomischen Panels unter Einschluss aller bisher verff üg-
barer Wellen von 1984 bis 2007. Die Eff ekte sind mit der Bildung 
(Eltern, eigene), dem Generationenstatus, dem Einreisealter, der Auf-
enthaltsdauer, den Besuchen im Herkunftsland und der ethnischen 
Segregation im Wohnbereich kontrolliert (nicht weiter aufgeführt; 
vgl. zu näheren Einzelheiten und weiteren Ergebnissen Esser 2009). 
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Tabelle 3: Eff ekte der multiplen Inklusion auf Erwerbstätigkeit, 
























































































































Wenn es Eff ekte der multiplen Inklusion auf den Arbeitsmarkterfolg 
geben sollte, müssten sich die wie zuvor bei der Analyse der Eff ekte 
der Bilingualität auf die schulischen Leistungen als signifi kant positi-
ve Koeffi  zienten zur jeweiligen Assimilation zeigen. Man sieht sofort, 
dass das in keinem Fall vorliegt: weder die Bilingualität, noch die eth-
nisch gemischten Netzwerke, noch die Mehrfach-Identifi kation mit 
Aufnahme- und Entsendeland bringen für den Arbeitsmarkterfolg 
etwas – immer im Vergleich zur jeweiligen Assimilation. Die einzi-
gen systematischen Zusammenhänge sind die (starken) negativen Ef-
fekte bei sprachlicher Marginalität und Segmentation, also wenn die 
Zweitsprache nicht beherrscht wird, und wenn sich die Orientierung 
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allein auf das Herkunftsland bezieht (außer beim Einkommen). Dazu 
kommt ein deutlicher negativer Eff ekt auf den Statuserwerb, wenn 
es überhaupt keine Freunde gibt, und auf das Einkommen, wenn es 
nur ethnische Freunde sind. Wenn überhaupt etwas zählt, dann ist es 
die Assimilation, besonders bei der Sprache. Erwähnt sei noch, dass 
bei den Kontrollvariablen vor allem die eigene Bildung, ein niedriges 
Einreisealter und eine längere Aufenthaltsdauer zum Arbeitsmarkt-
erfolg beitragen.
Die Ergebnisse bestätigen die (insgesamt recht spärlichen) bis-
herigen Befunde zu den Eff ekten der multiplen Inklusion auf den 
Arbeitsmarkterfolg (vgl. Kalter 2005, Kalter 2007; Fry und Lowell 
2003; vgl. dazu auch noch unten für den Spezialfall Kanada), die so 
gut wie alle ergeben haben, dass dafür neben der Bildung und der 
Betriebserfahrung insbesondere die Zweitsprachkenntnisse von aus-
schlaggebender Bedeutung sind. Die sind zwar (allein) auch nicht 
hinreichend, aber zwingend notwendig, und das besonders in den 
prestigeträchtigen Positionen, in denen es auf Kommunikation an-
kommt. Die zusätzliche Beherrschung der Muttersprache und, wie 
sich auch zeigt, die Verfügung über ethnische Freunde und eine Iden-
tifi kation auch mit der eigenen ethnischen Gruppe bringen dagegen 
praktisch nichts weiter. Sie sind weder hinreichend, noch notwendig 
für den Arbeitsmarkterfolg. Der bisher einzige empirische Hinweis 
auf einen positiven Arbeitsmarkteff ekt der multiplen Inklusion be-
zieht sich auf eine Querschnittsanalyse für einen Sammelindex ver-
schiedener Indikatoren der Sozial-Integration, ausgerechnet auch mit 
den Daten des Sozio-ökonomischen Panels (»ethnosizer«; vgl. Cons-
tant und Zimmermann 2007). Worauf dieser andere Befund zurück 
zu führen ist, lässt sich aufgrund der Publikation allein nicht klären. 
Unklar bleibt vor allem, was der »ethnosizer«-Index als Zusammen-
fassung sehr verschiedener Indikatoren, etwa auch die Besuche im 
Herkunftsland und der Einbürgerungsabsicht, eigentlich misst, und 
warum die Analysen, anders als hier, nicht unter Ausnutzung der Pa-
nelinformationen vorgenommen wurden, sondern als Querschnitts-
analyse von drei ausgewählten Wellen. Damit ist die (wichtige) Kon-
trolle unbeobachteter Heterogenität nicht möglich, die Koeffi  zienten 
in der Tendenz also nach oben verzerrt. 
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ÖFFNUNG DES BILDUNGSSYSTEMS?
Dass der Kern der Sozial-Integration der Migranten die strukturel-
le Assimilation ist, der Arbeitsmarkterfolg und dem vorgelagert die 
schulischen Leistungen und der Bildungserfolg, wird inzwischen 
kaum mehr bestritten. Auch nicht, dass dem wiederum vorausge-
hend einige Umstände in den Familien bedeutsam sind, wie deren 
Ressourcenausstattung und Bildungsnähe oder bei den Migranten-
kindern die Beherrschung der jeweiligen (Bildungs-)Sprache. Das ist 
überall so. Fast wie selbstverständlich hat sich dabei aber, vor allem 
im Nachgang zu dem bekannten Pisa-Schock, die Auff assung ge-
bildet, dass es die Migrantenkinder mit dem Bildungssystem hier-
zulande besonders schwer haben: Ein besonders für sie selektives 
Bildungssystem und der »monolinguale Habitus« der Schule etwa, 
umgeben von einem abwehrenden politischen, institutionellen und 
kulturellen Umfeld. Und wenn man das ändern würde, wäre man 
einen entscheidenden Schritt weiter (vgl. z.B. Geißler und Weber-
Menges 2008).
Ob das empirisch stimmt, konnte man jedoch über die bisherigen 
Analysen der Pisa-Daten kaum erfahren. Denn dazu reicht es nicht 
aus, einfach nur Leistungswerte zwischen den verschiedenen Auf-
nahmeländern zu vergleichen; man muss auch die für die Leistungen 
sonst noch bedeutsamen Bedingungen kontrollieren, darunter natür-
lich auch bestimmte Eigenschaften der Migranten, die es aber in den 
Pisa-Daten nur unvollständig gibt. Zum Beispiel fehlen Messungen 
über die Erst- und Zweitsprachkompetenzen der Eltern und der Kin-
der und auch sind nicht alle wichtigen Daten für einen Vergleich der 
Migranten in allen Ländern erfasst worden, etwa deren nationale Her-
kunft und die jeweilige Sprache, aus der sich z.B. die sog. linguistische 
Distanz zur Sprache des Aufnahmelandes ablesen ließe. Wohl auch 
deshalb gab es die nötigen internationalen Vergleiche unter Einbezug 
der Migranten(kinder) und bestimmter Eigenschaften der Entsen-
de- und der Aufnahmeländer kaum, und die wenigen Analysen, die 
sich daran gemacht haben, zeichnen ein nicht sonderlich eindeutiges 
Bild. Es gibt zwar durchaus einige Hinweise darauf, dass gegliederte 
Systeme allgemein zu einer stärkeren Statusvererbung führen, aber 
die Befunde sind nicht konsistent und werden von einer Reihe ande-
rer schulischer (Kontext-)Bedingungen überlagert (vgl. z.B. Entdorf 
und Minoiu 2004, Schütz und Wößmann 2004; Wößmann 2005,). 
Immer aber kam heraus, dass vor allem anderen die Verhältnisse in 
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den individuellen Familien einen ganz erheblichen Eff ekt haben und 
dass bei den Migrantenkindern die Zweitsprachkenntnisse besonders 
wichtig sind, auch wenn die Familiensprache dafür in den Pisa-Stu-
dien kein besonders treff sicherer Indikator war. Wenn man das alles 
kontrolliert, verringern sich die ethnischen Unterschiede auch deut-
lich, wenngleich sie nicht ganz verschwinden, darunter hierzulande 
speziell für die türkischen Kinder.
Nicht geklärt wurde bei alledem jedoch die Frage, ob die größere 
Undurchlässigkeit eines gegliederten Systems für alle gleich sei oder 
ob sich das Problem für die Migrantenkinder noch einmal verschärfe. 
Denn das erst wäre der Kern der These, dass das (gegliederte) Bil-
dungssystem die Migrantenkinder noch einmal besonders benachteili-
ge. Ein gravierendes Problem bei den vergleichenden Analysen gerade 
hinsichtlich dieser These war, dass die Herkunft der Migranten nicht 
für alle erhoben worden war. Damit aber lässt sich die Frage nicht be-
antworten, welche Eff ekte bestimmte Bedingungen der Herkunftslän-
der, etwa deren Bildungssystem, auf den Bildungserfolg haben und 
evtl. die anderen Eff ekte überlagern, speziell die des Bildungssystems 
der Aufnahmeländer. Dazu kommen gewollte und ungewollte Selek-
tivitäten, die man bei den Analysen und Interpretationen beachten 
muss: Finnland, das Pisa-Siegerland, etwa, hat so gut wie keine Mig-
rantenkinder, und die traditionellen Einwanderungsländer, die auch 
ganz vorne sind, betreiben eine deutliche Selektionspolitik nach Qua-
lifi kation und Sprachkenntnissen.
Kurz: Das Modell wäre, wenn man das nicht in Rechnung stellt, 
technisch gesprochen, fehl spezifi ziert. Berücksichtigt man das aber, 
wie es die niederländischen Soziologen de Heus, Dronkers und Le-
vels in aktuelleren Analysen der Pisa-Studie von 2006 getan haben, 
so fi ndet man deutliche Eff ekte der Bildungssysteme der Herkunfts-
länder auf die schulischen Leistungen der Migrantenkinder, aber kei-
ne Anzeichen dafür, dass die Migrantenkinder vom Bildungssystem 
des Aufnahmelandes noch einmal besonders betroff en wären (vgl. 
de Heus und Dronkers 2008; vgl. zum Vorgehen und weiteren Er-
gebnissen zu den Eff ekten der verschiedenen Ebenen auch Levels, 
Dronkers und Kraaykamp 2008). Ihre Nachteile durch das Bildungs-
system eines Aufnahmelandes sind, so weit es sie gibt, die Nachtei-
le aller. Das wäre zwar ohne Zweifel ärgerlich genug und könnte zu 
Überlegungen der stärkeren Öff nung veranlassen, aber es ist kein 
Hinweis auf eine dazu noch einmal besondere Benachteiligung der 
Migrantenkinder. Weitere Analysen der Autoren verweisen in diesem 
HARTMUT ESSER 291
Zusammenhang noch auf einen interessanten diff erentiellen Eff ekt: 
Der Zusammenhang von sozialem Status und Schulleistungen ist für 
die Migrantenkinder in den weiterführenden Stufen bei einem geglie-
derten Systemen kleiner und bei einem integrierten Systemen größer als 
bei den Einheimischen. Das heißt: Ein gegliedertes Bildungssystem 
nutzt beim sozialen Aufstieg also gerade den Migrantenkindern aus 
den unteren Bildungsschichten und eine Umstellung würde eher den 
ethnischen Eliten zugute kommen. Es ist so ähnlich wie bei dem Mat-
thäus-Eff ekt, von dem oben bei den Wirkungen der Bilingualität die 
Rede war. Dazu kann man stehen wie man will, aber ein Mittel gegen 
die ethnische Unterschichtung und für die Schaff ung der ethnischen 
Vielfalt auf gleicher Augenhöhe wäre die Abkehr vom gegliederten 
System so kaum. Es wäre die ethnische Vielfalt für die Eliten und die 
ethnische Unterschichtung für die anderen. 
K ANADA?
Kurz: Die Bildungsinstitutionen der Aufnahmeländer und die in den 
Schulen hier und da auch in »Modellversuchen« ausprobierten mul-
tikulturellen Maßnahmen der Öff nung haben die Eff ekte für die In-
tegration der Migrantenkinder allem Anschein nicht, die man ihnen 
oft zuschreibt, und eine Änderung des gegliederten Bildungssystems 
müsste schon anders begründet werden, wozu es, das sei noch an-
gefügt, durchaus gute Gründe geben mag. Anders als man das ger-
ne vermuten möchte, scheinen die politischen und institutionellen 
Vorgaben in den Aufnahmeländern empirisch ohnehin nur eine 
eher untergeordnete Bedeutung zu haben. Das gilt, zunächst doch 
erstaunlicherweise, auch für den Modellfall der off ensiv vertretenen 
institutionellen und kulturellen Öff nung in einigen der traditionellen 
Einwanderungsländer wie Kanada, Australien oder Neuseeland. Für 
diese Länder war in den Pisa-Studien festgestellt worden, dass es in 
der Tat so gut wie keine Nachteile der Migrantenkinder im Vergleich 
zu den Einheimischen gebe, und das bestärkte, verständlicherweise, 
die Bewunderung für das Modell »Kanada«. Zwar konnte Kanada bei 
den verfeinerten Analysen der Pisa-2006-Daten bei De Heus, Dron-
kers und Levels nicht berücksichtigt werden, weil ausgerechnet hier-
für die nötigen Informationen über die Herkunftsländer fehlten, im-
merhin aber Australien und Neuseeland.
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Im einfachen Vergleich haben die Migrantenkinder dort tatsäch-
lich deutliche Vorteile, und solche Balkendiagramme sieht man dann 
gerne in den vielen Beiträgen, die sich über die schlimmen Verhält-
nisse in den neuen Einwanderungsländern aufregen und alles so 
haben möchten wie dort. Der Eff ekt ist aber, wenn man genauer hin-
sieht, je nach Bildung der Eltern unterschiedlich: Es sind die Migran-
tenkinder aus den besser gebildeten Familien, die die Vorteile in den 
traditionellen Einwanderungsländern haben, nicht aber die aus den 
unteren Schichten, die dort ähnlich schlecht dran sind wie anderswo, 
und wenn man das berücksichtigt, gibt es keine (statistisch signifi -
kanten) Vorteile der traditionellen Einwanderungsländer mehr. Also 
wieder so etwas wie ein Matthäus-Eff ekt. Es ist, wie es aussieht, also 
vor allem die mit der kulturellen Öff nung für die anwesenden Migran-
ten gleichzeitig betriebene strikte Selektionspolitik nach Sprache und 
Qualifi kation bei der Einwanderung, die den Anschein erzeugt als gin-
ge es den Migranten(kindern) in den traditionellen Einwanderungs-
ländern besser als in den neueren Einwanderungsländern Europas 
(vgl. auch Levels, Dronkers und Kraaykamp 2008: 846ff .; vgl. auch 
Entorf und Miniou 2004). Die kulturelle Öff nung der traditionellen 
Einwanderungsländer kommt somit in erster Linie den (ethnischen) 
Eliten zugute. Eine sonderlich förderliche Wirkung gerade für die-
jenigen, die es am nötigsten hätten, hat sie jedoch off enkundig nicht. 
Ganz ähnlich wie oben bei den Eff ekten der Bilingualität.
Anzufügen wäre noch, dass sich nach den Analysen von de Heus, 
Dronkers und Levels ein allgemein höherer Aufwand im Bildungssys-
tem speziell für die Integration der zweiten Generation auszahlt, und 
wenn es etwas einzusetzen gäbe, dann wäre das wohl der am ehes-
ten begründbare Schlüssel. Aber weder »linke« Regierungen, noch 
eine off enere Migrations- und Integrationspolitik, noch Unterschie-
de in den Einbürgerungsregeln oder eine besondere Anti-Diskrimi-
nierungspolitik der Aufnahmeländer beeinfl ussen die schulischen 
Leistungen der Migrantenkinder und damit ihre Lebenschancen son-
derlich, woran das auch immer liegen mag. Angefügt sei in diesem 
Zusammenhang auch noch, dass es auch auf dem Arbeitsmarkt etwa 
in Kanada kaum anders zugeht als sonst wo: Wer nicht wenigstens 
eine der offi  ziellen Landessprachen beherrscht, hat dort die gleichen 
Nachteile wie anderswo (vgl z.B. die Analysen von Shapiro und Stelc-
ner 1997 oder Pendakur und Pendakur 2002; siehe insgesamt dazu: 
Esser 2006: 467ff .). Die kulturelle Öff nung der traditionellen Ein-
wanderungsländer nutzt, wie es scheint, wieder einmal eher denen, 
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die einer besonderen Unterstützung nicht bedürfen – wenn man sie 
überhaupt herein lässt. 
WAS NUN?
Wer die geläufi gen öff entlichen Diskurse zur Integration von Mig-
ranten gewohnt ist, mag von den theoretischen Zusammenängen 
und empirischen Ergebnissen des Verhältnisses von Integration und 
Multikulturalität überrascht sein: Die so oft und zu Recht als »Be-
reicherung« gewünschte und auch eingeforderte ethnische Vielfalt 
und kulturelle Heterogenität »auf gleicher Augenhöhe« setzt schon 
begriffl  ich eine bestimmte Form der »Assimilation« voraus: Die 
»Assimilation« in den Lebenschancen. Bildungs- und Arbeitsmarkt-
erfolg hängen aber, wie sich inzwischen unzweideutig gezeigt hat, 
stark von einer gewissen kulturellen und sozialen Orientierung an 
den institutionellen und auch kulturellen, ohnehin nicht einfach än-
derbaren Vorgaben der Aufnahmegesellschaften ab, dem Erwerb von 
Zweitsprachkompetenzen vor allem, aber auch der Aufnahme von 
interethnischen Beziehungen, speziell für den Arbeitsmarkterfolg. 
Die im Zuge der Kritik an den traditionellen Assimilationsmodellen 
entwickelten Hypothesen, dass die ethnischen Ressourcen und spe-
ziell die multiple Inklusion sowie die kulturelle Öff nung der Aufnah-
megesellschaften die Integration der Migranten mehr unterstütze als 
die – oft auch als Zumutung oder Belastung empfundene – einseitige 
»Assimilation«, haben sich dagegen kaum erhärten lassen: Die mul-
tiple Inklusion (in Sprache, Netzwerken und Identitäten) wirkt sich 
weder auf die schulischen Leistungen, noch auf den Arbeitsmarkt-
erfolg merklich aus, und auch die institutionelle wie die kulturelle 
Öff nung der Bildungssysteme und der Aufnahmeländer insgesamt 
ändern sonderlich etwas.
Es sieht also so aus als hätte sich auch angesichts der »New Immi-
gration« für die Integration gegenüber der Stituation bei der klassi-
schen »Old Immigration« kaum etwas geändert: Ohne die strukturel-
le Assimilation und die dafür erforderlichen kulturellen und sozialen 
Angleichungen geht es nicht – gerade dann, wenn das Ziel die ethni-
sche Vielfalt ist und daher ethnische Schichtungen verhindert werden 
sollen. Wenn man sich die empirischen Zusammenhänge ansieht, 
kommt es, wie das immer wieder auch früher schon zu beobachten 
gewesen ist, vor allem auf die Verhältnisse in den individuellen Fa-
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milien und ihre jeweilige individuelle Migrationsbiographie an – und 
weniger, wenn überhaupt, auf die institutionellen und kulturellen 
Makro-Kontexte, wenn man die nicht sonderlich öff nenden gezielten 
Selektionseff ekte nach Qualifi kation und Sprache in den traditionel-
len Einwanderungsländern außer Acht lässt.
Das ist, verständlicherweise, für manchen kaum glaublich, der 
nichts als helfen will und an die Möglichkeiten politischer und ins-
titutioneller Interventionen glaubt, und sonderlich politisch korrekt 
klingt das alles auch nicht und könnte auch zum Beifall von der ganz 
falschen Seite veranlassen. Aber was soll man machen? In die Schub-
lade? Fallstudien, die was anderes sagen? Die Ergebnisse als Ideologie 
abtun? Am besten wäre, die Sachen noch einmal und dann gründlich 
und richtig zu untersuchen und zu sehen, was dann geschieht. Aber 
nach allem, was sich abzeichnet, müsste dann schon viel geschehen.
Wenn man es sich etwas genauer überlegt, ist das Ergebnis oh-
nehin alles andere als unverständlich: Meist sind die Nahumwelten 
in Familie und Nachbarschaft deutlich handlungsrelevanter als die 
immer doch recht weit entfernten »Institutionen« einer Gesellschaft, 
und nicht alles, was politisch intendiert wird, hat dann auch gleich 
die durchschlagenden Eff ekte, an die man geglaubt hat. Oft sogar 
ganz andere. Denn häufi g gibt es eigene Prozessdynamiken, Pfad-
abhängigkeiten und allenfalls längerfristig beeinfl ussbare Vorgänge, 
die einen unmittelbaren Durchgriff  institutioneller Interventionen 
erschweren oder in eine ganz andere Richtung lenken, auch gegen 
allen guten Willen. Die Integration von Migranten gehört ohne Zwei-
fel auch dazu, und der Regelfall ist, dass sie auch unter günstigen 
Bedingungen erst über die Abfolge mehrerer Generationen stattfi n-
det. Dafür kann man die ohne Zweifel vorhandenen Barrieren kleiner 
zu machen oder ganz auszuräumen versuchen, beispielsweise durch 
die Eröff nung von möglichst frühzeitigen interethnischen Kontakten, 
etwa in Kindergärten und Vorschulen, in denen frühzeitig genug und 
mit Kompetenz die erkennbaren Schwierigkeiten angegangen wer-
den können – auch ohne dass dazu viel an besonderer (Migranten-
kinder-)Pädagogik nötig wäre. Aber auch das wird nicht über Nacht 
helfen, jedoch wahrscheinlich immer noch eher als die vielen gut ge-
meinten, aber inzwischen eigentlich gescheiterten Versuche, die Inte-
gration über allerlei »multikulturelle« Maßnahmen zu unterstützen, 
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Jugendliche Gewalt und familiäre 
Erziehung in interkulturellen Kontexten 
Haci Halil Uslucan
1. EINLEITUNG 
Aggression und Gewalt im Jugendalter ziehen seit einigen Jahren 
sowohl ein enormes sozialpolitisches Interesse auf sich – nicht zu-
letzt durch dramatische Gewaltvorfälle an Schulen-, und sind darüber 
hinaus spätestens seit den 1970er Jahren auch ein wissenschaftlicher 
»Dauerbrenner«. Wenn dann hierbei jugendliche Migranten invol-
viert sind, scheinen sich die Fragen gelungener bzw. misslungener 
Integrationsprozesse fast von selbst zu stellen. 
In der bisherigen Forschung zum jugendlichen Gewalthandeln 
dominieren psychologische und soziologische Erklärungsansätze. 
Diese Ansätze sind u.a. dadurch gekennzeichnet, dass sie Jugendge-
walt als ein multifaktoriell bedingtes Problem begreifen, wobei gene-
rell das Konstrukt Gewalt interaktiv gedeutet wird, d.h. es wird nicht 
nur als eine Eigenschaft von Personen betrachtet, sondern auch als 
ein Ergebnis von Auseinandersetzungen mit Bedingungen und Situ-
ationen der gesellschaftlichen Umwelt. 
Entwicklungspsychologisch stellt die Jugend eine entscheidende 
Phase der Identitätsbildung und der moralischen Reifung dar, in der 
verschiedene Verhaltensweisen ausprobiert und wieder abgelegt wer-
den. Diese mit altersspezifi schen Mitteln zu bewältigenden Entwick-
lungsaufgaben können sich, falls sie nicht adäquat bewältigt werden, 
zu subjektiven emotionalen Krisen zuspitzen. Mit »Entwicklungsauf-
gaben« bezeichnet die Psychologie ein spezifi sch für diese bestimm-
te Lebensphase zugeschnittenes Set von Handlungsanforderungen 
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und Kompetenzen. Sowohl die Folgen aber auch die Ursachen des 
Scheiterns bei der Bewältigung der Entwicklungsaufgaben können 
ein Problemverhalten wie z.B. Gewalt als eine Handlungsoption nach 
sich ziehen, um lebensphasenspezifi sche Verunsicherung und Über-
forderung zu bewältigen. 
Ein wesentlicher Konfl ikt bzw. eine wesentliche Motivation zur 
Gewalt und Delinquenz in der Jugendphase in modernen Gesell-
schaften bildet der sogenannte »maturity gap«, d.h. eine »Reifungslü-
cke« zwischen dem biologischem Alter und Fähigkeiten der Jugendli-
chen und dem sozialen Alter und ihren Erfordernissen (Moffi  tt 1993). 
Studien, die den Zusammenhang zwischen psychologischem Wohl-
befi nden und Alter untersuchen, zeigen, dass fast in allen Bereichen 
des Lebens wie Familie, Arbeit, Einkommen etc. Menschen unter 30 
Jahren am unzufriedensten sind, sich jedoch hinsichtlich ihrer kör-
perlichen Gesundheit durchwegs positiver als ältere Gruppen zeigen 
(Gove 1985). Die Erfahrung sozialer Anomie, das Gefühl, den eigenen 
»Platz in der Gesellschaft« noch nicht gefunden zu haben, scheint im 
Jugendalter am stärksten ausgeprägt zu sein. Die Adoleszenz ist für 
männliche wie für weibliche Jugendliche häufi g auch durch ein Feh-
len an sozialer Einbettung, normativer Führung und klaren Verant-
wortlichkeiten gekennzeichnet. Delinquenz ist aus dieser Perspektive 
als eine Form zu verstehen, Grenzen zu testen und an der Welt der 
Erwachsenen zu partizipieren; und sie ist als Zeichen eines jugend-
lichen Autonomieanspruchs zu werten. 
Forschungsstrategisch ist auf die Notwendigkeit hinzuweisen, 
zwischen verschiedenen Erscheinungsformen und Dimensionen 
von Gewalt zu diff erenzieren, die in den folgenden Ausführungen 
auch vorgenommen werden. Denn bei einer Fokussierung nur auf 
physische Gewaltformen besteht die Gefahr, jene psychischen bzw. 
kognitiven Vorformen und Faktoren von Gewalt zu vernachlässigen, 
auf deren Grundlagen oftmals die physische Gewalttätigkeit aufbaut. 
Hiermit sind in erster Linie gewaltaffi  ne, wie etwa autoritäre Einstel-
lungen gemeint. Die Gewaltlatenz solcher Einstellungen wird durch 
individuelle, ebenfalls gewaltaffi  ne Persönlichkeitsmerkmale wie Er-
regbarkeit (Sturzbecher 1997) beeinfl usst. Noch näher an den konkre-
ten Gewalthandlungen ist die Gewaltakzeptanz als Normalität zur Re-
gelung von Beziehungen und Konfl ikten und die Gewaltbereitschaft 
(Heitmeyer u.a. 1995). Die manifeste Gewalttätigkeit bildet dann ge-
wissermaßen den eskalierenden Endpunkt der Verletzung der Inte-
grität anderer. Deshalb ist in den folgenden empirischen Studien zu 
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Gewaltbelastungen stets die Diff erenzierung in gewaltbilligende Ein-
stellungen bzw. Gewaltakzeptanz, physische Gewalttäterschaft und in 
Gewaltopferschaft bzw. Viktimisierung durchgeführt worden. 
Hinsichtlich des lebensgeschichtlichen Verlaufs von Gewalthand-
lungen zeigen einschlägige Studien (Rutter 1995; Loeber & Farring-
ton 1998), dass die Gewaltrate ab dem 13. Altersjahr stark ansteigt, um 
dann nach dem 20. Altersjahr wieder abzusinken. Insbesondere was 
die Billigung von Gewalt betriff t, wird in der Forschung von einem 
»Aging-out-Phänomen« gesprochen (Melzer 2000); d.h. mit zuneh-
mendem Alter und der adäquateren Bewältigung von Entwicklungs-
aufgaben wird kognitiv Gewalt als eine Strategie der Konfl iktlösung 
unattraktiver.
Dabei zeigt sich im Einzelnen: Ein früher Beginn von Gewalttä-
tigkeit geht mit einer erhöhten Gewalt- und Delinquenzrate einher 
(Tolan 1987). Osborn und West (1978) bspw. berichten, dass 61 % der 
Männer, die vor ihrem 14. Lebensjahr Straftaten begangen haben, auch 
vor dem Alter von 25 Jahren erneut eine Straftat begingen, während 
nur 36 % derjenigen, die im Alter von 17 bis 19 Jahren eine Straftat 
begingen, im selben Zeitraum erneut rückfällig geworden sind. Die 
meisten Formen der Devianz, wie etwa Diebstahl, Raub, Vandalismus 
und Gewalt verschwinden zudem vielfach mit Anfang 20, spätestens 
aber mit Anfang 30 Jahren. Gleichwohl männliche Jugendliche deut-
lich stärker in diese Formen der Delinquenz involviert sind, gilt die-
ser Alterstrend für beide Geschlechter (Gove 1985). Präzisierend ist 
jedoch hinzuzufügen, dass nicht die physikalische Variable Alter als 
ursächlich angenommen wird, sondern die in der Regel mit dem Al-
ter einhergehenden psychischen Veränderungs- und Entwicklungs-
prozesse. 
Damit in engem Zusammenhang hat sich in der Gewaltforschung 
die von Moffi  tt (1993) vorgeschlagene Taxonomie in »adolescence-li-
mited« und »life-course-persistent antisocial behaviour« durchge-
setzt. Diese beiden Gruppen zeigen markante Unterscheidungen, 
sowohl was die Ätiologie, als auch den Verlauf, die Prognose und die 
Behandlung von Gewalthandlungen betriff t. Ferner lassen sich bei der 
Entwicklung des aggressiven Verhaltens Frühstarter von Spätstartern 
unterscheiden, wobei das Alter von 14 Jahren als »Marker« zugrunde 
gelegt wird (Piquero & Chung 2001). Während Frühstarter durch eine 
häusliche Umgebung mit geringer elterlicher Aufsicht, negativen 
Erziehungspraktiken, aggressivem Verhalten während der Kindheit 
und einer Ablehnung durch Gleichaltrige charakterisiert sind, weisen 
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Spätstarter während ihrer Kindheit nur in geringem Maße aggressive 
Verhaltensweisen auf; vielfach kommen Eltern von Spätstartern ihrer 
Aufsichtspfl icht nur mäßig nach und haben selbst häufi g Partner-
schaftskonfl ikte. Die Delinquenz von Spätstartern weist eine eher vo-
rübergehende Natur auf und ist in vielen Fällen weniger gravierend; 
sie ist vielfach als ein »Ausprobieren« von sozialen Rollen zu werten, 
die abgelegt werden, wenn dieses Verhalten aus subjektiver Perspek-
tive als nicht mehr funktional betrachtet wird (Tolan 1987). Längs-
schnittstudien zeigen, dass nur rund 1 bis 4 % aller Delinquenten ihre 
erste Straftat nach dem Alter von 17 Jahren begehen; ein »adult onset 
crime« scheint daher eher rar zu sein (Farrington, Ohlin & Wilson 
1986).
2.  FAMILIALE EINFLUSSFAK TOREN AUF
JUGENDLICHE GE WALT 
Die Beschäftigung mit den Ursachen delinquenten Verhaltens 
kommt um die Institution der Familie nicht umhin; denn von der 
Familie gehen die bedeutendsten Impulse für Sozialisation und indi-
viduelle Entwicklung junger Menschen aus. Sowohl für die Entwick-
lung als auch für die Verfestigung von Verhaltensauff älligkeiten bei 
Jugendlichen haben sich in der familienpsychologischen Forschung 
u.a. folgende Aspekte als relevant herausgestellt: 1) ein hohes Aus-
maß an elterlicher Uneinigkeit und fehlender Gemeinsamkeit in der 
Ausübung der Erzieherrolle; 2) ein wenig kontrollierendes und ein 
inkonsistentes Disziplinierungsverhalten der Eltern und 3) ein elter-
licher Erziehungsstil, der sich durch geringe emotionale Nähe und 
Unterstützung sowie durch harte elterliche Disziplinierungsgewalt 
auszeichnet (Baumrind 1989; Dishion 1990; Loeber & Hay 1997; Lö-
sel & Bliesener 1998; Mansel & Hurrelmann 1998; Mansel 2000; Ro-
jek 1995). Zwar verweisen diese Faktoren allesamt auf Defi zite im Fa-
milien- und Erziehungsklima, jedoch bleibt in diesen Studien häufi g 
unklar, auf welche Dimensionen jugendlicher Gewalt die erwähnten 
Familien- und Erziehungsvariablen besonders wirken. 
Innerhalb der familialen Interaktionen haben sich ferner der Er-
ziehungskontext bzw. die elterlichen Erziehungsstile als eine bedeutsa-
me Dimension heraus gestellt. Generell herrscht in der pädagogisch 
psychologischen Forschung Einigkeit darüber, dass neben geneti-
schen Dispositionen die elterlichen Erziehungsstile als die entschei-
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denden, verhaltensformierenden Aspekte der Persönlichkeitsent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen zu betrachten sind (Rowe 
1997; Fuhrer 2005). Und innerhalb der Vielfalt der elterlichen Erzie-
hungsstile selbst konnten wir in unserer Forschung diff erenzierend 
heraus arbeiten, dass speziell für die Gewaltprädiktion der inkonsis-
tente elterliche Erziehungsstil eine entscheidende Variable ist. Dabei 
kann zwischen Konsistenz bzw. im umgekehrten Sinne von Inkon-
sistenz sowohl zwischen den Elternteilen (Mutter und Vater) als auch 
von einer zeitlichen Inkonsistenz innerhalb der Verhaltensweisen 
eines Elternteils unterschieden werden, etwa der unterschiedlichen 
Reaktionen bei einander vergleichbaren erzieherischen Situationen. 
Allgemein lässt sich festhalten, dass je inkonsistenter die elterliche 
erzieherische Haltung von Kindern bzw. Jugendlichen erlebt werden, 
desto schwieriger fällt es den Kindern, eine eigene Verhaltenskont-
rolle und -steuerung und Antizipation zukünftiger elterlicher Hand-
lungen auszubilden. Zu vermuten ist, dass erzieherisch unberechen-
bar erlebte Elternteile die Kompetenz von Kindern und Jugendlichen, 
das Verhalten von Koakteuren im Alltag angemessen zu antizipieren, 
vermindern, weshalb diese dann häufi ger in Konfl ikte mit Gleichalt-
rigen geraten und durch die höhere Konfl iktanfälligkeit auch ein hö-
heres Maß an Vulnerabilität zeigen bzw. vermehrt in die Opferrolle 
geraten; hingegen ein durch den Gebrauch argumentativer Diskurse 
erfolgende, auf Begründungen basierende Eltern-Kind-Interaktion 
sich günstig für die Entwicklung einer autonomen Moral und für die 
Ausbildung der Selbststeuerung auswirkt, wie sie Studien zu Moral-
entwicklung und Demokratieerziehung heraus stellen.
Neben dieser inkonsistenten Erziehung haben sich in der Erzie-
hungsstilforschung bereits seit langer Zeit aber auch folgende Di-
mensionen für die Genese von Delinquenz als bedeutsam erwiesen, 
die wir in einer eigenen Studie im interethnischen Vergleich Jugend-
licher vorstellen werden: aggressive Strenge, elterliche Unterstützung 
und elterliche Forderung wie etwa Forderung nach Verhaltensdiszi-
plin. Diese können im Verbund mit anderen elterlichen Erziehungs-
haltungen delinquenzanfällige Persönlichkeitsentwicklungen be-
günstigen. Vielfach ist elterliche Strenge in der Erziehung verbunden 
mit einem einseitigen Interaktionsgefälle und ist des Weiteren ge-
kennzeichnet durch eine Irreversibilität der Verhaltensweisen: El-
tern können bestimmte Verhaltensweisen zeigen, die ihr Kind ihnen 
gegenüber nicht wiederholen kann, weil dieses Verhalten gegen etab-
lierte Normen des Takts, der Höfl ichkeit und der Elternautorität ver-
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stößt; insbesondere ist dieser Zusammenhang in Migrantenfamilien 
stärker zu beobachten. Aggressives Verhalten wird dann begünstigt, 
wenn einerseits dem Kind hohe Forderungen abverlangt werden, be-
stimmte Ziele zu erreichen, gleichzeitig das Kind aber wenig Unter-
stützung von den Eltern erfährt bzw. Eltern nicht in der Lage sind, 
dem Kind auch die angemessenen Problemlösetechniken beizubrin-
gen und dadurch Kinder und Jugendliche überfordern.
3. JUGENDLICHE GE WALT IM
INTERKULTURELLEN KONTE X T
Eine Vielzahl von Studien weist auf eine stärkere Gewaltbelastung 
von Jugendlichen nichtdeutscher Herkunft hin, insbesondere tür-
kischstämmiger gegenüber deutschen Jugendlichen (BMI/BMJ 2001; 
Lösel & Bliesener 2003; Pfeiff er &Wetzels 2000). Zugleich wird 
unterstrichen, dass diese auch hinsichtlich des familialen Klimas 
und der erlebten Erziehung im Vergleich zu deutschen Jugendlichen 
wesentlich ungünstigere Werte aufweisen (Pfeiff er & Wetzels 2000). 
Beispielsweise zeigen empirische Studien, die Mitte der 1990er Jahre 
in Bayern durchgeführt wurden, eine stärkere Belastung von Migran-
tenjugendlichen (Funk 1995). Bei einer deliktspezifi schen Betrach-
tung wurde dabei deutlich, dass bei verbalen Aggressionen und leich-
ten Körperverletzungen Migrantenjugendliche unterrepräsentiert, 
bei schweren Körperverletzungen dagegen überrepräsentiert sind. 
Schwind und Mitarbeiter machen im Schulkontext auf den sozial- 
und schulpolitisch bedeutsamen Befund aufmerksam, dass der Anteil 
von Migrantenjugendlichen einen Einfl uss auf das vorherrschende 
Gewaltniveau habe; so steige die Gewalttätigkeit an einer Schule erst 
dann, wenn der Anteil von Migranten- und Aussiedlerjugendlichen 
einen Schwellenwert von 30 % überschreite (Schwind et al. 1995). Die 
intuitive Implikation dieses Befundes jedoch, sozialpolitisch für eine 
bessere Entzerrung zu sorgen und den Migrantenanteil unter 30 % 
zu halten, ignoriert die gegenwärtige demographische Entwicklung: 
denn diese zeigt, dass in den meisten westdeutschen Großstädten der 
allgemeine Migrantenanteil, nicht nur der Jugendlichen, weit über 
30 % liegt und somit eine solche Quote kaum, bzw. nur punktuell 
erreichbar ist.
Zu etwas abweichenden Ergebnissen kommt Fuchs (1999), der 
bei einer Befragung an bayerischen allgemeinbildenden und Berufs-
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schulen mit 3609 Schülern (unter ihnen 242 nichtdeutsche Jugend-
liche) feststellt, dass bei den Vorfällen, die für Gewalt an bayerischen 
Schulen konstituierend sind bzw. am häufi gsten vorkommen, und 
zwar bei der verbalen Gewalt, sich deutsche und Migrantenjugend-
liche nicht unterscheiden. Gleichwohl liegen jedoch die Raten der 
physischen Gewalt bei Migrantenjugendlichen, bei einem allgemein 
niedrigen Gewaltniveau, um etwa 0.1 bis 0.2 Skalenpunkte höher als 
die der deutschen Jugendlichen (bei einer Skala von 0 bis 4). Weiter-
gehende Analysen zeigen aber, dass der Einfl uss des »Ausländersta-
tus« auf die Gewalttätigkeit abnimmt, wenn sozialstatistische Variab-
len in die Varianzanalysen mit aufgenommen werden. 
Trotz dieser Befunde darf dabei jedoch nicht verschwiegen oder 
übersehen werden, dass die überwiegende Mehrzahl der Jugendli-
chen weder mit Gewalt und Devianz, noch mit Pathologien auff ällig 
wird. Zugleich ist auch bei der Frage der Vergleichbarkeit der Gewalt-
belastung von deutschen und Migrantenjugendlichen vor Augen zu 
führen, dass ein allein auf ethnische bzw. staatsbürgerliche Unter-
schiede basierender Vergleich in der Regel zu einer statistischen Ver-
zerrung und in Folge zu einer höheren Kriminalitätsbelastung von 
Migrantenjugendlichen führt. Denn Migrantenjugendliche rekru-
tieren sich überwiegend aus unteren sozialen Schichten, weshalb es 
hier zu einer Konfundierung, zu einer Überlappung, von Ethnie und 
Schicht kommt. 
Um bspw. die Gewalt deutscher und türkischer Jugendlicher an-
gemessen vergleichen zu können, gilt es, die Migrationsbelastungen, 
die häufi g mit geringeren Bildungschancen für Migrantenjugendli-
che einher gehen, mit zu berücksichtigen. Die Prävalenz sowie die 
Entwicklung gewalttätigen Verhaltens sind nicht unabhängig vom 
Bildungshintergrund. So ist in der Forschung bereits mehrfach do-
kumentiert, dass gewalttätige Auseinandersetzungen häufi ger in 
Hauptschulen auftreten und Gymnasien mit diesem Problem deut-
lich weniger konfrontiert sind (Babka von Gostomski 2003). Gleich-
zeitig ist eine deutlich stärkere Präsenz türkischer Jugendlichen in 
Hauptschulen zu verzeichnen.
Für Heranwachsende ist der besuchte Schultyp verbunden mit 
erlebter Benachteiligung und birgt schlechtere Zukunftsperspektiven 
und Chancen für späteres soziales Prestige, gehobenes Einkommen 
und vor allem Selbstverwirklichung. Auch ist im Auge zu behalten, 
dass türkische Jugendliche bei Eintritt in die Schule im Vergleich zu 
deutschen Kindern generell schwierigere Voraussetzungen für eine 
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entsprechende schulische und soziale Entwicklung mitbringen, so 
etwa geringere Deutschkenntnisse haben, die sowohl auf dem eher 
bildungsfernen als auch auf den kulturellen Hintergrund ihrer Eltern 
und deren Migration zurück zu führen sind. Darüber hinaus ist fest-
zuhalten, dass das hiesige Schulsystem weitestgehend auf die deut-
sche Mittelschicht zugeschnitten ist (Bommes & Radtke 1993).
Trotz zahlreicher Studien lassen sich die Befunde nur schwerlich 
verallgemeinern, da sie off ensichtlich starken regionalen Schwankun-
gen unterworfen sind; so zeigen bspw. die Befunde, je nach ethni-
scher Dichte und Integrationsgrad der Migrantenjugendlichen unter-
schiedlich starke Gewaltbelastungen auf; auch wird kaum in der 
Forschung die Frage gestellt, in welchem Maße die Gewaltbelastung 
in den Herkunftsregionen der Migrantenjugendlichen selbst ausfällt; 
d.h. es wird nicht die Frage gestellt, ob diese auf kulturell bedingte 
Gewalt begünstigende Erziehungsvariablen oder auf den Minderhei-
tenstatus und eventuell damit einhergehende soziale Faktoren zu-
rückzuführen ist. 
4.  ELTERLICHE ER ZIEHUNG UND HÄUSLISCHE GE WALT 
IM INTERKULTURELLEN KONTE X T
In einer eigenen empirischen Studie sind wir der Frage nachgegan-
gen, wie elterliche Erziehung mit häuslicher Gewalterfahrung im 
interkulturellen Kontext verschränkt ist. Methodisch haben wir hier 
einen Ansatz gewählt, der sowohl die Jugendlichen- als auch die El-
ternperspektive einbezog. Diese empirische Fragebogenuntersuchung 
wurde an ausgewählten Berliner Oberschulen mit 304 Jugendlichen 
deutscher und 214 Jugendlichen türkischer Herkunft durchgeführt. 
Von den türkischen Jugendlichen war die überwiegende Mehrzahl, 
nahezu 85 %, in Deutschland geboren. Das Durchschnittsalter der 
deutschen Jugendlichen betrug 13.60 Jahre (SD = .67), das der türki-
schen 13.94 Jahre (SD = .63). Deutliche Unterschiede gab es hinsicht-
lich des besuchten Schultyps: So gingen 17.8 % der deutschen Jugend-
lichen auf die Hauptschule, 10.8 % auf die Realschule, 22.4 % gingen 
auf eine Gesamtschule und nahezu die Hälfte (49 %) besuchte das 
Gymnasium. Von den türkischen Jugendlichen besuchten dagegen 
23.8 % die Hauptschule, 41.6 % die Realschule, lediglich 3.7 % eine 
Gesamtschule und 30.8 % das Gymnasium. 
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Die befragten Eltern setzten sich wie folgt zusammen: Es nahmen 
412 deutsche (225 Mütter und 187 Väter) und 239 türkische Elternteile 
(131 Mütter und 108 Väter) an der Untersuchung teil; das Alter der 
deutschen Mütter variierte von 29 bis 61 Jahren (M = 43.2 Jahre; SD 
= 5.35), das der türkischen variierte von 30 bis 61 Jahren (M = 38.2 
Jahre; SD = 4.9). Die Altersspanne der deutschen Väter bewegte sich 
zwischen 28 und 66 Jahren mit einem Durchschnitt von 46 Jahren 
(SD = 6.94). Die Altersspanne der türkischen Väter variierte von 34 
bis 65 Jahren mit einem Durchschnitt von 41.9 Jahren (SD = 5.9). die 
türkischen Väter waren, wie ebenfalls die türkischen Mütter, im Ver-
gleich zu ihren deutschen Geschlechtsgenossinnen, rund fünf Jahre 
jünger.
Erhebungsinstrumente:
Die eingesetzten Erhebungsinstrumente bezogen sich auf elterliche 
Erziehungsstile, die Wahrnehmung dieser Erziehungsstile von den 
Jugendlichen, erlebte elterliche Gewalt, beobachtete Gewalt zwischen 
den Eltern und eigene aktive wie passive Gewalterfahrungen der Ju-
gendlichen. Alle Instrumente wurden bereits in der Voruntersuchung 
bei entsprechenden deutschen und Jugendlichen türkischer Herkunft 
in einem Gymnasium und einer Hauptschule in Berlin eingesetzt 
und hatten sich für die entsprechende Altersgruppe als verständlich 
erwiesen. Was die Erziehungsstile betriff t, so sind hierbei die folgen-
den Dimensionen erzieherischen Handelns ausgewertet worden: 
aggressive Strenge der Eltern, Unterstützung der Eltern, Forderung 
der Eltern nach Verhaltensdisziplin (Seitz & Götz 1979) und elterliche 
Inkonsistenz bei der Erziehung (Krohne & Pulsack 1995). Die Relia-
bilitäten dieser Skalen, die zwischen acht bis zwölf Items umfassen, 
variierten zwischen Cronbach`s Alpha = .70 und .85 für die Eltern-
versionen in beiden Gruppen, zwischen .73 und .85 in den beiden 
Jugendlichengruppen und waren als relativ zuverlässig bzw. befriedi-
gend zu betrachten. Von den Eltern erfahrene Gewalt (sieben Items) 
und die Partnerschaftsgewalt (fünf Items) zwischen den Elternteilen 
wurde mit der Confl ict-Tactics-Scale (CTS) von Straus (1990) gemes-
sen; hier betrugen die Reliabilitäten für die Vater- und Mutterversion 
in beiden Gruppen zwischen Cronbach`s Alpha = .75 für die elterlich 
erlebte Gewalt und zwischen .81 und .87 für die beobachtete Gewalt 
zwischen den Elternteilen. Das aktive wie passive Gewaltverhalten 
der Jugendlichen (je fünf Items) wurde mit dem Bully-Victim-Ques-
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tionnaire von Olweus (1995) gemessen; die Reliabilitäten betrugen 
hier für beide Jugendlichengruppen zwischen Cronbach’s Alpha = 
.70 und .81. und waren somit als recht zuverlässig zu werten. Gerech-
net wurde jeweils mit den Skalenmittelwerten. Zur Kennzeichnung 
praktischer Signifi kanz wird des Weiteren in den Auswertungen das 
Eff ektstärkenmaß d verwendet (Bortz & Döring 1995). Dabei bezeich-
net ein d-Wert um 0.2 einen kleinen, um 0.5 einen mittleren und um 
0.8 einen großen Eff ekt.
Ergebnisse: 
Zunächst berichten wir, wie deutsche und türkische Jugendliche ihre 
familiale Erziehung einschätzen; darauf folgend, werden wir explizit 
auf die häusliche Gewalterfahrungen eingehen und im dritten Schritt 
dann den Zusammenhang von elterlicher Erziehung und jugendli-
cher Gewalt thematisieren. 
Tabelle 1 verdeutlicht zunächst, dass hinsichtlich der aggressiven 
Strenge deutsche wie türkische Jugendliche ihre Mütter leicht stren-
ger einschätzen als ihre Väter, im ethnischen Vergleich aber türkische 
Jugendliche generell ihre Eltern etwas strenger einschätzen als deut-
sche. Jedoch sind diese Diff erenzen im ethnischen Vergleich relativ 
gering und verfehlen die Signifi kanzgrenze von p<.05. Bei der erfahre-
nen Unterstützung berichten deutsche wie türkische Jugendliche von 
einer stärkeren Unterstützung ihrer Mütter, im ethnischen Vergleich 
erleben jedoch hier türkische Jugendliche eine größere Unterstützung 
seitens ihrer Eltern. Auch hierbei sind jedoch die Diff erenzen statistisch 
nicht signifi kant. Deutlich ausgeprägt sind dagegen die Unterschiede 
im Hinblick auf die erfahrene elterliche Verhaltensdisziplinierung: 
Zunächst berichten beide Jugendlichengruppen, dass ihre Mütter sie 
stärker als ihre Väter zur Verhaltensdisziplin mahnen, wobei aber die 
auff älligen Unterschiede im ethnischen Vergleich liegen. Demnach 
berichten türkische Jugendliche von einer deutlich stärkeren und si-
gnifi kant höheren Verhaltensdisziplinierung sowohl im Vergleich der 
Mütter (t[509] = 12.21; p<.00) als auch im Vergleich der Väter (t[460] 
= 11.01; p<.00) untereinander. Hinsichtlich der Dimension der erleb-
ten Inkonsistenz berichten beide Jugendlichengruppen, dass sie ihre 
Mütter inkonsistenter erleben als ihre Väter. Im ethnischen Vergleich 
erleben türkische Jugendliche ihre Eltern inkonsistenter als deutsche 
Jugendliche; dieser Unterschied ist jedoch nur bei der väterlichen In-
konsistenz statistisch signifi kant (t[476] = 2.80; p<.01).
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Erlebte Erziehung:
Tabelle 1: Jugendlichenbewertung der elterlichen Erziehung 
(Mittelwerte und Standardabweichungen)
Erlebte Gewalt im Elternhaus:
Tabelle: 2 Gewalt im Elternhaus von deutschen (D) und türkischen 
Jugendlichen (T); (Angaben in prozentualer Häufi gkeit)




Meine Mutter hat mir 
eine runter gehauen.
D 87.0 10.6 1.7 0.6
T 83.6 13.1 2.3 0.9
Mein Vater hat mir 
eine runter gehauen.
D 81.9 12.1 5.3 0.8
T 84.2 7.9 6.4 1.5
Ich habe gesehen, 
wie ein Elternteil den 
anderen mit der Hand 
geschlagen hat
D 84.8 7.6 5.5 2.1
T 78.4 10.2 7.4 4.0
Tabelle 2 veranschaulicht zunächst, dass mit über 80 % in beiden 
Gruppen der eindeutig überwiegende Teil der Jugendlichen weder 
Opfer mütterlicher noch väterlicher Gewalt geworden ist. Hinsicht-
lich der mütterlichen Gewalt wird deutlich, dass 10.6 % der deutschen 
und 13 % der türkischen Jugendlichen selten der Gewalt ihrer Mutter 
ausgesetzt waren. Fasst man jedoch die Angaben zu gelegentlicher 
und öfterer Gewaltanwendung zusammen, so berichteten 2.3 % der 
deutschen und 3.2 % der türkischen Jugendlichen von Viktimisierun-
gen seitens ihrer Mütter. Hinsichtlich der väterlichen Gewalterfah-
rung berichten rund 82 % der deutschen und 84 % der türkischen 
Jugendlichen, dass sie nie der Gewalt ihres Vaters ausgesetzt waren. 
12 % der deutschen und ca. 8 % der türkischen Jugendlichen waren 
Deutsche Jugendliche Türkische Jugendliche
Mütter Väter Mütter Väter
Erzieherische
Dimension
M SD M SD M SD M SD
Aggressive 
Strenge
1.63 .61 1.59 .67 1.73 .62 1.69 .61
Unterstüt-
zung
3.65 .81 3.38 .93 3.72 .81 3.44 .82
Verhaltens-
disziplin
2.63 .71 2.44 .78 3.44 .75 3.29 .85
Inkonsistenz 1.79 .62 1.66 .65 1.86 .64 1.83 .65
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selten der Gewalt ihres Vaters ausgesetzt, dagegen waren ca. 6 % der 
deutschen und 8 % der türkischen Jugendlichen des öfteren der Ge-
walt ihres Vaters ausgesetzt. Hinsichtlich der häuslichen Gewalt sind 
jedoch die Unterschiede im Wesentlichen bei der beobachteten Ge-
walt der Elternteile untereinander zu fi nden. Hier wird deutlich, dass 
rund 85 % der deutschen und ca. 78 % der türkischen Jugendlichen 
keine Gewalt der Elternteile beobachteten, 7.6 % der deutschen und 
10.2 % der türkischen Jugendlichen beobachteten selten Gewalt zwi-
schen den Elternteilen. Fasst man die Angaben zu gelegentlicher und 
zu öfterer Gewaltanwendung zwischen den Elternteilen zusammen, 
so berichteten 7.1 % der deutschen, aber mehr als 11 % der türkischen 
Jugendlichen von Gewalt zwischen den Elternteilen. 
Auf der Mittelwertsebene der Gewaltvariablen, bei der sowohl die 
häuslichen Gewalterfahrungen als auch die eigenen Gewaltbelastun-
gen der Jugendlichen zusammen gefasst wurden, zeigten sich folgen-
de Ausprägungen:
Tabelle 3: Häusliche Gewalterfahrungen und alltägliche 
Gewaltbelastungen von Jugendlichen
(Mittelwerte, Standardabweichungen und Eff ektstärken)
Deutsche Türken Eff ekt-
stärke
Signifi kanz
Gewaltdimension M SD M SD d P
Mütterliche
Gewalterfahrung
1.07 .24 1.09 .23 .08 .50
Väterliche
Gewalterfahrung 
1.11 .29 1.10 .28 .03 .56
Beobachtete
Elterngewalt 
1.18 .45 1.28 .58 .19 .03
Gewaltakzeptanz 1.83 .77 2.18 .86 .43 .00
Aktive Gewalttat 1.42 .44 1.48 .54 .12 .16
Gewaltopfer im
Peer-Kontext
1.68 .64 1.48 .55 .33 .00
Auf einer aggregierten Ebene zeigt sich, dass zwar tendenziell in türki-
schen Familien die häusliche Gewaltrate etwas höher ist, jedoch sind 
diese Unterschiede äußerst gering. Allenfalls sind kleine Eff ekte bei 
der beobachteten Gewalt der Elternteile untereinander festzustellen. 
Bei den eigenen Gewaltbelastungen sind die stärksten Unter-
schiede zwischen deutschen und türkischen Jugendlichen auf der 
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Einstellungsebene zu verorten, und zwar im Hinblick auf die Akzep-
tanz von Gewalt als ein probates Mittel, Konfl ikte zu lösen und eigene 
Interessen durchzusetzen. Hinsichtlich der eigenen aktiven Gewalt-
belastung sind jedoch kaum Unterschiede zu fi nden. Etwas stärker 
jedoch ist dagegen die passive Gewaltbelastung bzw. Viktimisierung 
deutscher Jugendlicher im Peer-Kontext. Die unterschiedliche Vik-
timisierungsrate kann jedoch u.a. auch auf kulturspezifi sche Ant-
wortmuster türkischer Jugendlicher zurückgeführt werden, die sich 
schwer damit tun, zuzugeben, dass sie Gewalt von anderen erfahren 
haben bzw. in Konfl ikten anderen unterlegen waren.
Im letzten Schritt wird dann auf den Zusammenhang von häus-
licher Gewalt und eigener Gewaltbelastung eingegangen.
Tabelle 4: Zusammenhänge elterlicher Erziehungsstile und
der Gewaltbelastung deutscher (D) und türkischer (T) Jugendlicher; 
(Pearson-Korrelationen; Korrelationskoeffi  zient r)
Gewaltakzeptanz Aktive Gewalttat Viktimisierung
Erzieherische
Dimension
D T D T D T
Aggressive Strenge
(Mutter)
.30 .33 .29 .29 .23 .18
Unterstützung
(Mutter)
-.10 -.09 -.16 -.14 -.10 -.03
Verhaltensdisziplin
(Mutter)
.16 .06 .09 -.06 .16 .08
Inkonsistenz
(Mutter) 
.26 .28 .30 .24 .25 .23
Aggressive Strenge
(Vater)
.28 .33 .27 .36 .21 .16
Unterstützung
(Vater)
-.05 -.03 -.08 -.11 -.16 .05
Verhaltensdisziplin
(Vater)
.17 .12 .08 -.04 .15 .06
Inkonsistenz
(Vater)
.31 .22 .27 .24 .27 .08
Im Hinblick auf den Zusammenhang von elterlicher Erziehung und 
Gewaltneigung Jugendlicher im interethnischen Vergleich zeigt unsere 
Studie überaus bedeutsame Diff erenzierungen: So lässt sich zunächst 
gut belegen, dass ein aggressiv strenger Erziehungsstil der Eltern in 
beiden Gruppen mit einer stärkeren Gewaltbelastung einhergeht. Ver-
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mutlich lernen durch diese eher rauen Umgangsweisen der Eltern, 
die auf Befehlen, Bestrafungen und Gehorsamsforderungen beruhen, 
Jugendliche unsensible Interaktionsformen, die sie anfällig für Gewalt 
machen. Hingegen zeigt die elterliche Unterstützung, insbesondere 
die mütterliche, gewalthemmende Wirkung in erster Linie im Hin-
blick auf Gewalttaten Jugendlicher. Während die elterliche Forderung 
nach Verhaltensdisziplin, vermutlich entgegen elterlicher Intentio-
nen, bei deutschen Jugendlichen mit einer etwas höheren Gewaltbe-
lastung einhergeht, zeigt dieser Erziehungsstil im Hinblick auf Gewalt 
kaum Wirkung bei den türkischen Jugendlichen. Generell ist jedoch 
der Befund von Relevanz, dass elterliche Inkonsistenz in beiden Grup-
pen mit einer substantiellen Erhöhung des Gewaltrisikos einhergeht. 
Signifi kante Zusammenhänge zwischen inkonsistenter elterlicher Er-
ziehung und jugendlicher Gewalt ist ein Befund, der in Studien zur 
Jugendgewalt gut dokumentiert ist (z.B. Wetzels 1997; Loeber & Far-
rington 1998). Was im Einzelnen die positive Wirkung eines inkonsis-
tenten mütterlichen Erziehungsstils auf Gewaltopferschaft betriff t, so 
lässt sich hier ein bereits früherer Befund in einer ethnisch homoge-
nen Gruppe replizieren (Uslucan, Fuhrer & Rademacher 2003). Es ist 
zu vermuten, dass erzieherisch unberechenbar erlebte Elternteile die 
Kompetenz von Kindern und Jugendlichen, das Verhalten von Koak-
teuren im Alltag angemessen zu antizipieren, hemmen, weshalb diese 
dann häufi ger in Konfl ikte mit Gleichaltrigen geraten und durch die 
höhere Konfl iktanfälligkeit auch ein höheres Maß an Vulnerabilität 
zeigen bzw. vermehrt in die Opferrolle geraten.
Tabelle 5: Zusammenhänge von Gewalt im Elternhaus und eigener 
Gewaltbelastung; (Pearson Korrelationen; Korrelationskoeffi  zient r)
























































.18 .17 .15 .21 .28 .26
Väterliche
Gewalterfahrung 
.10 .07 .18 .18 .29 .27
Beobachtete
Elterngewalt 
.19 .29 .14 .14 .12 .16
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Was die häusliche Gewalterfahrungen Jugendlicher betriff t, so scheint 
diese die Billigung von Gewalt bei deutschen wie bei türkischen Ju-
gendlichen signifi kant zu fördern; dieser Zusammenhang ist jedoch 
bei deutschen Jugendlichen zum einen schwächer ausgeprägt, zum 
anderen hinsichtlich der väterlichen Gewalterfahrung nicht signifi -
kant. Des Weiteren geht die Gewalterfahrung von den eigenen Eltern 
bei türkischen Jugendlichen positiv mit eigener aktiver Gewaltbelas-
tung einher; für deutsche Jugendliche ist dieser Zusammenhang ge-
ringer ausgeprägt und erweist sich nur mit Blick auf die väterliche 
Gewalterfahrung als signifi kant. Dagegen ist eine Zeugenschaft el-
terlicher Gewalt bei deutschen Jugendlichen signifi kant positiv mit 
der eigenen Gewaltbelastung verknüpft; bei türkischen Jugendlichen 
scheint dieser »spill-over«-Eff ekt, das »Überschwappen« beobachteter 
Gewalt auf die eigene aktive Gewalttat im Sinne einer Imitierung der 
elterlichen Modelle, deutlich schwächer ausgeprägt zu sein. Zuletzt 
tangieren Gewalterfahrungen im familialen Umfeld auch das Risiko 
eigener Viktimisierung im Peer-Kontext: Wer vermehrt im Elternhaus 
Opfer von Gewalt wird oder auch diese beobachtet, wird mit einem 
größeren Risiko auch Opfer der Gewalt von Gleichaltrigen. Auch hier 
ist dieser Zusammenhang bzw. dieses Risiko stärker für türkische Ju-
gendliche gültig.
Im Anschluss an die Arbeiten von Belsky (1980, 1993) lässt sich der 
letzte Befund in unserer Studie wie folgt deuten: Kinder und Jugend-
liche, die elterlicher Gewalt ausgesetzt waren, erwerben vermutlich 
eher feindselige Persönlichkeitsmerkmale, die sie wiederum weiterer 
Gewalt und Misshandlung seitens ihrer sozialen Umwelt aussetzen. 
Denn mangelnde Responsivität der Bezugspersonen, Zurückwei-
sung, Misshandlung und Gewalt führen zur Ausbildung eines eher 
schwachen Selbstwertgefühls und einer geringeren Überzeugung der 
Person von sich selbst, was in Folge zu einem grundlegenden Miss-
trauen in interpersonalen Beziehungen führen kann (Dodge, Lans-
ford, Burks, Bates, Pettit, Fontaine & Price 2003). Möglicher weise 
führt das dann zu vermehrtem Rückzug und Isolation, was diese Ju-
gendlichen zu probaten Opfer in der Schule macht. Ihrerseits mögen 
die Jugendlichen vielleicht die Gewaltanwendung akzeptieren, weil 
sie in ihrer Lebensgeschichte immer wieder mit Viktimisierung kon-
frontiert waren. Gleichzeitig disqualifi zieren sich gewaltausübende 
Elternteile als Vorbilder konstruktiver Konfl iktlösung, was wiederum 
die Entwicklung sozial wünschenswerter Kompetenzen hemmt. In 
Analogie zu Theorie der »erlernten Hilfl osigkeit« (Seligman 1979) 
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entwickeln viktimisierte Jugendliche eine erlernte »Opferkarriere«. 
Insofern lässt sich eine »negative« Transmission festhalten, derart, 
dass nicht das aktive Gewaltmuster der Eltern transmittiert, sondern 
mehr die eigene Leidensgeschichte von der frühen Kindheit in die 
Adoleszenz fortgeführt wird. 
Im Hinblick auf die sozialpolitisch bedeutsame Frage der Integra-
tion der Eltern von Migrantenjugendlichen konnten wir, die bisheri-
gen Befunde diff erenzierend, zeigen, dass besonders die Integration 
der Mütter sich als ein entscheidender Moderator für die Gewalt-
erfahrung von Jugendlichen erweist: eine hohe Integration der Müt-
ter führte zu einer geringeren Transmission der Gewalt über die Ge-
nerationen hinweg; bei einer geringeren Integration der Mutter hing 
dagegen ihre Gewaltanwendung gegenüber dem Kind deutlicher mit 
dem Gewalthandeln des Kindes zusammen.
In einer kulturvergleichenden Untersuchung, die in Kayseri (Tür-
kei) und in Magdeburg mit einer ähnlich zusammengesetzten Stich-
probe von Jugendlichen (15,3 Jahre; Altersspanne 13 bis 18 Jahre; SD = 
1,57) durchgeführt wurde, konnten wir einen für diesen Zusammen-
hang bedeutsamen Befund feststellen: nämlich, dass die Werte für 
erfahrene mütterliche Gewalt türkischer Jugendlicher in der Türkei 
auf einer vergleichbaren Ebene mit deutschen Befunden lagen, die 
vom Vater erfahrene Gewalt jedoch deutlich höhere Werte gegenüber 
sowohl deutschen als auch türkischen Familien in Deutschland auf-
wies. Hinsichtlich der eigenen Gewaltbelastung türkischer Jugend-
licher in der Türkei konnte dort ferner gezeigt werden, dass diese auf 
einem vergleichbaren Niveau ostdeutscher Jugendlicher lag. Insofern 
ist zu vermuten, dass die in der Literatur vielfach berichtete höhere 
Belastung von türkischen Migrantenfamilien und -jugendlichen we-
sentlich auch auf den Einfl uss des Migrations- bzw. Minderheitensta-
tus zurückzuführen ist.
Denn in der Regel sind die Belastungen von Migranten, auf die 
abschließend kurz eingegangen werden soll, in der Regel höher als 
die der Einheimischen. 
Migrantenjugendliche haben in dieser Phase mehrere Entwick-
lungsaufgaben zu bewältigen: Von ihrer frühen Sozialisation an be-
ginnen sie, in mindestens zwei kulturellen Bezügen zu denken und 
sich zumindest geistig alternative Handlungsoptionen vorzustellen. 
In der Adoleszenz haben sie, neben der allgemeinen Entwicklungs-
aufgabe, eine angemessene Identität und ein kohärentes Selbst zu 
entwickeln, sich auch noch mit der Frage der Zugehörigkeit zu einer 
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Minderheit auseinander zu setzen und eine »ethnische Identität« aus-
zubilden. Ethnische Identitäten entstehen im Kontext der Ko-präsenz 
und Kontakt von Menschen unterschiedlicher Herkunft und dem Ge-
fühl der Bedrohtheit eigener Identität (Phinney 1998). 
Migrantenfamilien stehen also generell vor der Herausforderung, 
zusätzlich zur alltäglichen Gestaltung des Familienlebens, ihr Ver-
haltensrepertoire zu erweitern, zu ändern und umzuorganisieren. In 
dem Maße jedoch, indem eine Akkulturation, d.h. eine Veränderung 
kulturbezogener Einstellungen, Werte und Verhaltensweisen erfolgt, 
fi ndet in der Regel auch eine Entfernung von den Werten der Her-
kunftskultur statt; dieser Widerspruch, sich einerseits in die Mehr-
heitsgesellschaft zu integrieren, andererseits aber auch kulturelle 
Wurzeln nicht ganz aufzugeben, gestaltet sich insbesondere im er-
zieherischen Kontext als spannungsgeladen. Denn besonders Kinder, 
die sich – aufgrund ihrer schulischen Sozialisation im Einwande-
rungsland – vermutlich rascher und intensiver als ihre Eltern an die 
Kultur des Einwanderungslandes akkulturieren, verlieren dadurch 
gleichzeitig ihre sozialisatorischen Bindungen an ihre Herkunftskul-
tur (Garcia Coll & Magnusson 1997).
Migranteneltern könnten daher eher geneigt sein, diese als be-
drohlich wahrgenommene kulturelle Entfernung der jüngeren Gene-
rationen durch verstärktes Disziplinieren ihrer Kinder und der Er-
innerung an eigenkulturelle Verhaltensweisen wieder herzustellen. 
Besonders in hierarchisch strukturierten Familien können Eltern die 
wachsende Selbständigkeit der Kinder als Aufbegehren, als eine Re-
volte, als Respektlosigkeit ihnen gegenüber werten und sich genötigt 
fühlen, zu erzieherisch härteren Sanktionen zu greifen.
Eine weitere Folge des unterschiedlichen Akkulturationstempos 
können Rollenübernahme und Rollendiff usion bei Kindern sein, d.h. 
Kinder übernehmen in solchen Konstellationen dann Elternfunk-
tionen in der kognitiven Sozialisation ihrer Eltern, da nur über ihre 
besseren Sprachkenntnisse der Zugang zu wichtigen Ressourcen 
garantiert ist. Zugleich werden dadurch übliche Rollenerwartungen 
erschüttert, auch eine gewisse Abhängigkeit der Eltern von ihren 
Kindern geschaff en, die zu einer Umkehr der traditionellen, hierar-
chischen Eltern-Kind-Beziehung führt und die Erziehungsarbeit der 
Eltern erschwert. 
Deshalb ist davon auszugehen, dass die erzieherischen Strategien 
türkischer Eltern und die erzieherischen Impulse, denen ihre Kinder 
ausgesetzt sind, sich deutlich von denen in deutschen Familien unter-
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scheiden. Nicht zuletzt zeigen auch kulturpsychologische Studien, 
dass die Annahmen der in der westlich geprägten erziehungspsy-
chologischen Forschung (Baumrind 1991; Darling & Steinberg 1993) 
mit ihrem favorisierten autoritativen Erziehungsstil – damit ist eine 
hohe Zuwendung, Unterstützung, Wärme, hohe Selbständigkeit bei 
gleichzeitig hohen Forderungen an das Kind gemeint – als optimal, 
wohingegen ein autoritärer Erziehungsstil (rigide Durchsetzung der 
elterlichen Autorität, geringe Selbständigkeit und hohe Kontrolle des 
Kindes), als eher ungünstig für die Entwicklung des Kindes betrach-
tet wird, für euroamerikanische Kinder seine Berechtigung hat, nicht 
jedoch bspw. für chinesische und andere Kinder mit Migrationshin-
tergrund (Leyendecker 2003). Auch wies beispielsweise Schneewind 
(2000) daraufhin, dass ein autoritärer Erziehungsstil unter bestimm-
ten Umständen, und zwar dann, wenn das Kind unter entwicklungs-
gefährdenden bzw. delinquenzförderlichen Umwelten aufwächst, 
was in einigen Fällen für türkische Jugendliche zu vermuten ist, als 
durchaus funktional und sinnvoll zu betrachten ist. Auch ist auf frü-
here Befunde stützend, davon auszugehen, dass das erzieherische 
Verhalten türkischer Eltern wesentlich von ihrem Ausbildungsniveau 
determiniert wird, wobei eine längere Schulbildung mit geringeren 
traditionellen Geschlechtsrollenorientierungen und geringeren be-
hütenden Erziehungseinstellungen einher ging (Nauck 1990). 
Sollen generell die Integrationsleistungen von Migranten ein-
geschätzt werden, so sind natürlich die bereits Eingebürgerten, und 
damit juristisch deutschen Staatsbürger, mitzubetrachten, um die 
tatsächliche Integrationsbereitschaft nicht zu unterschätzen. Denn 
Einbürgerung setzt bereits ein Mindestmaß an Integration voraus; 
so weisen bspw. Eingebürgerte sowohl im Erwerbsleben als auch im 
Bildungswesen deutlich günstigere Werte auf als nicht eingebürgerte 
Zuwanderer: Während im Jahre 2005 die Rate der ausländischen Be-
völkerung ohne Schulabschluss bei 24 % lag, betrug diese bei den Ein-
gebürgerten nur 13.3 %. Die Erwerbslosenquote der Eingebürgerten 
lag bei 17.8 %, die der ausländischen Bevölkerung jedoch bei 22.4 % 
(Seifert 2007). Das gilt auf der anderen Seite auch für die Deutung von 
bi-nationalen Ehen als Exemplum von gelungener Integration: Hier ist 
die Frage zu stellen, wie viele dieser Paare selbst einen Migrationshin-
tergrund hatte; denn eine Türkin, die die deutsche Staatsbürgerschaft 
hat und einen Türken aus der Türkei heiratet, ist zwar juristisch, aber 
nicht de facto unbedingt eine bi-nationale Ehe; und auch die Kinder 
sind nicht aus bi-nationalen bzw. bi-kulturellen Partnerschaften.
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5. ME THODENKRITISCHE EINSCHR ÄNKUNG
DER BEFUNDE:
Zunächst gilt es daran zu erinnern, dass der größte Teil der Jugend-
gewaltstudien mit Jugendlichen in Schulen durchgeführt wurden. 
Schule ist ein besonderer Sozialisationsraum; und dortige Verhal-
tensweisen dürfen nicht generell auf andere Lebensmilieus über-
tragen werden. Auch ist bei der Deutung jugendlicher Delinquenz 
und Devianz mit zu berücksichtigen, dass Jugendliche sich mehr als 
andere Bevölkerungsgruppen in öff entlichen Plätzen aufhalten und 
ihr Verhalten deshalb eher gesehen/beobachtet wird; d.h. Jugendliche 
haben schlichtweg auch mehr »Gelegenheiten« für abweichendes 
Verhalten. Nicht zuletzt ist, wie auch Mansel und Hurrelmann (1998) 
betonen, auf das Problem der gegenwärtigen medialen Problemkons-
truktion und der öff entlichen Sensibilisierung hinzuweisen, die viel-
fach zu einer gesteigerten Anzeigebereitschaft führen kann.
Was die auf Fragebogen basierende empirische Forschung be-
triff t, so ist zweifellos bei einem so sensiblen Thema wie Jugend- und 
Familiengewalt eine (positive) Selbstselektivität bei Stichprobenrek-
rutierungen unvermeidbar. Es ist zu vermuten, dass in jenen Studien, 
bei der die Teilnahme der Jugendlichen auf ausdrücklicher Erlaub-
nis der Eltern beruhte, eher jene Eltern die Teilnahme an der Studie 
erlauben, die sich einer positiven Beziehung zu ihren Kindern und 
eines harmonischen Klimas in ihrer Familie gewiss sind. Dadurch 
werden möglicher weise gewaltbereite bzw. durch Gewalttaten auf-
fällig gewordene Jugendliche der Studie fernbleiben. 
Des Weiteren beruhen die erhobenen Daten nicht auf Messungen 
bspw. des tatsächlichen Gewaltverhaltens oder Fremdbeurteilungen, 
sondern um retrospektive Selbsteinschätzungen und auf Selbstaus-
künfte der Jugendlichen. Gerade Selbstauskünfte zu Gewaltbilligung 
und Gewalthandlungen unterliegen einer starken normativen Be-
wertung und werden vielfach durch Antworttendenzen in Richtung 
sozialer Erwünschtheit verzerrt. Methodologisch scheint es evident 
zu sein, dass es keinen perfekten Zusammenhang zwischen geäußer-
ter Einstellung und tatsächlichem Verhalten gibt, sondern bspw. be-
stimmte Einstellungen spezifi sche Verhaltensweisen eher nahe legen. 
Auch können die Ergebnisse insbesondere bei häuslicher Gewalt, bei 
der eine familiale und intime Beziehungen zwischen Täter und Opfer 
vorliegt, durch das Wissen um eventuelle rechtliche Konsequenzen 
bei ihrer Aufdeckung, verzerrt sein. Gleichwohl hierbei Fremdberich-
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te oder Laboruntersuchungen eventuell zu einer höheren Verlässlich-
keit der Daten führen könnten, entbehren jedoch auf diese Weise er-
hobene Befunde wiederum einer ökologischen Validität.
Des Weiteren können die Erhebungen, in denen spezifi sche intra-
kulturelle wie interkulturelle Variationen thematisiert werden, keine 
Repräsentativität beanspruchen, um kulturspezifi sche Aussagen tref-
fen zu können; diese sind weitestgehend Gelegenheitsstichproben. 
Zuletzt ist darauf hinzuweisen, dass vermutete Ursache-Wir-
kungs-Beziehungen insbesondere bei Querschnittsdaten generell 
vorsichtig interpretiert werden sollten; Regressionsanalysen mit 
querschnittlichen Daten vermögen nicht Kausalität zu prüfen, son-
dern bestimmen lediglich die Wahrscheinlichkeiten verschiedener 
Bedingungen (Steyer 1992). 
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Staatsangehörigkeitsrecht und Staatsangehörigkeitspolitik regeln, 
wer einem Staatsvolk angehört, wer dessen Mitgliedschaft erwerben 
kann und unter welchen Bedingungen diese Mitgliedschaft erworben 
werden kann. Da laut Grundgesetz alle Gewalt vom Volke ausgeht, er-
halten die Bürger in ihrer Gesamtheit als Souverän staatliche Macht. 
»Die staatsbürgerlichen Rechte und Pfl ichten, die für jeden Einzel-
nen mit dem Besitz der Staatsangehörigkeit verbunden sind, bilden 
zugleich konstituierende Grundlagen des gesamten Gemeinwesens« 
(Bundesverfassungsgericht 2005).
Im Laufe der vergangenen 200 Jahre sind die Prinzipien des 
Staatsangehörigkeitsrechts je nach staatlichen Notwendigkeiten 
gestaltet worden. So wurde das »Abstammungsprinzip« lange zu 
Unrecht als Ausdruck eines spezifi sch deutschen, völkischen Na-
tionalismus interpretiert. Aus Rücksicht auf die Doktrin der einheit-
lichen Staatsangehörigkeit in beiden deutschen Staaten sahen sich 
die Bundesregierungen bis zur Wiedervereinigung in ihrem Hand-
lungsspielraum in staatsangehörigkeitsrechtlichen Fragen stark ein-
geschränkt. Einbürgerungen sollten nur in Ausnahmefällen erfolgen. 
In den 1990er Jahren wurden die Einbürgerungsverfahren und –be-
dingungen kontinuierlich erleichtert. Die Frage der Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit ließ das Staatsangehörigkeitsrecht noch einmal in 
das Zentrum der politischen Debatte geraten. Die Konsequenzen der 
seit dem Jahr 2000 geltenden Optionsregelung werden seit Kurzem 
wieder diskutiert. Der Rückgang der Einbürgerungszahlen in den 
vergangenen Jahren ist wesentlich auf die zunehmende Angleichung 
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des Status der dauerhaft und rechtmäßig in Deutschland lebenden 
ausländischen Staatsangehörigen und der Deutschen zurückzufüh-
ren. Demokratisch legitimierte Staatsangehörigkeitspolitik muss 
menschenrechtlichen Normen genügen, aber auch die Interessen 
des Staatsvolkes berücksichtigen. Sie darf daher niemandem (Ein-
zelpersonen oder Gruppen) grundsätzlich den Zugang zur Staats-
angehörigkeit versperren. Ein möglichst »barrierefreier Zugang« zu 
staatsbürgerlichen Rechten wird in der Bevölkerung nicht die nötige 
Akzeptanz fi nden.
1. INSTRUMENTELLES VERSTÄNDNIS
Mit der Nationalisierung der europäischen staatlichen Strukturen 
in der zweiten Hälfte des19. Jahrhunderts stand die Antwort auf die 
Frage im Mittelpunkt, wer zur Nation gehören solle und wer nicht. 
Damit wurden auch die Konfl ikte um die Staatsangehörigkeitspolitik 
virulent (Gosewinkel 2003: 177ff .). Die ausgeprägte ethnische, sprach-
lich-kulturelle und religiöse Heterogenität (vor allem Preußens) soll-
te zurückgedrängt werden. Minderheiten waren Ausweisungen und 
massenhaften Abschiebungen ausgesetzt (ebd. 220ff .). Hinzu kamen 
andere Zwangsmittel um eine stärkere Homogenisierung zu errei-
chen – wie Optionspfl ichten für eine Staatsangehörigkeit, Assimi-
lationsdruck, Diskriminierung und Ausbürgerung. Nationalitäten-
konfl ikte in Elsass-Lothringen oder in Schleswig-Holstein (dänische 
Minderheit) waren die Folge. Mit dem Vordringen völkisch-nationaler 
Strömungen drängten rassische Vorstellungen in den Vordergrund. 
Sie konkretisierten sich in Bedrohungsszenarien einer »slawischen 
Gefahr« und Forderungen nach Ausschluss jüdischer, polnischer und 
russischer Menschen. Ihnen wurden mangelnde Loyalität und unzu-
reichende Assimilationsbereitschaft unterstellt.
Das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht aus dem beginnenden 
20. Jahrhundert basierte auf dem Abstammungsprinzip (»ius sangui-
nis« – Blutsrecht) und wurde als Ausdruck ethnisch-nationalistischer 
Orientierung und als »deutscher Sonderweg« gewertet (u.a.: Obern-
dörfer 1998: 161ff .; zur Debatte: vgl. Münch 2007: 146ff . m.w.N.; Ha-
gedorn 2001: 30ff .). Inzwischen besteht weitgehende Übereinstim-
mung darüber, dass die These nicht aufrecht erhalten werden kann, 
wonach die im Laufe der vergangenen Jahrhunderte sehr unter-
schiedlichen Staatsangehörigkeitskonzepte in erster Linie Ausdruck 
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eines bestimmten (off enen oder völkisch geschlossenen) Nationen-
verständnis seien (so noch Brubaker 1994). Die historische Wirklich-
keit ist sehr viel komplexer (Weil 2001: 93f., Gosewinkel 2008: 33). 
Dieter Gosewinkel (2008: 34) resümiert:
»Die Rechtsprinzipien wurden instrumenteller, nach wechseln-
den (wirtschafts- und bevölkerungs-)politischen Zielsetzungen ge-
handhabt. Schließlich triff t die gelegentlich mitschwingende These, 
das ius soli sei gegenüber dem ius sanguinis das ›modernere‹ (auch 
demokratische ›off ene‹) Prinzip historisch nicht zu.« So galt das ius 
soli im 18. Jahrhundert in Großbritannien und Frankreich: »Men-
schen waren an den Herrn gebunden, der das Land besaß, auf dem 
sie geboren wurden« (Weil 2001: 99). 
Die Französische Revolution brach mit dieser feudalistischen 
Tradition. »Dies war nicht ethnisch motiviert, sondern bedeutete 
lediglich, dass die väterliche Verwandtschaftslinie das Kriterium 
›Untertänigkeit‹ zurückdrängte. Dies bedeutete die Wiedereinfüh-
rung römischen Rechts in das moderne Staatsangehörigkeitsrecht« 
(ebd.). Preußen übernahm 1842 das ius sanguinis aus dem französi-
schen Recht – ohne ethnische Orientierung, denn »es schloss polni-
sche und jüdische Preußen ein und Deutsche aus anderen deutschen 
Staaten aus« (ebd.: 105). Erst die Nationalsozialisten ethnisierten das 
Staatsangehörigkeitsrecht nach rassistischen Kriterien. Sie vollzogen 
damit einen »Bruch mit der tradierten institutionellen Struktur der 
deutschen Staatsangehörigkeit insgesamt« (Gosewinkel 2003: 369). 
Nationalsozialistische Politik leitete einen »Prozess der Aufl ösung 
und des Umbaus … [der deutschen Staatsangehörigkeit ein], der sie 
in mehrfacher Hinsicht scharf vom Vergangenen abhebt« (ebd.).
Das deutsche Abstammungsprinzip von 1913, so Gosewinkel 
(2003: 426),
»war nicht das Vehikel des Rassestaates, und es begründete keine Konti-
nuitätslinie zur nationalsozialistischen Volkstumspolitik oder ließ diese gar 
als zwangsläufige Konsequenz erscheinen. Es folgte einer Ratio der Kont-
rolle, die restriktiv, aber nicht hermetisch war und sich nicht grundsätzlich 
von der restriktiven Einwanderungspolitik anderer Staaten der Zeit unter-
schied. Das Abstammungsprinzip war historisch immer verbunden mit der 
Möglichkeit der Einbürgerung, die keine Gruppe – auch nicht Juden – abso-
lut ausschloss. Die Weitergabe der Staatsangehörigkeit durch Abstammung 
(›Blutsprinzip‹) barg eine juristische Metapher. Sie setzte keine biologisch-
rassische Homogenität mit einem imaginären Volkskörper voraus und kons-
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tituier te sie auch nicht. Dass die Blutmetapher des Abstammungsprinzips 
als Substanzgleichheit des Blutes gedeutet wurde, beruht auf einer polemi-
schen Verzerrung durch den radikalen völkischen Nationalismus.«
Grundsätzlich wurde in der Geschichte das Staatsangehörigkeitsrecht 
nach politischem Bedarf geregelt (Bevölkerungsentwicklung, Aus- 
oder Einwanderung, Stabilität der Grenzen, Minderheitenprobleme 
etc.). Die beiden Prinzipien wurden (und werden) selten ausschließ-
lich und durchgehend angewandt, Mischformen sind eher die Regel 
als die Ausnahme: Auswanderungsländer führten Elemente des ius 
sanguinis ein, weil sie die Verbindung zu ausgewanderten Staatsan-
gehörigen aufrechterhalten wollten. Einwanderungsländer nutzten 
das ius soli, um die Einwanderer und deren Nachkommen an sich 
zu binden. Kolonialmächte suchten mit Hilfe des ius soli den Zusam-
menhalt mit den Kolonien zu wahren (Gosewinkel 2008: 36). Länder 
mit Einbürgerungsregeln nach dem ius soli-Prinzip schränkten dies 
ein, um Einwanderung zu begrenzen oder führten es ein, um eine 
Gleichbehandlung von Staatsangehörigen und Zuwanderern und de-
ren Nachkommen zu erzielen (vor allem hinsichtlich der Wehrpfl icht) 
(Weil 2001: 100ff .). Thränhardt (2003: 17) weist darauf hin, dass das 
ius sanguinis einen Schutz vor Bevölkerungspolitiken darstellt, vor der 
»Logik der ökonomischen Optimierung der Bevölkerung«. Deshalb 
sei das »in der internationalen Migrationsdiskussion oft verketzerte 
ius sanguinis eine wichtige demokratische Errungenschaft« [Hervor-
hebung im Original].
2.  STA ATSBÜRGERSCHAF TSPOLITIK IN 
WESTDEUTSCHL AND BIS 1999
Die Rahmenbedingungen der Staatsangehörigkeitspolitik nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Westdeutschland sind durch mehrere Entwick-
lungen gekennzeichnet: 
Bevölkerungsverschiebungen sowie die große Zahl an Flüchtlin-• 
gen und Vertriebenen. Entsprechend heißt es in den »Übergangs-
bestimmungen« des Grundgesetzes: »Deutscher im Sinne dieses 
Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Rege-
lung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flücht-
ling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als des-
sen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen 
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Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme ge-
funden hat« (Art. 116 Abs. 1 GG).
Verbliebene deutsche Minderheiten im östlichen Europa, die als • 
»Statusdeutsche« deutschen Staatsangehörigen rechtlich weitge-
hend gleichgestellt wurden (Münch 2007: 110ff .). Subjektives Be-
kenntnis und objektive Merkmale wurden dabei zugrunde gelegt: 
Deutscher Volkszugehörigkeit war nach § 6 Bundesvertriebenen-
gesetz, wer »sich in seiner Heimat zum deutschen Volkstum be-
kannt hat, sofern dieses Bekenntnis durch bestimmte Merkmale 
wie Abstammung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt wird« 
(ebd. 116f.).
Deutsche Teilung: ›Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit.‹ • 
Das war bis Ende der 1960er Jahre sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch in der Deutschen Demokratischen Repub-
lik (DDR) herrschende Doktrin (ebd. 90ff .). Mit dem Staatsbür-
gerschaftsgesetz von 1967 postulierte die politische Führung der 
DDR einen eigenständigen und unabhängigen Status für »Bürger 
der DDR«. In der Bundesrepublik hielten Bundesregierung und 
Bundesverfassungsgericht an der »Einheit der Staatsangehörig-
keit« fest. Um die Staatsangehörigkeit der Deutschen in der DDR 
nicht in Frage zu stellen, war daher der Handlungsspielraum der 
Bundesregierungen in Sachen Staatsangehörigkeitsrecht stark 
eingegrenzt.
Niederlassungsprozesse ausländischer Arbeitnehmer und ihrer • 
Familien. Mit zunehmender Aufenthaltsdauer verfestigten sich 
deren Aufenthaltsrechte. Bereits 1979 hatte der erste Ausländer-
beauftragte der Bundesregierung, Heinz Kühn (SPD), in einem 
Memorandum eine off ensivere Einbürgerungspolitik und ein Op-
tionsmodell für jüngere ausländische Staatsangehörige gefordert 
(Kühn 1979: 42 ff ). Diesen Forderungen waren allerdings weder 
die Bundesregierungen aus SPD und FDP noch die aus CDU/CSU 
und FDP nachgekommen.
Vor diesem Hintergrund betonen Gerdes und Faist (2006: 327), dass 
sich hinsichtlich der Staatsangehörigkeit »die These der Kontinuität 
eines ethno-nationalen Selbstverständnisses in Deutschland […] nicht 
aufrecht erhalten lässt.« In der Bundesrepublik war parteiübergreifend 
ein republikanisches Verständnis vorherrschend: Das Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz und die Einbürgerungsrichtlinien sahen 
Integrationsleistungen (Sprachkenntnisse, Bekenntnis zur freiheit-
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lich-demokratischen Grundordnung), eine Mindestaufenthaltsdauer 
sowie weitgehende Straff reiheit vor. »›Ethnische‹ Ausschlusskriterien 
gab es nicht« (Hagedorn 2001: 57). Die Einbürgerungspolitik war dar-
auf ausgerichtet, Einbürgerungen nur im Ausnahmefall zu vollziehen 
(ebd. 52ff .). Die Einbürgerungsrichtlinien aus dem Jahr 1977 erforder-
ten für jeden Einzelfall den Nachweis des »öff entlichen Interesses« 
an der Verleihung der Staatsangehörigkeit (wie bei Spitzensportlern) 
(Münch 2007: 186ff .). 
Mit der Wiedervereinigung und dem Ende des Ost-West-Konfl ikts 
sahen die Bundesregierungen ihre Spielräume erweitert. Seit Anfang 
der 1990er Jahre wurden Einbürgerungen kontinuierlich erleichtert – 
von der Regeleinbürgerung (1990) über die Anspruchseinbürgerung 
(1993) bis zur »automatischen« Einbürgerung (1999). Im Ausländer-
gesetz von 1990 wurde die Einbürgerung (Regeleinbürgung) junger 
Ausländer und von Ausländern mit langem Aufenthalt erleichtert 
(erweiterte Hinnahme von Mehrstaatigkeit, Senkung der Gebühren) 
(ebd. 202ff .).
Das »Gesetz zur Änderung asylverfahrens-, ausländer- und staats-
angehörigkeitsrechtlicher Vorschriften« vom 30. Juni 1993 ging er-
heblich weiter und wandelte Ermessenseinbürgerungen für diesen 
Personenkreis in Rechtsansprüche um (Anspruchseinbürgerung). 
Gleichzeitig wurde einerseits die Mindestaufenthaltszeit auf 15 Jah-
re verlängert, andererseits wurde die Regelung zum Nachweis eines 
gesicherten Lebensunterhalts gelockert, die Gebühren nochmals 
gesenkt und kein Nachweis von Sprachkenntnissen oder anderen 
Integrationsleistungen mehr verlangt (Hagedorn 57f.). Diese An-
spruchseinbürgerungen stellen heute den Regelfall dar, ihr Anteil ist 
im Zeitraum von 2000 bis 2007 von 28,7 % auf 68,4 % gestiegen 
(Worbs 2008: 20).
Im »Gesetz zur Regelung des Staatsangehörigkeitsrechts« vom 
15. Juli 1999 wurden die Rechtsansprüche erweitert und verfestigt 
sowie die Fristen erneut verkürzt. Ein Rechtsanspruch auf Einbür-
gerung besteht seitdem nach acht (statt bisher 15) Jahren rechtmäßi-
gen Aufenthalts (§ 10 Abs. 1StAG). Für die zweite Generation wurde 
eine Automatik eingeführt: Hatten sich die Eltern (mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit) mindestens acht Jahre rechtmäßig in Deutsch-
land aufgehalten und verfügten über einen verfestigten Aufenthalts-
status, erhält das Kind kraft Geburt zusätzlich zur ausländischen die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Zwischen dem 18. und 23. Lebensjahr 
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muss eine schriftliche Erklärung abgegeben werden, welche Staats-
angehörigkeit beibehalten werden soll (Optionsmodell).
Einbürgerungskandidaten müssen wieder Sprachkenntnisse 
nachweisen, darüber hinaus Kenntnisse über die Staatsordnung, Ge-
schichte und Kultur. Ein Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung muss abgelegt sowie eine Erklärung abgegeben wer-
den, dass keine verfassungsfeindlichen Bestrebungen unterstützt 
werden. Liegt nicht mindestens ein deutscher Hauptschulabschluss 
vor, müssen seit dem 1. September 2008 Kenntnisse der Rechts- und 
Gesellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse durch einen bun-
deseinheitlich geregelten Einbürgerungstest nachgewiesen werden. 
Am Schluss des Einbürgerungsverfahrens soll eine Einbürgerungs-
zeremonie stehen.
Der Mikrozensus 2008 hat 2,2 Millionen ehemalige Ausländer 
erfasst, die in der Bundesrepublik Deutschland eingebürgert wurden 
(Statistisches Bundesamt 2010: 140). Hinzu kommen die Aussiedler 
und Spätaussiedler, die bis 1999 auch – mit Rechtsanspruch – ein-
gebürgert wurden. Die nachfolgende Grafi k gibt die Einbürgerungen 
von Ausländern zwischen 1994 und 2008 wieder.
Quelle: Statistisches Bundesamt
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3. MEHRSTA ATIGKEIT UND OP TIONSPFLICHT
Das bis 1999 geltende Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz hielt 
grundsätzlich an der Vermeidung von Mehrstaatigkeit fest (Gerdes/
Faist 2006: 327). Dies entsprach – und entspricht bis heute – dem 
politischen Willen der Mehrheit der Staatsbürger, wie Erhebungen 
belegen (Worbs 2008: 40f.). Nach der Landtagswahl 1999 in Hes-
sen – die die CDU durch ihre Kampagne gegen die doppelte Staats-
angehörigkeit für sich entscheiden konnte (Hofrichter/Westle 2000; 
Raschke 2001: 250ff .) – war die FDP über ihre Regierungsbeteiligung 
in Rheinland-Pfalz in die Rolle eines Vetospielers gelangt. SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen mussten von ihren ursprünglichen Absich-
ten einer generellen Hinnahme von Mehrstaatigkeit Abstand nehmen 
(Hagedorn 2001: 40). Sie übernahmen das von ihnen ursprünglich 
kritisierte1 »Optionsmodell« der FDP2. Danach erhalten seit dem Jahr 
2000 in Deutschland geborene Kinder ausländischer Staatsangehö-
riger neben der Staatsangehörigkeit ihrer Eltern (unter festgelegten 
Voraussetzungen) zusätzlich die deutsche Staatsangehörigkeit kraft 
Geburt verliehen (§ 40b StAG i.V. m. § 29 StAG). Zwischen dem 18. 
und 23. Lebensjahr müssen sie sich für eine Staatsangehörigkeit ent-
scheiden. Tun sie es nicht oder entscheiden sich für die ausländische 
Staatsangehörigkeit, sollen sie automatisch die deutsche Staatsange-
hörigkeit verlieren. 2008 wurden die ersten rund 3.300 Schreiben 
von den Behörden verschickt. Zwischen 2008 und 2026 werden 
rund 386.000 Personen optionspfl ichtig (Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge 2010: 246).
Vor dem Hintergrund der politischen Entwicklung des Jahres 
1999 waren insbesondere Vertreter der SPD bemüht, zu beteuern, 
grundsätzlich halte man auch mit der Reform des Staatsangehörig-
1 | »Der Vorschlag der FDP nach einer doppelten Staatsbürgerschaft 
für Kinder ist ein Scheinkompromiss. Mit diesem Modell wird keine bes-
sere Integration möglich sein. Neue Probleme werden geschaffen. (…) Der 
deutsche Staat soll diesen Menschen dann die Staatsbürgerschaft wieder 
entziehen, das ist ver fassungswidrig und unpraktikabel.« Gleiche Rechte 
für Alle«. Beschluss des 1. ordentlichen Länderrates von Bündnis 90/Die 
Grünen, 23. Januar 1999
2 | »FDP setzt ihr Staatsbürger-Modell durch«, Süddeutsche Zeitung 
vom 12. März 1999
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keitsrechts an der Vermeidung von Mehrstaatigkeit fest.3 So erklärte 
der damalige Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) im Deutschen 
Bundestag: »Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Optionspfl icht 
entspricht der Beibehaltung des Grundsatzes, dass Mehrstaatigkeit 
nach Möglichkeit vermieden werden soll«4. Der damalige nordrhein-
westfälische Innenminister Fritz Behrens (SPD) sagte im Bundestag:
»Ich halte es zumindest für eine Fehleinschätzung – eher noch für eine Ver-
drehung von Tatsachen oder gar für reine Agitation –, wenn behauptet wird, 
das Gesetz führe zu einer nahezu schrankenlosen Hinnahme von Mehrstaa-
tigkeit. Ich will noch einmal aus meiner Sicht deutlich unterstreichen, dass 
die neue Regelung nicht auf die Hinnahme von Mehrstaatigkeit abzielt. Sie 
nimmt Mehrstaatigkeit vielmehr nur hin, weil dem Einbürgerungsbewerber 
ansonsten unzumutbare Belastungen entstehen würden. Bei sachgerechter 
Betrachtung werden sich die Auswirkungen der vorgesehenen Erweiterung 
der Zahl der Ausnahmetatbestände …, die eine Hinnahme von Mehrstaatig-
keit rechtfer tigen, in Grenzen halten.«5 
Ziel blieb weiterhin die generelle (zumindest weitestgehende) Hin-
nahme von Mehrstaatigkeit. Das Optionsmodell erwies sich hier als 
nicht hinderlich, weil man off ensichtlich damit rechnete, dass ein 
schwacher Staat die Optionspfl icht ohnehin nicht werde durchsetzen 
können. Man setzte darauf, die Optionspfl icht zu einem späteren 
Zeitpunkt abschaff en zu können. So erklärte der damalige schleswig-
holsteinische Innenminister Ekkehard Wienholtz (SPD) bei der Ver-
abschiedung des Gesetzes im Bundesrat im April 1999, er hoff e und 
erwarte, dass der wahrscheinliche Verwaltungsaufwand dazu führen 
werde, früher oder später von der Pfl icht zur Entscheidung abzuge-
hen. »Das wird ein zukünftiger Gesetzgeber später genau zu betrach-
ten haben, der, so hoff e ich, die Einsicht und die politischen Mehrhei-
ten dafür hat, klüger zu sein, als wir es heute sein können.«6
3 | Vgl. die Debatte im Deutschen Bundestag am 19. März 1999, Plenar-
protokoll 14/28. S. 2281ff.
4 | Ebd., S. 2317
5 | Deutscher Bundestag, Sitzung vom 07. Mai 1999, Plenarprotokoll 
14/40, S. 3452
6 | Bundesrat: Plenarprotokoll 737 vom 30.04.1999, S. 134; Die dama-
lige Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesinnenministerium, die 
SPD-Politikerin Vogt, unternahm im Dezember 2004 einen – weitgehend 
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Die gegenwärtig vorliegenden Anträge und Vorstöße von SPD, 
Grünen und Linken, die Optionspfl icht abzuschaff en7, nehmen die 
wesentlichen Kritikpunkte auf, die 1999 von CDU und CSU formu-
liert worden waren (Konfl iktpotential, Verwaltungsaufwand)8. Das ist 
insofern bemerkenswert, als sich seit 1999 keine sachlichen Verände-
rungen hinsichtlich der Optionspfl icht ergeben haben. Es drängt sich 
der Eindruck auf, dass nach Verstreichen einer Schamfrist die vor 
wenigen Jahren noch als unbeachtlich erklärten Argumente aufge-
griff en werden, um das Ziel – die Abschaff ung der Optionspfl icht und 
damit eine weitgehende Hinnahme von Mehrstaatigkeit – zu errei-
chen. Ein solch taktisches Verhalten und eine immer kürzer werden-
de Verfallszeit von Gesetzen schwächt das Vertrauen in die Politik, 
ihre Glaubwürdigkeit und Transparenz. »Jedenfalls das Staatsange-
hörigkeitsrecht sollte in Zukunft nicht zu einem Experimentierfeld 
kurzatmiger gesetzgeberischer Beschlüsse werden« (Münch 2007: 
XXXIX).
Tatsächlich birgt die Optionspfl icht ein erhebliches Konfl ikt-
potential. Es steht zu erwarten, dass ein großer Teil der betroff enen 
jungen Erwachsenen entweder seiner Optionspfl icht nicht nachkom-
men oder gegen den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit den 
Rechtsweg beschreiten wird. Angesichts der Erfahrungen, die deut-
sche Behörden mit der Durchsetzbarkeit des Ausländerrechts haben, 
bedarf es keiner prophetischen Gaben, zu bezweifeln, dass der Staat 
die Optionspfl icht auch tatsächlich wird durchsetzen können. Die 
öff entliche Empörung, wenn einem in Deutschland geborenen und 
aufgewachsenen jungen Menschen die deutsche Staatsangehörigkeit 
unbeachtet gebliebenen – Vorstoß in die gleiche Richtung: »Akzeptieren, 
dass Leute ihre Herkunft nicht ablegen«, Interview in: Berliner Zeitung vom 
30. Dezember 2004
7 | U.a. ein Gesetzesantrag des Landes Berlin (Bundesrats-Drucksache 
647/08 vom 02.09.08; Antrag der Fraktion »Die Linke«, Deutscher Bundes-
tag, Drs. 16/9165 vom 08.05.2008; Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD in der Bremische Bürgerschaft (Landtag), Drs. 17/338 
vom 02.04.2008
8 | Vgl. den Antrag des Freistaates Bayern im Bundesrat vom 29.04.1999, 
Drs. 188/2/99; der Beitrag des Bremer Innensenators Ralf H. Borttschel-
ler: »Großzügig, folgenreich«, in: FAZ vom 19.04.1999 sowie die Mitteilung 
des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 15.03.1999 »Entwurf Nr. 3 
zum Staatsangehörigkeitsgesetz ist die dritte Mogelpackung“
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entzogen werden soll, lässt sich bereits jetzt vorhersehen. Es ist des-
halb schon 1999 die Befürchtung geäußert worden, dass der Staat 
»aus politischen, rechtlichen und verwaltungsökonomischen Grün-
den die doppelte Staatsbürgerschaft schlicht hinnehmen wird.«9 
In den Jahren 2000 bis 2007 erhielten rund 305.000 Kinder nach 
dem Optionsrecht zusätzlich den deutschen Pass. Für Kinder von Aus-
ländern der Geburtsjahrgänge 1990 bis 1999 war ein spezieller Ein-
bürgerungsanspruch geschaff en worden: Erfüllten die Eltern die Vor-
aussetzungen, konnten sie für diese Kinder bis Ende des Jahres 2000 
einen Einbürgerungsantrag stellen. Hierunter fallen rund 49.000 
Personen. Die ersten von ihnen erreichten 2008 die Volljährigkeit 
und wurden daher von den staatlichen Stellen auf ihre Optionspfl icht 
hingewiesen (Deutscher Bundestag, Drs. 16/8092: 2ff .).
In Ausnahmefällen ist bereits vor 1999 die Beibehaltung einer 
ausländischen Staatsangehörigkeit hingenommen worden – nämlich 
bei jenen Staaten, die faktisch keine Entlassung aus ihrer Staatsange-
hörigkeit vornehmen (nach Angaben der Bundesregierung sind dies: 
Afghanistan, Eritrea, Iran, Kuba, Libanon, Marokko, Syrien und Tu-
nesien, Deutscher Bundestag, Drs. 16/4543: 9). Seit dem Jahr 2000 
wird bei nahezu jeder zweiten Einbürgerung Mehrstaatigkeit hinge-
nommen (45,9 Prozent). Seit 2006 sogar in jeweils über 50 Prozent 
der Fälle.10 Tatsächlich sind die Möglichkeiten, die alte Staatsangehö-
rigkeit beizubehalten, stark erweitert worden (Hailbronner 2002: 24). 
So wurde im Dezember 2001 das Europarats-Übereinkommen zur 
Vermeidung von Mehrstaatigkeit gekündigt (Renner 2002: 393). EU-
Bürger (und Schweizer) werden seit August 2007 generell unter Bei-
behaltung ihrer bisherigen Staatsangehörigkeit eingebürgert (Worbs 
2008: 28). Die nachfolgende Grafi k gibt den Anteil der Einbürgerun-
gen wieder, die unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit erfolgten (von 
1994 bis 2008):
9 | Borttscheller ebd.; ähnliche Probleme sieht Hailbronner (bei grund-
sätzlicher Befürwortung der doppelten Staatsangehörigkeit): Kay Hailbron-
ner: Ausländerrecht: Europäische Entwicklung und deutsches Recht. In: Aus 
Politik und Zeitgeschichte (1999) H. 22, S. 6-8
10 | Worbs 2008: S. 26
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»Die deutsche Staatsangehörigkeit garantiert ein unkündbares Recht 
auf Leben in einem der reichsten und sichersten Länder der Erde, 
den uneingeschränkten Zugang zu den Leistungen des Sozialstaats 
und die Statusrechte eines EU-Bürgers. Der deutsche Pass ermöglicht 
freies Reisen in die meisten Länder der Welt« (Thränhardt 2008: 5). 
So bleibt die Frage, warum der Eindruck erweckt wird, als sei eine 
Entscheidung beim Erwerb der Staatsangehörigkeit unzumutbar. 
Sich zum Staat Bundesrepublik Deutschland zu bekennen und in der 
Konsequenz die alte Staatsangehörigkeit abzugeben, das könne nicht 
verlangt werden.
»Was sind das für Ver fassungspatrioten, die ihre mit der Verfassung ver-
bundene Staatsbürgerschaft so gering schätzen, dass die Option für diese 
Staatsbürgerschaft ihnen regelmäßig unzumutbar vorkommt? Gerade wer 
die Zugehörigkeit zu einer Nation nicht als Naturgegebenheit, sondern als 
Willens- und Freiheitsakt versteht, muss bereit sein, dafür ein Opfer zu for-
dern oder zu bringen«, kommentier te Jan Ross in Die Zeit.11
Es ist auch fraglich – darauf hat Münch zu Recht hingewiesen – ob 
die Ausländereigenschaft einen sachlich rechtfertigenden Grund für 
11 | Ross, Jan: »Doppelbürger – halbe Bürger«. In: Die Zeit vom 7. Januar 
1999
 Abb. 2:   Einbürgerungen von Ausländern in Deutschland 
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die Privilegierung durch den Erwerb mehrfacher Staatsangehörigkeit 
darstellt oder ob nicht eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
gegeben ist. Eine Person mit mehreren Staatsangehörigkeiten kann 
nicht nur zeitweilig den Wohnsitz verlegen, sondern kann sich da-
rüber hinaus die günstigere Rechtsordnung aussuchen, konkurrie-
rende Gerichtsstände nutzen (forum hopping), Klagen in beiden Hei-
matstaaten erheben, womit die Chancengleichheit der Parteien im 
internationalen Privatrecht verletzt wäre (Münch 2007: 173 f). »Die 
Gewährung, d.h. die staatliche Hinnahme der Mehrstaatigkeit, ist 
also eine erhebliche Privilegierung der Mehrstaater gegenüber allen 
anderen Staatsangehörigen, die nur eine Staatsangehörigkeit besit-
zen.« (Ebd.: 175)
4.  STATUSANGLEICHUNG VON BE WOHNERN
UND STA ATSBÜRGERN
Seit Jahren verfügt die Mehrheit der hier dauerhaft lebenden aus-
ländischen Staatsangehörigen (ab 16 Jahren) über die Mindestauf-
enthaltsdauer von acht Jahren, die eine Voraussetzung für eine An-
spruchseinbürgerung darstellt (wenn es sich um einen rechtmäßigen 
Aufenthalt gehandelt hat). Ende 2007 waren es 70 Prozent (4,3 Mil-
lionen Personen) (Deutscher Bundestag, Drs. 16/13558: 12f.). Diese 
Gruppe wird in Anlehnung an angelsächsische Debatte um citizens-
hip als denizens (Bewohner) bezeichnet. Warum wird der Status des 
Bewohners nur in geringem Maße gegen den Status des Staatsangehö-
rigen eingetauscht? 
Zu den Gründen gehört in erster Linie, dass sich seit Jahrzehn-
ten der Statusunterschied zwischen Staatsangehörigen und dauerhaft 
und rechtmäßig in Deutschland lebenden Ausländern abschwächt 
(Mau 2007: 231ff .). Aufgrund innerstaatlicher Rechtsentwicklungen 
(Luft 2009: 60ff .) und zahlreicher internationaler Abkommen hat 
sich die Rechtsstellung der Ausländer an die der eigenen Staatsan-
gehörigen in weiten Teilen angeglichen. So ist wohlfahrtsstaatliche 
Inklusion nicht an formelle Staatsangehörigkeit gebunden, sondern 
an dauernden und rechtmäßigen Aufenthalt. Arbeits- und sozial-
rechtlich waren die ausländischen den einheimischen Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik Deutschland von Anfang an gleichgestellt (das 
aktive Wahlrecht zum Betriebsrat wurde 1972 eingeführt). Arbeitslo-
senunterstützung und Arbeitslosenhilfe erhielten sie unter den glei-
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chen Bedingungen wie die einheimischen Arbeitnehmer (bei einer 
gültigen Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis) (Luft 2009: 84).
Im Jahr 1971 wurde ein Rechtsanspruch geschaff en, wonach die 
Arbeitserlaubnis unabhängig von der Arbeitsmarktlage nach fünfjäh-
riger ununterbrochenen Tätigkeit oder einem rechtmäßigen Aufent-
halt von acht Jahren zu erteilen war (ebd. 73). Bereits 1972 hatten etwa 
eine Million ausländischer Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch auf 
Erteilung einer Arbeitserlaubnis erworben, darunter 460.000 Perso-
nen von außerhalb der Europäischen Gemeinschaft (EG). Alleine die-
ser Kreis konnte nicht mehr durch Verweigerung einer Arbeitserlaub-
nis zur Rückkehr in sein Herkunftsland gezwungen werden. Über 
die Jahre wurde der ausländerpolitische Handlungsspielraum immer 
mehr eingeengt – durch nationales Recht wie durch internationale 
vertragliche Selbstbindungen. Mitte der 1970er Jahre verfügten rund 
80 Prozent der ausländischen Arbeitnehmer über einen verfestigten 
Aufenthaltsstatus. Man könne sich »nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass sich gegenüber dem Vordringen völkerrechtlicher Absicherun-
gen bei zunehmender Verweil- und Tätigkeitsdauer die staatliche 
Dispositionsbefugnis über das Millionenheer ausländischer Arbeiter 
nicht länger aufrechterhalten lässt«, schrieb 1976 Fritz Franz, damals 
Richter am Oberwaltungsgericht Berlin (Franz 1976: 318).
Die Gleichstellung hinsichtlich sozialer Rechte war von Anfang 
an am weitesten entwickelt. Ausländer mit Arbeitsgenehmigung 
oder unbefristeter Aufenthaltserlaubnis sind der deutschen Sozialver-
sicherung unterstellt, sie verfügen bei Arbeitslosigkeit über gleiche 
Rechte wie deutsche Staatsangehörige. Gleiches gilt für den Bezug 
von Kindergeld, BAFÖG oder Sozialhilfe. So kann für die größte Aus-
ländergruppe festgestellt werden:
»Der Einbezug von türkischen Migranten in das System der sozialen Siche-
rung auf der Basis des Sozialversicherungsabkommens zwischen Deutsch-
land und der Türkei ist als so umfassend zu bezeichnen, dass entschei-
dende Verbesserungen der sozialen Situation durch Einbürgerung nur im 
Individualfall von Relevanz zu sein scheinen« (Prümm 2004: 60).
Der Status des Bewohners (als dauerhaft und rechtmäßig in Deutsch-
land lebenden ausländischen Staatsangehörigen) hat sich zuneh-
mend dem Status des deutschen Staatsangehörigen angeglichen.
Legt man für die Einbürgerungsentscheidung eine pragmatische 
Kosten-Nutzen-Abwägung zugrunde (ebd.: 42), so sind die Anreize, 
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die deutsche Staatsangehörigkeit zu erwerben, weil es einen Zuge-
winn an Rechten gibt, nicht besonders groß: Das gilt in erster Linie 
für EU-Bürger. Sie verfügen über aktives und passives kommunales 
Wahlrecht, vollständige Berufsfreiheit und Niederlassungsfreiheit. 
Durch die Privilegierung von EU-Bürgern ist der Bewohner-Status 
außerordentlich gestärkt worden. Für Drittstaatsangehörige gilt ein 
rechtlicher Ausschluss nur in Ausnahmefällen: So ist die Approbation 
für Ärzte und Apotheker deutschen Staatsangehörigen und EU-Bür-
gern vorbehalten (ebd.: 61 f). Den Beamtenstatus können ebenfalls 
Drittstaatsangehörige nicht erhalten, sie können aber als Angestellte 
im öff entlichen Dienst beschäftigt sein. Andere instrumentelle Moti-
ve für den Erwerb der Staatsangehörigkeit können negative Freihei-
ten sein, wie der Schutz vor Ausweisung, also absolute Aufenthalts-
sicherheit. Wer von Ausweisung bedroht ist, ist allerdings ohnehin 
nicht einbürgerungsberechtigt. Was den Nachzug von Familienange-
hörigen angeht, so genießen Staatsangehörige gegenüber der einbür-
gerungsberechtigten Gruppe keine zusätzlichen Rechte.
In diesem Abwägungsprozess sind auch andere »Kosten« zu ver-
anschlagen, die im Zusammenhang mit einer Abgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit stehen: Das gilt beispielsweise für die Angst vor 
einem »Identitätsverlust«, die Befürchtung negativer Reaktionen im 
persönlichen Umfeld (Ausgrenzung) und die Bedeutung für die Rück-
kehroption (psychologische Funktion). Das setzt allerdings voraus, dass 
die Herkunftsidentität mit der Staatsangehörigkeit emotional stark ver-
bunden ist. Hier kommt dann auch das Interesse der Herkunftsländer 
als Patronagestaaten ins Spiel. Das hat im Februar 2008 die Rede des 
türkischen Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan in der Kölnarena 
noch einmal in Erinnerung gerufen.12 Die zentrale Botschaft der Köl-
ner Rede lautete: Die türkischen und türkischstämmigen Zuwanderer 
sollen sich bewusst sein, dass sie aufgrund ihrer Gruppengröße eine 
einfl ussreiche Lobby sein können – von der lokalen Ebene bis hin zur 
Europäischen Union. Die türkische Politik war daher auch sehr an der 
Reform des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts und der generellen 
Hinnahme von Doppelstaatigkeit interessiert.
Der damalige türkische Botschafter in Deutschland, Tugay Ulu-
cevik, erklärte 1999 in einem Interview: »Wenn der Bundestag ein 
Gesetz beschließt, das es diesen türkischen Bürgern ermöglicht, die 
12 | Die Ansprache wurde u.a. abgedruckt in der FAZ vom 15. Februar 
2008 »Erdogans Kölner Rede«.
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deutsche Staatsangehörigkeit erwerben zu können, ohne auf ihre be-
stehende Staatsangehörigkeit verzichten zu müssen, würde damit 
den Erwartungen der türkischen Bevölkerung in Deutschland ent-
sprochen. Die Türkei würde jeden zeitgemäßen Schritt begrüßen, 
der die Integration der türkischen Bürger in die deutsche Gesellschaft 
ermöglichen würde«.13 Obwohl das Prinzip der doppelten Staatsange-
hörigkeit in Deutschland abgelehnt wurde, ermöglichte es die Türkei 
insgesamt 260.000 Personen, die sich hatten ausbürgern lassen, um 
die Voraussetzung für den Erhalt der deutschen Staatsangehörigkeit 
zu erfüllen, danach die türkische Staatsangehörigkeit neu zu beantra-
gen und zu erhalten. Diese Praxis war 1997 nach Protesten der Bun-
desregierung aufgegeben worden (Şen/Sauer/Halm 2001: 100). Das 
Staatsangehörigkeitsgesetz des Jahres 2000 sieht vor diesem Hinter-
grund vor, dass die deutsche Staatsangehörigkeit auch dann automa-
tisch verloren geht, wenn im Inland neben der deutschen noch eine 
weitere erworben wird (§25 StAG).
Betrachtet man die empirischen Untersuchungen zum Einbürge-
rungsverhalten, dann sind weitere Aspekte von Bedeutung: 
Der Zuwanderungsgrund: Bei den ehemaligen Gastarbeitern aus • 
der Türkei sind nur 21 Prozent eingebürgert worden, bei den nach-
gezogenen Ehepartnern nur 19 Prozent. Bei den als Kind im Zuge 
der Familienzusammenführung Eingereisten liegt der Anteil bei 
40 Prozent, bei den in Deutschland Geborenen liegt der Anteil bei 
59 Prozent (Sauer 2009: 120).
Die Generation: Nicht der Ort der Geburt ist von Bedeutung, son-• 
dern das Land, in dem Kindheit und Jugend als wichtigste Soziali-
sationsphasen verbracht wurden (Söhn 2008: 100). So ließen sich 
von den Angehörigen der ersten Generation der Zuwanderer aus 
der Türkei lediglich 20,9 Prozent in Deutschland einbürgern, von 
der zweiten Generation sind es hingegen 48 Prozent (Sauer 2009: 
120f.).
13 | In einem Interview mit der Bild-Zeitung: »Botschafter: Türken erwar-
ten doppelte Staatsbürgerschaft« vom 7. Januar 1999
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Die emotionale Identifi kation: wer sich zumindest teilweise als • 
Deutscher fühlt, lässt sich eher einbürgern (Diehl 304).
Zusammenfassend kann gesagt werden: Je weniger ein Zugewinn an 
Rechten zu erwarten ist, desto seltener wollen sich Ausländer einbür-
gern lassen (Söhn 2008: 87). Deshalb zieht eine Mehrheit off ensicht-
lich den Status des Bewohners mit den damit verbundenen weitgehen-
den (insbesondere sozialen) Rechten einer Staatsangehörigkeit vor.
5.  MIT TEL ZUR INTEGR ATION ODER
ERGEBNIS GELUNGENER INTEGR ATION?
Die vermehrte Hinnahme von Mehrstaatigkeit sollte die Zahl der 
Einbürgerungen erhöhen, unter anderem weil die Einbürgerungen 
als Indikator für gelungene Integration gewertet wurden. Dabei wird 
– wie im Integrationsdiskurs der 1970er und 1980er Jahre durchge-
hend – eine zu bewahrende kollektive »Identität« von Ausländern be-
müht. So heißt es von Kritikern, die Forderung nach der Aufgabe der 
bisherigen Staatsangehörigkeit behindere die Integration von Aus-
ländern in Deutschland, denn sie gefährde deren »Identität«. »Die 
Identität ist gerade nicht dadurch zu bewahren, dass die Politik Men-
schen dazu zwingt, ihren alten Pass im Tausch gegen die vollen Rech-
te abzugeben. Diesen unsauberen Handel lehnen wir ab«, hieß es 
in einem Beschluss des Länderrats von Bündnis 90/Die Grünen zur 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts.14 Halm/Sauer (2009: 69f.) 
behaupten: » … durch den Ausschluss der Doppelstaatsbürgerschaft 
wurde das eigentliche Ziel, als Mittel der Integration zu fungieren, 
verfehlt, denn die Einbürgerungswilligen müssen sich emotional und 
mental eindeutig positionieren, das Gesetz zwingt sie zu einer Ent-
scheidung zwischen der türkischen und der deutschen Identität.« Ob 
Staatsangehörigkeit und »Identität« in einem solch monokausalen 
Zusammenhang stehen, ist allerdings fraglich. »Identitäten« kön-
nen sich an zahlreichen Aspekten festmachen – Religion, Ethnizität, 
Geschlecht etc. Der Nationalität kann in Zeiten »bikultureller« und 
»hybrider« Identitäten kein Monopol zugesprochen werden. Zudem 
bleibt außer Acht, dass sich in Migrationsprozessen und in Zeiten 
14 | Bündnis 90/Die Grünen: »Gleiche Rechte für Alle«. Beschluss des 
Länderrats vom 23. Januar 1999
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raschen gesellschaftlichen Wandels Identitäten nahezu zwangsläufi g 
verändern.
In diesem Zusammenhang wurde auch darauf hingewiesen, dass 
die Forderung, türkischen Zuwanderern müsse es gestattet werden, 
ihre bisherige Staatsangehörigkeit auch bei der Einbürgerung in 
Deutschland zu behalten, die »fortdauernde Geltung abstammungs-
begründeter türkischer Staatsangehörigkeit« voraussetzt.15 Wäh-
rend bei den türkischen Staatsangehörigen das Abstammungsprin-
zip ohne Debatte als Selbstverständlichkeit hingenommen werde, 
werde es im deutschen Fall als typisch für deutsche Rückständig-
keit erklärt. »Leichtfertig wird übersehen, dass die Ideologisierung 
der doppelten Staatsbürgerschaft durch die Hintertür genau das fort-
schreibt, was man mit einer Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 
aufl ösen möchte – die Konzentrierung auf die Ethnie. Die Blindheit 
vor diesem Widerspruch lässt sich wahrscheinlich nur mit den Bewäl-
tigungsversuchen der jüngeren deutschen Geschichte erklären. Für 
Ethnizismus kann man sich erwärmen, solange er nur kein germani-
scher ist« (Seidel 1999: 972).
Die Bedeutung der Staatsangehörigkeit für den Integrationspro-
zess ist seit Jahren überschätzt worden. Zugleich wurden tatsächli-
che Integrationsprobleme unterschätzt. So behauptete der ehemalige 
CDU-Generalsekretär Geißler 1990 (164): »Der Ausländerstatus ist 
ein größeres Integrationshemmnis als die Sprachbarriere, die es bei 
jungen Ausländern überhaupt nicht mehr gibt, oder als eine unvollstän-
dige Schulausbildung. Diese Menschen werden durch den Auslän-
derstatus ausgegrenzt, auch wenn sie bei uns geboren sind und seit 
Jahren bei uns leben« [Hervorhebung durch den Verfasser]. Auch der 
damalige Bundesinnenminister Schily (SPD) stellte 1999 in der poli-
tischen Auseinandersetzung um die Hinnahme von Mehrstaatigkeit 
die integrationsfördernde Wirkung von Einbürgerungen in den Mit-
telpunkt: »Wer einen deutschen Pass hat, wird nicht länger abseits 
stehen.«16 Aber, so ist zu fragen: Welche Integrationschancen sollten 
sich mit der zweiten Staatsangehörigkeit für die Kinder in den eth-
15 | Lübbe, Hermann: Wie wird man Deutscher?, in: Rheinischer Merkur 
vom 02.04.1993
16 | Bundesministerium des Innern: »Bundesinnenminister Otto Schily 
stellt Arbeitsentwurf zur Reform des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts 
vor«, Pressemitteilung des Bundesministeriums des Innern, 13. Januar 
1999
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nisch-sozialen Unterschichtenkonzentrationen der Großstädte ver-
bessern? Was nützt ein deutscher Pass, wenn die deutsche Sprache 
im Elternhaus nicht gesprochen wird und die Kinder keine Chance 
haben, die Schule erfolgreich zu absolvieren und anschließend einen 
Ausbildungsplatz zu bekommen? 
Eingebürgerte weisen höhere Bildungsabschlüsse und Erwerbs-
quoten auf als Ausländer, sie haben häufi ger Abitur als Ausländer, ge-
hen seltener von der Schule ohne Abschluss ab, sind seltener arbeits-
los, sind hinsichtlich der berufl ichen Stellung besser platziert, haben 
höhere Einkommen, bessere Sprachkenntnisse und sie sind stärker 
assimiliert. » … ihre private(n) soziale(n) Verkehrskreise [reichen] tie-
fer als die der Ausländer in die Mehrheitsgesellschaft herein« (Sa-
lentin/Wilkening: 2003: 293; MGFFI NRW 2008: 111ff .). Vor diesem 
Hintergrund kann selbstverständlich kein Kausalzusammenhang 
zwischen Einbürgerung und Integration behauptet werden.
»Niemand tritt einem deutschen Verein bei oder heiratet einen deutschen 
Partner, weil er oder sie jetzt einen deutschen Pass hat. Eher scheint es so 
zu sein, dass Prozesse sozialer, kultureller und identifikativer Integration 
relativ unabhängig vom Ereignis ›Einbürgerung‹ verlaufen, bzw. dass solche 
Prozesse oft schon vor der Einbürgerung stattgefunden haben und die Mo-
tivbildungen beeinflussen, aber keine Wirkungen sind« (Wunderlich 2005: 
183).
Die Behauptung, die Verleihung der Staatsangehörigkeit – unter ge-
nereller Hinnahme von Mehrstaatigkeit – sei eine wichtige Voraus-
setzung für die Integration17 oder gar der »Schlüssel zur Integration« 
entbehrt jeder Grundlage. So behauptete der ehemalige Direktor der 
Stiftung Zentrum für Türkeistudien, Faruk Şen: »Nicht die Segregation 
in Städten ist das primäre Problem, sondern dass die politische Par-
tizipation in ethnisch segregierten Quartieren nicht gewährleistet ist. 
[…] Die weitere Förderung der Einbürgerung ist damit nicht nur ein 
17 | Şen, Faruk: Türkische Minderheit in Deutschland, in: Türkei (Infor-
mationen zur politischen Bildung, hg. von der Bundeszentrale für politische 
Bildung), Berlin 2002, S. 55; Keskin, Hakki: Deutschland als neue Heimat. 
Eine Bilanz der Integrationspolitik, Wiesbaden 2005, S. 30ff.; Schulte, Axel: 
Demokratie als Leitbild einer multikulturellen Gesellschaft, in: Butterweg-
ge, Christoph/Gudrun Hentges, Gudrun/Fatma Sarigöz (Hg.): Medien und 
multikulturelle Gesellschaft, Opladen 1999, S. 192f.
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Aspekt von Integrationspolitik, sondern, viel mehr als Sprach- und 
Integrationskurse, ihr Schlüsselinstrument.«18 Die Erfahrungen in 
Frankreich (Manfrass 1991: 16ff .; Hagedorn 2001: 44ff .; Eckard 2007; 
Riedel 2007; Michalowski 2007: 47ff .) oder in Großbritannien zei-
gen, dass auch eine Politik der massenhaften Einbürgerung keines-
wegs erhebliche Integrationsprobleme verhindert: eine Politik der 
staatsrechtlichen »Inklusion« kann durchaus mit sozial-ökonomi-
scher »Exklusion« einhergehen. Die rechtliche Inklusion garantiert 
keine gute Platzierung in den Funktionssystemen, dazu bedarf es 
anderer Leistungen von Seiten der Migranten. Eine Drittstaatsange-
hörigkeit bei verfestigtem Aufenthaltsstatus versperrt keine nennens-
werten Zugänge in den Arbeitsmarkt. »Die abstrakte Gleichheit, die 
die Staatsangehörigkeit schaff t, ist in der diff erenzierten Gesellschaft 
empirisch nicht wahrnehmbar, da für die Ausstattung der Bevölke-
rung mit Ressourcen nicht die Staatsangehörigkeit, sondern die In-
klusion in den Wohlfahrtsstaat maßgeblich ist« (Prümm 2004: 96).
Über 70 Prozent der asiatischen und afro-karibischen Einwande-
rer in Großbritannien haben die britische Staatsangehörigkeit erwor-
ben. Dennoch verzeichnet das Land seit Jahrzehnten immer wieder 
auffl  ammende Unruhen (Baringhorst 1999: 293). Studien zur Anfäl-
ligkeit für gewalttätiges Handeln von Zuwanderern in Deutschland 
zeigen, dass die Staatsangehörigkeit keine Bedeutung für die Erklä-
rung von Gewalthandeln hat – wobei ihr Vorhandensein in diesen 
Studien verstanden wird als Ausdruck von Integration, die nicht vor-
handene deutsche Staatsangehörigkeit als Ausdruck mangelnder gesell-
schaftlicher Anerkennung (Babka von Gostomski 2003: 264). Generell 
gilt: Über das Gelingen von Integration entscheiden nicht der Pass, 
sondern Integrationsbereitschaft, Bildungsstand sowie soziale und 
wirtschaftliche Verhältnisse, die eine Eingliederung ermöglichen. 
Nur eine »sozial geglückte Einbürgerung« (Manfrass 1991: 88) kann 
ein erstrebenswertes Ziel sein.
»Eine großzügigere Ausgestaltung und Handhabung des Staatsangehörig-
keitsrechts allein kann nicht die ethnischen, kulturellen und vor allem sprach-
lichen Unterschiede einebnen, die Einheimische von Zugezogenen trennen. 
Die hieraus entstehenden sozialen und politischen Spannungen kann man 
nicht durch Erteilung eines anderen Passes beseitigen« (Renner 1994: 161).
18 | Şen, Faruk: Einbürgerung ist der Schlüssel zur Integration, in: FAZ 
vom 28. September 2004
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Eine Politik, die auf Einbürgerungen setzt ohne die soziale Integra-
tion zur Voraussetzung zu machen, trägt, so die niederländischen Er-
fahrungen, zu einer Abwertung der Staatsangehörigkeit bei (Böker/
Thränhardt 2003: 134).
Die Behauptung, eine Annahme der Staatsangehörigkeit zwinge 
die Politik, sich der Interessen der Zuwanderer anzunehmen und för-
dere dadurch die Integration (u.a. Rittstieg 2002: 21; Schoch 2000: 
48), muss bezweifelt werden. Die französischen und britischen Er-
fahrungen (Manfrass 1991: 22f.; Hillebrand 2006: 5) sprechen eher 
dafür, dass der gesteigerte Einfl uss ethnisch-religiöser Minderhei-
tenorganisationen und deren Wortführer (der gerade bei knappen 
Mehrheiten besonders groß ist) zur Verfestigung von Minderheitens-
trukturen führt und das Konfl iktpotential erhöht. »Politische Mit-
wirkung ohne erfolgreiche soziale Integration beinhaltet m.E. eher 
Risiken politischer Instabilität und Konfl iktsteigerung als zusätzliche 
Chancen sozialer Integration« (Manfrass 1991: 22).
Vieles spricht dafür, die Einbürgerung als Abschluss eines gelun-
genen Integrationsprozesses zu verstehen. So kommt Claudia Diehl 
(2002: 308) vor dem Hintergrund der Ergebnisse des Integrations-
surveys des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung zu dem 
Schluss:
»Betrachtet man die Einbürgerungsmuster der türkisch- und italienisch-
stämmigen jungen Einwanderer, dann zeigt sich, dass diese Abfolge weit-
gehend Realität ist. Besonders einbürgerungswillig sind diejenigen, deren 
strukturelle, kulturelle und identifikative Eingliederung schon for tgeschrit-
ten ist. Es gibt keinerlei Hinweise darauf, dass durch die Einbürgerung be-
sonders wenig interessier te und herkunftslandorientier te Einwanderer zu 
Deutschen werden.«
6.  WAS DARF ALS EINBÜRGERUNGSVOR AUSSE T ZUNG 
VERL ANGT WERDEN?
Was kann von einem Zuwanderer, der sich in Deutschland einbür-
gern möchte, verlangt werden? Womit muss sich der Einbürgerungs-
willige identifi zieren? Kann nach den Modernisierungsschüben des 
20. Jahrhunderts eine »Leitkultur« noch hinreichend inhaltlich be-
stimmt werden? Was außer der Rechtstreue kann billigerweise ver-
langt und erwartet werden? Zu Recht ist festgestellt worden: »Nicht-
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rechtliche Verhaltensnormen wie Sitten und Bräuche haben ihre 
verhaltenssteuernde und gesellschaftserhaltende Bedeutung mehr 
und mehr verloren« (Kötter 2003: 33). In einer individualisierten 
und weltanschaulich pluralisierten Gesellschaft bestehen fundamen-
tale Diff erenzen über gesellschaftliche Leitbilder und grundlegende 
Rechtsgüter – Einigkeit muss nur darin bestehen, dass die jeweiligen 
Gesetze in ihrer Eigenschaft als Gesetz zu respektieren sind, auch 
wenn sie inhaltlich kritisiert und bei vorhandenen Mehrheiten wieder 
geändert werden sollen. 
Für Ausländer kann in diesem Zusammenhang kein strengerer 
Maßstab angelegt werden als für deutsche Staatsangehörige (Dennin-
ger 2002: 31ff .). Die Grundrechtsbindung des Staates gilt für beide 
gleichermaßen (Rossi 2007: 394f.). Der Staat muss Gesetzesgehor-
sam verlangen, er wird aber zur Gesinnungsdiktatur, wenn er im 
Namen der Toleranz die Anerkennung bestimmter »Werte« verlangt, 
obwohl er dafür keine gesetzliche Grundlage hat. Ein Beispiel dafür 
bot ein Fragebogen des Innenministeriums von Baden-Württem-
berg, der für Einbürgerungsbewerber entwickelt wurde und etwa die 
Haltung zur Homosexualität abfragte.19 Tatsächlich haben staatliche 
Institutionen dazu keinerlei Recht – weder bei Muslimen, noch bei 
Katholiken, noch bei Personen anderer Glaubensüberzeugung. 
Aus verfassungs- und staatsrechtlicher Sicht kommt dem Staats-
bürger (und damit jenen, denen die Staatsangehörigkeit verliehen 
wurde) eine herausragende Bedeutung zu. Der Staatsbürger ist 
»Konstitutions- und Integrationselement des politischen Gemeinwe-
sens in seiner konkreten Form« (Grawert 2004: Rn 135). Das Bun-
desverfassungsgericht hatte erst in der erfolgreichen Beschwerde 
gegen den Europäischen Haftbefehl im Juli 2005 die Bedeutung der 
Staatsangehörigkeit hervorgehoben. »Die staatsbürgerlichen Rechte 
und Pfl ichten, die für jeden einzelnen mit dem Besitz der Staatsange-
hörigkeit verbunden sind, bilden zugleich konstituierende Grundla-
gen des gesamten Gemeinwesens.«20 Vor diesem Hintergrund sollte 
sowohl bei der Aufnahmegesellschaft als auch bei den Antragstellern 
ein Bewusstsein für die Bedeutung dieses Schrittes vorhanden sein. 
19 | Der Fragebogen war abgedruckt in: taz vom 4. Januar 2006: »Die 
Gesinnungsprüfung“
20 | Bundesverfassungsgericht: BVerfG, 2 Bvr 2236/04 vom 
18.7.2005, Abs. Nr. 66 www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/
rs20050718_2bvr223604.html, Stand: 18.02-08
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Wenn das Bundesverfassungsgericht davon spricht, dass die Folgen 
des Zweiten Weltkrieges von den »Deutschen als Schicksalsgemein-
schaft« zu tragen seien21, dann erfolgt mit der Einbürgerung die Auf-
nahme in diese »Schicksalsgemeinschaft«. Das bedeutet auch, dass 
von Einbürgerungswilligen legitimer Weise verlangt werden kann, 
dass sie sich mit dem Staat, dessen Angehöriger sie werden wollen, 
befasst und sich Landeskenntnisse angeeignet haben. Dazu gehören 
in erster Linie Grundkenntnisse der Geschichte und Politik Deutsch-
lands (nicht nur der Sprache). Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien und die USA sind hier ähnliche Wege gegangen (Weinbach 
2005: 202ff .; Michalowski 2008: 35f.).
Der Staat sollte nicht auf jede identifi katorische Integration ver-
zichten, wie es in der technokratischen Einbürgerungspraxis bis vor 
wenigen Jahren gang und gäbe war. Einbürgerungsfeiern können zu 
dieser Identifi kation beitragen. So wurden in Großbritannien, das 
die Feiern 2004 einführte und von Ländern wie USA, Kanada und 
Australien übernahm, gute Erfahrungen damit gemacht (Duke-Evans 
2006; Wunderlich 2005: 157ff .).
7. FA ZIT
Die Staatsangehörigkeitspolitik muss – wie alle anderen Politiken 
auch – demokratisch legitimiert sein. Grundlegende politische The-
men wie das Staatsangehörigkeitsrecht müssen in einem transparen-
ten Verfahren und unter Abschätzung langfristiger Folgen behandelt 
werden. Der Umgang mit diesem Thema in den vergangenen Jahren 
genügt diesen Ansprüchen nicht. Der Bewohner-Status ermöglicht es 
ausländischen Staatsangehörigen, sich trotz dauerhaften Aufenthalts 
gegen eine Einbürgerung zu entscheiden. Die weitgehende Gleich-
stellung mit Staatsangehörigen des Aufenthaltslandes senkt Anreize 
und Motivation.
Ein hohes Maß an sozio-kultureller und sozio-ökonomischer In-
tegration (Sprache, Bildung, Arbeitsmarkt) bringt off ensichtlich ein 
gesteigertes Interesse an Einbürgerung mit sich. Das erlaubt aber 
21 | Bundesverfassungsgericht (2004): BVerfG, 2 BvR 955/00 vom 
26.10.2004, Abs. Nr. 132 www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen
/rs20041026_2bvr095500.html, Stand: 18.02.2008
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nicht den Schluss, Einbürgerung und Integration stünden in einem 
kausalen Zusammenhang. 
Es gibt ein politisches Interesse, dass Staatsvolk und Bevölke-
rung weitgehend kongruent sind. Deshalb sollte der demokratische 
Rechtsstaat ein faires Angebot zur Annahme der Staatsangehörigkeit 
machen. Voraussetzungslosigkeit kann hier allerdings nicht gegeben 
sein. Einbürgerungsvoraussetzungen, wie sie denen in etlichen euro-
päischen Staaten entsprechen (Deutscher Bundestag, Drs. 16/13558: 
57ff .), sind kein illegitimer Ausschluss von politischer Partizipation. 
Es liegt ein öff entliches Interesse vor, von Einbürgerungswilligen 
konkrete Integrationsleistungen zu verlangen. Lediglich ein mög-
lichst »barrierefreier« Einbezug als Staatsangehöriger führt nicht zu 
den gewünschten Integrationserfolgen. Im Gegenteil: Die Erfahrun-
gen vieler europäischer Nachbarländer (insbesondere jene mit aus-
drücklich multikulturalistischer Politik) zeigen, dass »gut gemeinte« 
Politikansätze nicht-intendierte Folgen zeitigen. So waren die Nieder-
lande in den 1990er Jahren zum »Einbürgerungsparadies« (Thrän-
hardt 2008: 30) gemacht worden. Mit der weitgehenden Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit war dort »ein entscheidender Durchbruch bei 
der Einbürgerung« erzielt worden (ebd.). Gleichzeitig haben die Nie-
derlande allerdings eine sehr viel schlechtere Integrationsbilanz ihrer 
Zuwanderer vorzuweisen als u.a. die Bundesrepublik Deutschland. 
Ruud Koopmans (2008) stellt fest, dass multikulturelle Politikansät-
ze, die Migranten einen leichten Zugang zu gleichen Rechten gewäh-
ren und keine starken Anreize setzen, die Sprache des Aufnahme-
landes zu erlernen und interethnische Kontakte zu pfl egen, in der 
Kombination mit großzügigen wohlfahrtsstaatlichen Leistungen zu 
einer geringen Erwerbsbeteiligung und starker Segregation führen.
Die »gespaltene Kindheit« (Häußermann/Gornig/Kapphan 
2007: 78), die sich inzwischen auch in vielen deutschen Städten ma-
nifestiert, verläuft nicht entlang der Linie des rechtlich-politischen 
Ein- oder Ausschlusses sondern entlang der allgemein feststellbaren 
sozialräumlichen Polarisierung. Zuwanderer und ihre Nachkom-
men sind davon in besonderer Weise betroff en (Luft 2009: 356ff .). 
Entscheidend ist, dass Zuwanderer nicht als Gruppen an den Rand 
gedrängt werden, dass sie ihre Perspektive nicht in der dauerhaften 
ethnisch-sozialen Unterschichtung der Aufnahmegesellschaft sehen 
müssen, sondern die Aufnahmegesellschaft positiv wahrnehmen 
können.
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